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Das neue Entſchuldungsverfahren nach dem Seſetz zur Regelung der 
landwirtſchaſtlichen Schuldverhältniſſe vom 1. Juni 1933. 


Von Rechtsanwalt Dr. Schwaniger, Hirſchberg (Schl). 


Das neue Entſchuldungsgeſetz, das in ſich für die große, 
neu zu beginnende Entſchuldungsaktion der landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe den Inhalt eines großen Teiles der Oſthilfe⸗ 
geſetze und Verordnungen in einem Guß vereinigt, bringt 
auch eine Anzahl einſchneidender Neuerungen, die man ſich 
einmal klarmachen muß, um das Werk in ſeiner Bedeutung 
für den landwirtſchaftlichen Betriebsinhaber und den Gläu⸗ 
biger zu erkennen. 

1. Organiſatoriſch fällt ſofort ins Auge, daß die Lei⸗ 
tung des Entſchuldungsverfahrens nicht mehr in der Hand 
der unteren Verwaltungsbehörden (Landräte) und beſonderen 
Reichsbehörden, der Landſtellen, liegt, ſondern den AG. der 
Länder übertragen iſt. Damit wird nun aber nicht die ge⸗ 
ſamte umfangreiche Arbeitslaſt, die bisher den genannten 
Verwaltungsbehörden oblag, den AG. aufgebürdet, der ſie 
nach ihrer Struktur, ihren ſachlichen und perſonellen Mitteln 
gar nicht gewachſen wären, ſondern ſie haben nur die wich⸗ 
tige materielle Entſcheidung über Eröffnung und Abſchluß 
des Eutſchuldungsverfahrens (88 3, 4: Ablehnung, Eröffnung; 
8820, 21: Beſtätigung des Entſchuldungsplanes, Aufhebung 
oder Einſtellung des Entſchuldungsverfahrens) und über die 
Ermächtigung der Entſchuldungsſtelle zum Abſchluß eines 
Zwangsvergleichs (88 24 ff.); im übrigen obliegt ihnen im 
weſentlichen nur die äußere Oberleitung, wie ſie z. B. in 
Friſtſetzungen (8 45 Ziff. 4), der Bekanntmachung der Eröff⸗ 
nung und Aufhebung oder Einſtellung des Verfahrens (88 , 
fa und ähnlichem zum Ausdruck kommt, ſowie die Durch⸗ 
führung des von der Entſchuldungsſtelle vorgelegten Ent⸗ 
ſchuldungsplanes. 

Das eigentliche Sanierungswerk, das Kernſtück des Ent⸗ 
ſchuldungsverfahrens, das im Oſthilfe⸗Entſchuldungsverfahren 
neben den vorſtehend umriſſenen Solennitäts⸗ und Publi⸗ 
kationsakten Aufgabe der Landſtellen und Landräte iſt, wird 
durch das Geſetz für die Zwecke der neuen Entſchuldung be⸗ 
ſtimmten „Entſchuldungsſtellen“ übertragen. Dies ſind nach 
näherer Vorſchrift des 55 in der Regel Kreditanſtalten, die 
aus eigenen Mitteln und denen der Rentenbank⸗Kreditanſtalt 
im eigenen Namen (88 60, 61) das Entſchuldungsdarlehen 
zwecks Ablöſung der nach dem Entſchuldungsplan nicht be⸗ 
ſtehen bleibenden Forderungen in bar oder in 40 igen Ab⸗ 
löſungsſchuldverſchreibungen der Deutſchen Rentenbank (8 62) 
zur Verfügung zu ſtellen haben (5 12). Dieſe Entſchuldungs⸗ 
ſtellen fertigen insbeſondere den Entſchuldungsplan, der im 
einzelnen Aufſchluß darüber geben muß, welche Forderungen 
und Grundſtücksrechte mit dem Range vor dem Entſchuldungs⸗ 


darlehen ſtehenbleiben dürfen, welche ihm den Vorrang ein⸗ 
räumen müſſen, und welche endlich durch Barzahlung oder 
durch Ablöſungsſcheine in voller Höhe oder quotenmäßig ab⸗ 
gelöſt werden ſollen. Sie müſſen weiter den Nachweis dafür 
führen, daß der nachhaltig erzielbare Rohüberſchuß des Be⸗ 
triebes nach der Sanierung die verbleibende Zinslaſt deckt, daß 
alſo die Rentabilität durch Hingabe des Entſchuldungsdar⸗ 
lehns wiederhergeſtellt erſcheint (8 28). Dieſer Inhalt des 
Entſchuldungsplanes bedingt, daß die Entſchuldungsſtelle ſelbſt 
den Betrieb taxiert, d. h. ſeine Zinsleiſtungsgrenze feſtlegt, 
das höchſtmögliche Entſchuldungsdarlehen unter Berückſichti⸗ 
gung der beſtehen bleibenden Laſten errechnet und notfalls, 
wenn es zur Befriedigung aller abzulöſenden Forderungen 
nicht ausreicht, die erforderlichen freiwilligen oder Zwangs⸗ 
akkorde mit den Gläubigern durchführt (88 24 ff.). 

Dies ſind, wie angedeutet, keine ſachlich neuen Mittel 
der Entſchuldung. Die grundlegende Anderung und — wie 
betont werden kann — Verbeſſerung liegt in der Zuſammen⸗ 
faſſung des wirtſchaftlichen Teils der geſamten Sanierung, 
der Aufſtellung des Entſchuldungsplanes, in einer Hand, und 
zwar in der Hand derſelben Stelle, die für eigene Rechnung 
die Entſchuldungsmittel darzuleihen hat. So einfach und 
ſelbſtverſtändlich das klingen mag, ſo bedeutet es doch einen 
radikalen Bruch mit den bisherigen Methoden, die trotz auf⸗ 
opferndſter Tätigkeit aller Beteiligten ſchließlich nur zu ge⸗ 
ringen Erfolgen führen konnten. Im Entſchuldungsverfahren 
der Oſthilfe waren nämlich die Funktionen der neuen „Ent⸗ 
ſchuldungsſtellen“ zwiſchen die Landſtelle, die Induſtriebank 
und die „Entſchuldungskreditinſtitute“ (die ſich im weſent⸗ 
lichen mit den neuen Entſchuldungsſtellen decken) in der Weiſe 
aufgeteilt, daß die Landſtelle die für die Begutachtung der 
Entſchuldungsbetriebe erforderlichen Unterlagen beſchaffte, die 
Induſtriebank alsdann die Taxe aufſtellte und fie nach Ge⸗ 
nehmigung der Berliner Zentrale an die Landſtelle zur Durch⸗ 
führung der Akkorde und Aufſtellung des Sanierungsplanes 
abgab. Die Landſtelle prüfte nun ihrerſeits das landwirt⸗ 
ſchaftliche Gutachten nach und verhandelte mit der Induſtrie⸗ 
bank über Abänderungen, wenn ſie es nicht billigte (ogl. 827 
Oſthilfec.). Der fertige Sanierungsplan wanderte alsdann 
wieder zur Industriebank und wurde zunächſt von der ört⸗ 
lichen Vertretung, danach von der Zentrale geprüft. Wurde 
auf Grund dieſer Prüfung das Enutſchuldungsverfahren be⸗ 
willigt, ſo gingen die Akten dann an das Entſchuldungs⸗ 
Kreditinſtitut zur Durchführung des Entſchuldungsplanes. 
Nicht ſelten ſtellte ſich infolge der langen Bearbeitungsdauer 
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dort heraus, daß weſentliche Verſchiebungen im Schuldenſtande 
eingetreten waren, die neue Ermittlungen und wohl auch 
Verhandlungen mit den Gläubigern erforderlich machten, und 
der Kreislauf begann bei der Landſtelle von neuem. Es war 
keineswegs ſelten, daß die Landſtelle in einer einzigen Ent⸗ 
ſchuldungsſache zwei oder gar drei Sanierungspläne aufftellen 
mußte. Dieſes unerfreuliche und hemmende Neben⸗ und Gegen⸗ 
einanderarbeiten iſt ſomit in der einfachſten und glücklichſten 
Weiſe für das neue Entſchuldungsverfahren beſeitigt. 


2. Eine der bisherigen Trennung von Entſchuldungs⸗ 
und Sicherungsverfahren ungefähr entſprechende Unterſchei⸗ 
dung kennt auch das neue Entſchuldungsgeſetz. Nach 826 hat 
die von dem AG. auf Antrag der Entſchuldungsſtelle zu er⸗ 
teilende „Ermächtigung zum Abſchluß eines Zwangsver⸗ 
gleichs“ faſt wörtlich dieſelben Wirkungen wie die Eröffnung 
des alten Sicherungsverfahrens (88 SicherungsVO.). Der 
Vollſtreckungsſchutz iſt mit dem Entſchuldungsverfahren jetzt 
aber nicht mehr fakultativ verbunden, ſondern er iſt mit ihm 
zwangsläufig in der Weiſe gekoppelt, daß er ſtets dann ein⸗ 
tritt, wenn Zwangsakkorde erforderlich werden und das AG. 
die Ermächtigung des 824 erteilt. Die alte Streitfrage, ob 
auch Neuforderungen von dem Vollſtreckungsſchutz ergriffen 
werden (vgl. meinen Aufſatz: IW. 1932, 2373 ff.), iſt auch 
in dem Geſetz nicht entſchieden, doch muß ſie im Hinblick auf 
88 10, 26 Abſ. 4 auch für das Gebiet des neuen Entſchul⸗ 
dungsverfahrens verneinend beantwortet werden. Freudig zu 
begrüßen iſt die neue Vorſchrift des 88, nach der auch ohne 
Erteilung der Zwangsvergleichsermächtigung für die Dauer 
des Entſchuldungsverfahrens eine Grundbuchſperre bezüglich 
neuer Belaſtungen des zu entſchuldenden Grundſtücks eintritt. 
Wird gleichwohl unter Verletzung dieſer Beſtimmung ein 
Grundſtücksrecht auf Grund rechtsgeſchäftlicher Be⸗ 
ſtellung eingetragen, bevor die Eröffnung des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens in Abtlg. II des Grundbuchs vermerkt iſt (vgl. 
88 Abſ. 2), ſo iſt gutgläubiger Erwerb möglich, da nicht eine 
all gemein ihrem Inhalt nach unzuläſſige Eintragung vor⸗ 
liegt, die nach 8 54 Abſ. 1 Satz 2 GBO. von Amts wegen 
zu löſchen wäre. Dieſe teilweiſe Grundbuchſperre ſoll der Ver⸗ 
eitelung des Zwecks des Entſchuldungsgeſetzes, die Verſchul⸗ 
dung allmählich auf die Mündelſicherheitsgrenze zurückzu⸗ 
führen (81 Abſ.2), entgegenwirken. Im Ergebnis läuft dieſe 
Regelung im Zuſammenhange mit den Vorſchriften über den 
Vollſtreckungsſchutz der VO. v. 8. Dez. 1931 in der Faſſung 
der VO. v. 26. Mai 1933 und der VO. über den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz v. 14. Febr. 1933 auf einen 
ungefähr der Sicherungs VO. entſprechenden Sicherungsſchutz 
für das unbewegliche Betriebs vermögen hinaus. Dagegen 
ſind Zwangsmaßnahmen in ſonſtige bewegliche und unbeweg⸗ 
liche Vermögensgegenſtände des Betriebsinhabers im Rahmen 
der allgemein gültigen Beſtimmungen zuläſſig, ſolange nicht 
die Zwangsvergleichsermächtigung des 824 erteilt iſt. Dieſe 
ergreift ebenſo wie das alte Sicherungsverfahren das ge⸗ 
ſamte Vermögen des Betriebsinhabers. 


3. An dem Entſchuldungsverfahren ſind alle Gläubiger 
beteiligt, die zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens einen 
dinglichen oder perſönlichen Anſpruch gegen den Schuldner 
haben (810). Neu iſt die verſchweigende Wirkung, die 8 11 
der unterlaſſenen Forderungsanmeldung ſeitens eines be⸗ 
teiligten Gläubigers dann beilegt, wenn die Forderung nicht 
aus dem Grundbuch erſichtlich und infolge Verſäumung der 
Anmeldefriſt nicht im Entſchuldungsplan berückſichtigt worden 
iſt. Nach dieſer Vorſchrift kann der ausgeſchloſſene Gläubiger 
in die Betriebsgrundſtücke nebſt Inventar und Zubehör, den 
zu angemeſſener Lebensführung erforderlichen Hausrat, ſowie 
in Forderungen des Betriebes dauernd nicht vollſtrecken. 
Dieſe Wirkung tritt natürlich dann nicht ein, wenn die For⸗ 
derung z. B. infolge eines Verſehens der Entſchuldungsſtelle 
in den Entſchuldungsplan keine Aufnahme gefunden hat, oder 
wenn zwar die Friſt verſäumt war, die Anmeldung aber fo 
rechtzeitig nachgeholt worden iſt, daß ihre Berückſichtigung im 
Entſchuldungsplan noch möglich war (arg.: 811 Abſ. 2 
„aus dieſem Grunde“). Zweifelhaft kann ſein, was unter 
„aus dem Grundbuch erſichtlichen Forderungen“ zu ver⸗ 
ſtehen iſt, ob insbeſondere rückſtändige Hypotheken⸗ und 
Grundſchuldzinſen darunter zu begreifen ſind. In Anlehnung 
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an 845 ZwVerſtc . wird man annehmen müſſen, daß nur 
die ſeit dem letzten Fälligkeitstermin vor Eröffnung des 
Entſchuldungsverfahrens bis zur Auszahlung laufenden Zin⸗ 
ſen der Anmeldung nicht bedürfen. Die Vorſchrift iſt zur Be⸗ 
ſchleunigung des Verfahrens dringend erforderlich; aus der 
Oſthilfe⸗Entſchuldung hat man gelernt, daß die Feſtſtellung 
des Schuldenſtandes ſehr zeitraubend iſt, und daß häufig nach 
Aufſtellung des Entſchuldungsplanes plötzlich unbekannte For⸗ 
derungen auftauchten, die alsdann eine Neubearbeitung nötig 
machten. Härten ſind kaum zu befürchten, da die nach 85 
Abſ. 2 zu erlaſſenden Richtlinien wahrſcheinlich der Vorſchrift 
des § 111 Abſ. 3 KO. entſprechend beſondere Bekanntmachung 
der Anmeldungsfriſt an die bekannten Gläubiger anordnen 
werden (vgl. § 48 Abſ. 2 i. Verb. m. § 12 Abſ. 4 Vergl0O .). 

4. Die Durchführung der Entſchuldung iſt in ein kom⸗ 
pliziertes Syſtem gebracht, über das nachſtehende 


Überſicht 
unterrichten ſoll: 
I. Ablöſung von Forderungen und Feſtlegungsbedin⸗ 
gungen. 

1. Die Forderung iſt vor dem 13. Juli 1931 be⸗ 
gründet und innerhalb der Mündelſicherheitsgrenze 
eh: 8883, 84. Es findet keine Ablöſung 
tatt. 


a) Unkündbare Tilgungsforderungen: 883. Höchſt⸗ 
betrag der Zinſen 4%, der Verwaltungskoſten 
½0%. Die Tilgung bleibt unverändert. 

b) Andere Forderungen: 884. Umwandlung in un⸗ 
kündbare Tilgungsforderungen. Höchſtbetrag der 
Zinſen 4%, der Verwaltungskoſten ½ 0%, der 
Tilgung ½0%. Bei Privathypotheken Aufſamm⸗ 
lung der Tilgungsraten bei der Entſchuldungs⸗ 
ſtelle gemäß § 14 Ziff. 3. 

2. Die Forderung iſt nach dem 12. Juli 1931 be⸗ 
gründet und innerhalb der Mündelſicherheitsgrenze 
geſichert: 885. Der Gläubiger hat die Wahl zwi⸗ 
ſchen der Regelung zu 1 und der Ablöſung in bar 
binnen einer zu beſtimmenden Friſt. (Gilt nicht für 
Grundkreditanſtalten im Sinne des 8 88). 

3. Die Forderung iſt vor dem 13. Juli 1931 be⸗ 

gründet und nicht mündelſicher oder überhaupt nicht 

geſichert: 88 14, 15. Keine Ablöſung. Dingliche 

Sicherung der nicht geſicherten Forderung an be⸗ 

reiteſter Stelle. Höchſtzinsſatz einſchließlich Verwal⸗ 

tungskoſten: 4½ %. Umwandlung nicht unkündbarer 

Tilgungsforderungen in ſolche. Höhe der Tilgung 

zwiſchen ½ und 50% zu vereinbaren, Höchſtfeſt⸗ 

ſetzung durch AG. 2%. Teilentſchädigung des Gläu⸗ 
bigers für Zinsverluſt aus Reichsmitteln. 

„Die Forderung iſt nach dem 12. Juli 1931 be 
gründet und nicht mündelſicher oder überhaupt nicht 
geſichert: § 16. Nach Wahl des Gläubigers Regelung 
wie zu 3 oder Ablöſung in bar ſpäteſtens 1 Jahr 
nach Beſtätigung des Entſchuldungsplanes unter Ab⸗ 
zug von 10 bis 200% je nach der Rangſtelle. Bis Da” 
hin höchſtens 5% Zinſen. 

„Beſondere Arten von Forderungen (817) können 
entgegen Ziff. 1—4: 

a) in bar abgelöſt werden: 

a) Lohn⸗ und Gehaltsforderungen ſowie vor dem 
15. Juni 1933 entſtandene Handwerker⸗ und 
Lieferantenforderungen, ſoweit ſie aus der Zeit 
nach dem 31. März 1932 ſtammen, werden 
ohne Antrag und Zwangsabzug bar abgelöſt. 

8) Andere von dem Ernährungsminiſter noch zu 
beſtimmende Forderungen werden auf Antrag 
des Gläubigers ganz oder teilweiſe abgelöſt 
(817 Abſ. 2). 

r) Forderungen, deren Ablöſung die Entfchul 
dungsſtelle aus Billigkeitsgründen für nötig 
hält, gleichgültig unter welche der Gruppen 1 
bis 3 ſie fallen, können wie die Forderungen 
der Gruppe 4 behandelt werden, wenn die Ent⸗ 
ſchuldungsſtelle einen entſprechenden Betrag 
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aus eigenen Mitteln zur Verfügung ſtellt. 
Das Disagio muß vereinbart werden (8 17 


Abi. 3). 

d) Nicht Aber 25% aufgewertete Papiermark⸗ 
forderungen können auf Antrag des Privat⸗ 
gläubigers aus Billigkeitsgründen bar abgelöſt 
werden (818 Abſ. 2). 

p) Ablöſung in Ablöſungsſchuldverſchreibungen iſt 
möglich 

a) wenn dem Gläubiger in den Fällen 1b und 
3 die Feſtlegung der Forderung als unkünd⸗ 
bare Tilgungshypothek nicht zugemutet wer⸗ 
den kann (818 Abſ. 1), 

8) bei den Aufwertungsforderungen von Ziff. 5, 
wenn Barablöſung nicht erforderlich erſcheint 
(8 18 Abſ. 2). 


II. Behandlung der nach J abzulöſenden Forderungen im 

Zwangsvergleich. 

I. Unkürzbar find Forderungen innerhalb der nach dem 
Einheitswert zu berechnenden (8 49) Mündelſicher⸗ 
heitsgrenze (8 29 Abſ. 1 Ziff. 1). 

2. Die Höchſtgrenze der Zwangskürzung beträgt höch⸗ 


tens 

a) grundſätzlich 50% (829 Abſ. 1 Ziff. 2); 

b) bei Forderungen, die teilweiſe innerhalb der 
Mündelſicherheitsgrenze geſichert find, 500% des 
dieſe Grenze überſteigenden Betrages (8 29 Abf. 1 
Ziff. 3 Sab 1); 

c) bei Forderungen von Pfandbrief⸗Grundkredit⸗ 
anſtalten den vollen die Mündelſicherheitsgrenze 
überſteigenden Betrag (8 29 Abſ. 1 Ziff. 3 Satz 2). 

3. Ohne Rückſicht auf die Art der Sicherung können 
wertbeſtändige Forderungen mit Ausnahme von ſol⸗ 
chen, die in Feingoldmark oder ausländiſchen Va⸗ 
luten ausgedrückt ſind (Roggenhypotheken, Roggen⸗ 
reallafter!), in Reichsmark umgerechnet auf den 

Wert der Forderung zur Zeit ihrer Begründung, 

1 jedoch um 50%, herabgeſetzt werden (8 29 

Abſ. 4). 


4. Eine Reihe von Forderungen ſind der Kürzung 
gänzlich entzogen ($ 30), fo Ernteaufbaukredite und 
Dienſtlöhne für die Zeit nach dem 30. Juni 1931, 
Genoſſenſchaftshaftungen, Forderungen aus noch 
nicht vollſtändig erfüllten Verträgen, z. Z. der Er⸗ 
öffnung des Entſchuldungsverfahrens aufrechenbare 
Forderungen, nicht über 25% aufgewertete Papier⸗ 
markforderungen, nach dem 31. Jan. 1933 fällig 
gewordene öffentliche Abgaben und Sozialleiſtungen 
und endlich Koſten der Zwangsverwaltung, wenn ſie 
bis zur Erteilung der Zwangsvergleichsermächtigung 
des 825 fortgedauert hat. 


III. Wirkung der Zwangskürzung auf Verbindlichkeiten 

Dritter. 

1. Anſprüche gegen Wechſelverpflichtete werden durch 
die Kürzung der Verbindlichkeit des Betriebsinhabers 
nicht berührt (834). 1 

2. Mitſchuldner und Bürgen werden nicht befreit; ihre 
Regreßanſprüche werden durch die Zwangskürzung 
nicht betroffen (8 35). Näheres hierzu vgl. unten zu 
III. 


Zu I. Aus der vorſtehenden Überficht ergibt ſich einmal, 
daß das Recht des Gläubigers auf Ablöſung bis ins einzelne 
genau, und zwar ſehr ſtark reſtriktiv geregelt iſt, während die 
Richtlinien für die landwirtſchaftliche Entſchuldung im Oſt⸗ 
hilfegebiet (v. 15. März 1932 [ROBT. I, 143]) dem. freien 
Ermeſſen der Landſtellen und dem Willen der Gläubiger einen 
weiten Spielraum durch die Vorschrift des 83 einräumten, 
nach der Entſchuldungsdarlehen nur gegeben werden ſollen, 
wenn die Möglichkeit einer erſtſtelligen Beleihung bis zur er⸗ 
reichbaren Höhe ausgenutzt iſt. Die Regelung des Entſchul⸗ 
dungsgeſetzes macht beſondere Verhandlungen mit den Gläu⸗ 
bigern entbehrlich und beſchleunigt dadurch das Verfahren be⸗ 
trächtlich; dasſelbe gilt von der allgemeinen Zinsherabſetzung, 
durch die noch mancher Betrieb wird gerettet werden können, 
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dem mangels freiwilligen Entgegenkommens der Gläubiger 
ſonſt nicht zu helfen geweſen wäre. 

Zu II. Weſentlich abgewandelt ſind die Vorſchriften über 
den Zwangsakkord gegenüber § 18 Sicherungs O. Zunächſt 
wird die Höhe des Nachlaſſes nicht mehr vom Staate diktiert, 
ſondern es wird der Mehrheitsbeſchluß der nicht mündel⸗ 
ſicher geſicherten Gläubiger ähnlich wie in 8182 KO. und 
863 Vergl O. wieder eingeführt, allerdings in der Form des 
negativen Konſensprinzips (8 39). Es iſt anzunehmen, daß 
hierdurch der begreifliche Widerſtand der Gläubigerſchaft gegen 
die Herabſetzung ihrer Forderungen, der ſich bei Durchführung 
der Oſthilfeaktion ſehr hemmend bemerkbar gemacht hat, ge⸗ 
mildert werden wird. Bedauerlich iſt es vom Standpunkt der 
Intereſſen aller Beteiligten nur, daß trotz Überganges zur 
Mehrheitsentſcheidung die Höchſtkürzungsgrenze von 500% 
aufrechterhalten worden iſt. Eine unter Umſtänden ganz ge⸗ 
ringe Minderheit von Gläubigern hat es dadurch genau wie 
im Oſthilfe⸗Entſchuldungsverfahren in der Hand, durch Ver⸗ 
ſagung ihrer Zuſtimmung zu einem weitergehenden Akkorde 
ſich beſondere Vorteile zu ertrogen — indem 3. B. ein Gläu⸗ 
bigerkonſortium dann ſolche Forderungen für eine höhere 
Quote ankauft — oder gar die Sanierung zum Scheitern zu 
bringen. Es bleibt nur zu hoffen, daß bei der neuen allge⸗ 
meinen Entſchuldung nicht ſo hohe Akkorde erforderlich wer⸗ 
den wie im Oſthilfegebiet. Die Kürzungsmöglichkeiten im 
Hinblick auf die Rangſtelle haben ſich teils verbeſſert, teils ver⸗ 
ſchlechtert. Nach der Sicherungs VO. (818 Abſ. 3 a. E.) durf⸗ 
ten nicht erſtſtellige Grundpfandrechte dann nicht zwangsweiſe 
herabgeſetzt werden, „wenn vorausſichtlich im Falle der 
Zwangsverſteigerung die Kapitalforderung ganz oder zum 
uͤberwiegenden Teile zur Hebung gelangen würde“, insbeſon⸗ 
dere alſo auch nicht, wenn ein Gläubiger ſich zur überwiegen⸗ 
den Ausbietung ſeiner Hypothek bereit erklärte. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung iſt für das neue Entſchuldungsverfahren gefallen, 
die Zwangsvergleichsmöglichkeit ſomit vergrößert. Anderer⸗ 
ſeits iſt die „Mündelſicherheitsgrenze“ offenbar höher ge⸗ 
zogen als der Begriff der „erſten Rangſtelle“ (8 18 Ubi. 3 
Sicherungs VO.) bezeichnete. Denn erſtrangig waren nach 8 28 
Abſ. 1 DurchfVoO. zur Sicherungs VO. Rechte innerhalb des 
erſten Drittels des Beleihungs wertes oder der erſten Hälfte 
der Beleihungsgrenze. Dieſe entſpricht aber ungefähr dem 
16fachen der Zinsleiſtungsgrenze, ſo daß ſich die erfte 
Rangſtelle bis zum 8Sfachen der Zinsleiſtungs⸗ 
grenze erſtreckte. § 97 ordnet bereits für die Oſthilfe⸗Ent⸗ 
ſchuldung die Anwendung der neuen Kürzungsgrenzen des 8 29 
mit der Maßgabe an, daß an die Stelle der Mündelſicher⸗ 
heitsgrenze das 12fache der Zinsleiſtungsgrenze 
tritt. Ungefähr in dieſer Höhe wird daher auch vorausſichtlich 
die Mündelſicherheitsgrenze nach 8 49 für das neue Entſchul⸗ 
dungsverfahren feſtgeſetzt werden. Für ein Entſchuldungs⸗ 
darlehen dürfte daher kein großer Raum übrigbleiben. 

Zu III. Die ſchon im Gebiete des Oſthilferechts zweifel⸗ 
hafte Frage nach der Wirkung des Zwangsakkordes auf die 
Haftung des Betriebsinhabers für die Regreßforderung des 
Bürgen oder Mitſchuldners iſt leider auch in dem neuen Ent⸗ 
ſchuldungsgeſetz nicht geklärt worden; 835 gibt vielmehr zu 
neuen Zweifeln Anlaß. Für die Oſthilfe Entſchuldung beſtimmt 
86 Abs. 1 Oſthilfe DurchfBO. v. 12. Marz 1932 (ROSE I, 
130), daß ſich der gekürzte Gläubiger an Mitſchuldner und 
Bürgen des Betriebsinhabers trotz der Kürzung halten könne. 
über den Regreßanſpruch des Bürgen uſw. iſt nichts geſagt. 
Bei Berückſichtigung der vom RG. (RG. 9, 75; 14, 172ff.) 
für den Zwangsvergleich des Konkursverfahrens aufgeſtellten 
Grundſätze dürfen im Ergebnis nicht die Hauptforderung und 
die Regreßforderung, mag ſie auf einem ſelbſtändigen Rechts⸗ 
grunde beruhen oder nicht, nebeneinander an der Dividende 
teilnehmen, da ja der Gläubiger nur einmal Zahlung fordern 
kann, entweder vom Hauptſchuldner oder vom Bürgen, da die 
Schuld mithin eine einheitliche iſt, die ſich nicht im Konkurſe 
vervielfachen kann. Beim Entſchuldungsverfahren des Oſt⸗ 
hilfegebiets nötigt zu dieſer Auffaſſung auch folgende Er⸗ 
wägung: Hat der Bürge vor der Zwangskürzung den Glau⸗ 
biger voll befriedigt, ſo hat er z. B. bei einem Akkord von 
40% dieſen Verluſt voll zu tragen. Hat er dagegen noch nicht 
bezahlt, ſo könnte er, wenn ſein Regreßanſpruch von 400% 
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ebenfalls dividendenberechtigt wäre, nochmals 600% von dieſen 
40% aus Entſchuldungsmitteln fordern, alſo feinen Verluſt 
von 40% auf 16% herabmindern, ein Ergebnis, das den 
Bürgen zum Hinausſchieben der Bürgſchaftszahlung mit allen 
Mitteln veranlaſſen würde, eine ungerechtfertigte Prämie für 
böswillige Schuldner und ebenſo eine ungerechte Strafe für 
langmütige Gläubiger. Tatſächlich nimmt ja auch der Bürge 
bereits mit ſeinem Befreiungsanſpruch gegen den Be⸗ 
triebsinhaber am Verfahren teil, der im Beiſpiel durch Zah⸗ 
lung von 600% an den Hauptgläubiger in dieſer Höhe be⸗ 
friedigt wird. Mit den 400% fällt fein Befreiungsanſpruch aus, 
d. h. der Bürge muß in dieſer Höhe den Glaubiger befrie⸗ 
digen. Der Zwangsakkord des § 18 Sicherungs VO. ergreift 
aber nur die ausdrücklich akkordierten Forderungen; wenn im 
Sanierungsplan daher außer der Hauptforderung nicht auch 
der Befreiungsanſpruch herabgeſetzt wurde, ſo blieb er in 
Höhe des akkordierten Teils der Hauptforderung beſtehen. 
Wenn man von dieſem Gedankengange herkommt, ſo läßt ſich 
§ 35 wohl dahin verſtehen, daß es einer beſonderen Herab⸗ 
ſetzung des Befreiungsanſpruchs nicht bedürfen ſoll, um den 
nach Zahlung an den Hauptgläubiger entſtehenden Regreß⸗ 
anſpruch des Bürgen in voller Höhe zu beſeitigen; denn „die 
Herabſetzung der Forderung wirkt auch für (gemeint iſt wohl: 
gegen) einen Mitſchuldner oder einen Bürgen“. Der Nachſatz: 
„ſoweit dieſer im Falle der Befriedigung des Gläubigers einen 
Erſatzanſpruch gegen den Betriebsinhaber haben würde“, iſt 
jedoch unklar. Gemeint iſt wahrſcheinlich der Fall, daß der 
Bürge nach dem Zwangsvergleich den Hauptgläubiger be⸗ 
friedigt, und hierdurch ſoll der Bürge ebenfalls nur den An⸗ 
ſpruch auf die Vergleichsquote erwerben. Iſt dies aber der 
Sinn der Vorſchrift, ſo iſt über die Wirkung des Zwangs⸗ 
vergleichs auf den Befreiungsanſpruch des Bürgen 
nichts beſtimmt, und es müßte auch in dem Entſchuldungs⸗ 
plan des neuen Entſchuldungsverfahrens der Befreiungs⸗ 
anſpruch des Mitſchuldners und Bürgen ſtets ausdrücklich mit 
herabgeſetzt werden, um das oben erwähnte unerfreuliche Er⸗ 
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gebnis zu vermeiden, daß der Ausfall des Hauptgläubigers 
über die (bedingte) Regreßforderung des Bürgen erneut divi⸗ 
dendenberechtigt zum Schaden der Gläubigergeſamtheit am 
Verfahren teilnimmt. 

5. Einen völlig neuen Gedanken verwirklicht 8 42. Wenn 
nämlich der Vergleichsvorſchlag abgelehnt wird und die Ent⸗ 
ſchuldungsſtelle — durch Vorſchußablöſung — gemäß 819 
eine Forderung gegen den Betriebsinhaber erworben hat, ſo 
kann ſie wegen dieſer ohne Beſchaffung eines Vollſtreckungs⸗ 
titels mit Zuſtimmung des Amtsgerichts die Verſteigerung des 
Grundſtücks verlangen. Bleibt alsdann die Entſchuldungsſtelle 
Meiſtbietende, ſo iſt der Zuſchlag dem bisherigen Eigentümer 
zu erteilen mit der Maßgabe, daß nunmehr der Entſchul⸗ 
dungsplan durchgeführt wird. Die Rechtsnachteile, die bei 
fü Entwicklung des Verfahrens der dem Vergleichsvor⸗ 
ſchlage widerſprechende Gläubiger gemäß 8 42 Abſ. 2 Ziff. 2 
erleidet, werden ſicherlich die beabſichtigte Wirkung größerer 
Vergleichsbereitſchaft bei den nicht oder ſchlecht geſicherten 
Gläubigern hervorrufen. 

6. Nach der Durchführung des Entſchuldungsverfahrens 
behalten die durch das Verfahren hindurchgegangenen Betriebe 
den Charakter eines „Entſchuldungsbetriebes“ bei. Auch andere 
Betriebe, deren über die Mündelſicherheitsgrenze hinaus⸗ 
gehende Belaſtung nur aus unkündbaren, höchſtens mit 4½ 0% 
verzinslichen Tilgungshypotheken beſteht, können durch Be⸗ 
ſchluß des AG. für Entſchuldungsbetriebe erklärt werden. In 
Abt. II des Grundbuchs wird der Vermerk aufgenommen: 
„Das Grundſtück unterliegt der Entſchuldung“ (88 80, 81). 
Die wichtigſte Wirkung iſt gemäß 8 91, daß derartige Grund⸗ 
ſtücke nur innerhalb der Mündelſicherheitsgrenze und nur mit 
unkündbaren Tilgungsforderungen bei mindeſtens / % jähr⸗ 
licher Tilgung belaſtet werden können. Die Beſchränkung gilt 
auch für Zwangsvollſtreckungen. Hierdurch ſoll das Ziel dieſer 
Entſchuldung, die Verſchuldung bis auf die Mündelſicherheits⸗ 
grenze allmählich zu ſenken, erreicht und auf die Dauer ſicher⸗ 
geſtellt werden. 


$ragen aus dem Gebiet des land wirtſchaftlichen vollſtreckungsſchutzes. 


Von Landgerichtsrat Holthöfer, Münſter i. W. 


Die bisherige Anwendung der RPräſVO. v. 14. Febr. 
1933 über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz und der 
AusfVoO. vom gleichen Tage (im folgenden kurz AusfVO. ge⸗ 
nannt) in der täglichen Praxis, hat zu Streitfragen Anlaß ge⸗ 
geben, die in dem mir zugänglichen Schrifttum (Jonas, Er⸗ 
läuterungsbuch zum landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz, 
2. Aufl., und die in der JW. erſchienenen Aufſfätze) bisher 
keine oder jedenfalls keine erſchöpfende Erörterung gefunden 
haben. Einige von ihnen ſollen hier beſprochen werden, wobei 
ausdrücklich bemerkt wird, daß ſich die folgenden Ausführungen 
nur auf Zwangsverſteigerungen beziehen, die bei Inkrafttreten 
der oben erwähnten VO. bereits anhängig waren. 

Nach 81 Abſ. 1 AusfVO. find ſämtliche Verfahren zum 
Zweck der Zwangsverſteigerung landwirtſchaftlicher Grund⸗ 
ſtücke ohne Rückſicht darauf, ob die Zwangsverſteigerung vor 
oder nach dem Inkrafttreten dieſer VO. angeordnet worden iſt, 
bis zum 31. Okt. 1933 kraft Geſetzes eingeſtellt. Daraus 
folgt, daß der bereits angeſetzte, in die geſetzliche Einſtellungs⸗ 
friſt fallende Verſteigerungstermin von Amts wegen aufzu⸗ 
heben iſt (fo auch Jonas, Anm. IV, 2 zu 8 1). Eines beſon⸗ 
deren Beſchluſſes über die Einſtellung bedarf es nicht, er ift 
aber nicht unzuläſſig, und wenn, wie das häufiger vorkommt, 
der Schuldner ausdrücklich die Einſtellung beantragt (mag die⸗ 
ſer Antrag rechtlich auch nur Anregung ſein), zum mindeſten 
zweckmäßig. Der Beſchluß hat dann dahin zu lauten, daß das 
Zwangsverſteigerungsverfahren (kraft Geſetzes) bis zum 
31. Okt. 1933 eingeſtellt ſei. Er ſtellt alſo lediglich die ſich aus 
dem Geſetz ergebenden Folgerungen feſt. Das AG. hat nicht 
etwa, wie das in der Praxis vorgekommen iſt, den Einſtel⸗ 
lungsantrag, ohne den Verſteigerungstermin aufzuheben, dem 
betreibenden Gläubiger zur Stellungnahme mitzuteilen. Es 
bleibt dieſem vielmehr überlaſſen, dem Einſtellungsbeſchluß 
gegenüber die Fortſetzung des Verfahrens zu beantragen, wenn 


er die Vorausſetzungen der 88 2, 3 oder 4 AusfVO. für ge⸗ 
geben erachtet. Man könnte nun die Meinung bertreten, ein 
Verfahren, wie das oben mitgeteilte, ſei dann zu billigen, 
wenn damit zu rechnen geweſen ſei, daß die Vorausſetzungen 
für die Fortſetzung des Verfahrens vorlägen, oder wenn dieſe 
Vorausſetzungen nach dem Akteninhalt ſogar feſtſtänden. Zur 
Begründung ließe ſich anführen, es ſei ein unnützer, die be⸗ 
rechtigten Intereſſen des betreibenden Gläubigers ſchädigender 
Formalismus, wenn in einem derartigen Fall der Verſteige⸗ 
rungstermin ſofort aufgehoben und dadurch das Verfahren um 
längere Zeit weiter hinausgezögert würde. Dieſe Anſicht halte 
ich nicht für zutreffend. Das gilt zunächſt für den Fall, daß 
mit dem Vorliegen der Vorausſetzungen für die Fortſetzung 
des Verfahrens lediglich zu rechnen ift, alſo jedenfalls noch 
Zweifel beſtehen, ob ſie vorliegen. Der Vollſtreckungsrichter 
hat in dieſem Fall keine Veranlaſſung, von der Aufhebung 
des Verſteigerungstermins abzuſehen und dem Gläubiger Ge⸗ 
legenheit zu geben, die Vorausſetzungen für die Fortſetzung 
des Verfahrens darzutun. Es muß vielmehr dem Gläubiger 
überlaſſen bleiben, dem etwaigen Einſtellungsbeſchluß und der 
ihm mitgeteilten Aufhebung des Verſteigerungstermins gegen⸗ 
über die Fortſetzung des Verfahrens zu beantragen und den 
Nachweis zu führen, daß dieſer Antrag gerechtfertigt iſt. Ich 
vermag der erwähnten Anſicht aber auch für den Fall nicht 
beizutreten, daß ſich aus den Akten ergeben ſollte, daß die 
Vorausſetzungen für die Fortſetzung des Verfahrens vorliegen. 
Jonas erörtert die hier in Betracht kommende Frage in 
ſeinem Exläuterungsbuch zu 8 1 Abſ. 2 AusfVoO. (vgl. Ar 
merkung V, 6 daſelbſt). Dort ift beſtimmt, daß die Einſtellung 
kraft Geſetzes auch eintritt, wenn im Zeitpunkt des Inkraft⸗ 
tretens der VO. der Zuſchlag bereits erteilt aber noch nicht 
rechtskräftig war; in dieſem Fall hat das Vollſtreckungsgericht 
den Zuſchlagsbeſchluß von Amts wegen aufzuheben. Jonas 
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führt nun in der erwähnten Anmerkung aus, es ſei eine un⸗ 
erwünſchte Folge der geſetzlichen Beſtimmung, daß auch in den 
Fällen des § 4 AusfVO. der Zuſchlagsbeſchluß aufgehoben 
werden müßte und das Verfahren wieder auf den Zeitpunkt 
des Anfangsſtadiums zurückgeworfen würde. Doch ſei dieſe un⸗ 
erwünſchte Verzögerung bewußt in Kauf genommen, damit zu 
der im weſentlichen rein formalen Prüfung, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 1 Abſ. 2 a. a. O. vorlägen, nicht auch noch 
eine fachliche Prüfung, ob die Vorausſetzungen des 8 4 a. a. O. 
gegeben ſeien, treten müſſe. Was hier als der Sinn der ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmung des 81 Abf. 2 a. a. O. bezeichnet it, 
muß dann m. E. erſt recht für die Anwendung des 81 Abſ. 1 
a. a. O. Bedeutung haben, zumal die Verzögerung durch die 
Aufhebung des Verſteigerungstermins und der danach dem 
betreibenden Gläubiger unter Umſtänden erwachſende Schaden 
nicht fo groß iſt wie im Falle des § 1 Abſ. 2 a. a. O. Der 
Vollſtreckungsrichter hat daher m. E. auch dann einen Ein⸗ 
ſtellungsbeſchluß zu erlaſſen bzw. den angeſetzten Verſteige⸗ 
rungstermin aufzuheben, wenn nach dem bisherigen Akten⸗ 
inhalt bereits feſtſteht, daß die Vorausſetzungen für die Fort⸗ 
ſetzung des Verfahrens vorliegen, und es dem betreibenden 
Gläubiger zu überlaſſen, den Fortſetzungsantrag zu ſtellen. 
Im übrigen hat die Frage nicht die praktiſche Bedeutung, 
die man ihr vielleicht zuſprechen möchte. Wann ſtehen denn 
überhaupt die Vorausſetzungen für die Fortſetzung des Ver⸗ 
fahrens nach dem bisherigen Akteninhalt feſt? Ausſcheiden 
muß hier zunächſt 8 2 Ausf O., da das Verfahren nach dieſer 
Beſtimmung erſt fortgeſetzt werden kann, wenn der Schuldner 
nach dem Inkrafttreten der VO. mit einem weiteren Zins⸗ 
betrag in Verzug gekommen ift. Auch die Vorausſetzungen des 
83 a. a. O. werden in den ſeltenſten Fällen feſtſtehen, da ſich 
ſchwerlich aus dem Akteninhalt ergeben wird, daß der Gläu⸗ 
biger aus einer Forderung der dort näher bezeichneten Art 
das Verfahren betreibt. Hinzu kommt, daß in den Fällen der 
5 2 und 3 a. a. O. Gegentatbeſtände aufgeſtellt ſind, bei deren 
orliegen die Fortſetzung des Verfahrens nicht in Frage 
kommt. Hier iſt allerdings zuzugeben, daß ſie nach dem bis⸗ 
herigen Akteninhalt ausgeſchloſſen ſein können, z. B., wenn 
früher gelegentlich eines nach der VO. v. 8. Dez. 1931 und 
ihren Ergänzungsverordnungen geſtellten Einſtellungsantrages 
der Landrat gehört iſt und eine die Vorausſetzungen dieſer 
Beſtimmung (außergewöhnliche Verluſte durch Viehſeuchen uſw.) 
verneinende Auskunft erteilt hat. Es bleibt dann noch der 84 
a. a. O. (auf den lediglich beſchränkte Bedeutung beſitzenden 8 5 
a. a. O. gehe ich hier nicht ein). Daß deſſen Vorausſetzungen 
ſich aus dem bisherigen Akteninhalt ergeben, kann noch am 
erſten vorkommen, ſo, wenn der Landrat in der oben er⸗ 
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wähnten Auskunft ſich etwa dahin geäußert hat, daß der 
Schuldner ein ſchlechter Wirtſchafter ſei und daher der Grund⸗ 
beſitz je eher um ſo beſſer in fähigere Hände übergehe. Zweifel 
können bezüglich des Satzes 2 a. a. O. beſtehen. Er führt einen 
Sonderfall an, in dem vermutet wird, daß der Schuldner nicht 
die Gewähr für eine ordnungsmäßige Wirtſchaftsführung bis 
zur nächſten Ernte bietet. Daß dieſer Sonderfall gegeben iſt, 
kann gleichfalls aus dem bisherigen Akteninhalt hervorgehen, 
z. B. aus einem die Einſtellung nach der VO. v. 8. Dez. 1931 
ablehnenden Beſchluß. Jedoch kann auch in dieſem Fall die 
Fortſetzung des Verfahrens erſt angeordnet werden, wenn dem 
Landrat Gelegenheit zur Außerung gegeben ift, ſofern eine ent⸗ 
ſprechende Außerung nicht bereits vorher eingeholt iſt (vgl. 
oben). Satz 2 hat nämlich m. E. folgende Vedeutung: das Ge⸗ 
richt hat in dem erwähnten Sonderfall davon auszugehen, daß 
der Schuldner die Gewähr einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
ſchaftsführung bis zur nächſten Ernte nicht biete. Die in 
Satz 1 a. a. O. begründete Pflicht zur Anhörung des Landrats 
bleibt aber auch hier beſtehen (ſo jetzt auch Jonas in ſeinem 
oben erwähnten Erläuterungsbuch Anm. II, 4 am Schluß zu 
8 4). Im übrigen begründet der Satz 2 a. a. O. nur eine tat⸗ 
ſächliche Vermutung, die der Schuldner widerlegen kann. Es 
iſt feine Sache, Umſtände darzutun, die den Schluß rechtferti⸗ 
gen, daß er trotz Nichtzahlung der Zinſen die Gewähr für eine 
ordnungsmäßige Wirtſchaft bis zur nächſten Ernte bietet. (Bgl. 
dazu Jonas, Anm. III zu 8 4, feine Auffaſſung iſt aller⸗ 
dings m. E. zu eng. Wenn der Schuldner nicht nachweiſen 
kann, daß es ihm trotz ordnungsmäßiger Wirtſchaft nicht mög⸗ 
lich war, die Zinſen zu zahlen, ſo bleibt es bei der Vermutung, 
daß er nicht ordnungsmäßig gewirtſchaftet hat, und dieſe Ver⸗ 
mutung wirkt an ſich auch für die Zukunft. Jedoch laſſen ſich 
Fälle denken, wo der Schuldner dartun kann, daß trotz nicht 
ordnungsmäßiger Wirtſchaft in der Vergangenheit für die 
Zukunft bis zur Ernte 1933 dieſe Gewähr gegeben iſt. Dann 
iſt die Vermutung des Satzes 2 aber gleichfalls widerlegt.) 
Zur Widerlegung dieſer Vermutung iſt dem Schuldner natür⸗ 
lich Gelegenheit zu geben. Steht danach die Nichtzahlung der 
Zinſen auch nach dem bisherigen Akteninhalt feſt, ſo liegen 
auch dann die Vorausſetzungen für die Fortſetzung des Ver⸗ 
fahrens noch nicht ohne weiteres vor. Nach allem rechtfertigt 
ſich die Auffaſſung, daß ſich nur in ſeltenen Fällen aus dem 
bisherigen Akteninhalt ergeben wird, daß die Vorausſetzungen 
für die Fortſetzung des Verfahrens erfüllt ſind. Ich bleibe 
aber dabei, daß der Vollſtreckungsrichter auch in dieſem Fall 
den Verſteigerungstermin aufzuheben und es dem Gläubiger 
zu überlaſſen hat, den Fortſetzungsantrag zu ſtellen. 


Das Geſetz zum Schutze des Einzelhandels. 


Von Regierungsaſſeſſor Dr. Oeſterle, Polizeipraſidium Berlin. 


Am 12. Mai 1933 iſt das Geſetz zum Schutze des Einzel⸗ 
handels (RG Bl. I, 262) ergangen. Das Geſetz iſt am 14. Mai 
1933 in Kraft getreten. Die DurchfVO. des RWiM. iſt 
ebenfalls am 12. Mai 1933 erlaſſen worden (RGBl. I, 267). 

A. Art. 1 8 1 des Gef. gibt der bereits durch BD. vom 
9. März und 23. Dez. 1932 (RED. I, 271, 571) erlaſſenen 
Sperre für die Errichtung, Erweiterung und Ver ⸗ 
legung von Einheitspreisgeſchaften eine unbe⸗ 
friſtete Dauer. In meinem Aufſatz „Das Recht des Einheits⸗ 
preisgeſchäftes“ (JW. 1933, 1227 ff.) iſt auf dieſe Neuerung 
in der zuſammenfaſſenden Erörterung der Beſchränkungen 
dieſes Geſchäftstyps bereits eingegangen worden. 

B. Die Sg 2—11 des Art. I bringen eine Sperre 
für ſämtliche Verkaufsſtellen des Einzelhan⸗ 
dels. Durch dieſe Vorſchriſten wird die vorerwähnte Son⸗ 
derregelung für Einheitspreisgeſchäfte generell ergänzt. Die- 
fer Teil des Geſetzes iſt jedoch lediglich bis zum 1. Nov. 1933 
befriſtet. Der Geſetzgeber ift damit den zum Teil zeitlich 
weitergehenden Forderungen nicht gefolgt. Es ſoll daher 
durch dieſe einhalbjährige Sperre zunächſt eine Art General⸗ 
probe über die Wirkungen dieſes ſtaatlichen Eingriffs ab⸗ 


gehalten werden. Die Frage der Verlängerung der Geltungs⸗ 
dauer dieſer Vorſchriften wird ſich erſt nach dem Stand der 
Konjunktur, nach der Entwicklung des berufsſtändiſchen Aus⸗ 
baus und nach der funktionellen Ausgeſtaltung der einzelnen 
Wirtſchaftsorganiſationen beim Ablauf dieſes halben Jahres 
beantworten laſſen. 

1. Eine Betrachtung dieſer wirtſchaftlich bedeutſamſten 
Beſtimmungen des Geſetzes erfordert an erſter Stelle eine 
Klärung darüber, welche Geſchäfte von dem Geſetz erfaßt 
werden ſollen. Das Geſetz geht in Art. I 8 2 aus von dem 
Begriff der „Verkaufsſtellen, in denen Waren 
zum Verkauf feilgehalten werden“. Der Begriff 
der „Verkaufsſtelle“ iſt bereits aus § 412 und aus den 
88 139 ff. GewO. bekannt. Danach fallen darunter Räume, 
die dem Publikum zum Kauf von Waren im Kleinverkehr 
offenſtehen. Zu dieſen Räumen zählen nicht nur Läden, ſon⸗ 
dern auch andere, den gleichen wirtschaftlichen Zwecken die⸗ 
nende Räume, wie Magazine, Buden und Automaten. Bei 
dieſen Einrichtungen iſt aber die nachſtehend noch beſprochene 
Vorſchrift des Art. I 8 6 zu beachten, nach der ein Feilhalten 
von Waren im ambulanten Gewerbebetrieb nicht unter das 
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Geſetz fällt. — Selbſt Verkaufsgelegenheiten in Wohnungen, 
zu denen nur auf Anläuten dem Publikum Zugang gewährt 
wird, gelten als Verkaufsſtellen. Nach der ausdrücklichen 
Regelung des Art. I SA find auch Verteilungsſtellen der 
Konſumvereine und Werkskonſumanſtalten als Verkaufsſtellen 
anzuſprechen. 

Als grundlegende Beſchränkung des Begriffs iſt jedoch 
zunächſt zu beachten, daß Verkaufsſtellen des Großhandels 
nicht miteingeſchloſſen ſind. Dies folgt einerſeits bereits aus 
der oben angeführten Begriffsbeſtimmung, die ein Feilhalten 
von Waren im Kleinverkehr erfordert; andererſeits rechtfer⸗ 
tigt ſich dieſer Schluß aus der Bezeichnung und der Ein⸗ 
gangsformel des Geſetzes, die als Geſetzeszweck ausdrücklich 
den Schutz des Einzelhandels bezeichnen. 

Nach dem für die Auslegung des Geſetzes entſcheidenden, 
im Vorſpruch des Geſetzes aufgewieſenen Geſetzeszweck können 
ferner ſolche Räume nicht als Verkaufsſtellen aufgefaßt wer⸗ 
den, in denen lediglich Erzeugniſſe eines räumlich anſchließen⸗ 
den handwerklichen Betriebes an die Kunden abgeſetzt werden. 
In dieſen Fällen treten dieſe Verkaufsräume wirtſchaftlich 
derartig hinter dem handwerklichen Betrieb zurück, daß ſie in⸗ 
folge ihres unſelbſtändigen Charakters nicht als Verkaufs⸗ 
ſtellen im Sinne des Geſetzes gelten können. Die Praxis wen⸗ 
det daher das Geſetz nicht an auf Bäckereien und Fleiſchereien 
ſolcher Art. Sind jedoch die vorgenannten Vorausſetzungen nicht 
gewahrt, handelt es ſich insbeſ. um eine von dem Handwerks⸗ 
betrieb getrennte Verkaufsniederlaſſung oder um einen Ver⸗ 
kaufsraum, der nicht überwiegend die Erzeugniſſe des an⸗ 
ſchließenden handwerklichen Betriebs feilhält, ſo greifen die 
Sperrbeſtimmungen des Geſetzes ein. 

Erforderlich iſt weiter ein Feilhalten von „Waren“, 
alſo von beweglichen Sachen. Dieſem Begriff der Ware un⸗ 
terfallen zunächſt nicht Wertpapiere und Geld, wie ſich aus 
der Gegenüberſtellung: Waren oder Wertpapiere in 8 1 
Abſ. 2 Ziff. 1 HGB. und aus § 1 Abſ. 2 Ziff. 4 HGB. er⸗ 
gibt. Hiermit ſcheiden Geſchäftsräume von Banken und Geld⸗ 
wechſlern für die Anwendung des Geſetzes aus. Keine be⸗ 
weglichen Sachen ſtellen ferner Auskünfte, Beratungen, Re⸗ 
paraturen und ſonſtige Leiſtungen dar. Danach fallen Aus⸗ 
kunfteien und Reiſebüros, Friſeure, Schneider und Flick⸗ 
ſchuſter nicht unter das Geſetz; auch ſoweit in ſolchen Be⸗ 
trieben im Rahmen einer handelsüblichen, dem wirtſchaftlichen 
Zweck der Haupttätigkeit dienenden Nebentätigkeit Waren ver⸗ 
kauft werden, z. B. Reiſeführer in Reiſebüros, kosmetiſche 
Artikel durch Friſeure, iſt eine Verkaufsſtelle nicht zu bejahen. 

Das Geſetz erfordert ferner im Gegenſatz zu der Gewd. 
für die von ihm erfaßten Verkaufsſtellen ein Feilhalten von 
Waren „zum Verkauf“. Hiermit ſcheiden ſolche Geſchäftsräume 
aus, in denen Waren lediglich zur Beſichtigung oder zur Ent⸗ 
gegennahme von Beſtellungen ausliegen. 


Eine ausdrückliche Geſetzesausnahme für den Begriff 
der Verkaufsſtelle findet ſich in dem bereits erwähnten Art. 1 
§ 6. Danach gilt nicht als ein Feilhalten von Waren in 
einer Verkaufsſtelle: der Verkauf im ambulanten Gewerbe⸗ 
betrieb, im Marktverkehr und auf Ausſtellungen. Der Aus⸗ 
druck „Marktverkehr“ entſpricht der Überſchrift des Titels VI 
der GewO. und umfaßt daher nicht Privatmärkte; die Ver⸗ 
kaufsſtellen ſolcher Veranſtaltungen fallen ſomit unter das 
Geſetz. Hiermit iſt eine ſeit Jahrzehnten als untragbar emp⸗ 
fundene Lücke der GewO. zunächſt geſchloſſen. Zum Ver⸗ 
ſtändnis dieſer Ausnahmebeſtimmung hinſichtlich des ambu⸗ 
lanten Gewerbebetriebs ſei bereits an dieſer Stelle auf Art. II 
Ziff. 2 des Geſ. verwieſen (ſiehe hierzu unten C 2). 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes gelten ferner inſoweit 
nicht, als für die Errichtung beſtimmter Verkaufsſtellen 
Sonderregelungen eingreifen, da allgemeine Rechtsſätze nicht 
ohne weiteres frühere Sonderbeſtimmungen beſeitigen. Da⸗ 
her werden zunächſt die durch die VO. v. 9. März und 
23. Dez. 1932 geregelten Einheitspreisgeſchäfte von Art. I 
88 2ff. des Geſetzes nicht erfaßt (vgl. ZW. 1933, 1227ff.). 
— Ferner fallen Gaſtſtätten nicht unter das Geſetz; Be⸗ 
ſchränkungen für dieſe Betriebe ergeben ſich aus den nach 
§ 21 Abſ. 2 Gaſtſtätt G. erlaſſenen landesrechtlichen Sperr⸗ 
beſtimmungen, für Preußen insbeſondere aus der VO. vom 
13. Nov. 1931 (GS. 243) in der Faſſung der VO. vom 


27. April 1933 (GS. 154). Aber auch ſoweit Betriebe, die 
Lebens⸗ und Genußmittel zum Verzehr an Ort und Stelle 
verabfolgen, nicht unter das GaſtſtättG. fallen, ſcheidet die 
Anwendung des Geſ. v. 12. Mai 1933 aus. Nach dem aus 
der GewO. übernommenen Begriff der Verkaufsſtelle (vgl. 
§ 105i GewO.) find derartige Geſchäfte nämlich nicht als 
Verkaufsſtellen anzuſprechen. Damit werden auch reine Speiſe⸗ 
wirtſchaften, Kaffees, Konditoreien und Eisdielen von dem 
Geſetz nicht erfaßt. Selbſt wenn in dieſen Betrieben Waren 
„über die Straße“, alſo zum Mitnehmen verkauft werden, 
greifen dieſe Beſtimmungen nicht ein, falls dieſe Verkaufs⸗ 
tätigkeit ortsüblich iſt und zu der Abgabe von Waren zum 
Verzehr an Ort und Stelle in einem untergeordneten Ver⸗ 
hältnis ſteht. — Ebenſo tritt das Geſetz bei Apotheken 
zurück hinter denen für die Errichtung und Verlegung 
ſolcher Verkaufsſtellen nach § 6 Gew. aufrechterhal⸗ 
tenen landesrechtlichen Sonderbeſtimmungen (fiehe hierzu 
v. Landmann, Komm. z. Gewd., 8. Aufl. 1928, 8 6 
Anm. 4). — Hingegen iſt für Betriebe der Reichsbahn, in 
denen Waren feilgehalten werden, keine generelle Ausnahme 
von den Beſtimmungen dieſes Geſetzes vorgeſehen, wie ſie 
beiſpielsweiſe in 8 6 GewdO., § 16 Abſ. 5 NBahn®. vom 
30. Aug. 1924 (RG Bl. II, 272) oder in 827 Gaftftätt®. 
zugunſten ſolcher Einrichtungen ergangen iſt. Falls ſonach 
ſolche Geſchäfte nicht aus anderen Rechtsgründen von dem 
Geſetz ausgenommen ſind — z. B. als Gaſtſtätten, Speiſe⸗ 
wirtſchaften uſw. — unterfallen ſie ebenfalls dieſen Vor⸗ 
ſchriften. 

2. Die bis zum 1. Nov. 1933 geltenden Beſchrän⸗ 
kungen gehen nach verſchiedenen Richtungen: 

a) Art. I 8 2 verbietet für dieſe Zeit die Errichtung 
neuer Verkaufsſtellen. Als Errichtung einer Verkaufsſtelle 
gilt, ebenſo wie bereits nach der VO. v. 9. März und 
23. Dez. 1932 für Einheitspreisgeſchäfte (vgl. Michel: R.⸗ 
u. PrVerwBl. 1932, 67ff. und meinen Aufſatz: Indut K Berl⸗ 
Mitt. 33, 273), ihre tatſächliche Eröffnung für das Publi⸗ 
kum. Die dieſem Zeitpunkt vorausgehenden Vorbereitungs⸗ 
handlungen, wie die Gründung eines Geſchäfts, einer Firma 
oder Geſellſchaft, Vertragsabſchlüſſe mit dem Ziele einer 
Geſchäftserrichtung oder eröffnung, ſowie Anzeigen nach 8 14 
oder nach § 35 Gewdo., bedeuten alſo noch keine Errichtung 
der Verkaufsſtelle. Dieſe Auffaſſung findet ihre beſondere 
Stütze in Ziff. II der DurchfVoO. v. 12. Mai 1933, die aus⸗ 
drücklich zwiſchen ſolchen Handlungen und der Eröffnung des 
Geſchäftes unterſcheidet. Damit fallen einerſeits dieſe Vor⸗ 
bereitungsakte nicht unter das Verbot; ſie hindern aber auch 
andererſeits nicht die Anwendung der Sperre gegen die bei 
Inkrafttreten des Geſetzes noch ausſtehende Eröffnung. 

Solche Geſchäfte, die in Vorahnung dieſes Geſetzes ent⸗ 
gegen den urſprünglichen Plänen noch vor dem Stichtag 
(14. Mai 1933) eiligſt neu eröffnet wurden, entgehen der 
Sperre. Dieſe Fälle ſind deshalb keine Seltenheit, da in der 
Mitgliederſitzung der Hauptgemeinſchaft des Deutſchen Ein⸗ 
zelhandels v. 4. Mai 1933 die am nächſten Tage ſtattgefun⸗ 
dene endgültige Kabinettsberatung dieſes Geſetzes bereits 
angekündigt wurde und in der Preſſe ſofort ſtarken Wider⸗ 
hall gefunden hat. Eine erfolgloſe Umgehung des Geſetzes 
liegt aber bei den Gewerbetreibenden vor, die ihre Eröff⸗ 
nungsvorbereitungen vor dem 14. Mai 1933 aus dem glei⸗ 
chen Grunde durch eine Scheineröffnung für kurze Friſt 
unterbrochen haben. 

Als Errichtung gilt auch die Umwandlung eines Engros⸗ 
geſchäftes in ein Einzelhandelsgeſchäft, da erſt mit deſſen 
Eröffnung eine Verkaufsſtelle i. S. des Geſetzes vorliegt. 
Derartige verbotene Errichtungen ſind auch dann anzunehmen, 
wenn ein Engrosgeſchäft einen nicht nur auf Wiederver⸗ 
käufer beſchränkten Ausverkauf veranſtaltet. Inſoweit wirkt 
ſich dieſes Geſetz auch auf die Ausverkaufsbeſtimmungen des 
UnlWG. aus. Eine weitere Beſchränkung dieſer Vorſchriften 
erfolgt für § 7 Abſ. 4 UnlWG. Die Sperrfriſten dieſer 
Beſtimmung verlängern ſich nunmehr für Einzelhandels⸗ 
geſchäfte bis zum 1. Nov. 1933. 

b) Von der Neuerrichtung ſind Verlegungen von 
Verkaufsſtellen zu unterſcheiden. Eine Verlegung liegt dann 
vor, wenn der Inbegriff von Sachen, Rechten und tatſächlichen 
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Beziehungen von Vermögenswert, die einem Handelsgewerbe 
zugehören, in die neuen Räume überführt wird und wenn 
zwiſchen dem Ende der Geſchäftstätigkeit in den alten Räumen 
und dem Beginn des Handels an der neuen Stelle lediglich 
die für dieſe räumliche Anderung im Einzelfall erforderliche 
Zeitſpanne liegt. Solche Verlegungen fallen nach Art. I 8 2 
nicht unter die Sperre, wenn folgende zwei Vorausſetzungen 
erfüllt ſind: die bisherigen Verkaufsräume müſſen aufgegeben 
werden, und die neuen Verkaufsräume müſſen in dem gleichen 
Gemeindebezirk liegen; die bisherige Verwendung der neuen 
Räume iſt hierbei unerheblich. Dieſe Regelung ſoll der ſchweren 
Lage des Hausbeſitzes Rechnung tragen. Iſt dieſer Tatbeſtand 
nicht erſüllt, dann iſt (nach Umkehrſchluß) die Verlegung ver⸗ 
boten. Aber auch bei Vorliegen der Begriffsmerkmale einer 
Verlegung und der vorgenannten beiden Vorausſetzungen für 
deren Zuläſſigkeit ſind die Schranken des nachſtehend er⸗ 
örterten Art. 1 83 Ziff. 1 zu beachten. 


o) Nach Art. 1 8 3 Ziff. 1 iſt eine räumliche Erw ei⸗ 
terung verboten, falls ſie über den zehnten Teil des bis⸗ 
her vorhandenen Verkaufsraumes hinausgeht. Auch für dieſen 
Fall iſt die bisherige Verwendungsart der neu hinzugenom⸗ 
menen Räume gleichgültig. 

d) Ebenſo verboten ſind Erweiterungen der Ge⸗ 
ſchäftstätigkeit in doppelter Beziehung: Art. 1 8 3 Ziff. 4 
verbietet die Ausdehnung des Verkaufs auf Lebens⸗ und 
Genußmittel, falls in der betreffenden Verkaufsſtelle aus⸗ 
ſchließlich oder überwiegend andere Waren zum Verkauf feil⸗ 
gehalten werden. — Erfriſchungsräume und Gaſtſtätten in 
Verkaufsſtellen werden von dieſer Beſtimmung nicht erfaßt. 
Für ſolche Einrichtungen ſind jedoch die neuen Richtlinien 
des RWi e. v. 24. April 1933, HG 4755 (abgedr. PrMBliV. 
1933, 608 f.), zu beachten. 

Weiter dürfen nach Art. I 87 ſelbſtändige Handwerks⸗ 
betriebe i. S. des § 1040 Abſ. 2 Gewd. nicht mehr er⸗ 
richtet werden in Warenhäufern, Einheitspreisgeſchaften, 
Kleinpreisgeſchäften, Serienpreisgeſchäften oder anderen, durch 
die beſondere Art der Preisſtellung gekennzeichneten Ge⸗ 
ſchäften, ſowie in Verkaufs⸗ oder Verteilungsſtellen eines 
Konſumvereins oder einer Werkskonſumanſtalt. Die Reichs⸗ 
regierung iſt gleichzeitig ermächtigt worden, für bereits be⸗ 
gonnene Nebenbetriebe dieſer Art die Schließung zu be 
ſtimmen. — Der Reichskommiſſar für die Wirtſchaft und 
Leiter des Wirtſchaftspolitiſchen Amtes der NSDAP. hat am 
1. Juni 1933 an den Reichsverband der Mittel⸗ und Groß⸗ 
betriebe des Deutſchen Einzelhandels auf Grund früherer Zu⸗ 
ſagen ein Schreiben gerichtet, mit der Bitte um Schließung 
beſtimmter im einzelnen aufgeführter Handwerksbetriebe. Das 
Schreiben iſt aus der Tagespreſſe bekannt. Durch dieſe guͤt⸗ 
liche Regelung werden ſich wohl geſetzliche Schließungsbeſtim 
mungen in weitem Umfange erübrigen. 

e) Der Inhaberwechſel iſt für Verkaufsſtellen des 
Einzelhandels grundſätzlich nicht beſchränkt. Eine ſolche Über⸗ 
nahme einer beſtehenden Verkaufsſtelle iſt jedoch nur dann zu 
bejahen, wenn das Geſchäft in ſeinem weſentlichen Beſtande 
auf den neuen Rauminhaber übergeht. Wird lediglich der 
Verkaufsraum übernommen, ſo liegt keine Übernahme, ſondern 
eine Neuerrichtung vor. Daher kann ſich insbeſ. in den Fällen, 
in denen der bisherige Geſchäftsinhaber ſeine Verkaufsſtelle 
verlegt, der Bezieher der alten Räume nicht auf eine Über ⸗ 
nahme der bisherigen Verkaufsſtelle berufen. — Der Beſitz⸗ 
wechſel iſt nur in zweifacher Hinſicht eingeſchränkt: Zunächſt 
it nach Art. 1 8 3 Ziff. 2 die Übernahme einer Verkaufs⸗ 
ſtelle durch ein mehrere Verkaufsſtellen betreibendes Unter⸗ 
nehmen verboten. Dieſe Beſtimmung ſoll eine weitere Aus⸗ 
dehnung der Filialbetriebe, die Betriebsorganiſation der Groß ⸗ 
betriebe des Einzelhandels, verhindern. 

Ebeuſo iſt nach Art. I 8 3 Ziff. 3 der Beſitzwechſel an 
einer Verkaufsstelle verboten, falls hiermit eine Anderung 
der Betriebsart verbunden ift. Als Beiſpiele für eine Ande⸗ 
rung der Betriebsart führt das Sa an: Umwandlung in 
ein Warenhaus, Kleinpreisgeſchäft, Serienpreisgeſchäft oder 
in ein anderes, durch die beſondere Art der Preisſtellung 
gekennzeichnetes Geſchäft. — Aus dieſer Beſtimmung ergibt 
ſich im übrigen, daß Anderungen der Betriebsart ohne Be⸗ 
ſitzerwechſel zuläſſig ſind. Lediglich der Umwandlung einer 
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Verkaufsſtelle in ein Einheitspreisgeſchäft ſteht 81 des 3. Teils 
der Not VO. v. 9. März u. v. 23. Dez. 1932 entgegen. 

2) Endlich richtet ſich die Sperre nach Art. I 8 3 Ziff. 4 
gegen ſolche Wechſel in der Geſchäftsfirmierung, 
die auf eine beſondere Art der Preisſtellung (z. B. Klein⸗ 
preisgeſchäft, Serienpreisgeſchäft, Einheitspreisgeſchäft) oder 
auf den Bezug der Waren von einem beſtimmten Einkaufs⸗ 
unternehmen hinweiſen. 

3. Die Anwendung der Sperre iſt nicht für alle Falle 
der vorſtehenden Aufzählung zwingend vorgeſchrieben. Auf 
Grund von Art. I 8 5 regelt die DurchfVO. v. 12. Mai 1933 
die Zulaſſung von Ausnahmen. Verkaufsſtellen, welche 
die Tatbeſtände dieſer Ausnahmebeſtimmungen erfüllen, ſind 
jedoch nicht kraft Geſetzes von der Sperre ausgenommen, 
ſondern bedürfen einer beſonderen Ausnahmebewilligung (in 
Preußen n. d. vorl. Durchf Anw. d. Min. f. W. u. Arb. 
v. 15. Mai 1933: RegPräſ. bzw. Pp. Berlin zuſtändig, 
gegen deſſen Entſcheidung Beſchwerde an Bez Ausſch.). Gegen 
die Verſagung einer ſolchen Ausnahme iſt binnen zwei 
Wochen die in Art. I 8 5 feſtgelegte Beſchwerde zuläſſig. 
Dieſe Beſchwerde ſteht lediglich dem unmittelbar betroffenen 
Handelstreibenden zu, nicht aber dem weiten Perſonenkxeis, 
der an einer Ausnahmebewilligung wirtſchaftlich intereſſiert 
iſt (a. A. betr. Hausbeſitzer z. T. Grunde. 33, 511). Die hier 
vertretene Auffaſſung entſpricht der im preußiſchen Polizei⸗ 
recht herrſchenden Anſicht über die Verechtigung zur Ein⸗ 
legung einer Beſchwerde gegen eine polizeiliche Verfügung. 

Im einzelnen ſind derartige Ausnahmebewilligungen 
nach Ziff. II der VO. „in der Regel“ zuzulaſſen: 

a) für die Sperre gegen Neuerrichtungen (oben B 2 a), 

b) für die Sperre gegen Verlegungen (oben B 2b), 

c) 55 die Sperre gegen räumliche Erweiterungen (oben 

6), 

d) für die Sperre gegen Erweiterungen des Verkaufs auf 
Lebens⸗ und Genußmittel (oben 8 2 d Abſ. 1) — hin⸗ 
gegen nicht für die Sperre gegen die Errichtung ſelb⸗ 
ftändiger Handwerksbetriebe (oben B24 Abſ. 2), 

e) für die Sperre gegen Inhaberwechſel (oben B2e), 

F) für die Sperre gegen Firmierungswechſel (oben BER), 
falls bereits vor dem 14. Mai 1933 entprechende Vorberei⸗ 
tungshandlungen vorgenommen worden find und falls die 
Errichtung bzw. Anderung vor dem 1. Juni 1933 ſtattfindet. 
Hiermit ſollen für den bergang beſondere Härten aus⸗ 
geräumt werden. 

Daneben ſind für die volle Geltungszeit der 
laser unter beſtimmten Vorausſetzungen Ausnahmen zu⸗ 
äſſig: 

a) Die Sperre gegen die Errichtung neuer 
Verkaufsſtellen (oben B 2a): Ziff. I der BD. laßt Aus⸗ 
nahmen zu, „wenn beſondere Umſtände ein Bedürfnis für 
die Errichtung einer Verkaufsſtelle rechtfertigen“. Die VO. 
zählt anſchließend eine Reihe von Beiſpielen auf, bei beren 
Vorliegen „ſolche beſondere Umſtände ... in der Regel an⸗ 
zunehmen“ ſind. Darunter fallen Errichtungen von Verkaufs⸗ 
ſtellen in neuen Wohnungsſiedelungen, in neuen Geſchafts⸗ 
gegenden, in Orten mit ſtarkem Fremdenverkehr, in leer⸗ 
ſtehenden Verkaufsräumen (wiederum eine Schutzbeſtimmung 
für den Hausbeſitz — ausgenommen ſind jedoch Waren⸗ 
häuſer, Kleinpreisgeſchäfte, Serienpreisgeſchäfte uſw. ſowie 
Verkaufsſtellen von Filialbetrieben) und unter beſonderen 
Vorausſetzungen für „Direktgeſchäfte“ (z. B. Witrttembergi- 
ſche Metallwarenfabrik). Im einzelnen kann auf den Ver⸗ 
ordnungsinhalt inſoweit bezug genommen werden. Dieſen 
Einzelfällen gemeinſam und damit für das geforderte 
„Bedürfnis“ begriffsweſentlich iſt das Vorliegen von Um⸗ 
ſtänden, die aus öffentlichen Belangen eine Neuerrich⸗ 
tung wünschenswert erſcheinen laſſen. Inſoweit unterſcheidet 
ſich dieſe Ausnahmeregelung von der oben dargeſtellten Über- 
gangsbeſtimmung, in der auch das private Intereſſe Berück⸗ 
ſichtigung findet. — Dieſe Auslegung des Begriffs des Be⸗ 
dürfniſſes muß auch für die anderen nachſtehenden Fälle 
gelten, in denen die Bewilligung einer Ausnahme ebenfalls 
von der Bejahung eines Bedürfniſſes abhängig gemacht wird. 

b) Die Sperre gegen die Verlegung von Ver⸗ 
kaufsſtellen (oben B 2 b): Die vorſtehend erörterte Ziff. I 
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der VO. gilt auch hier, da in Art. I 82 Abf. 2 des Gef. 
verbotene Verlegungen der Errichtung gleichgeſtellt werden. 

ce) Die Sperre gegen räumliche Erweiterun⸗ 
gen (oben B20): Ziff. IIIa der VO. läßt Ausnahmen von 
dieſer Sperre grundſätzlich nur zu, ſofern die räumliche Er⸗ 
weiterung ein Viertel des bisherigen Verkaufsraums nicht 
überſchreitet und die neuen Räume in unmittelbarem Zu⸗ 
ſammenhang mit den bisherigen Verkaufsräumen ſtehen. 
Liegt eine dieſer beiden Vorausſetzungen nicht vor, ſo iſt 
nach Ziff. IIIa der VO. die Erweiterung als Neuerrichtung 
zu behandeln, eine Ausnahmebewilligung alſo lediglich im 
1 85 der (oben zu B3a) erörterten Ziff. I der VO. zu⸗ 
äſſig. 

d) Die Sperre gegen die Erweiterung des 
Verkaufs auf Lebens⸗ und Genußmittel (oben 
B2 d Ab}. 1): Nach Ziff. III d der VO. ſoll nur dann eine 
Ausnahme zugelaſſen werden, wenn durch die beſondere Lage 
der Verkaufsſtelle ein Bedürfnis, d. h. öffentliche Belange, 
für die Erweiterung nachgewieſen ſind. 

Die Sperre gegen die Errichtung ſelbſtän⸗ 
diger Handwerksbetriebe (oben B2d Abſ. 2) geſtattet 
keine Ausnahmen. Dieſe Regelung entſpricht der ſtrengen 
Faſſung dieſer Sperre im Art. I 8 7 des Geſ., die nach 
näherer Beſtimmung der Reichsregierung in den betroffenen 
Verkaufsſtellen die Schließung ſelbſt ſolcher Handwerksbe⸗ 
triebe zuläßt, die bereits vor dem Inkrafttreten des Geſetzes 
beſtanden. 

e) Die Sperre gegen Inhaberwechſel (oben 
B2e) ſoll nach Ziff. IIIb der VO. in Gemeinden unter 
30000 Einwohnern ausnahmslos durchgeführt werden. In 
größeren Gemeinden ſollen Ausnahmen nur zugelaſſen wer⸗ 
den, wenn aus der Lage der Verkaufsſtelle, der Art, Lage 
und Entfernung ſonſtiger Verkaufsſtellen, der ſozialen Schich⸗ 
tung und Dichte der Bevölkerung ein Bedürfnis, alſo wie⸗ 
derum ein öffentliches Intereſſe, für die Anderung zu be⸗ 
jahen iſt. 

f) Für die Sperre gegen Firmierungswechſel 
(oben B2f) gilt ebenfalls die vorſtehend erörterte Regelung 
der Ziff. IIIb der VO. Fälle, in denen die aufgezählten Ge⸗ 
ſichtspunkte das dort gezeichnete Bedürfnis für eine ſolche 
Anderung begründen, laſſen ſich aber praktiſch kaum denken. 
Ziff. Ile der VO. hebt daher die Anderung in der Bezeich⸗ 
nung heraus, die durch die Mitgliedſchaft bei einer ausſchließ⸗ 
lich dem gewerblichen Mittelſtand dienenden Einkaufs⸗ oder 
Warenbezugsgenoſſenſchaft begründet wird. Solche Anderun⸗ 
gen ſind in der Regel zuzulaſſen. Sie dürften in der Praxis 
die einzigſten bleiben. 

. Zuwiderhandlungen gegen die erörterten 88 2 
bis 4 und 7 des Art. I werden nach Art. I 8 9 mit Geld⸗ 
ſtrafe geahndet. 


5. Die Durchführung der Sperre wird weiter durch Art. I 5 


$8 des Gef. geſichert. Nach dieſer Vorſchrift hat die Po⸗ 
lizeibehörde Verſtößen durch unmittelbaren Zwang 
entgegenzutreten und den geſetzmäßigen Zuſtand 
wiederherzuſtellen. Derartige Maßnahmen ſtellen polizeiliche 
Verfügungen dar, unterliegen alſo in Preußen der in den 
88 45 ff. Pol Verw. feſtgelegten Anfechtung. Der (im „Grund⸗ 
eigentum“ 33, 512 vertretenen) Auffaſſung, nach der der 
Rechtsmittelzug für ſolche Fälle in Art. I 8 5 des Gef. be⸗ 
ſonders geregelt iſt, kann ſonach nicht beigetreten werden. 
Das Rechtsmittelverfahren dieſer Vorſchrift gilt lediglich für 
die Anfechtung der Verſagung einer Ausnahmebewilligung. 

6. Ein Erſatz für Schäden, die durch die Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes entſtehen, wird nach Art. I § 10 nicht 
gewährt. 

C. Das Geſetz enthält weiter in Art. II Beſtimmungen, 
die in drei Punkten einen Teil der ſeit Jahren erörterten 
Anderungen der Gewerbeordnung herbeiführen: 

1. Nach einem durch Ziff. 1 dieſes Artikels in die GewO. 
neu eingefügten 8 35 b kann der Handel mit Gegen- 
ſtänden des täglichen Bedarfs unterſagt werden, 
falls ſich die Unzuverläſſigkeit des Handeltreibenden durch eine 
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rechtskräftige Verurteilung wegen Betrugs oder einer anderen 
ſtrafbaren Verletzung fremden Vermögens, wegen Wuchers 
oder im Wiederholungsfalle wegen eines ſchweren Verſtoßes 
gegen das Unl WG. ergibt. Dieſe Beſtimmung eröffnet jedoch 
keinen neuen Weg für die Handelsüberwachung. Bereits nach 
den noch gültigen 88 20 ff. Hand BeſchrVO. v. 13. Juli 1923 
(RGBl. I, 706, 708) hat die Polizei zwingend den Handel mit 
Gegenſtänden des täglichen Bedarfs zu unterſagen, wenn Tat⸗ 
ſachen die Annahme der Unzuverläſſigkeit rechtfertigen. Eine 
ähnliche Regelung iſt in 8 2 der VO. über die Befugniſſe des 
Reichskommiſſars für Preisüberwachung v. 8. Dez. 1931 
(RGBl. I, 747) enthalten. Die neue Beſtimmung des 8 35 b 
GewO. bietet ſonach keine Möglichkeiten, die nicht bereits ge⸗ 
ſetzlich gegeben ſind. Ihre praktiſche Auswirkung iſt ſogar eine 
ſchwächere, da ſie — ganz abgeſehen von den verfahrensrecht⸗ 
lichen Erſchwerungen (vgl. die 88 40 Abſ. 2 und 54 Abſ. 1 
Gewd. i. d. Faſſ. des Art. II Ziff. 1 des Gef.) — lediglich 
als Kannvorſchrift gefaßt iſt, beſtimmte rechtskräftige Ver⸗ 
urteilungen erfordert, und da Verſtöße lediglich nach 8 148 
adj. 1 Nr. 4 GewO. i. d. Faſſ. des Art. II Ziff. 1 des Gel. 
eſühnt werden können. Es iſt daher zu erwarten, daß die 
Vermalkang ſich in all den Fällen, in denen 8 35b GewO. 
keine genügende Abhilfe bietet, weiter auf die erwähnten frü⸗ 
heren Beſtimmungen ſtützen wird. Die Praxis wird daher leh⸗ 
ren, ob 8 35b Gew. ausreicht und damit eine Aufhebung 
dieſer älteren Vorſchriften möglich iſt. — Für Preußen ſind 
im übrigen bis jetzt noch keine Beſtimmungen ergangen, durch 
die innerhalb der reichsrechtlichen Rahmenvorſchriften der 
88 40 und 54 GewO. die zuſtändigen Behörden und das Ver⸗ 
fahren feſtgelegt werden. Lediglich für die Wiederaufhebung 
einer Handelsunterſagung beſtimmt die vorläufige Anweiſung 
des Min. für Wirtſchaft und Arbeit v. 15. Mai 1933 (MBliV. 
250) die Zuſtändigkeit des Regierungspräſidenten, in Berlin 
des Polizeipräſidenten. Bis zum Erlaß der noch ausſtehenden 
Verfahrens⸗ und Zuſtändigkeitsregelung kann ſonach in Preußen 
nicht auf Grund des § 35 b GewO, ſondern nur nach den 
früheren Beſtimmungen vorgegangen werden. Die vorerwähnte 
vorläufige Anweiſung v. 15. Mai 1933 kann bis dahin eben⸗ 
falls keine praktiſche Bedeutung gewinnen. 

2. Ziff. 2 des Art. III enthält grundlegende Anderungen 
für den ambulanten Gewerbebetrieb. In den nach 8 42 b 
GewO. zuläſſigen Beſtimmungen iſt nach der jetzigen Faſſung 
des Abſ. 1 Satz 2 dieſer Vorſchrift die Einführung des Ber 
dürfnisnachweiſes möglich. Nach der bisherigen Regelung war 
eine ſolche Beſchränkung gemäß § 42 b Abf. 4 i. Verb. m. 
§ 56d Gewd. lediglich für Ausländer zuläſſig. — Art. I 8 6 
des Gef. findet ſonach in dieſer Vorſchrift eine ſinnvolle Er⸗ 
gänzung. Von der jetzigen Faſſung des §S 42 b Gew. kann 
jedoch noch nicht eine endgültige Beſeitigung der Auswüchſe 
des Straßenhandels erwartet werden, da die auf dieſe Vor⸗ 
ſchrift geftügten Anordnungen weſentliche Teile des Straßen⸗ 
handels überhaupt nicht erfaſſen. Der Handel mit rohen Er⸗ 
zeugniſſen der Land⸗ und Forſtwirtſchaft, des Garten⸗ und 
Obſtbaues, der Geflügel» und Bienenzucht ſowie der Jagd und 
Fiſcherei, und der Handel mit allen Wochenmarktartikeln kann 
nämlich nach 8 42 b Abſ. 2 GewO. nicht von einer Erlaubnis 
abhängig gemacht werden. we. 

Ferner iſt $42b Abſ. 1 Satz 1 Ziff. 3 GewO. nunmehr 
dahin geändert, daß den danach zuläſſigen Beſtimmungen 
nicht nur das Anbieten „gewerblicher Leiſtungen, hinſichtlich 
deren dies nicht Landesgebrauch iſt“, ſondern auch das Auf⸗ 
ſuchen von „Beſtellungen auf ſolche“ unterfallen. 

3. Endlich erhalten nach Ziff. 3 des Art. III die Straf⸗ 
beſtimmungen der 88 148 und 149 GewO. eine neue Faſſung. 
Nach dem bisherigen Wortlaut des Abſ. 2 dieſer Beſtimmungen 
fiel bei Idealkonkurrenz (8 73 StGB.) zwiſchen einem Steuer⸗ 
geſetz und einer ſtrafbaren Handlung im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchriften die Strafe wegen der gewerbepolizeilichen Übertretung 
aus. Nunmehr ſind die wegen ſolchen Übertretungen ver⸗ 
wirkten Strafen neben der Steuerſtrafe beſonders zu ver⸗ 
hängen. Bei der Bemeſſung der Steuerſtrafen iſt jedoch die 
Übertretungsſtrafe zu berückſichtigen. 
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Rein Vorrecht der öffentlichen Grundſtücks laſten bei 
Mietabtretungen und Mietpfändungen. 

Riewald: JW. 1932, 449 ff. bejaht die Frage, ob ein Vor⸗ 
recht der Steuerbehörden für die auf dem Grundſtücke laſtenden 
Steuern und Abgaben gegenüber bereits erfolgten Mietabtretungen 
und Mietpfändungen beſteht. 

In Schrifttum und Rſpr. iſt es ſtreitig, ob der Steuergläubiger, 
der zwecks Beitreibung von Steuern und Abgaben die eingehenden 
Mieten gepfändet hat, für ſich das Vorrecht der 88 1123, 1124 BGB. 
mit der Maßgabe beanſpruchen kann, daß er ſämtlichen Hypotheken⸗ 
gläubigern vorgeht. 

Bejahend: Wolff: PrVerwpl. 24, 491; Kautz⸗Rie⸗ 
wald, Verwaltungszwangsverfahren, 7. Aufl., S. 160 und 239 
ſowie die Erlaſſe des PrFin Min. v. 19. März, 7. und 20. April 
1932, ferner das Rundſchreiben des Deutſchen Sparkaſſen⸗ und Giro⸗ 
verbandes v. 25. Mai 1932, ſämtlich ohne eine genauere Begründung. 
Bezüglich der von Riewald gegebenen Begründung vgl. JW. 1932, 
451. Ebenſo Eich, Pfändung von Miet- und Pachtzinsforderungen 
(Das Vorrecht der öffentlichen Grundſtückslaſten), Köln 1932. 

Verneinend: Loevy: DWohnArch. 1933, 57 ff. und Korn: 
Bank Arch. 1933, 226 ff. mit nt. E. zutreffender Begründung. 

Gegen Riewald a. a. O. iſt auszuführen: Es iſt zunächſt 
nicht zuläffig, der Mietpfändung durch den Steuergläubiger — im 
Wege der ausdehnenden Gleichſtellung — den Charakter der „ding⸗ 
lichen Beſchlagnahme“ zuzuerllennen. Denn eine derartige Parallelität 
des öffentlichen und privaten Rechts beſteht nicht und kann gar nicht 
beſtehen, weil das öffentliche Recht ganz andere Ziele verfolgt, andere 
Funktionen hat und mit anderen Zwangsmitteln ausgeſtattet iſt als 
das Privatrecht (vgl. auch Loevy a. a. O. Sp. 64). 

Es geht nicht an, die für die Hypotheken ergangenen Vor⸗ 
ſchriften entſprechend auf die öffentlichen Grundſtückslaſten anzu⸗ 
wenden, weil es ſich bei beiden um grundlegend verſchiedene Rechts⸗ 
inſtitute handelt. Zum mindeſten erſcheint es äußerſt gewagt, den 
klaren Wortlaut des 8 1124 BGB., der nur von dem Hypotheken⸗ 
gläubiger ſpricht und eine Ausnahmevorſchrift darſtellt, auf andere 
dinglich Berechtigte auszudehnen. Demzufolge hat auch das K.: 
JW. 1927, 2583 es ausdrücklich abgelehnt, 8 1124 BGB. auf rück⸗ 
ſtändige Grundſtückslaſten anzuwenden (vgl. auch RG. v. 7. April 
1914: Gruch Beitr. 58, 1031). 

Daher verdient m. E. die Anſicht, die das Vorrecht der Steuer⸗ 
behörden verneint, den Vorzug. Wie ja auch die Mehrzahl der bisher 
ergangenen Entſcheidungen annimmt, daß der Steuergläubiger bereits 
erfolgte Verfügungen über Miet- und Pachtzinſen nicht ihrer Wirkung 
berauben könne und daher gegenüber den Hypothekengläubigern, falls 
dieſe eine dingliche Mietpfändung vornehmen, zurücktreten müſſe (fo 
LG. Glogau v. 5. Febr. 1932, 5 0 4/32; AG. Bielefeld v. 5. Dez. 
1932, 12 C 2169/32; A. Recklinghauſen v. 11. März 1932, 
8b C 334/31; AG. Kaſſel v. 17. Aug. 1932, 17 C 891/32; L. 
Hagen v. 7. Febr. 1933, 6 S 609/32; LG. Köln v. 16. März 1933: 
JW. 1933, 1274; a. M. LG. Kiel v. 6. Juni 1932, 9 8 652/32: 
Prfonmaffeng. 1932 Nr. 22; LGG. Münſter v. 13. Sept. 1932, 
4 8 1032/32: ebenda; LG. Kaſſel v. 1. Dez. 1932, 3 8 397/32; 
AS, Recklinghauſen v. 3. Nov. 1932, 8b C 669/32). 

Nicht unerwähnt ſei noch, daß ein Teil der Steuerbehörden, 
um eine gerichtliche Entſcheidung über dieſe zur Zeit immerhin un⸗ 
gewiſſe Streitfrage zu vermeiden, dazu übergegangen iſt, von einer 

fändung der Mieten abzuſehen und die Zwangsverwaltung des 
Grundſtückes zu betreiben. In dieſem Falle beſteht allerdings ein 
Vorrecht der öffentlichen Grundſtückslaſten wegen der laufenden und 
der aus den letzten zwei Jahren rückſtändigen Beträge (vgl. 8 10 
Ziff. 3 ZwVerſtch.). . 
Ref. Dr. Werner Weigelt, Freiberg i. S. 


Die Zwangs vollſtreckhung gegen den Fiskus im Neich 
und in den deutſchen Ländern. 

Nach Abſchluß meiner Darlegungen: JW. 1933, 1169 ff. find 
weitere Neuregelungen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung in 
den einzelnen Ländern getroffen worden, über die nachſtehend berichtet 
werden ſoll, wobei auch auf JW. 1933, 1380 verwieſen wird. 

Baden: Die 3. HaushaltsNotVO. v. 25. Aug. 1932 (GVBl. 
S. 193 ff.) Art. 13 ſah vor, daß die Zwangsvollſtreckung wegen 
Geldforderungen erſt nach vorheriger Anmeldung bei der zur Ver⸗ 
tretung des Schuldners berufenen Stelle und der Staatsaufſichts⸗ 
behörde erfolgen dürfte. In Baden war alſo bisher eine Geneh⸗ 
migung zur Zwangsvollſtreckung gegen Gemeinden, Gemeinde⸗ 
verbände und Kreiſe nicht erforderlich. Dieſen Zuſtand hat die 
5. HaushaltsNot BO. v. 11. April 1933 (GVBl. S. 65 ff.) geändert. 
aach der neuen VO. erfolgt die Zwangsvollſtreckung wegen Geld- 
jorderungen gegen den badiſchen Staat im Verwaltungswege. Im 
Einzelfalle trifft das zuſtändige Miniſterium die erforderlichen Maß⸗ 
nahmen. 

„ „ Die Zwangsvollſtreckung gegen die Gemeinden iſt nunmehr 
ähnlich geregelt wie in Anhalt. Es darf nämlich die Zwangsvoll⸗ 
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ſtreckung wegen Geldforderungen nur mit Zuſtimmung der Staats⸗ 
aufſichtsbehörde vorgenommen werden. Dieſe hat auf Antrag des 
Gläubigers die Vermögensgegenſtände zu beſtimmen, für die eine 
Zwangsvollſtreckung zugelaſſen wird. Ferner liegt es in der Hand 
der Staatsaufſichtsbehörden, den Zeitpunkt der Zwangsvollſtreckung 
feſtzulegen. Auch in der Bad OO. iſt vorgeſehen, daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung nicht zugelaſſen werden darf, wenn dadurch der ge⸗ 
orduete Gang der Gemeindeverwaltung oder die Verſorgung der Be⸗ 
völkerung gefährdet würde. 

Die BO. gibt beiden Parteien die Möglichkeit, gegen die Ent⸗ 
ſcheidung der Staatsaufſichtsbehörde binnen zwei Wochen die Be⸗ 
ſchwerde beim Miniſter des Innern einzulegen. An Stelle dieſer 
Maßnahmen, die im übrigen auch für die Zwangsvollſtreckung 
wegen öffentlich⸗ rechtlicher Geldforderungen gelten, 
kann die Staatsaufſichtsbehörde auch ein Verteilungs verfahren 
anordnen, wenn dies zur gleichmäßigen Befriedigung mehrerer Glau⸗ 
biger erforderlich iſt. Die Regelung iſt ähnlich, wie ſie weiter unten 
für Preußen dargeſtellt iſt. 

Beſonders hervorzuheben iſt noch, daß die VO., die mit dem 
Tage nach ihrer Verkündung, alſo am 13. April 1933, in Kraft tritt, 
entſprechend auch Anwendung findet für die Kirchengemeinden. 

Braunſchweig: In den eingangs erwähnten Ausführungen 
iſt auch die VO. über die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderun⸗ 
gen, die für Braunſchweig gilt, erwähnt worden, mit dem Hinweis, 
daß die Geltungsdauer dieſer VO. auf die Zeit bis zum 
31. März 1933 beſchränkt ſei. Dieſe iſt inzwiſchen verlängert wor⸗ 
den bis zum 31. März 1934, und zwar durch die VO. zur Anderung 
der VO. über die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen gegen 
Gemeinden und Gemeindeverbände v. 9. März 1933 (Braunſchw⸗ 
GVSamml. ©. 31). 

Preußen: Die für die Zwangsvollſtreckung gegen Gemeinden 
und Gemeindeverbände grundlegende VO. zur Vereinfachung 
und Verbilligung der Verwaltung v. 3. Sept. 1932 
bringt neben der eigentlichen Sonderregelung der Zwangsvollſtreckung 
auch noch Vorſchriften über ein Verteikungs verfahren (vgl. 
auch Anhalt und Baden) und eine beſondere Form der Zwangs- 
etatiſierung. 


I Verteilungs verfahren. 

845 der VO. v. 3. Sept. 1932 beſtimmt, daß auf Antrag 
der Aufſichtsbehörde die Beſchlußbehörde ein Verteilungsverfahren 
einleiten kann, wenn dies zur gleichmäßigen Befriedigung mehrerer 
Gläubiger erforderlich iſt. Es iſt vorgeſehen, daß ein Aufgebots⸗ 
verfahren ſtattzufinden hat, nach deſſen Ablauf die Befriedigung der 
Gläubiger, deren Geldforderungen nicht rechtzeitig angemeldet wor⸗ 
den ſind, ausgeſchloſſen iſt. 

Die in 8 45 Abſ. 3 vorgeſehene AusfVOO. des Miniſters des 
ER iſt unter dem 30. März 1933 (GS. S. 101 ff.) erlaſſen 
worden. 

Zweck des Verteilungsverfahrens iſt unter Aufrechterhaltung 
des geordneten Ganges der Verwaltung und der Verſorgung der Be⸗ 
völkerung, die Vefriedigung der Gläubiger aus Geldforderungen an 
Gemeinden und Gemeindeverbände durch Ausſonderung und Ver⸗ 
wendung gemeindlicher Einnahmen und Vermögenswerte, zu fördern 
(8 J). Antragsberechtigt iſt die Aufſichtsbehörde, die von Amts wegen 
auf Grund pflichtmäßigen Ermeſſens einen Antrag ſtellt, über den 
die Beſchlußbehörde zu entſcheiden hat. Eine Entſcheidung auf Ein⸗ 
leitung des Verteilungsverfahrens darf ergehen, wenn dieſes zur 
0 46 . Befriedigung mehrerer Gläubiger erforderlich 
iſt “ 

Die Beſchlußbehörde hat vor ihrer Entſcheidung die geſamten 
Unterlagen zu prüfen, die ihr von der Aufſichtsbehörde nach An⸗ 
hörung der Gemeinden bzw. des Gemeindeverbandes eingereicht wor⸗ 
den find. Wenn die Beſchlußbehörde einen Beſchluß auf Einleitung 
gefaßt hat, ſo dürfen andere als die ausdrücklich in der Verteilungs⸗ 
ordnung vorgeſehenen Zahlungen nicht geleiſtet werden. Beſonders 
hervorzuheben iſt, daß zu dieſen Zahlungen, die unbedingt zu leiſten 
find (5 14 Abſ. 2 Ziff. 2), die Gehälter und Ruhegehälter, 
die an gemeindliche Beamte, Lehrer und Angeſtellte zu zahlen ſind, 
gehören, ferner die Beiträge zu den verſchiedenen Ruhegehaltskaſſen. 
Erwähnt ſei, daß ferner auch dazu gehören, Ausgaben der öffent⸗ 
lichen Fürſorge, ſowie die Löhne und Ruhelöhne der Arbeiter, die 
notwendigſten Sachausgaben und die Leiſtungen öffentlich⸗rechtlicher 
Art an andere öffentlich-rechtliche Körperſchaften. Dieſe Zahlungen 
ſind inſofern noch beſonders privilegiert, als ſie neben den ſeit dem 
1. April 1932 entſtandenen und noch entſtehenden Forderungen des 
Staates auf Ablieferung eingehobener Staatsſteuern vorweg zu 
befriedigen ſind. Gehört alſo zu den Gläubigern, deren gleich⸗ 
mäßige Befriedigung gemäß 8 2 erforderlich iſt, einer der vorſtehend 
genannten Berechtigten, ſo iſt ſeine Forderung vorweg zu erfüllen. 

Die Durchführung des Verteilungsverfahrens liegt in der Hand 
eines auf Veranlaſſung der Beſchlußbehörde von der Aufſichtsbehörde 
ernannten Treuhänders, der befugt iſt, alle zur Durchführung 
ſeiner Aufgabe erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Er kann Ber 
ſchlüſſe an Stelle der gemeindlichen Organe faſſen und an Stelle des 
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Gemeindevorſtandes die Maßnahmen treffen, die zur Durchführung 
dieſer Beſchlüſſe erforderlich ſind. Ihm zur Seite ſteht ein von der 
Beſchlußbehörde beſtellter Gläubigerausſchuß, der bei der 
Durchführung des Verteilungsverfahrens zu hören iſt. Wie ſchon in 
der VO. v. 3. Sept. 1932 beſtimmt iſt, muß ein Aufgebots⸗ 
verfahren durchgeführt werden. Die VO. v. 15. April 1933 
trifft in 88 9—11 die nähere Regelung hierzu. Ebenſo wie bei der 
Zwangsvollſtreckung dürfen auch gemeindliche Vermögensgegenſtände, 
durch deren Inanſpruchnahme der geordnete Gang der Verwaltung 
oder die Verſorgung der Bevölkerung gefährdet wird, nicht in das 
Verteilungsverfahren einbezogen werden. 

In der VO. find endlich auch noch die Vorſchriften über die 
Rechtsmittel und die Koſten des Verfahrens getroffen und beſtimmt, 
daß nach Abſchluß der Verteilung die Beſchlußbehörde das Ver⸗ 
teilungsverfahren nach Anhörung des Gläubigerausſchuſſes durch Be⸗ 
ſchluß aufzuheben hat, und daß endlich ein erneuter Antrag auf 
Einleitung eines Verteilungsverfahrens früheſtens nach Ablauf eines 
halben Jahres nach der Aufhebung geſtellt werden darf. Aber auch 
dann noch kann der Antrag der Ablehnung unterliegen, wenn nach 
Überzeugung der Beſchlußbehörde die Verhältniffe in der Zwiſchenzeit 
ſich nicht ſo geändert haben, daß die Einleitung des Verteilungs⸗ 
verfahrens Erfolg verſpricht. 


II. Zwangsetatiſierung. 

Dieſe findet (vgl. § 19 Zuft®., der die entſprechenden Beſtimmun⸗ 
gen der Städte O. erſetzt hat) Anwendung, „wenn die Stadtverordneten 
es unterlaſſen oder verweigern, die der Gemeinde geſetzlich obliegenden 
Leiſtungen auf den Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu 
genehmigen“. Während dieſe Beſtimmung, die die der Gemeinde ge» 
ſetzlich obliegenden Leiſtungen behandelt — hierzu gehören 
u. a. auch die Beamtengehälter (vgl. Oertel, Anm. 2 zu 878) —, 
iſt eine beſondere Zwangsetatiſierung in der VO. v. 3. Sept. 1932 
(8 86) für die Fälle vorgeſehen, in denen eine Gemeinde oder ein 
Gemeindeverband eine anerkannte oder gerichtlich feſt⸗ 
geſtellte Verbindlichkeit trotz Fälligkeit nicht erfüllt. In 
dieſen Fällen kann die Beſchlußbehörde (anders 8 19 Zuſt ch.: der 
Regierungspräſident), wenn die Nichterfüllung zu beſonderen Schwie⸗ 
rigkeiten oder Nachteilen für eine geordnete Verwaltung oder für 
den öffentlichen Kredit führen kann, auf Antrag der Aufſichts⸗ 
behörde oder auf Antrag des Gläubigers nach Anhörung der Aufſichts⸗ 
behörde Maßnahmen treffen. Als ſolche gelten: die Anordnung der 
Nichtleiſtung oder Herabſetzung von Ausgaben, die in den 
Haushaltsplan eingeſtellt ſind, andererſeits die außerordent⸗ 
liche Einſtellung von Mehreinnahmen, und zwar durch Er⸗ 
höhung gemeindlicher Steuern, Gebühren und Beiträge, ſowie Tarife 
gemeindlicher Verſorgungsbetriebe. 

Die vorſtehenden Ausführungen zeigen, daß auch den Gläu⸗ 
bigern der Gemeinden und Gemeindeverbände, wenn auch ihr Recht 
zur Zwangsvollſtreckung eingeſchränkt iſt, eine Reihe von Möglich⸗ 
keiten zur Verwirklichung ihrer Anſprüche zur Verfügung ſtehen. 

RA. Dr. von Bremen, Berlin. 


Die Kirche und diſſidentiſche Pächter. 


Die Kirche hat bei Verpachtung der zu ihrer Dotation gehören⸗ 
den Ländereien ſoziale Geſichtspunkte nie außer acht gelaſſen, ſie iſt 
in den Landgemeinden oft als einzige Verpächterin in der Lage, 
ſelbſtwirtſchaftenden Landwirten durch Zupachtung zu einer beſſeren 
Auswertung ihres Betriebes zu verhelfen, ländlichen Handwerkern 
eine ſtärkere Sicherung ihrer Lebenshaltung zu gewähren und auch 
ſonſt ärmeren Familien auf dem Lande Gelegenheit zu geben, die für 
den Hausbedarf notwendigen Dinge ſelbſt zu ziehen, und ihnen eine 
beſcheidene Tierhaltung zu ermöglichen. Vor dem Kriege ifh die Ver⸗ 
pachtung in den meiſten Fallen weit unter dem normalen Pacht⸗ 
preis erfolgt, aus welchem Grunde die Verpachtung kirchlicher Län⸗ 
dereien ſehr begehrt war. Durch die Folgen der Inflation war die 
Kirche auf eine volle Ausnutzung ihres Pfründenvermögens ange⸗ 
wieſen, trotzdem ſind auch heute noch ihre Ländereien vielfach unter 
dem ortsüblichen Preiſe verpachtet. Immer aber verfolgt die Kirche 
mit der Verpachtung ihrer Ländereien einen für die einzelne Gemeinde 
bedeutſamen ſozialen Zweck. 

Es iſt für die Kirche ſelbſtverſtändlich, daß fie das Land in 
erſter Linie an ihre Gemeindeglieder verpachtet und nicht etwa an 
ſolche Perſonen, die ſich von der Kirche losgeſagt haben. Genau ſo 
wie kirchliche Handlungen ausſchließlich Gemeindegliedern zustehen 
und die aus der Kirche Ausgetretenen jeglichen rechtlichen Anſpruch 
auf kirchliche Gemeinſchaft und damit auf Spendung der von der 
Kirche verwalteten Gnadenmittel ſowie auf Dienſte des Pfarramtes 
verlieren, wird der Kirche nicht zugemutet werden können, ihre 
kirchlichen Ländereien an ſolche Perſonen zu verpachten, die aus der 
Kirche ausgetreten ſind. 

Wie ſteht es nun aber mit den Pächtern, welche während der 
laufenden Pachtperiode, wie es in den letzten Jahren häufiger 
vorgekommen iſt, aus der Kirche ausgetreten ſind und noch dazu 


bei Ablauf der Pachtzeit Verlängerung des Pachtvertrages durch 
Feitfegung ſeitens des PE A. verlangt haben? Die Frage iſt: Kann 
die Kirche von derartigen Pächtern loskommen? 

Aus den allgemeinen Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches heraus ſcheint eine Aufhebung des Vertrages nicht möglich zu 
fein. Nach 8157 BGB. find zwar Verträge jo auszulegen wie Treu 
und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern. Wenn 
auch neue deutſchrechtliche Beſtrebungen den Treuegedanken im deut⸗ 
ſchen Recht wieder zum Durchbruch verhelfen wollen, ſcheint es doch 
fraglich zu ſein, ob auf Grund dieſer Beſtimmung allein die Rüde 
gängigmachung eines Pachtvertrages mit einem diſſidentiſchen Pächter 
möglich ſein wird. Ebenſo fraglich iſt es, ob ein Pachtvertrag im 
gegebenen Falle unter den § 138 BGB. fallen könnte, wonach ein 
Rechtsgeſchäft, das gegen gute Sitten verſtößt, nichtig iſt. Auch die 
Beſtimmungen über das Pachtrecht im BGB. ſelbſt geben keinen 
genügenden Anhaltspunkt. Einmal wird man nicht von einem 
vertragswidrigen Gebrauch reden und ſo 8 550 BOB. zur Anwen“ 
dung bringen können, zumal auch damit der Pachtgegenſtand dem 
Pächter nicht entzogen werden kann. Dies würde nur möglich ſein, 
wenn der Verpächter nach 8553 BGB. das Pachtverhälknis ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigte. Wenn jedoch eine ord⸗ 
nungsmäßige Bewirtſchaftung des Pachtgrundſtückes vorliegt, wird 
von einem vertragswidrigen Gebrauch der Sache nicht die Rede ſein 
können. 

Bekannt iſt, daß bereits ſeit langem Verhandlungen über die 
Schaffung eines neuen Pachtrechtes laufen, und auch ſchon ein Ente 
wurf über ein neues Landpachtgeſetz aufgeſtellt iſt. In dieſem Entwurf 
iſt unter 8595 e vorgeſehen, daß der Pächter das Pachtverhältnis 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen kann, u. a., wenn 
der Pächter fi) ein Verhalten hat zuſchulden kommen laſſen, wo“ 
durch die Beziehungen zwiſchen den Parteien derart geſtört werden, 
daß dem Verpächter eine Fortſetzung des Pachtverhältniſſes nicht zu⸗ 
gemutet werden kann. Es dürfte ohne weiteres klar liegen, daß der 
Austritt eines Pächters aus der Kirche zur Kirchengemeinde ein Ver⸗ 
hältnis ſchafft, welches eine Störung in dem gedachten Sinne bar“ 
ſtellt. Wenn auch hierüber in den Begründungen und ſonſtigen Be⸗ 
arbeitungen der Vorlage über das neue Pachtrecht nichts Näheres 
geſagt iſt, dürfte in der Rechtspraxis kein Zweifel an der Auslegung 
in dieſem Sinne vorhanden fein. Dieſer F 595 c iſt auch von dem 
beſonders berufenen Arbeitsausſchuß unverändert übernommen. Hier 
wird die oft erörterte Frage der Zumutbarkeit als entſcheidendes 
Moment für die Auslegung des Vertrages in die Waagſchale ge“ 
worfen. Die jetzt beſtehende Prpachtſchd. v. 19. Sept. 1927 gibt be 
reits in 8 3 einen Hinweis ähnlicher Art. Beträgt nämlich die Größe 
des Pachklandes weniger als 10 ha, fo kann das Pachteinigungsamt, 
wenn und ſoweit es bei Abwägung der Intereſſen beider Teile der 
Billigkeit entſpricht, beſtimmen, daß Verträge vor Ablauf der ver“ 
einbarten Zeit aufgehoben werden. Bei Abwägung der Intereſſen 
beider Teile wird auch das perſönliche Verhältnis von Pächter zu 
Verpächter eine eutſcheidende Rolle ſpielen müſſen, und ein or“ 
ſitzender des PE A. wird kaum bereit fein, wenn durch das pet“ 
ſönliche Verhalten des Pächters ein geordnetes Zuſammenarbeiten 
zwiſchen dem Verpächter und Pächter unmöglich geworden iſt, die 
Aufrechterhaltung eines Pachtvertrages länger zu befürworten. Tat⸗ 
ſächlich iſt durch einen Veſchluß des LG. Halle v. 10. Juli 1924, 
4 7 185/24, in ähnlichem Sinne entſchieden worden. Dort hatte der 
Vater des Pächters vor Jahren einen Morgen Pfarracker der Kirchen⸗ 
gemeinde A. gepachtet. Als er dann feinen Grundbeſitz dem Pächter 
überließ, trat dieſer ohne Widerſpruch des Verpächters auch in den 
Pachtvertrag ein. Bei Ablauf der Pachtzeit beantragte er Verläuge 
rung um zwei Jahre. Eine ſchlechte Bewirtſchaftung konnte ihm 
nicht zur Laſt gelegt werden. Der Pächter war jedoch aus der Kirche 
ausgetreten, und der Verpächter machte neben anderen Gründen 
geltend, daß durch Anweisung der Kirchenbehörde beſtimmt fei, daß 
Kirchen⸗ und Pfarracker nicht an Leute verpachtet werden dürfe, die 
aus der Kirche ausgetreten ſeien, wie es hier der Fall ſei, und der 
Pächter ſogar noch Propaganda für den Austritt anderer gemacht 
habe. Dieſe Tatſachen find unstreitig. Das PEA. hatte fie zunächſt 
nicht als hinreichenden Grund zur Ablehnung des Antrages ange“ 
ſehen. Anders die Rechtsbeſchwerdeinſtanz, welche von der Pachtſchd. 
ausgeht, wonach auch andere Gründe als ſchlechte Wirtſchaft in 
Ausnahmefällen zur Ablehnung eines Antrages auf Pachtverlänge⸗ 
rung führen. Solche Gründe, ſo ſagt das Urteil wörtlich, önnen 
in dem perſönlichen Verhalten des Pächters liegen, namentlich in 
einem Verhalten, das ſich gegen die Perſon des Verpächters richte 
oder durch das der Erfolg der Tätigkeit des Verpächters beein“ 
trächtigt wird. Ein ſolches Verhalten des Pächters liegt hier vor. 
Er iſt nicht nur aus der Kirche ausgetreten, ſondern hat au 
Propaganda für den Austritt aus der Kirche getrieben, arbeitet alſo 
dem Verpächter entgegen, und das in dem eigentlichen Zweck, den 
die Kirche verfolgt. Er hätte ſich ſelbſt ſagen müſſen, daß unter 
dieſen Umſtänden die Weiterverpachtung des Landes an ihn nicht in 
Frage kommen würde. Wenn er trotzdem ſeine Tätigkeit gegen die 
Kirche gerichtet hat, fo hat er keinen Anſpruch auf die Rechte der 
PachtſchO., die natürlich nur denen zugute kommen ſollen, die auch 
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e die Perſönlichkeit und die Rechte des Verpächters reſpek⸗ 
ieren. 

In vorſtehend erwähntem Beſchluß iſt deutlich die Frage der Nicht⸗ 
zumutbarkeit des Innehallens eines Pachtvertrages mit einem diſſi⸗ 
dentiſchen Pächter bejaht worden. Selbſt ohne beſondere Anweifung 
einer Kirchenbehörde, daß kirchliche Grundſtücke nicht an Diſſi⸗ 
denten verpachtet werden dürfen, wird damit bei gegebener Sachlage 
ein Pachtvertrag hinfällig werden müſſen. 

Der Beſchluß hat aber auch allgemeinere Bedeutung, der darin 
ausgeſprochene Grundgedanke wird nicht nur auf das Verhältuis 
zwiſchen Kirchengemeinden und Pächtern, ſondern auch auf jeden 
anderen Pachtvertrag anzuwenden ſein, in dem ein aufrechter 
chriſtlicher Verpächter einem diſſidentiſchen Pächter gegenüberſteht, 
das iſt ein Volksrechtgedanke, der ſich nicht mehr überſehen läßt. 

So wird ein Beſchluß, welcher vor 10 Jahren bereits von 
Richtern gefällt wurde, die dem wahren Volksempfinden Rechnung zu 
tragen wußten, von weittragender Wichtigkeit. 

LKR. Dr. Lampe, Hannover. 


Dat der Berechtigte bei Grunddienſtbarkeiten ein Ber- 
legungsrecht nach $ 1023 268.7 


8 1023 Abſ. 1 BGB. beſtimmt: Beſchränkt ſich die jeweilige 
Ausübung einer Grunddienſtbarkeit auf einen Teil des belaſteten 
Grundſtückes, ſo kann der Eigentümer die Verlegung der Ausübung 
auf eine andere, für den Berechtigten ebenſo geeignete Stelle ver⸗ 
langen, wenn die Ausübung an der bisherigen Stelle für ihn beſon⸗ 
ders beſchwerlich iſt. Die für induſtrielle Unternehmungen beſtellten 
Grunddienſtbarkeiten — z. B. Befugnis zur Anlage von Schienen⸗ 
wegen, Draht-, Waſſer⸗ und Röhrenleitungen — haben in jüngſter 
Zeit die Frage aufgeworfen, ob das Verlegungsrecht auch dem Eigen⸗ 
tümer des herrſchenden Grundſtückes zuzubilligen iſt. Der von 
der herrſch. Anſicht vertretenen Ablehnung (RGRKomm. 8 1023 
Anm. 2; Kurzkomm. Loening⸗Baſch⸗Straßmann 8 1023 
Anm. 1) muß m. E. entgegengetreten werden. Bei dem Schweigen des 
Geſetzes kann aber nicht die Schlußfolgerung gezogen werden, daß 
das Verlegungsrecht nur dem Eigentümer des dienenden Grundſtückes 
zuſteht. Ebenſowenig kann der Ausgangspunkt der herrſch. Anſicht 
allein die Antwort auf unſere Frage geben. Gemäß $ 1020 BGB. hat 
der Berechtigte bei der Ausübung einer Grunddienſtbarkeit das Inter⸗ 
eſſe des Eigentümers des belaſteten Grundſtücks tunlichſt zu ſchonen. 
Hieraus wird nun gefolgert, das Verlegungsrecht ſei nur ein Ausfluß 
dieſes Rechts auf ſchonliche Ausübung. Der § 1023 enthalte ſomit 
eine über den 8 1020 hinausgehende Verpflichtung des Berechtigten 
(vgl, Wolff, Sachenrecht § 107 II; a. A. Planck⸗Strecker 
$ 1023 Anm. 1). 

Sinn und Zweck des Geſetzes allein find berufen, die Geſetzes⸗ 
lücke auszufüllen. Der leitende Gedanke aber geht dahin, daß den 
widerſtrebenden Intereſſen aller Beteiligten jeweils entſprochen wer⸗ 
den ſoll, wenn die Anderung für den einen Bedürfnis iſt, für den 
anderen aber unſchaͤdlich bleibt oder ihm nur geringe Unbequemlich⸗ 
keiten auferlegt (vgl. Stammler, Das Richtige Recht 325). Was 
für den Eigentümer des dienenden Grundſtücks durch 8 1023 B0B. 
als Recht geſetzlich feſtgelegt iſt, muß als Poſtulat der Billigkeit durch 
Ahnlichkeitsſchluß auch dem Eigentümer des herrſchenden Grundſtilcks 
zugebilligt werden. Tritt für den Paſſivbeteiligten durch die Ver⸗ 
legung keine Mehrbelaſtung ein, ſo ſind keine zwingenden Gründe 
erſichtlich, die gegen eine Analogie ſprechen. Für die hier vertretene 
Anſicht läßt ſich im Gegenteil noch der von Heck herangezogene Ge⸗ 
ſichtspunkt des 8 904 BGB. verwerten. Die Analogie iſt, wie er zu⸗ 
treffend bemerkt, geboten, weil das dem 8 1023 zugrunde liegende 
Werturteil nachträglich in 8 904 allgemeine Anerkennung erlangt hat 
(ogl. Heck, Sachenrecht § 73 Ziff. 7). 

RA. Dr. Wilhelm Weimar, Köln. 


IR die Zwangsverſteigerung eines landwirtſchaftlichen 
cörundſtücks, deren Lortfetzung gemäß 85 2 ff. Ausf O. 
über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckhungsſchutz vom 
14. gebr. 1933 beſchloſſen if, noch auf Grund der 
g 5ff. VO. über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
wUollfir, v. 26. Mai 1933 einſtweilen einzuſtellen? 


Lagen die Vorausſetzungen für die Anwendung der Verord⸗ 
nungen über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchuß vom 14. Febr. 
1933 (RG Bl. I, 63 u. 64) vor, fo fanden bisher nach der herrſchenden 
Anſicht die Vorſchriften des Teils 3 Kap. II VO. des Rpräſ. v. 
8. Dez. 1931 (NEXT. I, 699) keine Anwendung, weil die Verordnung 
über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz die weitergehendere 
Schutzbeſtimmung enthielt (vgl. Jonas, Das Zwangsvollſtreckungs⸗ 
notrecht, I. Teil, 7. Aufl. 1933, S. 41; II. Teil, 2. Aufl. 1933, 
S. 13 Anm. II). Wurde die Fortſetzung des Verfahrens gemäß 
89 2 ff. AusfVO. über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz be» 
ſchloſſen, jo kam deshalb eine einſtweilige Einſtellung auf Grund des 
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85 VO. v. 8. Dez. 1931 nicht mehr in Betracht. In der Regel war 
ja auch in einem ſolchen Falle die Notfriſt für die Stellung des An⸗ 
trags auf einſtweilige Einſtellung nach 88 6 Abſ. 1 und 7 Abſ. 3 
VD. v. 8. Dez. 1931 bereits abgelaufen. 

Dieſes Verhältnis der VO. v. 8. Dez. 1931 und 14. Febr. 1933 
iſt durch das Geſetz über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Zwangsvollſtreckung v. 26. Mai 1933 (RGBl. I, 298), durch das die 
VO. v. 8. Dez. 1931 abgeändert worden iſt, ein anderes geworden. 
Durch dieſes Geſetz ſind die Vorausſetzungen für die einſtweilige Ein⸗ 
ſtellung des Zwangsverſteigerungsverfahrens gemäß 8 5 BO. v. 
8. Dez. 1931 in großem Umfang erweitert worden. Abgeſehen davon, 
daß das Antragsverfahren durch das Amtsverfahren erſetzt worden iſt, 
enthält das Geſetz in Art. 1 Ziff. 1 Abf. 2 eine Aufzählung verſchie⸗ 
dener Fälle, in denen die Vorausſetzung für die einſtweilige Einſtel⸗ 
lung geſetzlich als gegeben anzuſehen iſt. Dieſe Fälle ſind ſo um⸗ 
faſſend, daß ſie häufig vorliegen werden, wenn auf Grund des Ge⸗ 
fees betr. den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz die Fortſetzung 
des Verfahrens zu beſchließen iſt. Es würde nun dem Sinn der Ver⸗ 
ordnung über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz, die doch den 
Schutz der VO. v. 8. Dez. 1931 für landwirtſchaftliche Grundſtücke 
erweitern wollte, nicht entſprechen, dem Verfahren betr. die Ver⸗ 
ſteigerung eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks Fortgang zu geben, 
wenn unter denſelben Verhältniſſen das Verfahren betr. die Ver⸗ 
ſteigerung eines nicht landwirtſchaftlichen Grundſtücks auf Grund der 
Vorſchriften der VO. v. 8. Dez. 1931 i. d. Faſſ. der Bek. v. 26. Mai 
1933 (RGBl. I, 302) einſtweilen eingeſtellt werden würde. Liegen 
daher bei einem landwirtſchaftlichen Grundſtück die Vorausſetzungen 
für die Fortſetzung des Verfahrens gemäß 88 2 ff. VO. v. 14. Febr. 
1933 vor, fo iſt zwar die Fortſetzung des Verfahrens zu beſchließen. 
Damit ſcheidet das betreffende Grundſtück aus dem Kreis der durch 
die VO. betr. den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz geſchützten 
Grundſtücke aus. Es unterliegt dann aber noch der VO. v. 8. Dez. 
1931 i. d. Faſſ. der Bek. v. 26. Mai 1933. Es iſt daher gemäß § 6 
dieſer Verordnung von Amts wegen zu prüfen, ob nicht die Voraus⸗ 
ſetzungen für die einſtweilige Einſtellung des Verfahrens gemäß 8 5 
dieſer Verordnung gegeben ſind. Iſt das der Fall, ſo wird das Ver⸗ 
fahren auf Grund dieſer Verordnung wieder einſtweilen einzu⸗ 
ſtellen ſein. 

Daß die 88 5 ff. VO. i. d. Faſſ. der Bek. v. 26. Mai 1933 auch 
auf landwirtſchaftliche Grundſtücke Anwendung finden, kann auch 
durch Umkehrſchluß aus Art. 5 des Geſetzes über weitere Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 26. Mai 1933 (RG⸗ 
Bl. I, 298) gefolgert werden. GerAſſ. O. Meier, Genthin. 


Gilt 8 119 Abf. 2 gatz 2 350. auch im Falle eines 
Verfäumniourteils gegen den Berufungsbeklagten? 


Nach § 119 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. iſt der in erſter Inſtanz ſieg⸗ 
reichen Partei bei nachgewieſener Armut im Falle einer Ber. durch den 
Gegner das Armenrecht zu gewähren, ohne daß nachgeprüft zu werden 
braucht, „ob die Rechtsverfolgung oder die Rechtsverteidigung der 
Partei mutwillig oder ausſichtslos erſcheint“. Die ſich hieran knüp⸗ 
fende Frage, ob Gleiches zu gelten hat, wenn jene ſiegreiche Partei ſich 
zunächſt in der Berufungsverhandlung nicht hat vertreten laſſen und 
deshalb gegen fie Verſäumnisurteil (VII.) ergangen iſt, wird in 
Rſpr. und Literatur verſchieden beantwortet. Während OLG. Köln: 
DI. 1903, 204 eine ſelbſtändige Nachprüfung der Ausſichten für das 
Einſpruchsverfahren verlangt, wird dies vom OLG. Frankfurt a. M.: 
JW. 1928, 1156 mit Rückſicht auf die vorher erwähnte Geſetzes⸗ 
beſtimmung abgelehnt. Der erſten Entſch. ſchließt ſich der Komm. von 
Skonietzki⸗Gelpke (1911 Anm. 5) an, der zweiten Auffaſſung 
folgen Stein⸗Jonas (14. Aufl., Anm. III) und Sydow ⸗Buſch 
(20. Aufl., Anm. 4). 

Nach Sinn und Zweck der Geſetzesbeſtimmung ſcheint mir die 
Entſch. des OLG. Köln, deren Begründung leider nicht veröffentlicht 
iſt, zutreffend zu ſein: 8 

Zunächſt kann der Wortlaut nicht entſcheidend für die eine oder 
die andere Auffaſſung ins Gewicht fallen. Denn wenn das OLG. 
Frankfurt meint, es dürften „im ganzen Verlauf der höheren In⸗ 
ſtanz“ die Prozeßausſichten nicht nachgeprüft werden, fo ift dies bereits 
eine Auslegung über den reinen Wortlaut hinaus. Wenn auch der 
Einſpruch kein eigentliches Rechtsmittel iſt und daher durch ihn nicht 
eine neue Inſtanz eröffnet wird (Stein⸗Jonas a. a. O. 8338 U, 
fo hat doch der Geſetzesworklaut zunächſt wohl nur den Fall im 
Auge, daß der Gegner das ſiegreiche Urteil erſter Inſtanz anficht 
und nunmehr der Berufungsbekl. dieſes Urteil verteidigen will, 
nicht aber den Fall, daß das ſiegreiche Urteil bereits durch VII. auf⸗ 
gehoben iſt und nunmehr der Berufungsbekl. das inzwiſchen auf⸗ 
gehobene erſtinſtanzliche Urteil wiederherſtellen will. Dem ſteht auch 
nicht der Umſtand entgegen, daß neben der Rechtsverteidigung aus⸗ 
drücklich die Rechtsverfolgung hervorgehoben worden iſt. Denn 
dadurch ſollte nur die Parteirolle der das Armenrecht nachſuchenden 
Partei, nicht aber ihre Souderſtellung im Verufungsverfahren bezeich⸗ 
net werden (Ver Ziv Sen. 41, 400). 
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Abgeſehen hiervon würde die rein wörtliche Auslegung des § 119 
Abſ. 2 Satz 2 ZPO. auch in andern Fällen zu unmöglichen Ergeb⸗ 
niſſen führen. Denn danach müßte der armen Partei auch bei nur 
teilweiſem Obſiegen in erſter Inſtanz das Armenrecht für ihre eigene 
Anſchlußberufung gewährt werden, wenn der Gegner zunächſt Berufung 
eingelegt hätte. Dieſe Auslegung iſt jedoch mit Recht bereits in der 
vorbezeichneten Entſch. der vereinigten ZivSen. abgelehnt worden. 

Die Auffaſſung, daß in zweiter Inſtanz der ſiegreichen Partei 
das Armenrecht nach ergangenem VU. ohne Nachprüfung der Ein- 
ſpruchsausſichten gewährt werden müſſe, kann endlich auch nicht mit 
dem Hinweis darauf verteidigt werden, daß man ſonſt einen Unter⸗ 
ſchied machen müßte je nachdem, ob der Einſpruch bereits eingelegt ſei 
oder nicht. Zwar wird nach eingelegtem Einſpruch der Prozeß gemäß 
8 342 ZPO. in die Lage vor Eintritt der Verſäumnis zurüchkverſetzt. 
Jedoch bezieht ſich dies lediglich auf das Verfahren, nicht jedoch 
auf die Exiſtenz und die Wirkung des VU. ſelbſt. Vielmehr ergibt 
gerade die Möglichkeit der Einſtellung der Zwangsvollſtreckung nach 
88 719, 707 3PO., daß das Urteil grundſatzlich weiterhin feine Wir⸗ 
Rungen äußert. Bezüglich der Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
ſelbſt aber find nach durchaus herrſchender Anſicht (Stein⸗Jonas 
a. a. O. 8 707 Anm. II; Baumbach, 5. Aufl., § 707 Anm. 3) 
auch die Ausſichten des Einſpruchs zu prüfen. Nun wäre es jedoch 
ein merkwürdiges Ergebnis, wenn das Gericht zwar die Einſtellung 
der Zwangsvollſtreckung aus dem VU. mit der Begründung ablehnen 
könnte, daß der Einſpruch ausſichtslos ſei, gleichwohl aber dem Be⸗ 
rufungsbekl. zum Zwecke der Einſpruchseinlegung das Armeurecht 
bewilligen müßte. 

In dieſer Hinſicht darf auch darauf hingewieſen werden, daß in 
der Arbeitsgerichtsbarkeit gemäß $ 62 ArbGG. die Einſtellung über⸗ 
haupt nur im Falle der Glaubhaftmachung eines „nicht zu erſetzenden 
Nachteils“, alſo nur in den ſeltenſten Fällen, zuläſſig iſt, ſo daß hier 
trotz Zurückverſetzung des Verfahrens in den alten Stand nach 8 342 
3PO. die Exiſtenz und die Vollſtreckbarkeit zunächſt unberührt bleibt 
und inſofern ein Unterſchied in der Rechtslage vor und nach 
Einſpruchseinlegung nicht beſteht. 

Wenn demnach auch eine unterſchiedliche Behandlung der Armen⸗ 
rechtsanträge in der Ber Inſt. nach ergangenem BU. vor und nach 
Einſpruchseinlegung nicht gerechtfertigt ſein dürfte, ſo iſt das doch 
noch kein Beweis für die Unzuläſſigkeit einer Nachprüfung der Ein⸗ 
ſpruchsausſichten überhaupt. Vielmehr bleibt dann immer noch die 
Frage offen, ob nicht trog 8 119 Abſ. 2 Satz 2 3PO. die Exiſtenz 
eines Vll. jene Nachprüfung erforderlich macht, gleichgültig, ob das 
Verfahren als ſolches durch den Einſpruch bereits in den alken Stand 
verſetzt worden iſt oder nicht. 

Für die Bejahung dieſer Frage ſcheint mir der Zweck der Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung ausſchlaggebend zu ſein, der offenbar einen Vertei⸗ 
digungsſchutz derjenigen Partei zum Inhalt hat, welche zuletzt ein 
obſiegendes, vom Gegner angegriffenes Urteil erwirkt hat. Aus den 
Materialien zur ZPO. (Hahn, Bd. I, 1881, S. 557) ergibt ſich, daß 
man die Vorſchrift des § 119 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. nur im engſten Zu⸗ 
ſammenhange mit Abſ. 1 a. a. O. verſtehen kann: Da ſich die Rechts⸗ 
und Sachlage im Verlaufe der einzelnen Inſtanzen durchaus ändern 
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Kann, ſoll das einmal bewilligte Armenrecht nicht für den ganzen 
Prozeß Geltung haben, ſondern die Bewilligung allein die jeweilige 
Inſtanz betreffen und jede neue Inſtanz zur erneuten Nachprüfung der 
Prozeßausſichten (nicht der Armut: § 119 Abſ. 2 Satz 1) verpflichtet 
ſein. Hiervon will der ſchließlich angenommene Antrag Struck⸗ 
mann nur eine einzige (alſo eng auszulegende!) Ausnahme zulaſſen: 
„Nur wenn die wohlhabende Partei ein Rechtsmittel einlege, ſei der 
Arme, welcher ein Urteil für ſich habe, unbedingt durch Gewährung 
des Armenrechts zu ſchützen. 

Ein derartiger Schutz erſcheint jedoch nicht notwendig, wenn das 
urſprünglich ſiegreiche Urteil, welches der Arme für ſich hatte, in“ 
zwiſchen durch ein — trotz etwaigen Einſpruchs nicht erledigtes — 
DU. aufgehoben iſt und die arme Partei nunmehr eine Beſeitigung 
des ihr ungünſtigen Zuſtandes begehrt. Vielmehr erſcheint hier 
eine erneute Nachprüfung der Prozeßausſichten durchaus mit dem 
Wortlaute des $ 119 Abſ. 2 Satz 2 BRD. vereinbar und durch Sinn 
und Zweck des Geſetzes ſogar dringend erfordert. Denn ein ausſichts⸗ 
loſer Angriff gegen ein ſtaatliches (Verſäumnis⸗) Urteil auf Staats⸗ 
koſten dürfte dem Geſetzeszweck kaum entſprechen, und im Falle des 
Vi. würde auch der vom RG. in anderem Zuſammenhange erwähnte 
— nur äußerliche — Grund entfallen, daß das Anſehen der Gerichte 
geſchädigt würde, wenn man die Verteidigung eines ſtaatlichen 
Urteils als ausſichtslos bezeichnen wollte (Ver ZivSen. 41, 400). Ebenſo 
wäre es dann gleichgültig, ob das Vu. nur auf rein rechtlichen Er⸗ 
wagungen oder auch auf tatſächlichen Unterſtellungen beruhen würde 
(DRG. Frankfurt a. a. O.), da ja die Nachprüfung der Einſpruchs⸗ 
ausſichten pflichtgemäß vorzunehmen wäre. 

Schließlich ſei noch darauf hingewieſen, daß die vorſtehenden Er⸗ 
örterungen nicht etwa durch die VO. v. 6. Okt. 1931 (VI. Teil 
Kap. I $ 11) überflüſſig geworden find. Allerdings zitiert Wiener: 
JW. 1931, 3526 eine Entſch. des SG. (19 U 15 775/31), in welcher 
die Beſtimmung des 8119 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. hinſichtlich der Aus⸗ 
ſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung bzw. Rechtsverteidigung als gänzlich 
aufgehoben angeſehen ſein ſoll, weil nunmehr die „Ausſicht auf den 
Erfolg“ geprüft werden müſſe und dieſe Prüfung durch 5 119 Abi. 2 
Satz 2 ZBO. auch hinſichtlich der ſiegreichen Partei in zweiter In⸗ 
ſtanz nicht ausgeſchloſſen ſei. M. E. wird man jedoch bei ſolcher 
Auslegung dem Sinne der Not BO. nicht gerecht. Denn wenn dort 
für die Bewilligung des Armenrechts gemäß 8 114 ZPO. die „Aus⸗ 
ſicht auf Erfolg“ zur Vorausſetzung gemacht wird und eine ausdrück⸗ 
liche Abänderung des § 119 Abſ. 2 Satz 2 380. nicht erfolgt iſt, ſo 
muß doch angenommen werden, daß auch in 8 119 Abſ. 2 Satz 2 
PO. ſinngemäß ſtatt „Ausſichtsloſigkeit“ zu leſen iſt: „Ausſicht auf 
Erfolg“, zumal hinſichtlich der Mutwilligkeit der Rechtsverfolgung 
kraft ausdrücklicher Vorſchrift das gleiche gilt. Derſelben Anſicht iſt 
wohl auch Seuffert⸗Walsmann, 1932, $ 119 Anm. 2. 

Der Zweck einer möglichſt großen Erſparnis durch die NotVO. 
dürfte für das hier behandelte Problem nur inſoweit unterſtützungs⸗ 
weiſe herangezogen werden können, als er gleichfalls für eine möͤglichſt 
enge Auslegung der Ausnahmevorſchrift des 8 119 Abſ. 2 Satz 2 
ZPO. ſprechen dürfte, die hier ohnehin befürwortet worden iſt. 

LGR. Weſſel, Königsberg i. Pr. 
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Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. Eine Rückſendung kaun in keinem Fall erfolgen. 


Dr. Hans Peter Danielcik, Rechtsanwalt in Mannheim: 
Deutſchlands Selbſtverſorgung. Unter Mitwirkung von 
RA. Dr. H. Andres, RA. Dr. Blaſſe, Dr. H. Buwert, 
Oberforſtmeiſter Dr. K. Dannecker, O. Engelhardt, 
K. Erdmann, Diplom⸗Landwirt K. Fachmann, Dr. C. 
an Haack, Generaldirektor H. E. von Heemskerck, Prof. 
Dr. H. Henſeler, Syndikus Dr. G. Höper, Regg. a. D. 
H. Kaiſer, Apotheker E. Krämer, Dr. H. Körding, 


Dr. H. Meis, Dr. jur. H. P. Müller-Berger, Dr. H. 


Münzberg, RA. Dr. W. Oßwald, Dr. P. A. Pla as, 
Syndikus Dr. K. Robens, Dr. K. Schiemenz, Diplom⸗ 
Landwirt Dr. Th. Schulz, Dr.-Ing. H. Stellrecht, 
Schriftleiter Dr. A. Stier, Dr. A. Walter, Dr. G. 
Wilsdorf. München 1932. J. F. Lehmanns Verlag. 
Preis geb. 9,60 N. 

Mit einem Stabe von Mitarbeitern aus Handel, Induſtrie, 
Gewerbe und Landwirtſchaft, von denen jeder ein Fachmann in 
Theorie und Praxis in ſeinem Arbeitszweige iſt, hat ein Wirt⸗ 
ſchaftsvorkämpfer des Dritten Reiches es verſtanden, das Wirt⸗ 
ſchaftslehrbuch für die Deutſche Volksgemeinſchaft 
zu Schaffen. Als Vorkämpfer, Wegbereiter tritt RA. Dr. Da⸗ 


nielcik durch dieſes Volksbuch in die Erſcheinung, da es 5 
ſchrieben wurde zu einer Zeit, als Adolf Hitler noch nicht die Reichs⸗ 
führung in den Händen hielt. — Die Grundgedanken für den Wieder⸗ 
aufbau des Reiches im Wege der Erweckung einer Volksgemeinſchaft, 
die ſich auf die Bodenſchätze im eigenen Grund und Boden, ihre 
Bearbeitung und Verarbeitung mit heimiſchen Kopf und Hand- 
arbeitern ſtützt und die uns möglichſt von ausländiſcher Zuſuhr 
unabhängig macht, werden dem Programm der NS Da., der Ver⸗ 
faſſung der Volksgemeinſchaft entnommen. 

Die Gefahr, daß die Geſchloſſenheit dieſes von A—3 ge 
meinverſtändlich gehaltenen Volksbuches durch die zahlreichen 
Mitarbeiter geſtört werden könnte, hat mit großem Geſchick Dar 
nielcik als Herausgeber und Verfaſſer zu bannen gewußt. 

Die „Selbſtverſorgung“ verdiente als Leitſpruch das trefflich 
Wort unſeres Reichsjuſtizkomm., Staatsmin. Pg. Dr. Fran 
auf der Hamburger Gründungskundgebung der Nationalſozialiſtiſchen 
Front des Deutſchen Rechtes: 

„Der Juriſt dient nicht den Paragraphen, ſondern dem 
Volke. Seine erſte Pflicht iſt die Erfüllung des Rechtes des 
deutſchen Meuſchen auf Arbeit.“ 

Wir Juriſten im Dritten Reich, als eine geſchloſſene Front, 
wollen Mittler ſein zwiſchen Wirtſchaft und Recht. Durch die Der 
fruchtung des Rechtes mit den Gedankenkeimen einer geſunden 
bodenſtändigen Wirtſchaft, wie ſie der Führer Adolf Hitler fordert 
und geſtaltet, wird das geſchriebene Recht in der Hand ſeines Aus“ 
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legers erſt zum Volksrecht. Umgekehrt kann die Wirtſchaft des 
Dritten Reiches nicht erſtarken ohne eine ſtraff gegliederte Rechts⸗ 
ordnung, deren Inhalt angepaßt iſt den Lebensnotwendigkeiten 
aller Berufsſtände. Wie man in der Zeit des marxiſtiſchen Sprach⸗ 
ſchatzes von Kollektivwirtſchaft und Individualismus ſprach — mög⸗ 
lichſt viel Fremdwörterkauderwelſch, das ſich ein Teil unſerer 
jungen Gelehrten auf Führerpoſten, wollen ſie von der Volksgemein⸗ 
ſchaft verſtanden werden, endlich abgewöhnen müſſen —, ſo leitet 
Danielcik unter der Frage „Warum Selbſtverſorgung?“ das 
Werk ein mit einer Betrachtung des Kampfes des „Wir“ und „Ich“. 
„Freiheit und Unabhängigkeit ſind die höchſten Güter eines 
Volkes. Sie aus eigener Scholle und aus eigener Kraft zu 
ſchaffen in Zuſammenwirken von Geiſt, Hand und Stoff iſt 
Sinn und Ziel deutſchen Ringens.“ 

Das „Wir“, die Gemeinſchaft, beleuchtet er in ihrem Ziele 
durch den Zunftſpruch: „Zu gemeinem Nutz und Gott zu Ehr.“ — 
„Bedarfsdeckung des Volkes war das Ziel dieſer Gemeinwirtſchaft. 
Sie wurde verdrängt durch das in der Renaiſſance auftauchende 
Sch. Der einzelne wollte ſich unter der Idee des „Freiſeins 
mehr und mehr von den Feſſeln der Gemeinſchaft befreien.“ 

Der Liberalismus ſiegte. Erſt unſerer Zeit der nationalen 
Revolution iſt es beſchieden geweſen, wie Danielcik im Anſchluß 
an Liſt ſagt: „Mit dem Lebenswillen der Nation das Ich⸗denken 
der Maſſen und Klaſſen zu überwinden und das Reich zu bauen.“ 

Deutſchlands Selbſtverſorgung in allen weſentlichen Wirtſchafts⸗ 
zweigen wird von dem Herausgeber in einer Einführungsbetrachtung 
zu jedem Kapitel unter vergleichsweiſer Heranziehung der Vor⸗ 
Kriegsjahre beleuchtet und dieſer Einführung ſchließen ſich die im 
gleichen Geiſt gehaltenen Fachartikel der Sonderbearbeiter an. 

So zerfällt das Werk in folgende Hauptteile: 

I. Warum Selbſtverſorgung? 

II. Der Weg zur Selbſtverſorgung. 

III. Möglichkeiten der Selbſtverſorgung. 

K. Selbſtverſorgung in der Ernährungswirt⸗ 
ſchaft. (16 Unterabſchnitte, die ſämtliche Erzeugungszweige 
vom Getreide bis zum Tabakbau und der Schafhaltung mit 
wertvollen Zahlenangaben — wobei ſogar die Statiſtik 
gemeinverſtändlich erläutert iſt [11] — entwickelungs⸗ 
geſchichtlich von der Kriegsvorzeit bis heute verfolgen und 
Wege zeigen zu ihrer Wiedergeſundung.) 

B. Selbſtverſorgung in anderen Wirtſchafts⸗ 
zweigen. Hier werden u. a. „die deutſche Textilinduſtrie 
(Baumwolle, Wolle, Baſtfaſer, Leinen, Hanf⸗ und Hart⸗ 
fafer, Jute, Seide und Kunſtſeide), die Leder⸗ und Schuh⸗ 
Induſtrie, Edelpelztierzucht, Bergbau, Holz in der deutſchen 
Binnenwirtſchaft, Holzhandel und Holzinduſtrie, bis zum 
Lichtſpielweſen und der Filminduſtrie ſowie den Heilquellen 
— Bädern — Reifen“ wiſſenſchaftlich einwandfrei, volks⸗ 
tümlich und wirtſchaftlich im Geiſte des Wiederaufbaues der 
deutſchen Volksgemeinſchaft durchforſcht und geſchildert. 

Danieleik verkennt, wie er in ſeinem Schlußwort nochmals 
hervorhebt, die Notwendigkeit der Erhaltung einer Ein- und Ausfuhr 
keinesfalls. „Selbſtverſorgung bedeutet, wie ſchon eingangs erwähnt, 
keinen Verzicht auf Ein⸗ und Ausfuhr überhaupt. Sie iſt aber an⸗ 
dererſeits ſchon jetzt in einem ſolchen Maße möglich und notwendig, 
daß Deutſchland bei einem Ausbau der Selbſtverſorgung trotz des 
Außenhandels aus eigener Kraft wirtſchaftlich gefeſtigt daſtehen und 
allen kritiſchen Ereigniſſen gerüſtet entgegenſehen Kann.“ 

Es überſchreitet den Zweck dieſer Beſprechung, wollte ich auf 
dem mir beſonders naheliegenden Gebiete der Ernährungswirtſchaft 
zu ſtrittigen Einzelfragen Stellung nehmen. Das Buch iſt 1932 ge- 
ſchrieben und die Neugeſtaltung der Wirtſchaft 1933 durch Adolf 
Hitler hat bewieſen, daß die von Danieleik und feinen Mit⸗ 
arbeitern eröffneten Wiederaufbaulinien die richtigen waren. 

Eine größere Befriedigung kann einem Juriſten, der gleich⸗ 
zeitig Wirtſchaft wie Recht meiſtert, nicht zuteil werden. Es iſt 
dieſes Werk, das jeder Volksgenoſſe, der die Aufgaben der Zeit 
mit löſen will, ſich beſchaffen ſollte, ein Beweis, wie unberechtigt 
und gedankenlos der Ausſpruch eines recht jungen Diplomlandwirtes 
in einer unferer Parteizeitſchriften war, wir hätten keine Fachanwälte 
nötig; es genüge zur Pflege des Rechtes ein einfacher Anwalt (alſo 
wohl Feld⸗ und Wieſenanwalt). 4 

Wir fordern von den Juriſten, die das Deutſche Recht an der 
Stelle, wohin fie berufen find, zu pflegen haben, ſtets eine wirt⸗ 
ſchaftliche und ſoziale Volksverbundenheit auf den Grundlagen des 
Bekenntniſſes zu Blut und Scholle. Jeder Dilettantismus iſt von 
Übel. Es würde daher auch verfehlt ſein, wenn einzelne Diplomland⸗ 
wirte ſich, wie es gleichfalls einmal aus ihren Kreiſen gefordert 
wurde, zu Rechtsberatern entwickeln ſollten. 

Der 1932 unternommene und gelungene Verſuch von Da⸗ 
nieleik, einem Rechtsanwalt, der als Syndikus viele Jahre auf 
vorgeſchobenem Poſten für eine deutſche Wirtſchaft in den Zeiten 
des Marxismus kämpfte und deshalb ſogar ſeinen Poſten in der 
Induſtrie verlor, in Zuſammenarbeit mit Fachleuten der Wirtſchaft 


„Deutſchlands Selbſtverſorgung“ von allen Seiten in Angriff zu 
nehmen, iſt der beſte Beweis dafür, daß Männer der Wirtſchaft mit 
ſolchen der Rechtswiſſenſchaft zuſammengehen können und müſſen. 
Das „Ich“ hat gegenüber dem „Wir“ auf geiſtigem Gebiete wie in 
der Wirtſchaftspolitik und ihrer Führung zurückzutreten. Jeder ſetze 
den Stein in Adolf Hitlers Trutzburg ein, den er am beſten zu be⸗ 
hauen verſteht und bedenke ſtets, daß es nur einen Baumeiſter geben 
kann, dem alle als Geſellen und Lehrlinge zu dienen haben. 
RA. Ernſt Böttger, Berlin. 


Lebens mittelgeſez. Unter Beifügung oder Angabe der 
wichtigſten, das gegenwärtige Lebensmittelrecht bildenden 
Geſetze, Verordnungen, Ausführungsbeſtimmungen und Ge⸗ 
richtsentſcheidungen. Erläutert von Dr. jur. Holthöfer, 
Oberlandesgerichtspräſident i. R., und Dr. phil. Dr. ing. 
e. h. A. Juckenack, Präſident i. R. der preuß. Landes⸗ 
anſtalt für Lebensmittel⸗, Arzneimittel⸗ und gerichtliche 
Chemie, Geh. RegRat und Honorarprofeſſor. 2. umgearb. 
Aufl. Bd. I. Berlin 1933. Carl Heymanns Verlag. 
287 S. Preis 10 KA. 


Es handelt ſich um eine Neuauflage des 1927 in erſter Auflage 
erſchienenen Werkes. Sie unterſcheidet ſich von der erſten durch die 
Unterteilung in zwei Bände, von denen zunächſt nur der erſte vor⸗ 
liegt. Er enthält eine kurze Einleitung, die im weſentlichen die ge⸗ 
ſchichtlichen Grundlagen des Lebensmittelrechts behandelt, daneben aber 
auch die Entſtehungsgeſchichte des Lebensmittelgeſetzes, insbeſ. den 
wertvollen Bericht des Arbeitsausſchuſſes des Reichswirtſchaftsrats zu 
dem Geſetzentwurf, zuſammenſtellt (die ſieben Seiten umfaſſende Wieder⸗ 
gabe des Wortlauts des amtlichen Entwurfs — Reichsratsvorlage — 
würde man an dieſer Stelle gern vermiſſen und lieber bei den ein⸗ 
zelnen Beſtimmungen im Kommentar verarbeitet ſehen). Es folgt der 
Text des Geſetzes und alsdann auf 221 Seiten der Kommentar. Der die 
Zuſammenſtellung der nahrungsmittelrechtlichen Geſetze, Verordnungen 
und Ausführungsvorſchriften enthaltende zweite (in der erſten Auflage 
etwa 200 Seiten umfaſſende) Hauptteil fehlt diesmal; er ſoll im 
zweiten Bande nachgebracht werden, ſobald die derzeit in der Aus⸗ 
arbeitung begriffenen zahlreichen Ausführungsvorſchriften zu 88 5 und 
11 des Gef. und die Neufaſſung der Kennzeichnungs O. erlaſſen ſein 
werden. An ihrer Stelle iſt im Anhang des erſten Bandes der Neu⸗ 
auflage nur eine Aufzählung der im Anhang der erſten Auflage ab⸗ 
gedruckten Beſtimmungen, ferner der Text des alten NahrMittch. v. 
14. Mat 1879, der KennzeichnungsVO. v. 29. Sept. 1927, 28. März 
1928 und einiger weiterer neuerer Erlaſſe und Verordnungen, ſchließ⸗ 
lich eine Zuſammenſtellung einiger wichtiger Gerichtsurteile aufgenom⸗ 
men worden (insgefamt 18 S.). Den Schluß bildet ein ausführliches 
Sachregiſter. 

In dem Kommentar ſind die inzwiſchen (im Zuſammenhang mit 
dem nenen Milchgeſetz eingetretenen) Anderungen in den 88 4, 5, 21 
des Geſ. berückſichtigt. Außerdem waren das neue Weingeſetz, die be⸗ 
reits verkündeten Ausführungsbeſtimmungen zu 8 5 und das neue 
Preuß. Polizeiverwaltungsgeſetz einzuarbeiten; es iſt dadurch insbeſ. 
die Erläuterung zu den 88 4, 5, 21 und die Vorbem. zu 88 5—11 
beeinflußt worden. Auch ſonſt ſind die Anmerkungen zu dem Geſetz 
überall auf den neueſten Stand gebracht, insbeſ. find zahlreiche neuere 
Entſcheidungen der Gerichte eingefügt worden (Vollſtändigkeit in dieſer 
Richtung wird offenbar nicht angeſtrebt). Durch dieſe Erweiterungen 
und Verbeſſerungen iſt der Kommentar auch äußerlich (um etwa 35 Sei⸗ 
ten) gewachſen. 

Für die Praxis der Strafrechtspflege und der Polizei bietet das 
Buch auch in der neuen Geſtalt ein wertvolles Hilfsmittel. Von großer 
Wichtigkeit iſt es auch für den geſamten weitverzweigten Handel mit 
Lebensmitteln und Bedarfsgegenſtänden. In der Ausgeſtaltung des 
Buches ift auf dieſen Intereſſentenkreis weitgehende Rückſicht ge⸗ 
nommen, ohne daß es dadurch für den Juriſten an Wert verliert. 

Das Buch kann allen am Lebensmittelrecht Intereſſierten warm 
empfohlen werden. 

RGR. F. Hartung, Leipzig. 


Wegweiſer für die kaufmänniſche Betriebs: und Bilanz 
prüfung, von Dr. rer. pol. Paul Gerſtner, öffentlich be⸗ 
ſtellter Wirtſchaftsprüfer und Dozent an der Handelshoch⸗ 
ſchule Berlin. Preis 3,50 AM. 


Wegweiſer für Betriebsſtatiſtik und Betriebsvergleich, von 
Dr. Imre Hermann. Preis 3 H,. Beide erſchienen 
im Verlag der Haude & Spenerſchen Buchhdlg., Max Paſchke 
Berlin 1932 bzw. 1933. 

Dr. Paul Gerſtner, Dozent an der Handelshochſchule 


Berlin und öffentlich beſtellter Wirtſchaftsprüfer, zeichnet als Her⸗ 
ausgeber einer Sammlung von neuartigen Handbüchern für das 


geſamte Gebiet der Wirtſchaftsprüfung, welche als „Wegweiſer 
für Wirtſchaftsprüfer“ im Verlage der Haude & Spenerſchen Buch⸗ 
handlung Berlin in Taſchenformat erſcheinen. Bd. 1 ſtammt von 
dem Herausgeber ſelbſt und behandelt in der Form des Weg⸗ 
weiſers die „kaufmänniſche Betriebs- und Bilanzprüfung“. Der 
danach erſchienene Bd. IV „Wegweiſer für Betriebsftatiftit und 
Betriebsvergleich“ hat den beratenden Volkswirt Dr. Imre 
Hermann zum Verf. Um dem Leſer die Neuartigkeit dieſer 
Handbücher zu zeigen, ſei hier ein kurzer Auszug aus dem „Weg⸗ 
weiſer für die kaufmänniſche Betriebs⸗ und Bilanzprüfung“ von 
Gerſtner wiedergegeben. Es heißt z. B. auf S. 36 unter der 
Überſchrift: „Prüfung des Geld⸗ und Zahlungsverkehrs und der 
Wertbeſtände, a) Aufnahme von Kaſſenbeſtänden: 

1. Kaſſenaufnahmen ſtets bei jeder Überwachungsprüfung 
und Zwiſchenprüfung vornehmen, desgleichen auch bei Unter⸗ 
ſchlagungsprüfungen! 

2. Kaſſenprüfungen ſind ſtets unerwartet vorzunehmen! 

3. Vor der Vornahme ſich über ſämtliche etwa beſtehenden 
Kaſſen innerhalb eines Betriebes ſowie über die verantwortlichen 
Perſonen informieren! 

4. Beſteht eine beſondere Dienſtanweiſung für die Kaſſen⸗ 
führung?“ 

In gleicher Weiſe iſt der „Wegweiſer für Betriebsſtatiſtik 
und Betriebsvergleich“ von Dr. Imre Hermann verfaßt. 

Es handelt ſich alſo in allen Fällen nicht in der üblichen 
Weiſe um einen zuſammenhängenden Text, ſondern um in die 
Form knapper Anweiſungen und Winke gebrachten Erfahrungen 
des Praktikers. Die Wegweiſer ſollen auf die wichtigſten zu be⸗ 
achtenden Punkte hindeuten und damit das Gedächtnis des Stu⸗ 
dierenden ſtärken. Die Form des Taſchenformats iſt ſehr geeig⸗ 
net, die Bändchen überall da zu benutzen, wo ſich Gelegenheit 
zum Studium bietet. 


Für den Juriſten haben dieſe Wegiveifer, wenigſtens die 


bisher erſchienenen, kaum Intereſſe. Nach den Ankündigungen 
ſollen noch weitere Bände erſcheinen, von denen hier beſonders 
genannt werden mögen: 

Bd. II: „Wegweiſer für den Beruf des Wirtſchaftsprüfers“, 

Bd. XI: Prüfungen. für ſteuerrechtliche und ſteuertechniſche 

rüfungen“, 

Bd. XII: „Wegweiſer für Vergleichs⸗ und Konkursverfahren“. 
Das Erſcheinen dieſer Bände muß abgewartet werden, um feſt⸗ 
ſtellen zu konnen, in welcher Weiſe die Sammlung der Weg⸗ 
weiſer auch für den Juriſten verdienſtlich geſtaltet werden kann. 
Wir werden alſo darauf noch zurückkommen müſſen. 

Der Herausgeber Dr. Paul Gerſtner gibt jedem Bande 
ein Vorwort mit, aus dem einige Sätze im Zuſammenhang mit 
der Entwicklung des Berufs der Wirtſchaftsprüfer von Inter⸗ 
eſſe ſind. Er ſagt: 

„Der neu geſchaffene Beruf des Wirtſchaftsprüfers, der auf 
Grund beſonderer Prüfungen öffentlich beſtellt und vereidigt wird, 
iſt im Werden begriffen. Immer mehr zeigt es ſich, welche 
hohen Anforderungen an die Ausbildung der Anwärter 
für dieſen Beruf geſtellt werden. Bei der Eigenart dieſes Berufs, 
der ſich mit der Prüfung der geſamten ic d zu be⸗ 
faſſen haben wird, iſt es keineswegs verwunderlich, daß die Kennt⸗ 
niſſe des Wirtſchaftsprüfers aus den verſchiedenſten Wiſſensgebie⸗ 
ten geſchöpft werden müſſen.“ 

Gerſtner hebt richtig hervor, daß die Aufgabe des Wirt⸗ 
ſchaftsprüfers, wie ſein Name ſagt, die Prüfung der geſamten 
Wirtſchaft iſt. In dieſer Beziehung mögen und ſollen auch hohe 
Anforderungen geſtellt werden. Die in den Prüfungen geſtellten 
Aufgaben haben aber zum erheblichen Teil mit Wirtſchaftsprüfung 
nichts mehr zu tun. Auf die Bedenklichkeit der ganzen Einrich⸗ 
tung der Wirtſchaftsprüfer, fo wie fie heute aufgezogen ift, habe 
ich bereits in JW. 1932, 1103 ff. hingewieſen. Vielleicht hat man⸗ 
cher gedacht, meine Befürchtungen ſeien übertrieben. Wenn man 
ſich aber heute die Arbeiten anſieht, welche im Wirtſchaftsprüfer⸗ 
examen gegeben werden, ſind die Zweifel darüber beſeitigt. Einige 
Proben mögen dies belegen: 


Aufgabe 1: 


„Der Gemäldehändler G. hat am 1. März 1932 dem Rentner R. 
vier, einige Tage vorher von R. beſichtigte Originalgemälde 
für einen für alle vier Gemälde einheitlich feſtgeſetzten Preis 
verkauft. Wegen einer Reife des R. ſollten ihm die Gemälde 
erſt am 7. April 1932 übergeben werden. 

Vor der Übergabe ſtellt ſich heraus, 

1. daß die Gemälde A und B durch Feuer zerſtört worden 
ſind, und zwar das Gemälde A am 29. Febr. 1932, das Ge⸗ 
mälde B am 15. März 1932, 

2. daß das Gemälde C, das der Verkäufer für fein Eigen⸗ 
tum gehalten hat, tatſächlich dem X. gehört, der es nicht ver⸗ 
kaufen will, 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


3. daß das Gemälde D auf Betreiben eines Gläubigers des 
Verkäufers am 10. März 1932 gepfändet und am 6. April 1932 
verſteigert worden iſt, wobei es der E. erſteigert hat. R. fragt, 
ob und welche Anſprüche er gegen G. habe und ob es ein 
Unterſchied geweſen wäre, wenn er mit G. vereinbart hätte, 
daß das Eigentum an den Gemälden mit dem Abſchluß des 
Kaufvertrags auf R. übergehen ſolle und G. die Gemälde bis 
zum 7. April 1932 für R. unentgeltlich aufbewahren ſolle.“ 
(Hilfsmittel BGB.) 

Was hat der Gemäldehändler G., ſeine Gemälde und deren Schick⸗ 
ſal mit Wirtſchaftsprüfung zu tun? Noch intereſſanter iſt die 


Aufgabe 2: 
„Der Studienrat St. lebt mit ſeiner Frau Erna geborene B. 
im geſetzlichen Güterſtand. Frau St. kauft im Konfektions⸗ 
geſchäft von M. einen Mantel für 30 R auf den Namen 
ihres Mannes auf Kredit. M. verklagt den Studienrat St. auf 
Zahlung von 30 K.. Gegen St. ergeht Verſäumnisurteil. 

Während die Eheleute St. verreiſt ſind, läßt M. in der Woh⸗ 

nung des Ehemannes St. ein Büffet pfänden und verſteigern, 
das die Frau mit in die Ehe gebracht hat. Die Verſteigerung 
erbringt 50 He, davon erhält 30 %% plus Zinſen und 
Zwangsvollſtreckungskoſten, den Reſt erhält Frau St. von 
dem Gerichtsvollzieher zurück. Beſtehen Anſprüche gegen M.? 
Wenn ja, wer kann fie geltend machen? Wie muß gegebenen- 
falls der Klageantrag lauten?“ 
(Hilfsmittel BB. und ZPO.) 

Was hat das alles mit „Wirtſchafts“⸗Prüfung zu tun? Wozu 

braucht der a egen einen Klageantrag zu wiſſen? Iſt 

er denn auch Prozeßagent oder Parteivertreter? 


Aufgabe 3: 
Dieſe Aufgabe im einzelnen hier wiederzugeben, würde zu viel 
Raum in Anſpruch nehmen. Sie kann daher hier nur skizziert 
werden. Die Aufgabe ſteht in aller Ausführlichkeit in der Zeit⸗ 
ſchrift „Der Wirtſchaftsprüfer“ Jahrg. 1933 S. 42. Sie be⸗ 
ginnt folgendermaßen: 

„Sie werden zu Herrn Senior gerufen und dieſer ſagt zu 
1 „Ich bin kränklich und werde wohl nur noch wenige 

ahre leben. Meine Familie beſteht aus folgenden Perſonen: 

Der Senior, Witwer, 70 Jahre, alleiniger Firmeninhaber, 
außer dem Geſchäft kein Privatvermögen, aber mit 200 000 7 
in guter Lebensverſicherung, fällig beim Tode. 

Der Junior, der in der Firma mitarbeitet und Prokura hat 
und das gaht allein übernehmen ſoll. Er bezieht von ſei⸗ 
ner Frau jährlich 100 000 „ in leicht realiſierbaren Werten. 

Deſſen Schweſter W., unverheiratet, krank, keine Heirats⸗ 
ausſicht, 46 Jahre alt. 

Deſſen Schweſter k., verheiratet mit einem Konkurrenten des 
Seniors. 

Deſſen Schweſter N, verheiratet mit einem Rechtsanwalt. 

Deſſen Schweſter Z., verheiratet mit dem Leiter eines Lan⸗ 
desfinanzamts.“ 

Er erklärt ferner: 

„Ich bin alleiniger Inhaber der Baumwollſpinnerei und 
Weberei C. F. Müller, deren Verhältniſſe wie folgt liegen: 
(folgen Bilanz und Bemerkungen zu den einzelnen Bilanzpoſten). 
Der Senior gibt dann folgenden Auftrag: 8 

Es beſtehen weder Geſchäftsvertrag noch Teſtament, ich 
wünſche daher Verträge oder ein Teſtament oder beides zu 
machen, die nach meinem Tode jegliche Streitigkeiten zwiſchen 
meinen Kindern und Schwiegerſöhnen ausſchließen. Insbeſ. iſt 
zu beachten u. a. 

Der Schwiegerſohn Rechtsanwalt ſoll in meinen Anordnun⸗ 
gen keine juriſtiſchen Fehler finden, die zur An⸗ 
fechtung führen können. 

Der Schwiegerſohn vom Finanzamt ſoll mir ſpäter nicht vor⸗ 
werfen, daß er bei Befragen beſſere Wege für den Über⸗ 
gang meines Vermögens auf meine Kinder empfohlen hätte. 

Der Schwiegerſohn Konkurrent ſoll meinem Sohn nicht in 
die Geſchäftsbücher ſehen können.“ 

Es werden alſo an den Wirtſchaftsprüfer juriſtiſche Anforderun⸗ 
gen in einem ſo hohen Maße geſtellt, daß er einem Juriſten mit 
Aſſeſſorexamen und reichlicher anwaltlicher Erfahrung gewachſen 
ſein muß. Dazu kann man nur den Kopf ſchütteln. 0 

In der Sitzung der Vorſitzenden der Prüfungsausſchüſſe für 
Wirtſchaftsprüfer am 22. Jan. 1932 in Berlin hat Profeſſot 
Dr. Schmalenbach, Köln, zu dem Kapitel „Recht“ folgendes 
bemerkt: 

„Über dieſe Frage haben wir in der Kölner Prüfungskom⸗ 
miſſion eine prinzipielle Erörterung gehabt. Darin war die Ver⸗ 
ſammlung einer Meinung, daß man auf dem Gebiete des Rechts, 
bei dem heute ſchon ein Juriſt ſich nicht mehr 
ganz auszukennen vermag, die Anſprüche nicht zu weit 
ſpannen darf. Es ſoll überhaupt nicht der Eindruck entſtehen, als 
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ob der Wirtſchaſtsprüfer die Ambition hätte, eine Art Rechts⸗ 
anwalt zu ſein, denn wir müſſen fürchten, daß dabei doch nur 
ein Winkeladvokat herauskommen würde. Das, was der Wiri⸗ 
ſchaftsprüfer eigentlich haben muß, iſt ein ſtarkes Gefühl dafür, 
ob er bei irgendeinem Gegenſtand, den er bearbeitet, in das 
Gebiet der rechtlichen Gefahrenzone kommt. Es iſt nicht notwen⸗ 
dig, daß er bei dieſer Gelegenheit die Rechtsfrage ſelbſt ordnet, 
es iſt nur nötig, daß er beizeiten weiß, wenn man zum Rechts⸗ 
anwalt gehen muß. Nun iſt das alles aber viel leichter geſagt 
als getan. Dieſes Gefühl, wo die juriſtiſche Gefahrenzone anfängt, 
bekommt man erſt dann, wenn man ſchon ziemlich viel 
ſich in die Rechtsfragen hineingefühlt hat. Beim 
Anhören der Prüfung habe ich den Eindruck gehabt, daß ungefähr 
das Niveau gehalten werden muß, das man bei einer guten 
kaufmänniſchen Diplomprüfung zu halten pflegt. Es ſind aber 
gewiſſe Gebiete, ganz beſonders aber das Geſellſchaftsrecht, das 
Konkursrecht, die Vergleichsordnung, eingehend zu behandeln, 
Beil fie den Wirtſchaftsprüfer ganz beſonders intenſiv beſchäf⸗ 
igen.“ 

Es folgt dann eine genaue Aufführung aller der Rechts⸗ 
gebiete, welche nach Anſicht des Redners in ne kommen und 
Ar fie auch in meinem oben zitierten Aufſatz bereits angegeben 
ind. 
Der Auffaſſung von Schmalenbach kann nur im all⸗ 
gemeinen, nicht jedoch darin zugeſtimmt werden, daß man das 
Gefühl für das Eindringen in die juriſtiſche Gefahrenzone erſt 
dann bekomme, wenn man ſich ſchon ziemlich tief in Rechtsfragen 
hineingefühlt habe. Das Gegenteil iſt richtig. Es iſt eigentlich er⸗ 
ſtaunlich, daß Schmalenbach zunächſt bekennt, auf dem Ge⸗ 
biete des Rechts vermöge ſich heute ſelbſt ein Juriſt nicht mehr 


ganz auszukennen, daraus aber nicht etwa die allein richtige Fol⸗ 


gerung zieht, ein Nichtjuriſt ſolle überhaupt die Finger vom 
Recht laſſen, ſondern die Auffaſſung verficht, der Wirtſchafts⸗ 
prüfer ſolle ſich ziemlich tief in die Rechtsfragen hineinfühlen. 
Diefer Bruch in der Denklinie iſt nicht begreiflich, aber er findet 
ſich nicht allein bei Schmalenbach. Der Hang zum „Hinein⸗ 
fühlen“ in die Anwaltsgeſchäfte iſt bei gewiſſen Führern der 
Wirtſchaftsprüfer ſo ſtark, daß man wirklich verſucht iſt, allmah⸗ 
lich von einer „Verwirrung der Gefühle“ zu ſprechen. Darüber 
kann doch wohl kaum Streit beſtehen, daß der Wirtſchaftsprüfer, 
je tiefer er ſich in die Rechtsfragen „hineinfühlt“ (ſtehe auch 

rion: JW. 1932, 1103 ff.), deſto weniger weiß, wo die Ge⸗ 
fahrenzone beginnt und übrigens deſto mehr gerade das geworden 
iſt, nämlich der Winkeladvokat, deſſen Heranzuchtung Schma⸗ 
lenbach vermeiden will. Um zu erkennen, wann man in die 
juriſtiſche Gefahrenzone kommt, braucht man keine beſonderen 
Rechtskenntniſſe. Taucht eine Rechtsfrage auf, mit der der Wirt⸗ 
ſchaftsprüfer nicht fertig wird, ſo muß es ſeine Pflicht ſein, ſo⸗ 
gleich zum Anwalt zu gehen und ſich nicht erſt mit ſeinen nicht 
einmal das Referendarſtadium erreichenden Kenntniſſen an der 
Rechtsfrage zu verſuchen, die für den Fachmann unter Heran⸗ 
ziehung der oberſtgerichtlichen Rechtſprechung möglicherweiſe gar 
keine iſt. Sitzt aber der Wirtſchaftsprüfer ſchon in der Gefahren⸗ 
zone und hat er ſchon an dem Fall herumgedoktert, dann iſt es 
meiſt zum Nachteil des Rechtsſuchenden zu ſpät. Was gebraucht 
wird, ſind nicht „Auchjuriſten“, ſondern beſonders qualifizierte 
Buch- und Bilanzſachverſtändige. Die Vorbildung des Wirtſchafts⸗ 
prüfers hat ſich nicht in der Richtung auf die juriſtiſche Gefahren⸗ 
zone, ſondern aus ihr heraus in der Richtung auf die Ausbil⸗ 
dung von Brancheſachverſtändigen zu bewegen. Da it 
die große Lücke! 

Kehren wir zu den „Wegweiſern“ zurück, jo jet die Empfeh⸗ 
lung geſtattet, deren Programm ſpezieller zu geſtalten und mehr 
auf die Sonderbedingungen und Sonderverhältniſſe der einzelnen 
Branchen zuzuſchneiden. Damit würde auch für den Wirtſchafts⸗ 
juriſten eine Literatur geſchaffen, die ihm fehlt und welcher ſein 
volles Intereſſe begegnet. 


Von RA. Dr. Karl Güldenagel, W.⸗Elberfeld. 


Thüringiſches Waſſergeſetz (Notgeſetz über die Regelung der 
Verhältniſſe am Waſſer) vom 21. Dezember 1932. Erläutert 
von Oberregierungsrat Sommer und RA. Dr. Meiſter, 
beide in Weimar. Weimar 1933. Im Selbſtverlag der 
Verfaſſer. 143 S. Preis 5 K. 

Der Gegenſtand der Erläuterung, das neue thür. Waſſch., iſt 
am 1. Jan. d. J. in Kraft getreten. Es bildet den Abſchluß der 
Neugeſtaltung des thür. Verwaltungsrechts und ſtellt eine erſchöpfende 
Kodifikation des Waſſerrechts dar. ORegR. Sommer iſt an der 
Geſtaltung des Waſſch. wie überhaupt an der Vereinheitlichung des 
thür. Verwaltungsrechts in hervorragendem Maße tätig geweſen und 
bietet als Verf. des Erläuterungswerks volle Gewähr dafür, daß die 
Erläuterung in Übereinſtimmung mit den Abſichten und leitenden 
Grundgedanken des Geſetzes erfolgt. Dr. Meiſter hat insbeſ. die 
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zivil- und ſtrafrechtlichen Teile des Buches bearbeitet. Das Werk 
wird jedem, der ſich mit dem neuen Geſetze zu beſchäftigen hat, eine 
nützliche und praktiſche Handhabe bieten. Die Verf. ſind bemüht ge⸗ 
weſen, die Erläuterung möglichſt erſchöpfend zu geſtalten, die Sprache 
iſt knapp und klar, die Erläuterungen ſind auch für den Mann der 
Praxis ohne weiteres verſtändlich. Die Geſetzgebung des Reichs und 
des Landes iſt, ſoweit fie in die waſſerrechtlichen Verhältniſſe 
hineinſpielt, berückſichtigt. 
Vizepräſ. des OVG. i. R. Schlegelberger, Berlin. 


Dr. Hermann Gebhardt, RA. in Frankfurt a. d. O.: Rechts⸗ 
fragen zur Eintragung des Fiſchereirechts im Waſſerbuch. 
Vortrag in der Mitgliederverſammlung des Fiſchereivereins 
für die Provinz Brandenburg am 29. Jan. 1933 in Berlin. 
Sonderdruck aus: Mitteilungen der Fiſchereivereine für die 
Provinzen Brandenburg, Oſtpreußen, Pommern, Ober- 
ſchleſien und für die Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen. 
37. Jahrg., N. F. Bd. 25, 1933. 


Dr. Max Reſchreiter, Rechtsanwalt in München: Patent⸗ 
anwalt, Rechtsanwalt und „Dutſider“. München 1932. 
J. Lindauerſche Univerſitätsbuchhandlung (Schöpping). 

Es handelt ſich um eine Streitſchrift in dem Kampf zwiſchen 
Patentanwälten und beratenden Patentingenieuren. Der zwiſchen die⸗ 
ſen beiden Gruppen ſchwebende Prozeß iſt zugunſten der erſteren ent⸗ 
ſchieden worden. Der Verf. bekämpft den von Feuchtwanger ver⸗ 
tretenen Standpunkt, daß die beratenden Patentingenieure die geeig⸗ 
neten Organe ſeien, um das Bedürfnis nach freiberuflichen Erfindungs⸗ 
beratern zu befriedigen. Er charakteriſiert ihre Stellung in der glei⸗ 
chen Weiſe wie das Verhältnis zwiſchen Rechtsagenten und Rechts⸗ 
anwälten. Hierfür führt er ſehr beachtliche Gründe an. 

Durch den nach dem Druck der Broſchüre eingetretenen Um⸗ 
ſchwung erſcheinen manche Ausführungen in einem anderen Lichte. 
Zum Teil ſind ſie überholt, andere aber haben gegenwärtige Bedeu⸗ 
tung, insbeſ. die Betonung der Notwendigkeit einer ſtaatlichen Plan⸗ 
wirtſchaft auch auf dieſen Gebieten. 

RA. Dr. Karl Fritz Jonas, Berlin. 


Armenanwaltskoſten. Rechtſprechung, Schrifttum und Ver⸗ 
waltungsbeſtimmungen. Stand vom 1. März 1933. Im 
amtlichen Auftrage und unter Benutzung amtlichen Materials 
herausgegeben von Staatsfinanzrat Gelinſey und Amtsrat 
Meyer, bei der preußiſchen Oberrechnungskammer. 2. Aufl. 
Potsdam 1933. Selbſtverlag des Amtsrats Paul Meyer 
in Potsdam, Drevesſtr. 13. Preis geb. 8 /, bei un⸗ 
mittelbarer Beſtellung bei Amtsrat Meyer für Rechtsanwälte 
Vorzugspreis 6 AM. 

In der Beſprechung der 1. Auflage: JW. 1931, 1068 iſt dem 
Werke in ausführlicher Weiſe größte Anerkennung zuteil geworden. 
Eine Durchſicht der 2. Auflage muß zu dem gleichen Ergebniſſe führen. 

Als weſentliche Verbeſſerung gegenüber der 1. Auflage ſeien 
hervorgehoben die Erweiterung des Kapitels über die Streitwert⸗ 
berechnung und die Zuſammenſtellung der Rechtſprechung und des 
Schrifttums zur Frage: „Bewilligung des Armenrechts auf Grund 
der NotVO. v. 6. Okt. 1931.“ 

Ein Buch wie dieſes gehört in die Hand jedes Richters, der 
über Armenrechtsgeſuche zu entſcheiden hat, und iſt für jeden Anwalt 
ein brauchbares, zuverläſſiges Hilfsmittel. 

RA. Rudolf Henſen, Berlin. 


Dr. Hilger, Regierungsaſſeſſor: Das bayeriſche Koſten⸗ und 
Stempelweſen. Textausgabe mit Verweiſungen und einem 
ausführlichen Sachverzeichnis. München 1932. Verlag 
Eder & Poehlmann. 398 Seiten. Preis geb. 7 AM. 


Das Buch enthält die vielfach geänderten Texte des bayer. 
Koſtengeſetzes und des bayer. Stempelgeſetzes vom 16. Febr. 1921 
in ihrer heute geltenden Faſſung, ferner der Ergänzungsgeſetze 
hierzu, der allgemeinen Vollzugsvorſchriften und nahezu vollſtändig 
auch der beſonderen ein elnen Vollzugsanweiſungen. Die beiden 
Grundgeſetze vom 16. Febr. 1921 ſind ſeinerzeit an die Stelle der 
Geſetze vom 21. Aug. 1914 getreten, die allgemeinen Vollzugsvor⸗ 
ſchriften zu den Geſetzen vom 21. Aug. 1914 gelten aber grund⸗ 
De heute noch, ſelbſtverſtändlich mit einer kaum mehr über⸗ 
ehbaren Fülle von Anderungen und Ergänzungen. In kurzen, den 
Überblick keineswegs ſtörenden Anmerkungen 995 notwendige und 
willkommene Verweiſungen angefügt, da und dort auch andere ge⸗ 
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ſetzliche Vorſchriften abgedruckt, auf die der Geſetzgeber in ſeinen 
Texten Bezug nimmt. Beigegeben find außerdem: eine Überſicht 
über die geſetzlichen Beſtimmungen über das gemeindliche Gebüh⸗ 
renweſen bei mittelbaren Gemeinden, eine alphabetiſch geordnete 
Überſicht über die wichtigſten und häufigſt vorkommenden koſten⸗ 
und ſtempelpflichtigen ſowie koſten⸗ und ſtempelfreien Amtshand⸗ 
lungen bei Verwaltungsbehörden und ein ausführliches Sachver⸗ 
zeichnis. In einem kleinen Nachtrag werden einige Druckfehler be⸗ 
richtigt und Anderungen der Vorſchriften aus der allerjüngſten Zeit 
mitgeteilt. 

Die mit vielen Mühen verbundene Bearbeitung iſt ſorgfäl⸗ 
tig und zuverläſſig, die Druckanordnung klar und überſichtlich, das 
Format handlich. Das Buch iſt eine wahre Wohltat für alle, die 
ſich mit der reichlich unüberſichtlich gewordenen Materie dienſtlich 
und außerdienſtlich zu befaſſen haben, es wird ſicher viele Freunde 


finden. 
MinR. Dr. Ehard, München. 


Sammlung ſozialpolitiſcher Merkblätter. Bearbeitet von 
J. Stephan, Verwaltungsamtmann, und E. Perlin, Ver⸗ 
waltungsamtmann. Merkblatt über die Arbeitsloſenver⸗ 
ſicherung. Neuauflage Dezember 1932. Landgemeinde⸗ 
Verlag G. m. b. H., Berlin. Preis 0,30 H. 

Eine Neuauflage des Merkblattes Reihe 1 1109 aus der JW. 
1931, 3188 angezeigten Sammlung. Die durch die vielfachen Geſetzes⸗ 
änderungen unüberſichtlich gewordenen Vorſchr. der Arbeitsloſenver⸗ 
ſicherung ſind in knapper, leicht verſtändlicher Form zuſammengeſtellt. 
In beſonderen Abſchnitten ſind Verſicherungspflicht, Verſicherungs⸗ 
freiheit, Beiträge und Beitragsentrichtung, Leiſtungen und Verfahren 
behandelt. D. S. 


Ausland. 


Die Polniſche Zivilprozeßordnung. 1. Hauptteil: Streit⸗ 
verfahren nebſt Einführungsverordnung. Überſetzt 
und erläutert von Dr. Richard Kann, RA. am RG. 
(Sonderausgabe der „Zeitſchrift für Oſtrecht“, Jahrgang 
1933, Heft 1.) Berlin 1933. Carl Heymanns Verlag. 
X, 231 S. Preis 10.24. 


Selbſt derjenige, der weiß, daß Kann zu den beſten Ken⸗ 
nern und Erläuterern des Reichsprozeßrechts gehört, muß es be⸗ 
wundern, mit welcher Gründlichkeit und in welch kurzer Zeit ſich 
dieſer Prozeſſualiſt in die neue, ſoeben in Kraft getretene polniſche 

PO. und überhaupt in das in Polen geltende Recht eingelebt 
hat. Ein einheitliches Privatrecht beſitzt Polen noch nicht. Auf dem 
Gebiete der Juſtizgeſetzgebung Polens iſt nun der einheitlichen 
StPO. und dem einheitlichen StGB. die ZPO. gefolgt, die in 
ihrem erſten Teil das Streitverfahren und in ihrem zweiten Teil 
— im Gegenſatz zur Reichs ZPO. — das geſamte jetzt grund⸗ 
ſätzlich den Gerichtsvollziehern und ausnahmsweiſe den Gerichten 
zugewieſene Vollſtreckungsverfahren regelt. Der polniſche Geſetz⸗ 
geber hat auf den Grundlagen weitergebaut, die ihm die über⸗ 
nommenen Verfahrensvorſchriften der Teilgebiete boten. Die 
Normen des franzöſiſchen und des ruſſiſchen Rechts kommen hierbei 
etwa zu einem Drittel zur Geltung, während die Reichs ZPO. 
und die öſterreichiſche ZPO. und von dieſen beiden wiederum 
hauptſächlich die letztere auf das Geſetz im übrigen eingewirkt 
haben. Kann geht in ſeinem Kommentar überall auf dieſe 
Quellen zurück und ermöglicht erſt dadurch das Verſtändnis zahl⸗ 
reicher Vorſchriften. Er weiſt aber auch nach, daß die ſchweize⸗ 
riſchen und ungariſchen Verfahrensvorſchriften bewußt den Geſetz⸗ 
geber beeinflußt haben. Die Arbeit Kanns iſt daher gleichzeitig 
ein wertvoller Beitrag zur Rechtsgeſchichte und Rechtsvergleichung 
und wird von allen denen lebhaft begrüßt werden, die ſich mit der 
Rechtsentwicklung an der Oſtgrenze Mitteleuropas beſchäftigen 
und den Quellen der neueren Kodifikationen nachſpüren. 

Bei der wiſſenſchaftlichen Durchdringung des Rechtsſtoffes 
geht der Verfaſſer auf das in Polen geltende, in den einzelnen 
Teilgebieten verſchiedene Privatrecht zurück und weiſt hierbei mit 
der ihm eigenen Gründlichkeit auf die zahlreichen Vorſchriften hin, 
bei denen es zweifelhaft iſt, ob ſie prozeßrechtlicher Natur ſind, 
oder lediglich dem materiellen Recht angehören und weiter in 
Geltung bleiben können. Die ſich hieraus ergebenden Zweifels⸗ 
fragen hat Kann beſprochen und hierbei wertvolle Hinweiſe für 
eine Spätere Novelliſierung des Geſetzes und für Erörterungen in 
der Rechtslehre und Rechtsanwendung gegeben. Dieſer Hinweis 
wird überall um ſo mehr begrüßt werden, als die inländiſchen 
Kommentatoren dem Geſetze bisher ihre Aufmerkſamkeit mehr vom 
Standpunkt eines einzelnen Teilgebietsrechts zugewendet haben. 
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Des Wert des Kann ſchen Buches beſteht aber nicht nur 
darin, daß es wiſſenſchaftlich die leitenden Grundzüge aufdeckt, bei 
den einzelnen Vorſchriften auf ſie hinweiſt und damit die Frei⸗ 
legung der inneren Struktur des Geſetzes ermöglicht, ſondern das 
Buch iſt auch dem Praktiker in der We der Anordnung 
ein ſchnell orientierender Führer, der ſchon jetzt, bevor ſich das 
Geſetz in der Praxis ausgewirkt hat, auf die zahlreichen Fragen 
Antwort gibt, die ihr Schwierigkeiten bereiten werden und uur 
aus dem Geſetz und ſeinen Quellen gelöſt werden können, zumal 
die Veröffentlichungen der Geſetzgebungskommiſſionen ſich kaum 
mit dieſen Fragen beſchäftigen. 

Zu den alten Streitfragen übernommener Verfahrensvor⸗ 
ſchriften, die zu löſen der Geſetzgeber leider nicht immer Gelegen⸗ 
heit genommen hat, treten zahlreiche neue Schwierigkeiten, die die 
Praxis wird löſen müſſen. Hierbei gibt Kann wertvolle Auf 
klärungen und erweiſt ſich gleichzeitig als gründlicher Kenner der 
die ZPO. ergänzenden, auch erſt in neuerer Zeit in Kraft ge⸗ 
tretenen Nebengeſetze, die der Verfaſſer des Kommentars ebenſo 
beherrſcht, wie die ZPO. ſelbſt. 

Es iſt das Verdienſt der „Zeitſchrift für das Oſtrecht“, den 
Verfaſſer für die Kommentierung der neueſten europäiſchen Kodi⸗ 
fikation der wiſſenſchaftlichen Welt nicht nur durch eine gute 
Überfegung, ſondern auch durch ein auf der Höhe wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Kommentierungskunſt ſtehendes Auslegungsbuch 
bermittelt zu haben. Die Überſetzung ſtammt von Kann jeldft, 
der offenbar die polniſche Sprache vollkommen beherrſcht. Er iſt 
bei der Uberſetzung des polnischen Textes ebenſo wie bet der allge 
meinen Bewertung des Geſetzeswerkes mit der ihm eigenen Vorſicht 
und Genauigkeit zuwege gegangen. Es wäre zu wünſchen, daß 
auch der zweite Teil des Geſetzes — die Vorſchriften über die 


Zwangsvollſtreckung — von Kann recht bald erläutert würde. 


RA. Walter Mühring, Poſen 


Mühring und Helbig: Polniſche Zivilprozeßordnung in 
deutſcher Überſetzung. Herausgegeben von der Geſchäfts⸗ 
ſtelle Poſen der deutſchen Sejm⸗ und Senatsabgeordneten. 
Poſen. 211 S. Preis 3,50 , in Ganzleinen 4 AM. 


Dr. Géza Birkäs, jun.: Das Staatsintereſſe als Grundlage 
des Völkerrechts. Berlin 1933. Carl Heymanns Verlag. 
103 S. Preis 5 AM. 


Bei der vorliegenden Studie handelt es ſich um eine Arbeit 
aus dem unter der Leitung von Prof. F. Faluhelyi ſtehenden 
Inſtitut für Internationales Recht an der Kgl. Ung. Eliſabeth⸗Uni⸗ 
verſität in Pécs (Ungarn). Dieſes Inſtitut beginnt durch eine Reihe 
gehaltvoller Veröffentlichungen ſchnell die Aufmerkſamkeit der völber⸗ 
rechtswiſſenſchaftlichen Welt auf ſich zu lenken. Die vorliegende 
Arbeit gewinnt dadurch an Gewicht, daß der Leiter des Inſtituts in 
einer von ihm geſchriebenen Vorrede erklärt, die Auffaſſung des 
Autors decke ſich mit der Richtung ſeines Inſtituts. Wir haben 
hier alſo eine Art Programmſchrift vor uns. 5 

Gedacht iſt ſie als eine allerdings ſehr breit ausgreifende Studie 
aus der fo ungewöhnlich umſtrittenen völkerrechtlichen Quellenlehre, 

Erfreulicherweiſe faßt Dr. Bir kas das Quellenproblem dabei 
nicht, wie bisher üblich, in einer unfruchtbar formaliſtiſchen Weiſe 
an. Er geht dem Quellenproblem vielmehr vom Standpunkt einer 
materialen Wertbetrachtung zu Leibe, eine Methode, die ſich als 
ausgeſprochen fruchtbar erweiſt. 

Der Begriff der Rechtsquelle im materiellen Sinne iſt von 
ihm ſehr weit gefaßt. Er umfaßt nach Bir kas die lange, kom⸗ 
plizierte Reihe von Urſachen, die für den Entwicklungsverlauf des 
Völkerrechts (und natürlich auch der Völkerrechtspolitik) maßgeblich 
ſind. Für Quelle in dieſem Sinne verwendet er dann den Ausdru 
„Grundlagen“. 

Sein Beſtreben iſt es min, nachzuweiſen, daß vornehmlich zwei 
Faktoren die materielle Quelle, die Grundlage, des Völkerrechts bil 
den, nämlich einmal die materielle Abhängigkeit, die die Entwick⸗ 
lung des koexiſtenten Lebens der Völker mit ſich bringt, zum al“ 
deren die Souveränität. Dieſe beiden Tatſachen werden nach ihm 
durch die Vorſtellung jenes Nutzens miteinander in Einklang ge“ 
bracht, der größer und wahrſcheinlicher iſt als der angebotene Nutzen 
aller anderen Möglichkeiten. Dieſer Faktor aber iſt das ſubjektive 
Staatsintereſſe. 5 

Zu dieſen Feſtſtellungen gelangt Birkas auf Grund einer 
Unterſuchung darüber, welche Rolle das Staatsintereſſe überhaupt 
nach Anſicht der Völkerrechtswiſſenſchaft im bölkerrechtlichen Bereich 
ſpielt. Er ſtellt hierzu feſt, daß es dort bei drei Gelegenheiten er⸗ 
örtert wird, nämlich einmal als Gegenſtand, zum anderen als 
Zweck und zum dritten als Grundlage des Völkerrechts. Hierbei 
Könnte man übrigens ergänzend viertens noch die Bedeutung unter“ 
ſuchen, die der Begriff des Intereſſes für die Syſtemakik des 
Völkerrechts beſitzt. 
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Im Gegenſatz zu den meiſten neueren Arbeiten, welche uns 
aus dem Bereich der internationalen Doktrin jetzt beſchert werden, 
legt man die Schrift mit einem Gefühl des Bedauerns aus der 
Hand, daß es ſich dabei im weſentlichen um die Skizze zu fruchtbaren 
und diskutabeln Grundgedanken handelt, in der vieles ungeſagt 
geblieben und manches nur leicht angedeutet iſt. 

Eine erſchöpfende Darſtellung der von Birkas aufgeworfenen 
Fragenreihe würde vor allen Dingen eine eingehende Analyſe des 
Begriffs des Intereſſes, ſeine Abgrenzung von zahlreichen anderen 
Begriffen und eine Syſtematiſierung der verſchiedenen Intereſſens⸗ 
arten erfordern. 

Auch würde eine ausführlichere Bearbeitung zu unterſuchen 
haben, welche Zeugniſſe ſich aus der Praxis für die behandelten 
Probleme ergeben. Hierbei iſt zu bemerken, daß es ſehr leicht iſt, 
eine ziemlich große Anzahl derartiger praktiſcher Belege zuſammen⸗ 
zubringen. 

Was die Analyſe des Intereſſenbegriffs anlangt, ſo muß er 
m. E. zerlegt werden in Subjekt, Objekt, Gegenſtand und Inhalt. 
Vor allen Dingen die Unterſcheidung von Gegenſtand und Inhalt 
würde m. E. zu nützlichen Ergebniſſen zu führen geeignet fein. Ve⸗ 
ſonders ſcheint mir dieſe Unterſcheidung für die weitere Klärung des 
Verhältniſſes der Begriffe „Intereſſe“ und „Zweck“ erheblich. In 
dieſer Richtung kann übrigens ich den Ausführungen des Verfaſſers 
nicht folgen. 

Die Abgrenzung des Intereſſeubegriffes kommt insbeſ. in Frage 
gegenüber dem Begriff des Nutzens. Ich lege auf dieſe Unter⸗ 
ſcheidung deshalb beſonderen Wert, weil ich im Gegenſatz zum Herrn 
Verfaſſer den Begriff des Intereſſes für einen ausſchließlich ſub⸗ 
jektiven halte; ihm ſteht m. E. der objektive Begriff des 
Nutzens gegenüber. 

Ferner würde ich mir von einer ſolchen eingehenden Unter⸗ 
ſuchung vor allen Dingen auch noch eine Erörterung des Berhält- 
niſſes von Intereſſe und Rechtsgut wünſchen, ferner eine Dar- 
legung des Verhältniſſes der Begriffe Motiv, Urſache, Intereſſe. 

Was die Syſtematik der einzelnen Intereſſensarten anlangt, jo 
erörtert der Verf. nur die Begriffe Geſamtintereſſe und Parallel- 
intereffe (im Gegenſaß zum Individualintereſſe). Hierbei iſt mir ſeine 
Unterſcheidung zwiſchen Geſamtintereſſe und Parallelintereſſe nicht 
klar geworden. M. E. muß man in dieſer Hinſicht eine vielfache 
Unterteilung der verſchiedenen vereinbarlichen Intereſſen mehrerer 
Subjekte machen. Dieſe können ſein: 

a) Intereſſen mit verſchiedenem Inhalt, gerichtet auf verſchiedene 

Gegenſtände; 

b) Intereſſen mit gleichem Inhalt, gerichtet auf verſchiedene Gegen⸗ 
ſtände (Barallelinterefjen); 
e) Intereſſen mit verſchiedenem Inhalt, gerichtet auf denſelben 

Gegenſtand; 

d) Intereſſen mit gleichem Inhalt, gerichtet auf denſelben Gegen⸗ 
ſtand (Geſamtintereſſe). 

Bei dieſer Shftematik der Intereſſen würde man wohl auch 
jenen grundlegenden Unterſchied zu berückfichtigen haben, der ſich 
aus der Verſchiedenheit der Träger dieſer Intereſſen ergibt (vgl. in 
dieſer Hinſicht die Bemerkungen in meiner Abhandlung: Gedanken 
über Staatsethos im internationalen Verkehr, Berlin 1925, S. 113, 
ſowie das Programm der Vortragsreihe, die ich im Oktober 1928 
vor dem Institut Universitaire des Hautes Etudes Internationales 
in Genf über das Thema: Théorie des biens de droit interna tional 
gehalten habe. Dieſe Vorträge find nicht veröffentlicht. Das Pro⸗ 
354 ff iſt in deutſcher Sprache abgedruckt in Friedenswarte 1929, 

Aber alle dieſe Bemerkungen ſollen lediglich Anregungen für 
einen ausführlichen Beitrag zur internationalen Doktrin darſtellen, 
den wir vom Verf. erhoffen; fie ſollen in keiner Weiſe die An⸗ 
erkennung biefer anregenden Studie verkleinern. 


Prof. Dr. H. Kraus, Göttingen. 


Prof. Guido Bartoloito, Rom: Faſchismus und Nation. 
(Der Geiſt der Korporativen Verfaſſung.) Deutſch von 
Paula und Alb. Mirgeler, mit einer Einleitung von 
Albr. Erich Günther. Hamburg 1932. Hanſeatiſche 
Verlagsanſtalt. 250 S. 


Werner Niederer: Der Ständeſtaat des Faſchismus. Der 
italieniſche Berufsverein und ſeine rechtliche Struktur. Mün⸗ 
chen 1932. Duncker und Humblot. VIII, 191 S. Preis br. 
7,50 Hal, geb. 9 AM. 

In einer längeren Einleitung wird der faſchiſtiſche Staatsbegriff 
mit modernen ſtaatsrechtlichen Lehren verglichen und in Analogie zum 
0 Staatsbegriff und zur Smend ſchen Staatsauffaſſung 
geſetzt. 
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In den beiden Hauptteilen wird die berufsſtändiſche Geſamt⸗ 
organiſation in ihrem Aufbau und Verhältnis zum Staat ſowie die 
rechtliche Struktur des einzelnen Berufsvereins unterſucht. Der Verf. 
gelangt zu dem Ergebnis, daß der Berufsverein ein gemiſchter Ver⸗ 
bandstypus zwiſchen Anſtalt und Korporation iſt, der den Selbſt⸗ 
verwaltungskörpern ähnelt. Im letzten, vierten, Teil werden die 
hauptſächlichſten Rechtsquellen des Berufsvereinsrechts in Überſetzung 
mit kurzen verweiſenden Anm. mitgeteilt. Eingehende Literatur⸗ 
verzeichniſſe ergänzen das Werk. Ch 


Eingegangene Bücher. 


Prof. Dr. Carl Schmitt: Der Begriff des Politiſchen. 
3. Aufl. Hanſeatiſche Verlagsanſtalt Hamburg. Preis kart. 1 Nel. 


Dr. Claudius Freiherr v. Schwerin, Prof. in Freiburg i. B.: 
Freiheit und Gebundenheit im Germaniſchen Staat. 
(Recht und Staat 99.) Tübingen 1933. Verlag von J. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck). Preis 1,50 AM. 


Jahrbuch für politiſche Forſchung, herausgegeben von 
Dr. Fritz Berber, Bd. 1: Zum Neubau der Verfaſſung. 
Berlin 1933. Junker u. Dünnhaupt Verlag. Preis broſch. 10 NK. 


Karl Erdmann: Von der Wandlung zum ſozialen Recht. 
Ein Verſuch zur Erhellung der Frage an Hand des Problems 
Lohnanſpruch bei Teilſtreik. Heidelberg 1932. Carl Winters Uni⸗ 
verſitätsbuchh.⸗Preis geh. 5,60 AM. 


Das Anwärter⸗- und Beſoldungsdienſtalter der preuß. 
Staats⸗ und Gemeindebeamten. Mit Erläuterungen, 
Hilfstabellen und für das ADA. und BDA. wichtigen Erlaſſen 
von Min Amtmann Otto Fehtkötter, Berlin 1933. Wirt⸗ 
ſchaftsverlag A. Sudau Gmbh. 160 S. Preis 2,45 AM. 


Beamtenrecht des Reichs. Sammlung der für die Beamten 
geltenden reichsrechtlichen Beſtimmungen leinſchl. Notverordnungen), 
mit zahlreichen Quellennachweiſungen, Fundſtellen⸗, Behörden⸗ und 
Sachregiſter, herausgegeben von Ming. Dr. Franz Sauer. 
Berlin. Schwabacherſche Verlagsbuchhandlung m. b. H. Preis Ganz⸗ 
leinen geb. 2,85 AM. 


Dr. Theodor Wilhelm: Die Idee des Berufsbeamten⸗ 
tums. Ein Beitrag zur Staatslehre des deutſchen Frühkonſti⸗ 
tutionalismus. Tübingen 1933. Verlag von J. C. B. Mohr (Paul 
Siebeck). Preis geh. 2,80 K.K. 


Dr. Carl Sartorius, Prof. an der Univ. Tübingen: Samm- 
lung von Reichsgeſetzen ſtaats⸗ und verwaltungs⸗ 
rechtlichen Inhalts. 11., neubearb. Aufl. München 1933. 
C. H. Beckſche Verlagsbuchh. Preis Leinen geb. 7 N.. 


Die Unfallfürſorgegeſetzgebung für die Beamten des 
Reiches, der Länder und Gemeinden und der öffent⸗ 
lich⸗ rechtlichen Körperſchaften. Anderungsvorſchläge im 
Sinne des nationalen Aufbauprogramms. Denkſchrift der Reichs⸗ 
arbeitsgemeinſchaft techniſcher Beamtenverbände. Bearbeitet von 
Dr. Bodo Dennewitz. Berlin 1933. Verlag Franz Vahlen. 
Preis 1 K.K. 


Gregor Axmann, AR., und Dr. Kurt Ronge, Gerff.: 
Der preußiſche Rechtspfleger in Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsſachen. Berlin 1932. Carl Heymanns Verlag. Preis 
broſch. 1,80 AM. 


Die Preugo, Preußiſche Gebührenordnung für approbierte Arzte 
und Zahnärzte v. 1. Sept. 1924, erläutert herausgegeben von 
Dr. med. Hardt, Leipzig. 5. erweit. Aufl. Leipzig 1933. Buch⸗ 
handlung des Verbandes der Arzte Deutſchlands. Preis geb. 2,40 N.. 


Dr. jur. Friedrich Gieſe, o. ö. Prof. der Rechte u. Konſiſtorial⸗ 
rat in Frankfurt a. M.: Religionsunterricht als Pflicht⸗ 
fach der deutſchen Berufsſchulen. Berlin 1983. Carl 
Heymanns Verlag. Preis 4 NK. 


Die Beitreibungsordnung (Ergdb. III zur NAbg d.). 
Erläuterte Handausgabe von Dr. Liman und Dr. Reiſſer, 
Regierungsräte beim in, Stuttgart. Berlin 1933. Carl Hey⸗ 
manns Verlag. Preis geb. 12 K. l. 


Beſtimmungen des Reichsrats über die Vergnügungs⸗ 
ſteuer in Faſſung der Bek. v. 12. Juni 1926 und 2. Juli 
1929. Erläutert von RA. Dr. Görres, Fachanwalt für Staats⸗ 
und Verwaltungsrecht, Berlin. 2. Aufl., bearb. von F. ©. 
v. Savigny, RU. beim KG. Berlin 1933. Jung⸗Verlag Gmb. 
Berlin⸗Lankwitz. Preis Leinen geb. 3 N.. 


Handkommentar der Reichsſteuergeſetze, Beſitz⸗ und 
Verkehrsſteuern. Herausgegeben von Mitgliedern des R§H. 
Dr. h. c. Enno Becker, Senpräſ., Dr. Richard Kloß, Sen⸗ 
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Präs., Ludwig Mirre, RFinR., Siegfried Ott, RFingt. 
II. 3. Teil: Einkommenſteuergeſetz 88 26—49. Erläutert 
von Dr. h. e. Enno Becker, SenPräl. am Ric. München. Liefe⸗ 
rung 8 des Geſamtwerkes. Stuttgart 1933. J. Heß Verlag. Preis 
broſch. 15 RM, geb. 16,80 At. 


Richard Paſſow: Gegenwartsaufgaben des wirt⸗ 
ſchaftswiſſenſchaftlichen Univerſitätsunterrichts. 
Rede zur Reichsgründungsfeier der Georg⸗Auguſt⸗Univerſität am 
18. Jan. 1933. Göttingen 1933. Druck der Dieterichſchen Uni⸗ 
verſitäts⸗Buchdruckerei (W. Fr. Kaeſtner). 


Friedrich Vortiſch, RA. am LG. Freiburg i. B.: Die Aland⸗ 
frage. Ihre Entwicklung aus Natur und Geſchichte Nordeuropas, 
juriſtiſche Würdigung der um ſie erwachſenen Völkerrechtsakte. Mit 
2 Karten. Berlin 1933. Carl Heymanns Verlag. Preis broſch. 10 K.K. 


Prof. Dr. Franz Beyerle: Die Treuhand im Grundriß 
des deutſchen Privatrechts. Weimar 1932. Hermann 
Böhlaus Nachfolger. Preis broſch. 2,40 NK. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


[* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — F Anmerkung.] 


Materielles Recht. 


1. 84 Teil5 Kap. III Not VO. d. RPräſ v. 6. Okt. 
1931. Eine Herabſetzung übermäßiger Dienſtver⸗ 
gütung kommt nicht in Frage, wenn bei einem 
Streit über die Dauer eines Dienſtvertrages 
und über andere Streitpunkte unter Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes ein Vergleich mit dem 
Inhalt geſchloſſen wird, daß der bisherige 
Dienſtverpflichtete für mehrere Jahre eine be⸗ 
a 15000 AM überſchreitende Jahresleiſtung 
erhält. 

Der Kl. war früher als Bergwerksdirektor und Vorſtands⸗ 
mitglied bei der Kali⸗Phosphat Aktch. in Berlin angeſtellt, 
deren Verpflichtungen ihm gegenüber nach ſeiner Behauptung 
die Bekl. übernommen hat. In einem von ihm vor dem LG. I 
in Berlin gegen die Kali⸗Phosphat AktG. und die Bekl. an⸗ 
hängig gemachten Rechtsſtreit wegen angeblich unberechtigter 
Gehaltsabzuge im erſten Halbjahr 1925 im Betrag von 
5705,10. AM kam nach Obſieg des Kl. im erſten Rechtszug in 
der BerInſt. nach Ankündigung einer Erhöhung der Klage⸗ 
forderung auf 7326,30 RM am 28. Febr. 1930 ein alle Streit⸗ 
punkte zwiſchen den Parteien regelnder Vergleich zuſtande. 
Zu den Streitigkeiten gehörte auch die Frage, ob der Dienſt⸗ 
vertrag des Kl. über den 31. Dez. 1930 hinaus bis 31. Dez. 
1936 verlängert war. Nach dem Vergleich verpflichtete ſich die 
Bekl., dem Kl. in monatlichen Raten je am 15. den jährlichen 
Betrag von 22 000 RM für die Jahre 1930 bis 1934 und von 
20000 K, für die Jahre 1935 und 1936 zu zahlen. Hiervon 
ſollten jeweils fällige Verſicherungsprämien abgezogen werden; 
diefe ſollte die Bekl. unmittelbar an die Verſcgeſ. abführen. 
Der Kl. ſollte als mit dem 18. Febr. 1930 aus den Dienſten 
der Bekl. und der mit ihr in Verbindung ſtehenden Unter⸗ 
nehmungen ausgeſchieden gelten und darüber hinaus nur noch 
eine Verpflichtung zu Auskünften haben. Dieſe Leiſtungen 
ſollten nach einem Brief der Bekl. v. 25. Febr. 1930 auch den 
Erben des Kl. gegenüber zu erfüllen ſein. 

Mit Schreiben v. 24. Dez. 1931 teilte die Bekl. unter 
Bezugnahme auf die 3. Not VO. v. 6. Okt. 1931 (RGBl. I, 


Rechtſprechung 


Rechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Dr. Otto Schwarz, Reichsgerichtsrat: Strafrechtliche Not⸗ 
verordnungen (Stand v. 15. März 1933). Zugleich ein Nach⸗ 
trag zu Schwarz, Kommentar des Strafgeſetzbuchs, Liebmanns Kurz⸗ 
kommentare Nachtrag zu Bd. 10. Berlin 1933. Verlag Otto Lieb⸗ 
mann. Preis kart. 0,90 AM. 


Otto Bartel, Syndikus des Deutſchen Drogiſten⸗Verbandes, Berlin: 
Kauf und Pacht von Drogenhandlungen. (Ratſchläge 
aus der Praxis mit Muſterverträgen.) Verlagsgeſellſchaft R. Müller 
m. b. H., Eberswalde. Preis geh. 2,10 AM. 


Betriebsrätegeſetz mit den Nebengeſetzen, den Wahl⸗ 
ordnungen und Ausführungsbeſtimmungen. Text⸗ 
ausgabe mit Einleitung, Verweiſungen und Sachverzeichnis von 
Dr. Franz Eichelsbacher, Regierungsrat I. Kl. 4. Aufl. 
München 1933. C. H. Beckſche Verlagsbuchh. Preis kart. 1,50 RA, 


A. Ebner, Syndikus: Der gemeinſchaftliche Jagdbezirk, 
ſeine Bildung und ſeine Verwaltung. Berlin 1933. 
Carl Heymanns Verlag. Preis broſch. ARM. 


D. S. 


537, 557), Teil 5 Kap. III „Herabſetzung übermäßig hoher 
Dienſtvergütungen“, § 4 dem Kl. mit, ſie ſehe ſich genötigt, 
die nach dem Vergleich an ihn zu zahlenden Vergütungen ab 
1. April 1932 auf einen angemeſſenen Betrag von 1250 RM 
monatlich — das wären jährlich 15000 AM oder 7000 Nl. 
weniger — herabzuſetzen. Innerhalb der ihm dabei nach si 
Abſ. 3 des Kapitels geſetzten Friſt bis 1. März 1932 hat der 
Kl., der das Zutreffen der Not BO. auf die ihm geſchuldeten 
Leiſtungen nicht anerkennt, Klage auf Feſtſtellung erhoben, 
daß die Bekl. nicht berechtigt ſei, ſeine Bezüge aus dem ge⸗ 
richtlichen Vergleich v. 28. Febr. 1930 in der Zeit v. 1. April 
1932 bis 30. Juni 1932 um 583,33 AM monatlich (d. h. /i 
En 0 RA) zu kürzen. Die Klage hatte in allen Inſtanzen 
folg. 

Der Vorderrichter hält die Beſt. der NotVO. v. 6. Okt. 
1931, Kap. III des Teiles 5, die in 81 Vergütungen aus 
einem Dienſtvertrag betreffen und nach 8 4 entſprechend An⸗ 
wendung finden ſollen auf „Verſorgungs⸗ und ähnliche Bezüge 
eines Dienſtverpflichteten oder ſeiner Hinterbliebenen“, nicht 
für anwendbar, weil in dem gerichtlichen Vergleich vom 
28. Febr. 1930 in keiner Weiſe zum Ausdruck gekommen ſei, 
inwieweit die Vergleichsſumme aus einer Abfindung für be 
reits fällig geweſene Dienſtvergütungen beſtehe und wieweit 
der Kl. für künftige Gehaltsanſprüche bis 1936 habe abge⸗ 
funden werden ſollen. Die Beteiligten hätten ſich von den für 
die Bemeſſung der Vergleichsſumme in Betracht kommenden 
Einzelberechnungen in der Vergleichsabrede ſelbſt losgelöſt⸗ 
So beſtehe keine Möglichkeit, feſtzuſtellen, ob der ſchließlich 
für die geſamten Anſprüche des Kl. feſtgeſetzte einheitliche Ab⸗ 
findungsbetrag nach dem Willen der Vertragſchließenden mehr 
mit Rückſicht auf die rückſtändigen oder die noch nicht fälligen 
Gehaltsanſprüche beſtimmt worden ſei. Schon die Tatſache 
aber, daß ohne erkennbare Unterſcheidung ſowohl ſchon fällig 
geweſene, als auch noch nicht verdiente Vergütungen von der 
Abfindungsſumme umfaßt ſeien, ſchließe die Anwendbarkeit 
der Not O. auf den vorl. Tatbeſtand aus. Die Herabſetzung 
übermäßig hoher Dienſtvergütungen ſolle nach der VO. (8 1 
Abſ. 2, 3) nur künftig fällig werdende Vergütungen treffen, 
nicht aber der Dienſtberechtigten von einer rückſtändigen 
Schuld teilweiſe befreien. Infolge der Unmöglichkeit einer 
Trennung der Bezüge nach zeitlichen Schuldgründen könne 
hier überhaupt nicht ermittelt werden, ob nicht hinſichtlich 
der von der VO. allein behandelten künftigen Anſprüche die 
Freigrenze des 85 — 15000 AM — gegeben wäre. 

Iſt der Rev. darin zu folgen, daß mit dem Vergleich vie 
Rechtsbeziehungen der Parteien „auf eine vollſtändig neue 
Grundlage geſtellt“ worden ſeien, iſt demnach anzunehmen, 
daß dem Vergleich die Bedeutung einer Schuldumſchaffung 
zukommt, ſo iſt dem Klagverlangen ohne weiteres Recht zu 
geben. Denn dann handelt es ſich nicht mehr um Anſprüche 
des Kl. aus einem Dienſtvertrage, ſondern lediglich um An⸗ 
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ſprüche aus dem Vergleichsvertrag, auf die die Beſt. des 
Kap. III der NotVO. über die „Herabſetzung von Dienſtver⸗ 
gütungen“ keine Anwendung finden können. Dann läßt ſich 
weder von einer in einem Dienſtvertrag feſtgeſetzten Vergütung 
i. S. des 81 reden, noch von „Verſorgungs⸗ oder ähnlichen 
Bezügen“ i. S. von 8 4. Ein Vergleich kann allerdings ſeinem 
materiellen Inhalt nach Rechtsgeſchäftstypus der verſchieden⸗ 
ſten Art, alſo unter Umſtänden auch Dienſtvertrag ſein. Hier 
iſt dies aber deswegen ausgeſchloſſen, weil nach ſeinen Beſt. 
der Kl. mit dem 18. Febr. 1930 aus dem Dienſt ausgeſchieden, 
der Dienſtvertrag alſo beendet ſein ſollte. Die Reſtverpflich⸗ 
tung zur Auskunft hat dabei keine beſondere entgegengeſetzte 
Bedeutung. Weiterhin iſt der Sen. im Urt. v. 14. Febr. 
1933, II 323/32, zwar der Anſicht von Vogels: JW. 1931, 
3644 (3645) unter I 5 nicht beigetreten, daß es ſich bei den 
„Verſorgungs⸗ oder ähnlichen Bezügen“ nur um ſolche Be⸗ 
züge handeln könne, die auf Grund eines Dienſtvertrages ge⸗ 
zahlt werden, hat vielmehr ausgeſprochen, es ſei denkbar, daß 
Verſorgungsanſprüche auch erſt ſpäter vereinbart werden 
könnten, z. B. dann, wenn ein auf Lebenszeit geſchloſſenes 
Dienſtverhältnis bei Erreichung eines gewiſſen Alters aufge⸗ 
hoben und dem Dienſtverpflichteten nur für weitere Jahre 
eine Rente zugeſagt werde. Wenn dem aber noch der Unter⸗ 
ſchied beigefügt iſt, es frage ſich dann, ob eine ſolche Rente 
ſich als eine weitere Vergütung für die bisher geleiſteten 
Dienſte darſtelle oder ob es ſich lediglich um eine Abfindung 
für den Verzicht auf die Fortſetzung des Dienſtvertrages 
handle, und für den letzteren damals tatſächlich angenommenen 
Fall das Zutreffen eines Verſorgungs⸗ oder ähnlichen Bezugs 
i. S. des 84 verneint wird, jo liegt dem doch auch die Er⸗ 
wägung zugrunde, daß erſterenfalls nur eine inhaltliche Um⸗ 
geſtaltung des Dienſtvertrags hinſichtlich der Dienſtvergütung 
durch Nachleiſtungen vorliegt, letzterenfalls aber eine Verein⸗ 
barung über eine artlich andere Leiſtung, die man als gütlich 
oder vergleichsweiſe vereinbarten Schadenserſatz für die vor⸗ 
zeitige Aufhebung des Dienſtverhältniſſes zu bezeichnen hat. 
Der Vergleich wirkt überhaupt nicht ſtets novatoriſch (Mot. z. 
BGB. Bd. II S. 652, 656), und gerade gegenüber dem Zweck 
der Belt. der NotVO. bedarf das Vorliegen einer ſolchen 
Wirkung beſonders ſorgfältiger Prüfung. Handelt es ſich jedoch 
bei einem Vergleich, wie vorliegend, nicht bloß darum, die 
Dienſtbezüge oder ⸗nachbezüge, etwa mit Rückſicht auf eine 
veränderte Leiſtungsfähigkeit des Dienſtberechtigten, für die 
Zukunft anderweit feſtzuſetzen, ſondern geht damit Hand in 
Hand und ohne Hervortreten der einzelnen Gegenſtände der 
Einigung im Vergleichsergebnis die Erledigung ſtreitiger Ver⸗ 
pflichtungen aus der Vergangenheit und, wie die Vergleichs⸗ 
urkunde unter Ziff. 5 in einer Generalklauſel ausſpricht, 
aller Anſprüche des Dienſtverpflichteten, ſo muß der Rev. 
in ihrer Aufſtellung zugeſtimmt werden, daß das Rechtsver⸗ 
hältnis auf einen neuen Rechtsboden geſtellt werden, alſo nun⸗ 
mehr allein das Rechtsverhältnis des Vergleichs beſtehen ſollte 
(RGurt. v. 6. Okt. 1925, VI 229/25: L. 1926, 229; Recht 
1925, 2417). Dies wird durch die Belt. bekräftigt, die in der 
brieflichen Nebenabrede v. 25. Febr. 1930 enthalten iſt, daß 
die Vergleichsbeträge auch den Erben des Kl. zu zahlen ſeien, 
alſo ungekürzt, und wer die Erben auch ſein mögen. Das be⸗ 
weiſt, daß die Anſprüche einfach zu einer einheitlichen Geld⸗ 
verpflichtung gemacht worden ſind, die mit Dienſt und Ver⸗ 
gütung nichts mehr zu tun haben, zumal da in dem Brief 
auch noch geſagt iſt, die Bekl. werde ſich nach mündlicher Zu⸗ 
ſage bemühen, dem Kl. zum Erwerb einer neuen Lebensſtellung 
behilflich zu ſein. Hiernach rechtfertigt ſich die Entſch. des 
Vorderrichters daraus, daß die eingeklagten Bezüge aus Ver⸗ 
gleich nach ihrer Rechtsnatur dem geſetzlichen Herabſetzungs⸗ 
begehren überhaupt nicht unterworfen ſind. Die Beſchwerde 
darüber, daß der Vorderrichter den zufälligen oder äußerlichen 
Geſichtspunkt der Unausſcheidbarkeit deſſen, was der Herab⸗ 
ſetzung unterworfen wäre, was nicht, entſcheiden laſſe, kann 
auf ſich beruhen. Übrigens wäre auch dann, wenn man nach 
Meinung der Rev. im Wege der Anwendung des freien richter⸗ 
lichen Ermeſſens dieſen Hinderungsgrund beheben könnte, keine 
Handhabe zu der Herabſetzung gegeben. Von den 7000 AM, 
ſpäter 5000 K., die über die geſetzliche Freigrenze von 
15000 AM an Dienſtvergütung oder Verſorgungs⸗ oder ähn⸗ 


lichem Bezug hinaus verſprochen ſind, muß ein Teil auf die 
für die Vergangenheit rückſtändigen Anſprüche des Vor⸗ 
prozeſſes verrechnet, ein anderer Teil als Gegenleiſtung für 
den Generalverzicht des Kl. angeſehen werden. Wird das be⸗ 
rückſichtigt, ſo bleibt überhaupt keine Überſchreitung der Frei⸗ 
grenze mehr übrig, bei der von einer „übermäßig hohen“ 
Dienſtvergütung oder, da Dienſte ab 18. Febr. 1930 nicht 
mehr zu leiſten waren (abgeſehen von der offenbar nicht als 
Gegenſtand der Vergütung genommenen Auskunftspflicht), 
einem ſolchen Verſorgungs⸗ oder ähnlichen Bezug geſprochen 
werden könnte. Überdies könnte hier, wie im Falle des Urt. 
dieſes Sen. v. 14. Febr. 1933, bezüglich des ſonſtigen 
Teils doch auch nur von einem Verzicht auf die Fort- 
ſetzung des Dienſtvertrages gegen Abfindung die Rede 
ſein, weil die Zahlungen ſich als Jahresleiſtungen gerade über 
die Dauer der klägeriſcherſeits behaupteten verlängerten An⸗ 
ſtellungszeit erſtrecken und inſoweit mit der bisherigen, 
ſchon vergüteten oder nach dem Vergleich nachträglich noch⸗ 
höher zu vergütenden früheren Dienſtleiſtung nichts zu 
tun haben. Demnach war die Rev. zurückzuweiſen. 
(U. v. 2. Mai 1933; II 7/33. — Berlin.) [Ku.] 


2. 88 94, 93, 946 BGB. Waſcheinrichtungen 
für fließendes Waſſer, Spiegel, Waſſerkloſetts, 
Badeeinrichtungen gehören zu den weſentlichen 
Beſtandteilen eines modernen Hotels. 

[Sch.] 


(U. v. 3. Dez. 1932; V 331/32. — Bonn.) 


*. 8 419 BGB. Der Übernehmer kann ſich we⸗ 
gen ſolcher Forderungen ohne Rückſicht auf an⸗ 
dere Gläubiger aus dem übernommenen Ver⸗ 
mögen befriedigen, die er ſchon vor Abſchluß 
des Vertrages gegen den Übergeber hatte. f) 

Die Kl. hatte aus laufender Geſchäftsverbindung am 
25. Jan. 1929 gegen den Bekl. zu 1 eine Forderung von 
13 784,30 RAM. An dieſem Tage wurde zwiſchen dem Bekl. 
zu 1 und ſeiner Ehefrau einerſeits, den Bekl. zu 2—7 an⸗ 
dererſeits ein Vertrag abgeſchloſſen, in dem dieſe ſich ver⸗ 
pflichteten, für den Bekl. zu 1 der B. Bank gegenüber für 
einen ihm von dieſer zu gewährenden Kredit bis zum Höchſt⸗ 
betrage von 120000 AM die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft zu 
übernehmen. Zur Sicherung der ſich für ſie aus der Bürg⸗ 
ſchaftsübernahme ergebenden Anſprüche übereigneten ihnen die 
Eheleute in demſelben Vertrage das geſamte lebende und tote 
Wirtſchaftsinventar, die Vorräte, den Aufwuchs ſowie die ge⸗ 
ſamten Einrichtungs⸗ und Gebrauchsgegenſtände der Woh⸗ 
nung. In Verfolg dieſes Vertrags übernahmen die Bekl. zu 
2 bis 7 der B.⸗Bank gegenüber die ſelbſtſchuldneriſche Bürg⸗ 
ſchaft. 

Die Kl. nimmt die Bekl. als Geſamtſchuldner auf Zah⸗ 
lung der Reſtſchuld des Vekl. zu 1 in Anſpruch, und zwar den 
Bekl. zu 1 aus Vertrag, die übrigen Bekl. auf Grund des 
8419 BGB. N a 

Das BG. unterſtellt auf Grund des Einverſtändniſſes 
der Parteien, daß der Wert des von den Bekl. zu 2 bis 7 über⸗ 
nommenen Vermögens 140 000 AM nicht überſtiegen habe. 
Weiter ſtellt es als unſtreitig feſt, daß die Bekl. zu 2 bis 7 
außer ihren eigenen, von ihnen mit 85 000 RM bezifferten 


Zu 3. Man wird der Entſch. des vorl. Falles in Ergebnis 
und Begründung zuſtimmen. Gewiſſe Zweifel, zu denen das Urt. 
Anlaß gibt, richten ſich daher nicht eigentlich gegen die Entſch. 
dieſes beſonderen Falles. Die Befürchtungen liegen vielmehr nach 
folgender Richtung: Die in obiger Entſch. entwickelten Grundſätze 
können, wenn ſie unbeſehen auf die typiſchen Fälle der Sicherungs⸗ 
übereignung angewendet werden, zu einem recht unangemeſſenen Er⸗ 
gebnis führen. : 

Nur für Forderungen, die vor der Vermögensübernahme ent⸗ 
ſtanden ſind, ſoll der Übernehmer ein Recht auf Vorwegbefriedigung 
haben. Dieſes Recht hat er nicht für Forderungen, die zugleich 
— d. h. in rechtlichem Zuſammenhange — mit der Vermögensüber⸗ 
tragung entſtanden ſind. , 

Auf die typiſchen Fälle der Sicherungsübereignung angewandt, 
ſcheinen dieſe Sätze zu bedeuten: Wenn bisher ſchon beſtehender 
Kredit nachträglich durch ſicherungshalber erfolgende Übereignung 
des Vermögens i. S. des 8 419 gedeckt wird, dann kann der Siche⸗ 
rungsnehmer ſich für ſeine Kreditforderungen vorweg befriedigen. 
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Forderungen an den Bekl. zu 1 aus der Bürgſchaftsleiſtung 
140 000 K. zu fordern haben, und zwar teils auf Grund 
bereits erfolgter Befriedigung des Gläubigers in Höhe von 
60000 AM, teils aus Befreiungsanſprüchen in Höhe von 
80000 RM, die der Gläubiger von den Bürgen noch ver⸗ 
lange. Hieraus ergebe ſich klar, daß allein bei Berückſichti⸗ 
gung der aus der Bürgſchaft ſich ergebenden Anſprüche der 
Bekl. der Wert des übernommenen Vermögens erſchöpft werde. 
Es bedeute weder einen Vorabzug von Schulden dieſes Ver⸗ 
mögens noch eines Entgelts, wenn die Bekl. das Vermögen 
für die ihnen perſönlich erwachſenen Verbindlichkeiten aus der 
Bürgſchaftsübernahme in Anſpruch nähmen. Schon bei Ab⸗ 
ſchluß des Vertrags v. 25. Jan. 1929 hätten die Bekl. die 
Verpflichtung zur Bereitſtellung von 120000 2M im Wege 
der Bürgſchaft übernommen gehabt. Das Grundgeſchäft, auf 
dem dieſe beruhe, ſei offenbar Auftrag. Die Hergabe der 
Sicherheit bedeute kein Entgelt für die Eingehung der Ver⸗ 
pflichtung zur Bürgſchaftsübernahme oder die Verbürgung 
ſelbſt, ſondern ſei zur Sicherung der Beauftragten wegen ihrer 
Verwendungs⸗ bzw. Rückgriffsanſprüche geſchehen. Zur Zeit 
der Vermögensübernahme hätten die Bekl. bereits einen, wenn 
auch bedingten Anſpruch auf Schadloshaltung wegen der aus 
der Bürgſchaftsübernahme ihnen erwachſenden Velaſtung ge⸗ 
habt. Durch ihr Eingreifen hätten die Bekl. zu 2—7 das 
Vermögen des Bekl. zu 1 in ſeiner wirtſchaftlichen Einheit 
zuſammengehalten, wodurch es wertvoller geblieben ſei, als 
bei einer Zerſchlagung und Verwertung der Einzelteile. Es 
würde gegen jede Billigkeit und gegen den in § 419 BGB. 
zum Ausdruck gelangten Willen des Geſetzes verſtoßen, wenn 
man den Gläubigern über den ihnen bereits zugefloſſenen 
vollen Wert des Vermögens ihres Schuldners in dem Ver⸗ 
mögen der Bekl. eine zusätzliche Befriedigungsunterlage zur 
Verfügung ſtellen wollte. Unter ſolchen Umſtänden ſei es zu⸗ 
läſſig und geboten, die Klage ſogleich abzuweiſen. 

Dieſe Ausführungen des BG. halten der rechtlichen Nach⸗ 
prüfung nicht ſtand. 

8 419 beruht auf dem deutſchrechtlichen Gedanken, daß 
die Schulden eine Laſt des Vermögens bilden. Sie gibt da⸗ 
her den Gläubigern, denen das Vermögen ſchon zur Zeit der 
Übertragung auf einen Dritten haftete, die Möglichkeit, ihre 
Forderungen auch gegenüber dem Übernehmer geltend zu 
machen. Maßgebend iſt der Zeitpunkt des Vertragsabſchluſſes, 
jedenfalls dann, wenn der ſchuldrechtliche Vertrag und die 
Übertragung der einzelnen Vermögensſtücke zuſammenfallen, 
wie dies hier der Fall iſt (vgl. RG. 130, 38 1)). Die For⸗ 
derung des Gläubigers muß vor dem Zeitpunkt des Ver⸗ 
tragsabſchluſſes dem Übergeber gegenüber bereits entjtanden 
geweſen fein (RG. 137, 562); Rh.: JW. 1917, 102%), ſei 
es auch nur als bedingte (RG. 69, 421 2)). Dem Urt. des 
9. ZivSen.: HöchſtRRſpr. 1931 Nr. 9, in dem es für ge⸗ 
nügend erklärt iſt, daß die Forderung des Gläubigers mit 
dem Abſchluß des Übernahmevertrags entſtanden iſt, lag ein 
beſonderer Sachverhalt zugrunde. Es handelte ſich dort um 
einen Schadenserſatzanſpruch wegen Vereitelung eines geſetz⸗ 
lichen Unterhaltsanſpruchs. Schon vor Abſchluß des Über⸗ 
nahmevertrags beſtand alſo bereits die Belaſtung des Ver⸗ 
mögens mit der Unterhaltsverbindlichkeit. 

Zu den Gläubigern i. S. des § 419 Abs. 1 BGB. kann 
auch der Übernehmer ſelbſt gehören, falls er bereits vor 
Abſchluß des Vertrags eine Forderung gegen den Übergeber 
hatte (RG. 137, 56 )). Wegen ſolcher Forderungen kann der 


Wenn dagegen Sicherungsübereignung des Vermögens zwecks Er⸗ 
langung neuen Kredites erfolgt, dann ſteht ihm dieſes Vorweg⸗ 
befriedigungsrecht nicht zu. Sicherungsübereignungen zur nachträg⸗ 
lichen Deckung alter Kredite ſcheinen hiernach, ſoweit die Anwendung 
des $ 419 BOB. in Frage kommt, gegenüber ſolchen zur Erlangung 
neuer Kredite bevorzugt. Nun iſt aber gerade die nachträgliche 
Deckung alter — gewöhnlich feſtgefrorener — Kredite durch Siche⸗ 
rungsübereignung beſonders bedenklich. Darüber iſt ſchon ſehr viel 
geſagt worden; es braucht dem nichts Neues mehr hinzugefügt wer⸗ 
den. Es muß vermieden werden, daß durch Anwendung der Grund⸗ 
ſätze obiger Entſch. die Deckung feſtgefrorenen alten Kredites durch 
Sicherungsübereignung für die Anwendung des 8 419 BGB. beſſer 


1) JW. 1931, 40. 5) JW. 1932, 3176. 3) §W. 1909, 11. 
4) JW. 1932, 3176, 
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Übernehmer ſich aus dem übernommenen Vermögen ohne 
Rückſicht auf andere Gläubiger befriedigen, und zwar in 
vollem Umfange, da das Geſetz die konkursmäßige Befriedi⸗ 
gung nur für den Sonderfall des 8 1991 Abſ. 4 BGB. vor⸗ 
geſchrieben hat, der für die Vermögensübernahme nicht in 
Betracht kommt. Der Übernehmer iſt, da er ſich nicht ſelbſt 
verurteilen laſſen kann, einem Gläubiger gleichzuſtellen, der 
ein rechtskräftiges Urt. gegen den Übernehmer und dadurch 
ein Recht auf Vorwegbefriedigung vor den übrigen Gläu⸗ 
bigern erlangt hat (8 1991 Abſ. 3). Er iſt daher anderen 
Gläubigern gegenüber befugt, das Vermögen zurückzubehalten, 
ſoweit dies zu ſeiner eigenen Befriedigung erforderlich iſt 
(RGWarn. 1914 Nr. 213). Zur Befriedigung folder Gläu⸗ 
biger, deren Forderungen gegen den Übergeber zur Zeit des 
Vertragsabſchluſſes noch nicht beſtanden, iſt der Übernehmer 
dagegen den übrigen Gläubigern gegenüber nicht befugt. 
Würde er ſich wegen einer eigenen ſolchen Forderung aus 
dem übernommenen Vermögen befriedigen, ſo wäre er den 
Gläubigern gegenüber erſaßpflichtig; dieſer Erſatzanſpruch 
würde als zum Vermögen gehörig gelten (8 419 Abſ. 2 
Satz 2 i. Verb. m. 88 1991. Abſ. 1, 1978 Abſ. 1, 2). 

Mit Recht bezeichnet die Rev. hiernach die Anſicht des 
BG. als rechtsirrig, daß den Bekl. zu 2— 7 wegen der ihnen 
aus der Bürgſchaftsübernahme entſtandenen Forderungen 
gegen den Bekl. zu 1 ein Vorwegbefriedigungsrecht zuſtehe. 
Dieſe Forderungen beſtanden zur Zeit des Abſchluſſes des 
Übernahmevertrags noch nicht. Eine ſolche Feſtſtellung iſt 
auch den Ausführungen des BG. nicht zu entnehmen. Als 
Zeitpunkt der Entſtehung dieſer Forderungen der Bekl. zu 2 
bis 7 kann früheſtens der der übernahme der Bürgſchaft, alſo 
der ſchriftlichen Erteilung der Bürgſchaftserklärung an die 
Bank angeſehen werden ($ 766 BGB.). Da die Bürgſchafts⸗ 
erklärung erſt v. 25. Jan. 1929 datiert iſt, kann ihre Er⸗ 
teilung jedenfalls nicht vor dieſem Tage liegen. Die Bekl. 
hatten zunächſt auch nur behauptet, daß ſie am 25. Jan. 1929 
die Bürgſchaft gegenüber der B.bank übernommen hätten. 
Später haben ſie allerdings noch vorgetragen, daß die Bürg⸗ 
ſchaftsübernahme zeitlich vor dem Abſchluß des Vertrags 
gelegen habe. Selbſt wenn aber auf Grund dieſer Behaup⸗ 
tung unterſtellt wird, daß die Bürgſchaftserklärung am 
25. Jan. 1929 noch vor dem an dieſem Tage erfolgten Ab⸗ 
ſchluß des ſchriftlichen Vertrags erteilt worden iſt, ſo würde 
daraus nur folgen, daß die Beteiligten ſich ſchon vor der 
ſchriftlichen Niederlegung ihrer Vereinbarungen formlos einig 
geworden waren. Die Vermögensübernahme ſollte nach den 
vom BG. über den Inhalt des Vertrags getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen zur Sicherung der ſich aus der Bürgſchaftsüber⸗ 
nahme für die Bekl. zu 2—7 ergebenden Anſprüche erfolgen. 
Die Bell. haben auch ſelbſt nicht zu behaupten vermocht, daß 
etwa die Bürgſchaft ohne Rückſicht auf die Vermögensüber⸗ 
tragung übernommen worden wäre. Daraus ergibt ſich, daß 
die Bürgſchaftsübernahme und die Vermögensübertragung 
Beſtandteile eines einheitlichen rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtands 
waren. Auch wenn alſo die Erteilung der Bürgſchaftserklä⸗ 
rung an die B.bauf in der Tat ſchon vor dem ſchriftlichen 
Abſchluß des Übernahmevertrags erfolgt geweſen wäre, ſo 
würde doch die Entſtehung der Forderung der Bekl. zu 2—7 
zeitlich nicht vor dem nach § 419 maßgebenden Zeitpunkt 
liegen, ſondern mit ihm zuſammenfallen. 8 311 BGB. ſteht 
dem nicht entgegen, denn die Anwendbarkeit des 8 419 ſetzt 
nicht das Vorhandenſein eines Rechtsgeſchäfts i. S. des 8 31 


geſtellt wird als die Dechung neuen Kredites. Wie kann das he 
ſchehen? 

Bei der Deckung alten Kredites durch ſicherungsweiſe Ver⸗ 
mögensübertragung werden die alten, ſchon vor der Übertragung 
vorhandenen Forderungen des Übernehmers regelmäßig irgendwie 
inhaltlich umgewandelt oder beeinflußt werden. Kurzfriſtiger un 
gedeckter Kredit wird regelmäßig in ſolchem Falle zu langfriſtigem 
gedecktem Kredit. Juriſtiſch zeigt ſich dies etwa in Umwandlung von 
Kaufpreisforderungen in Darlehnsforderung, Hinausſchiebung der Fuͤl⸗ 
ligkeit, Anderung der Kündigungsfriſten uſw. Die irgendwie inhalt” 
lich gewandelte Forderung iſt aber mit dieſem neuen Inhalte 
nicht ſchon vor der Vermögensuͤbertragung vorhanden geweſen. 
Sie kann mit dieſem Inhalt das Vorwegbefriedigungsrecht des 
uübernehmers nicht mehr rechtfertigen. 


8419 iſt in dieſer Beziehung ſehr ſtreng auszulegen. Forde⸗ 


— 


\ 62. Jahrg. 1938 Heft 26] 


voraus. Sie iſt vielmehr im Gegenſatz zu 8 311 auch dann 
gegeben, wenn Gegenſtand des Vertrags die einzelnen Ver⸗ 
mögensſtücke find, falls dieſe nur zuſammen tatſächlich das 
ganze oder nahezu das ganze Vermögen ausmachen (RG. 69, 
420); 76, 4; 123, 546); 130, 387)). Stand aber den 
Bekl. zu 3-7 gegenüber dem Bekl. zu 1 auf Grund der 
Bürgſchaftsübernahme vor Abſchluß des Vermögensüber⸗ 
nahmevertrags eine Forderung noch nicht zu, ſo gehören ſie 
wegen dieſer Forderung nicht zu den Gläubigern des Über⸗ 
gebers i. S. des 8419, die Befriedigung aus dem über- 
nommenen Vermögen ſuchen können. An dieſem Ergebnis 
vermögen auch die vom BG. angeſtellten Billigkeitserwägun⸗ 
gen nichts zu ändern. Es trifft überdies nicht zu, daß den 
Gläubigern, wie das BG. meint, im Falle der Verurteilung 
der Bekl. zu 2—7 unter Vorbehalt der Haftungsbeſchränkung 
eine „zusätzliche Befriedigungsunterlage“ im Vermögen der 
Bekl. zu 2—7 zur Verfügung geſtellt würde. Der Vorbehalt 
ſichert ihnen gerade die Möglichkeit, den Zugriff der Gläu⸗ 
biger auf ihr eigenes Vermögen abzuwehren. 

Das Beſtehen der ſich aus der Bürgſchaftsübernahme er⸗ 
gebenden Forderungen der Bekl. zu 2—7 kann nach alledem 
die vom BG. ausgeſprochene Abweiſung der Klage nicht 
rechtfertigen. über die Höhe der ſonſtigen Forderungen der 
Bekl. zu 2—7 hat das BG. keine Feſtſtellungen getroffen. 
Nach ihren Behauptungen ſtanden ihnen bereits vor der 
Vermögensübernahme Forderungen in Höhe von etwa 
85 000 AH gegen den Bekl. zu 1 zu. Außerdem hatten fie 
geltend gemacht, daß aus dem auf Grund ihrer Bürgſchaft 
von der B.bank gewährten Kredit die bei der Vermögens⸗ 
übernahme vorhandenen Schulden des Bekl. zu 1 in Höhe 
von etwa 114000 RM bezahlt worden ſeien. Dieſe Zahlungen 
ſind, ihre Richtigkeit unterſtellt, als aus den Mitteln der 
Bekl. zu 2—7 erfolgt anzuſehen. Es handelt ſich dabei um 
Aufwendungen, die ihnen nach § 419 i. Verb. m. den 88 1991, 
1978 Abſ. 3 BGB. aus dem übernommenen Vermögen zu 
erſetzen ſind (Planck § 1978 Anm. 5; Staudinger 
8 1978 Anm. 3). Soweit die Bekl. zu 2— 7 auf Grund der 
Bürgſchaft noch keine Zahlungen an die B.bank geleiſtet 
haben, ſteht ihnen nach 8 257 BGB. ein Anſpruch darauf 
zu, daß ſie aus dem übernommenen Vermögen von ihrer 
Bürgſchaftsverbindlichkeit befreit werden. Auch dieſer An⸗ 
ſpruch iſt für die Beurteilung der Unzulänglichkeit des über⸗ 
nommenen Vermögens in Betracht zu ziehen. 

Sollte ſich ergeben, daß die vorſtehend genannten For⸗ 
derungen mindeſtens 140 000 2M betragen, ſo wäre damit 
die Unzulänglichkeit des Vermögens dargetan, die Abweiſung 
der Klage alſo gerechtfertigt. RG. 137, 50 ff.s) würde nicht 
entgegenſtehen. In dieſem Urt. iſt allerdings ausgeſprochen, 
daß die Verpflichtung des Schuldners, zum Zwecke der Ber 
friedigung des Gläubigers im Wege der Zwangsvollſtreckung 
dieſem das Vermögen herauszugeben, nicht etwa allgemein 
dadurch beſeitigt werden könne, daß der Wert des einzelnen 
Gegenſtands ermittelt und die Pflicht zur Erſtattung des 
Wertes an die Stelle der Herausgabepflicht geſetzt werde. Nur 
in Ausnahmefällen ſoll es zuläſſig ſein, die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in ein zum Sondervermögen gehöriges Vermögens— 
ſtück auszuſchließen, z. B. wenn ein Gegenſtand, der früher 
dazu gehörte, vor der Geltendmachung des Anſpruchs aus 
§ 419 in Geld umgeſetzt worden iſt oder wenn es ſich um 
geringwertige Gegenſtände handelt. Im vorl. Falle iſt die 


rungen, die im Zuſammenhange mit der Vermögensübertragung in⸗ 
haltlich irgendwie gewandelt werden, geben das Vorwegbefriedigungs⸗ 
recht nicht. Ein 0 955 Inhaltswandel liegt ſchon vor, wenn die 
bisher ungeſicherte Forderung gerade durch die Vermögensübertragung 
geſichert wird. Anders ausgedrückt: Ein Vorwegbefriedigungsrecht 
darf dem Vermögensübernehmer nur für ſolche früheren Forde⸗ 
rungen gewährt werden, die bei der Übernahme mit dieſer nicht in 
einen Zufammenhang gebracht werden, durch dieſe alſo insbe. nicht 
geſichert werden. 

Wahrſcheinlich iſt mit den bisher vorl. Entſch. des RG. in der 
Frage der Anwendung des 8 419 auf die Sicherungsübereignung 
und auf das Vorwegbefriedigungsrecht des Übernehmers noch nicht 
das letzte Wort geſprochen. 

Prof. Dr. Heinrich Hoeniger, Kiel. 


5) JW. 1909, 11. ©) ZW. 1929, 734. ) SW. 1931, 40. 
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Sachlage jedoch inſofern eine andere, als die Parteien darüber 
einverſtanden ſind, daß der Wert des übernommenen Ver⸗ 
mögens insgeſamt 140 000 RM nicht überſteigt. Damit ſteht 
feſt, daß auch bei Herausgabe des Vermögens an die Gläu⸗ 
biger zum Zwecke ihrer Befriedigung im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ein höherer Erlös nicht erzielt werden könnte. 
In einem ſolchen Falle wäre es zwecklos, eine Verurteilung 
des Übernehmers zur Befriedigung des Gläubigers unter 
Beſchränkung ſeiner Haftung auf das übernommene Vermögen 
auszuſprechen. 

(U. v. 12. Jan. 1933; IV 353/32. — Köln.) 
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* 4. 88 3, 13 Un l WG.; 8 19 Pat Anw. Die 
Führung der Bezeichnung „Patentingenieur“ 
und „Verband beratender Patentingenieure“ 
iſt unterſagt. 

Die Kl. ſind als Patentanwälte in B. tätig. Der Erſt⸗ 
und der Zweitbekl. üben unter der Berufsbezeichnung 
„Patentingenieure“ die Beratung von Erfindern und ihre 
Vertretung im Verfahren vor dem RPatA. aus. Der Zweit⸗ 
beklagte iſt Vorſitzender, der Erſtbekl. iſt Schriftführer des 
drittbekl. Vereins, der den Namen „Verband beratender 
Patentingenieure“ führt. Der Drittbekl. iſt nach § 2 feiner 
Satzung „als einzige Patentingenieur⸗Vereinigung die be⸗ 
rufene Vertretung aller deutſchen Patentingenieure“. Nach 
§ 2 Abſ. 2 betrachtet er insbeſ. als ſeine Aufgabe: „Die deut⸗ 
ſchen Patentingenieure, d. h. die auf techniſchen Hochſchulen, 
höheren techniſchen Lehranſtalten, höheren Maſchinenbauſchulen 
oder gleichwertig techniſch vorgebildeten, patentrechtlich er⸗ 
fahrenen Patentſachwalter zuſammenzuſchließen, ihre beruf⸗ 
lichen Belange wahrzunehmen und ihre Berufstätigkeit durch 
Erörterung patentrechtlicher Fragen in Verſammlungen und 
Druckſchriften zu vertiefen ſowie durch Aufſtellung beſtimmter 
Grundſätze und durch Errichtung eines Ehrengerichts zu för⸗ 
dern .., die auf dem Gebiete des gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutzes tätigen unlauteren Perſonen (die ſog. Patentagenten) 
womöglich in Verbindung mit den zuſtändigen Behörden und 
den Erfinderſchutzverbänden zu bekämpfen ...“ Der dritt⸗ 
beklagte Verband tritt in ſeinen öffentlichen Kundgebungen 
für die geſetzliche Anerkennung eines Berufsſtandes der 
Patentingenieure ein, die beſonders auch in einer Abände⸗ 
rung des PatAniv®. zum Ausdruck kommen foll, welches im 
8 17 dem Prüſidenten des Pat A. die Befugnis gibt, Per⸗ 
ſonen, die, ohne in die Lifte des Pat A. eingetragen zu ſein, 
die Vertretung vor dem PatA. berufsmäßig betreiben, von 
der Vertretung auszuſchließen. In der Denkſchrift, die der 
bekl. Verband im Dezember 1925 veröffentlicht hat, iſt auf 
S. 8 bemerkt, daß nach der Abſicht des Geſetzgebers der 
Name „Patentanwalt“ nicht Amtstitel, ſondern lediglich die 
Bezeichnung einer beſonderen Berufsgruppe ſein ſollte; es ſei 
für dieſe auch bei der Pflicht zur Anmeldung des Gewerbe⸗ 
betriebes verblieben; dagegen ſei den übrigen Patentberatern 
gemäß dem Grundſatz der Gewerbefreiheit das Recht der 
freien, die Vertretung des Erfinders vor den Behörden, 
insbeſ. vor dem Pat A. einſchließenden Berufsausübung ge⸗ 
blieben. 

Der Zweitbekl. M. gibt ſeit dem Jahre 1928 als Mit⸗ 
teilungsblatt des drittbekl. Verbandes eine Zeitſchrift unter 
dem Titel „Technik und gewerblicher Rechtsſchutz“ mit dem 
Untertitel „Zeitſchrift zur Förderung des Erfindungs⸗ und 
Markenſchutzes“ heraus, die ſtändig auch zu den Berufsfragen 
der Patentingenieure Aufſätze veröffentlicht, z. B. in der erſten 
Nummer des Jahrgangs 1928 einen ſolchen unter der Über⸗ 
ſchrift: „Der deutſche Patentingenieur“, wo u. a. geſagt iſt, 
es ſei aus der Zahl der Patentſachwalter eine Gruppe her⸗ 
ausgehoben und mit der Bezeichnung „Patentanwalt“ ver⸗ 
ſehen, ohne daß ihr weitere Rechte bei der Berufsausübung 
zugebilligt ſeien. 

Weiter hat der Zweitbekl. M. eine Anzahl Artikel ver⸗ 
öffentlicht, in denen die Gleichberechtigung der Patent- 
ingenieure und der Patentanwälte in der Vertretung von 
Auftraggebern in Patentangelegenheiten, insbeſ. auch im Ver⸗ 
fahren vor dem RPatA. erklärt und weiter behauptet wird, 
die Patentingenieure ſeien der tragende Pfeiler des deutſchen 
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gewerblichen Rechtsſchutzes und ähnliches mehr. Auch das 
Reichsbranchenadreßbuch d. J. 1929 enthält ein Verzeichnis 
von „Patentingenieuren“ unter der Überjchrift „Verband be⸗ 
ratender Ingenieure“ und folgendem weiteren Text: „Die 
deutſchen Patentingenieure, d. h. die ingenieurtechniſch vor⸗ 
gebildeten, patenttechniſch erfahrenen Patentſachwalter ſind 
die berufenen Berater und Vertreter der deutſchen Erfinder 
und der am gewerblichen Rechtsſchutz intereſſierten Wirt⸗ 
ſchaftskreiſe“. In dem Reichsbranchenadreßbuch für 1930 iſt 
der Text inſofern geändert, als geſagt wird, daß „die Patent⸗ 
ingenieure zu den berufenen Vertretern der deutſchen Er⸗ 
finder uſw. gehören“. 

Die Kl. halten die Verwendung der Berufsbezeichnung 
„Patentingenieure“, die ſie nur den Angeſtellten der Patent⸗ 
büros der Induſtrie zubilligen, durch die Bekl. für unzu⸗ 
läſſig. Sie haben Klage auf Unterlaſſung erhoben und be⸗ 
antragt: 

1. dem Erſt⸗ und dem Zweitbekl. zu verbieten, ſich als 
„Patentingenieure“ zu bezeichnen; 

2. dem Drittbekl. zu verbieten, ſich als „Verband be 
ratender Patentingenieure“ zu bezeichnen; 

3. dem Zweit⸗ und dem Drittbekl. zu verbieten, die Be⸗ 
hauptung aufzuſtellen und zu verbreiten, die Patentingenieure 
ſeien zur Vertretung der Erfinder vor dem Pat A. genau ſo 
berechtigt wie die Patentanwälte; 

4. dem Zweit⸗ und dem Drittbekl. zu verbieten, die Be⸗ 
hauptung aufzuſtellen und zu verbreiten, die deutſchen Patent⸗ 
ingenieure als Patentſachwalter ſeien die berufenen Vertreter 
der deutſchen Erfinder und der am gewerblichen Rechtsſchutz 
intereſſierten deutſchen Wirtſchaftskreiſe; 

5. dem Zweit und dem Drittbekl. zu verbieten, die Be⸗ 
hauptung aufzustellen und zu verbreiten, die Patentanwälte 
übten ein Gewerbe aus und ſeien zur polizeilichen Anmeldung 
ihres Gewerbes verpflichtet und unterſtänden der polizeilichen 
Aufſicht, während die Patentingenieure ein freier wiſſenſchaft⸗ 
licher Beruf ſeien, der nicht der GewO. unterliege; 

hilfsweiſe zu Antrag 3: ... Die Patentingenieure 
ſeien im Verfahren vor dem Pat A. genau ebenſo berechtigt 
wie die Patentanwälte; 

hilfsweiſe zu Antrag 4: ... Die deutſchen Patent⸗ 
ingenieure als Patentſachwalter gehörten zu den berufenen 
Vertretern der deutſchen Erfinder. 

BG. hat verurteilt, RG. die Rev. zurückgewieſen. (Die 
Gründe werden nur teilweiſe wiedergegeben.) 

Es handelt ſich um Unterlaſſungsanſprüche gegen un⸗ 
wahre Reklame, welche die Bekl. nach der Behauptung der 
Kl. begehen 1. durch Verwendung der Bezeichnung „Patent⸗ 
ingenieur“, nachdem ſie ſich Ende 1924 zu einem Verbande 
mit dem Namen „Verband beratender Patentingenieure“ zu⸗ 
ſammengeſchloſſen und alsdann durch zahlreiche, zu Pro⸗ 
pagandazwecken geſchehene Veröffentlichungen in den letzten 
Jahren vor der Klagerhebung über die angebliche Rechts⸗ 
ſtellung der Inhaber dieſer Bezeichnung im Publikum die 
irrige Auffaſſung begründet hätten, ſie ſtänden den Patent⸗ 
anwälten gleich; 2. durch Aufſtellung und Verbreitung ganz 
beſtimmter, angeblich unwahrer Behauptungen über die 
Rechtsſtellung der Patentingenieure. An ſich fällt dies ge⸗ 
ſamte, durch die Kl. beanſtandete Verhalten der Bekl. unter 
§ 3 UnlWG., auf deſſen Vorſchr. die Kl. urſprünglich ihre 
Unterlaſſungsanſprüche auch allein geftügt haben. Später 
haben fie die Verletzung des § 19 PatAnwG. i. Verb. m. 
8 823 Abſ. 2 BGB. bezüglich des Punktes 1 (oben) in den 
Vordergrund geſtellt. 8 19 PatAnwG. regelt nur den 
Spezialfall der Verwendung „eines der Bezeichnung Patent⸗ 
anwalt ähnlichen Titels, durch den der Glaube erweckt wird, 
der Inhaber ſei als Patentanwalt eingetragen“. Dieſer Tat 
beſtand beſchränkt ſich keineswegs auf den Fall der Begr. 
der Verwechſlungsgefahr der beanſtandeten Bezeichnung und 
des Wortes „Patentanwalt“, ein Geſichtspunkt, der nach Lage 
der Sache hier überhaupt auszuſcheiden hat, was die Bekl., 
die mit beſonderem Nachdruck ſtändig das Vorhandenſein einer 
Verwechſlungsgefahr beſtreiten, überſehen. Vielmehr genügt 
hier eine unrichtige Angabe entſprechend der Vorſchr. des § 3 
UnlWG., d. h. eine Angabe, die bei den in Betracht kommen⸗ 
den Verkehrskreiſen die Annahme einer Gleichſtellung der 
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Patentingenieure und der Patentanwälte hervorrufen könnte. 
Dieſe wäre dann auch gleichzeitig geeignet, den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebots zu begründen (vgl. unten). 
Daß die Kl. zur Erhebung der Unterlaſſungsklage aus 8 3 
UnlWG. befugt find, ergibt ſich aus § 13 Abſ. 1 daſ. Denn 
fie ſtellen Leiſtungen gleicher oder verwandter Art her wie 
die Bekl. zu 1 und 2, ohne daß ſie in ihrem Individualrecht 
auf Führung ihrer Berufsbezeichnung „Patentanwalt“ durch 
das beanſtandete Verhalten der Bekl. unmittelbar betroffen 
werden; ſie werden davon nicht anders berührt wie die Ge⸗ 
ſamtheit der übrigen Patentanwälte. Der Geſichtspunkt des 
§ 13 Abſ. 1 Unl WG. gewährt den Kl. auch die rechtliche Mög⸗ 
lichkeit, ihren Unterlaſſungsanſpruch bezüglich der Verwendung 
der Bezeichnung „Patentingenieur“ durch die Bekl. auf 819 
Pat Anw. zu ſtützen. Für die Geltendmachung eines Unter⸗ 
laſſungsanſpruchs aus dieſer eine Strafe für die Verwendung 
eines der Bezeichnung „Patentanwalt“ ähnlichen Titels an⸗ 
drohenden Geſetzesvorſchrift bedarf es ſchon an ſich nicht des 
vom BG. in Übereinſtimmung mit der Anſicht der Kl. für 
erforderlich erachteten Umwegs über 8 823 Abſ. 2 BGB. 
(Verletzung eines den Schutz eines anderen bezweckenden Ge⸗ 
ſetzes). Denn nach der ſtändigen Rſpr. des RO. (beginnend 
mit NG. 53, 401) enthält eine Geſetzesvorſchrift, wenn ſie 
auch ausdrücklich nur eine Schadenserſatzpflicht beſtimmt oder 
eine öffentliche Strafe für die Zuwiderhandlung androht, doch 
der Sache nach zugleich den Ausdruck für eine Verpflichtung 
zur Unterlaſſung, da das Geſetz, wenn es ein Recht gewährt 
oder eine Verpflichtung auferlegt, auch die Möglichkeit ge⸗ 
währen muß, im Falle der Wiederholungsgefahr den An⸗ 
ſpruch auf lnterlaſſung im Wege der Klage zu verfolgen. 
Aber zur Geltendmachung dieſes Unterlaſſungsanſpruchs durch 
die Kl. wäre ein objektiv widerrechtlicher Eingriff in ihren 
Rechtskreis, zum mindeſten in ihren Intereſſenkreis erforder⸗ 
lich. An dieſem Erfordernis, das auch durch die Anwendung 
des § 823 Abſ. 2 BGB. nicht beſeitigt werden würde, da 
dieſes Geſetz dem einzelnen nur inſoweit Schutz gewähren will, 
als er dieſes Schutzes in concreto bedarf, d. h. als ein Ein⸗ 
griff in ſeinen Intereſſenkreis unmittelbar geſchehen iſt, fehlt 
es aber hier. Die Kl. werden, wie oben bereits hervor 
gehoben iſt, von der angeblich unzuläffigen Anwendung der 
Bezeichnung „Patentingenieur“ durch die Bekl. nicht anders 
berührt, wie alle übrigen Patentanwälte. Aber bei der oben 
dargelegten Gleichheit des Rechtsgedankens in § 19 Pat⸗ 
Ann. und in § 3 UnlWG. iſt die ſinngemäße Anwendung 
des § 13 Abſ. 1 Unl Wg. auf den Fall des 8 19 Pat Anw. 
geboten. Aus dieſem Grunde ſind die Kl. deshalb auch für 
befugt zu erachten, ihren Unterlaſſungsanſpruch bezüglich der 
Verwendung der Bezeichnung „Patentingenieur“ ſeitens der 
Bekl. (oben Punkt 1) auf die Vorſchr. des 8 19 Pat Anw. 
zu ſtützen. 

Der Entſch. des BG. iſt zunächſt zu den Klageanträgen 
zu 1 und 2 beizutreten. Die vom Erſt⸗ und vom Zweit 
beklagten geübte Verwendung der Berufsbezeichnung „Patent⸗ 
ingenieur“ ftellt nicht nur allgemein eine unrichtige Angabe 
über ihre geſchäftlichen Verhältniſſe, insbeſ. über die Be⸗ 
ſchaffenheit ihrer gewerblichen Leiſtungen dar, die geeignet 
iſt, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervor 
zurufen (8 3 UnlWG.), ſondern dieſe Verwendung verletzt 
auch die Spezialvorſchrift des 8 19 PatAnwc᷑. Dafür ift in 
erſter Linie weſentlich, ob durch dieſe Bezeichnung in einem 
nicht unerheblichen Teil der Kreiſe, für die eine Patent 
beratung und Patentbearbeitung in Betracht kommt, der 
Glaube erweckt wird, der Inhaber dieſer Bezeichnung ſei als 
Patentanwalt beim RPat A. zugelaſſen, auf alle Fälle be⸗ 
Heide er die gleiche Rechtsſtellung wie ein ſolcher in der Be 
ratung und in der Vertretung ſeines Auftraggebers auch 
vor dem Patentamt. Würde die Bezeichnung auch nur von 
einem nicht unerheblichen Teil jener Kreiſe in dieſem Sinne 
verſtanden, ſo würde es ſich um eine unrichtige Angabe i. S. 
des 8 3 a. a. O., aber auch um eine Verletzung des $ 19 Pat⸗ 
Anw®. handeln. Denn beim RPat A. find nach § 1 Pat Anw⸗ 
Gef. v. 21. Mai 1900 (RED. 233) nur diejenigen zu⸗ 
gelaſſen, die in die dort geführte Liſte für Patentanwälte 
eingetragen ſind. Dieſen allein iſt zur Ausübung der Ver⸗ 
tretung vor dem RPatA. eine beſondere Rechtsſtellung ein⸗ 
geräumt. Die Eintragung hängt nach § 2ff. daſelbſt ab von 
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dem Nachweis der techniſchen Befähigung und des Beſitzes 
der erforderlichen Rechtskenntniſſe, ferner von einer prak⸗ 
tiſchen, mindeſtens ein Jahr lang geübten gewerblichen und 
einer weiteren, mindeſtens zwei Jahre lang geübten prak⸗ 
tiſchen Tätigkeit auf dem Gebiete des gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutzes. Zum Nachweis der techniſchen Befähigung bedarf es 
der durch eine ſtaatliche oder akademiſche Fachprüfung ab⸗ 
geſchloſſenen Hochſchulbildung, während der Beſitz der er⸗ 
forderlichen Rechtskenntniſſe noch durch Ablegung einer Prü⸗ 
fung nachzuweiſen iſt. Dazu beſtimmt § 3 Abſ. 2 Pat Anw., 
daß der Beſuch ausländiſcher Univerſitäten oder Akademien 
und die Ausübung der praktiſchen Tätigkeit im Auslande nur 
durch ausdrücklichen Beſchluß der Prüfungskommiſſion (8 4 
PatAnwG.) als ausreichend anerkannt werden kaun, die Fach⸗ 
prüfung aber auch in dieſem Fall im Inland abgelegt wer⸗ 
den muß. Weiter beſtimmt 8 4 Abſ. 1 daf., daß zur juriſti⸗ 
ſchen Prüfung nur zugelaſſen werden darf, wer die techniſche 
Befähigung, wie fie in 83 geregelt iſt, nachgewieſen hat, 
alſo erſt nach abgelegter techniſcher Fachprüfung und nach 
der dreijährigen praktiſchen Tätigkeit (vgl. oben). Dagegen 
beſteht für diejenigen, die ſich der frei gewählten Berufs⸗ 
bezeichnung „Patentingenieur“ bedienen, nicht das Erfordernis 
irgendeiner abgeſchloſſenen wiſſenſchaftlichen Bildung, ge⸗ 
ſchweige denn einer abgeſchloſſenen Hochſchulbildung. Der 
Titel Ingenieur iſt frei. Der drittbeklagte Verband fordert 
von ſeinen Mitgliedern ebenfalls keine abgeſchloſſene wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bildung. Vielmehr können nach 8 4 ſeiner Sat⸗ 
zungen ordentliche Mitglieder werden „die im freien Beruf 
tätigen deutſchen Patentingenieure, die auf Hochſchulen oder 
höheren techniſchen Lehranſtalten ihre techniſche Ausbildung“ 
— alſo auch ohne Abſchlußprüfung — „erhalten haben oder 
eine mindeſtens gleichwertige techniſche Vorbildung nachweiſen 
können, ſofern ſie eine hinreichende Tätigkeit im gewerblichen 
Leben und auf patentrechtlichem Gebiete erfolgreich aus⸗ 
geübt haben“, alſo auch ohne den Beſuch irgendeiner tech⸗ 
niſchen Schule. Welche wiſſenſchaftliche Berufsvorbildung die 
Bekl. zu 1 und 2 genoſſen haben, hat das BG. nicht feſt⸗ 
geſtellt. Doch bedarf es dieſer Feſtſtellung auch nicht zur 
Entſch. Ferner iſt noch auf $ 17 Pat Anw. hinzuweiſen. 
Danach hat der Präſ. des RPatA. die Befugnis, Perſonen, 
die ohne in die Liſte der Patentanwälte eingetragen zu ſein, 
die Vertretung vor dem Pat A. berufsmäßig betreiben, von 
dem Vertretungsgeſchäft auszuſchließen. Dieſe Befugnis iſt, 
wie von den Vorinſtanzeu als unſtreitig feſtgeſtellt iſt, von 
dem Präſ. des RPatA. bis zum Jahre 1923 dahin ausgeübt 
worden, daß im weſentlichen nur Patentanwälte vor dem 
RPatA. zugelaſſen wurden. In den folgenden Jahren wurde 
auf Grund einer Liſte auch anderen Perſonen die Vertretung 
vor dem Pat. geſtattet. Der jetzige Präſ. des Rat A. hat 
diefe Liſte aufgehoben und durch Pfg. v. 9. Nov. 1929 den 
Patentberatern, die neu vor dem Pat A. auftreten, darunter 
auch dem Erſt⸗ und dem Zweitbekl. mitgeteilt, daß zur Zeit 
kein Anlaß beſtehe, von der Belt. des 8 17 Pat Anw. (vgl. 
oben) ihnen gegenüber Gebrauch zu machen. Wenn hiernach 
auch die beiden Bekl. — ebenſo wie vermutlich ſehr viele 
andere Nichtpatentanwälte — zur Zeit in der Vertretung 
ihrer Auftraggeber vor dem PatA. nicht behindert ſind, ſo 
ſind ſie deshalb ſelbſtverſtändlich doch nicht als „beim PatA. 


zugelaſſen“ anzuſehen, ſie haben nicht das unbedingte geſetz⸗ 
liche Recht zur Vertretung ihrer Auftraggeber; ihre Befugnis 
zur Vertretung anderer vor dem Pat A. beruht nur auf einer 
tatſächlichen Duldung durch den Präſ. des RPatA. „Bir 
gelaſſen“ ſind nach wie vor nur die in die Liſte eingetragenen 
Patentanwälte. Durch jene Vfg. des Präſ. des RPat A. iſt 
daher auch nicht etwa eine Zwiſchengruppe zwiſchen den 
Patentanwälten und den Nicht⸗Patentanwälten, d. h. Patent⸗ 
agenten geſchaffen worden mit der Wirkung, daß derſelben 
endgültig die gleiche Rechtsſtellung wie den Patentanwälten 
in bezug auf die Wahrnehmung der Vertretung ihrer Auf⸗ 
traggeber vor dem Pat A., wozu ſelbſtverſtändlich auch der 
überaus wichtige ſchriftliche Verkehr mit dieſem gehört, ein⸗ 
geräumt worden wäre. Eine Regelung, die etwas anderes 
enthielte, als eine vorläufige Duldung, geſtützt auf die dem 
Präſ. des RPatA. in § 17 a. a. O. gewährte Befugnis, ver⸗ 
ſtieße gegen die Grundſätze der 88 ff. PatAnwGG. Daß der 
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Präſ. des RPatA. mit feiner erwähnten Vfg. auch niemals 
etwas anderes als eine vorläufige, jederzeit widerrufliche 
Regelung beabſichtigt hat, ergibt ſich auch aus ſeinem zu 
den Akten überreichten Schreiben v. 1. Juli 1930, das er an 
diejenigen Perſonen gerichtet hat, die ſich nach Erlaß ſeiner 
obigen Vfg. nunmehr als befugt anſahen, ſich des Zuſatzes 
„beim RPat A. zugelaſſen“ zu ihrem Namen pp. zu bedienen. 
Er hat ihnen in ſeinem Schreiben dieſe Bezeichnung unter⸗ 
ſagt, „weil ſie den Eindruck erwecke, als ſei ihnen zur Aus⸗ 
übung der Vertretung vor dem RPatA. eine beſondere Rechts⸗ 
ſtellung eingeräumt, was nicht der Fall ſei“. Denn „als 
Vertreter vor dem RPat A. könne an ſich jede prozeßfähige 
Perſon unter ihrem bürgerlichen Namen auftreten (8 28 VO. 
v. 11. Juli 1891), und da durch die fg v. 9. Nov. 1929 
nur angeordnet worden ſei, daß zur Zeit kein Anlaß beſtehe, 
von der Beſt. des § 17 PatAnwG. den hiervon Benachrich⸗ 
tigten gegenüber Gebrauch zu machen, ſo könne von einer 
„Zulaſſung beim RPatA. nicht geſprochen werden“. 

Zu dieſen bedeutenden Unterſchieden zwiſchen der Stel⸗ 
lung der Patentanwälte und der übrigen Patentberater, alſo 
auch der hier allein in Betracht kommenden ſog. Patent⸗ 
ingenieure, in bezug auf die den erſteren durch ihre Zu⸗ 
laſſung beim RPatA. geſetzlich gewährleiſtete beſondere Rechts⸗ 
ſtellung und in bezug auf das nur bei ihnen beſtehende ge⸗ 
ſetzliche Erfordernis einer abgeſchloſſenen wiſſenſchaftlichen 
Vorbildung tritt weiter — in bewußter Anlehnung an das 
Vorbild der Rechtsanwaltſchaft — für erſtere die Vorſchr. 
des 85 Pat Anw. (wörtlich übereinſtimmend mit 8 28 
RA.), durch den die Art der Ausübung des Berufs der 
Patentanwälte zu einer Berufspflicht erhoben wird, die der 
ehrengerichtlichen Überwachung des Staates in Verbindung 
mit Mitgliedern der eigenen Organiſation unterſtellt wird 
(vgl. 88 7—14 Pat Anw.). Triepel ſagt in „Staatsdienſt 
und ſtaatlich gebundener Beruf“ 1911 S. 30 (in der Feſt⸗ 
ſchrift für Karl Binding zum 4. Juni 1911 Bd. II): „Das 
PatAnwG. hat durch eine Regelung, die in vielfacher Hin⸗ 
ſicht an die RAO. anknüpfte, die Patentanwaltſchaft zu einem 
geſchloſſenen Stande gemacht, indem es die Patentanwälte 
im nunmehr techniſchen Sinne aus der Maſſe der bis dahin 
lediglich unter Gewerberecht ſtehenden „Patentagenten“ her⸗ 
aushob und den gemeſſenen Anforderungen anwaltlicher Ehre 
unterſtellte.“ Weiter weiſt Triepel dort (S. 32/33) darauf 
hin, daß die weſentlichſte Grundlage des PatAnwG. der der 
RAD. entlehnte 8 5 ift, durch den die Berufsausübung des 
Patentanwalts zum Gegenſtande einer dem Staat gegenüber 
beſtehenden Verbindlichkeit gemacht worden iſt. Die Patent⸗ 
anwaltſchaft iſt danach nicht mehr ein reines Gewerbe, das 
nur im eigenen Intereſſe ausgeübt wird, ſondern ein Berufs⸗ 
ſtand, der, ohne daß ſeine Mitglieder Beamte wären, wie 
Triepel dort ſagt, „dem Staat kraft öffentlichen Rechts 
für die Ausübung ſeines Berufs in beſonderer Weiſe ver⸗ 
antwortlich iſt“. In dieſem Zuſammenhang betont Triepel 
daſelbſt (ebenſo Kohler, Handbuch des deutſchen Patent⸗ 
rechts S. 726), daß die Organe der Ehrengerichtsbarkeit für 
die Patentanwälte nach der im PatAnwG. erfolgten Regelung 
derſelben reine Staatsorgane ſind, obwohl ſie zum Teil aus 
Patentanwälten beſtehen und obwohl dieſe in den Kollegien 
die Mehrheit beſitzen. Er weiſt darauf hin, daß auch die Mit⸗ 
glieder, ſoweit ſie aus Patentanwälten beſtehen, nicht etwa 
aus einer Wahl hervorgehen, ſondern daß der Reichskanzler 
für jedes Jahr im voraus 20 Patentanwälte bezeichnet, aus 
denen für jede Spruchſitzung die Beiſitzer ausgeloſt werden 
(8 14 PatAnwG.), und daß es der höchſte Beamte des 
Reichs iſt, der den Anſtoß zu dieſem Ehrengerichts⸗ — 
eigentlich Diſziplinar⸗ — Verfahren gibt: Der Reichskanzler 
verfügt die Einleitung des Verfahrens und ernennt, wenn 
er eine Vorunterſuchung für nötig hält, den unterſuchung⸗ 
führenden Beamten (8 I Pat Anw.). 

Es bedarf kaum der Hervorhebung, daß mit dieſem 
unter ſtrengſter ſtaatlicher Überwachung und Beteiligung 
ſtehenden Ehrengerichtsverfahren, das geradezu als Diſzi⸗ 
plinarverfahren bezeichnet werden könnte, das ſog. Ehren⸗ 
gerichtsverfahren rein privater Natur, das ſich die ſog. 
Patentingenieure geſchaffen haben, überhaupt nicht verglichen 
werden kann. 
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Alle dieſe vorſtehend dargelegten, ſehr erheblichen Unter⸗ 
ſchiede zwiſchen der Stellung der Patentanwälte und der⸗ 
jenigen der ſog. Patentingenieure würden zur Folge haben, 
daß die Verwendung dieſer beanſtandeten Berufsbezeichnung, 
falls in der Tat durch ſie bei einem nicht ganz unerheblichen 
Teil der in Betracht kommenden Verkehrskreiſe der Glaube 
erweckt werden ſollte, der Träger dieſer Bezeichnung ſei als 
Patentanwalt bei dem RPat A. zugelaſſen, jedenfalls bekleide 
er die gleiche Rechtsſtellung wie ein ſolcher auch vor dem 
RPat A. auf Grund gleicher Vorbildung und gleicher ſtaat⸗ 
licher Überwachung, eine Verletzung des § 19 PatAnwöG. dar⸗ 
ſtellen würde. Es würde ſich übrigens auch um eine unrich⸗ 
tige Angabe i. S. des 8 3 UnlWG. handeln, die geeignet 
wäre, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots her⸗ 
vorzurufen. Denn jene Kreiſe müſſen naturgemäß das An⸗ 
gebot durch eine behördlich zugelaſſene und überwachte Per⸗ 
ſon, die bei der Wahrnehmung ihrer durch die Vertretung 
gegebenen Aufgaben eine beſondere Rechtsſtellung bei dem 
RPat A. genießt, für günſtiger halten, als das einer Perſon, 
bei der wegen der von ihr verwendeten Berufsbezeichnung 
die Annahme einer behördlichen Zulaſſung und Überwachung, 
die auch die Gewähr für den Beſitz der erforderlichen Kennt⸗ 
niſſe und moraliſchen Eigenſchaften bietet, nicht entſtehen kann. 

Endlich iſt auch die bei den bisherigen Ausführungen nur 
unterſtellte irrige Auffaſſung über die Bedeutung der Be⸗ 
rufsbezeichnung „Patentingenieur“ jedenfalls bei einem nicht 
unbedeutenden Teil der in Betracht kommenden Kreiſe des 
Publikums gegeben. Das BG. hat das rechtlich einwandfrei 
feſtgeſtellt. Dabei ſtützt es ſich mit Recht auf zwei Momente, 
die — ſo müſſen ſeine Ausführungen verſtanden werden — 
beide zuſammen erforderlich ſind, um die beanſtandete Be⸗ 
rufsbezeichnung nach der Auffaſſung, die die beteiligten Kreiſe 
von ihrer Bedeutung haben, im Verhältnis zu der Berufs⸗ 
bezeichnung „Patentanwalt“ zu einer i. S. des § 19 Pat⸗ 
Anw. unzuläſſigen zu machen. In erſter Linie verweiſt das 
BG. auf das beiden Bezeichnungen gemeinſame Wort „Pa⸗ 
tent“, auf dem der Ton ruhe, und hebt dann weiter hervor, 
daß der verbleibende Wortbeſtandteil „Anwalt“ in der einen, 
„Ingenieur“ in der anderen Bezeichnung nach den An⸗ 
ſchauungen der beteiligten Kreiſe an ſich geeignet ſei, auf eine 
in Patentangelegenheiten erfahrene, zur Beratung und zur 
Vertretung vor dem RPatA. in gleicher Weiſe ſich eignende 
Perſönlichkeit mit höherer Fachbildung hinzuweiſen, die bei 
dem Patentingenieur vielleicht mehr auf allgemein⸗techniſchem, 
bei dem Patentanwalt mehr auf patentrechtlichem Gebiete 
liege. Zu dieſer ſchon durch die beanſtandete Bezeichnung als 
ſolche in gewiſſem Umfange gegebenen Eignung zur Irre⸗ 
führung i. S. einer Gleichſtellung der beiden demſelben Be⸗ 
rufs⸗ und Betätigungsgebiet angehörenden Bezeichnungen — 
der Geſichtspunkt der Verwechſlungsgefahr beider ſpielt hier 
überhaupt keine Rolle — tritt nach der weiteren Feſtſtellung 
des BG. als ausſchlaggebendes Moment für die Erweckung 
des irrigen Eindrucks, als ſeien die Patentingenieure den 
Patentanwälten im Verfahren vor dem Pat A. völlig gleich⸗ 
berechtigt, in bezug auf ihre Vorbildung und ihre praktiſche 
Erfahrung aber den Patentanwälten ſogar überlegen, der 
Umſtand hinzu, daß in zahlreichen Auslaſſungen von Pateut⸗ 
ingenieuren, und zwar ſchon in der Denkſchrift vom Dezember 
1925 nach Zuſammenſchluß zu dem drittbeklagten Verband 
Ende 1924, und dann regelmäßig in den nächſten Jahren, 
dieſe augebliche Gleichheit der Rechtsſtellung mit den Patent⸗ 
anwälten immer wieder ausdrücklich erklärt und ſo dem Pu⸗ 
blikum ſtändig eingehämmert iſt. 

Das BG. hat unter Verückſichtigung der zahlreichen 
Außerungen der Bekl. die rechtlich nicht zu beanſtandende 
Feſtſtellung getroffen, daß die in ihren Erklärungen klar zum 
Ausdruck gebrachten Beſtrebungen der Patentingenieure ge⸗ 
rade dahin gehen, den Unterſchied zwiſchen Patentanwälten 
und anderen, nicht als Patentanwälte eingetragenen Be⸗ 
ratern und Vertretern in Patentſachen mit höherer techniſcher 
Vorbildung oder ſogar ohne eine ſolche und nur mit prak⸗ 
tiſcher Erfahrung zu verwiſchen und ſich alſo mit den Patent⸗ 
anwälten gleichberechtigt oder ſogar für den Berufszweck noch 
beſſer geeignet hinzuſtellen. Das BG. hat auch die Fälle, 
in denen ſelbſtändige Patentingenieure von den beteiligten 
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Kreiſen des Publikums, die keineswegs zu den ungebildeten 
gehören, als Patentanwälte bezeichnet werden, ebenſo auch 
vereinzelt umgekehrt, herangezogen. Das BG. hat auch dar⸗ 
aufhin feſtgeſtellt, daß die Propagandatätigkeit der Bekl. eine 
völlige Verwirrung verurſacht hat, derart, daß in weiten 
Kreiſen des in Betracht kommenden Publikums die Begriffe 
„Patentanwalt“ und „Patentingenieur“ überhaupt nicht mehr 
auseinandergehalten werden können. 


Danach iſt die Auffaſſung des BG. über den irreführen⸗ 
den Charakter der beanſtandeten Berufsbezeichnung „Patent⸗ 
ingenieur“ im Vergleich zu der des „Patentanwalts“ unter 
Berückſichtigung der über die Bedeutung der erſteren, d. h. 
über die Rechtsſtellung der Träger dieſer Bezeichnung ab⸗ 
gegebenen eigenen Erklärungen ihrer verantwortlichen Stel⸗ 
len i. S. der hier maßgebenden Vorſchr. des 8 19 Pat Anw., 
übrigens auch des § 3 Unl WG., gerechtfertigt. 

Das BG. hat den von den Bekl. erhobenen Einwand 
der Verwirkung zurückgewieſen. Auch hiergegen wendet 
ſich die Rev., jedoch zu Unrecht, wenn auch die Begr. des BG. 
nicht aufrechterhalten werden konnte. Es geht m. R. davon 
aus, daß auch eine unrichtige Berufsbezeichnung vermöge 
des Anſehens und Vertrauens, welches ſie bei dem Publikum 
genießt, und das dem Inhaber durch die Inanſpruchnahme 
ſeiner Berufstätigkeit materielle Vorteile einbringt, als wert⸗ 
voller Beſitzſtand aufgefaßt werden kann. Dann iſt es aber 
rechtlich nicht zuläſſig, wie das BG. es in den folgenden 
Sätzen tut, dieſen Geſichtspunkt einfach wieder dadurch zu 
beſeitigen, daß es „die nicht eingetragenen Patentſachwalter, 
die eine höhere techniſche Bildung beſitzen“, auf andere Be⸗ 
rufsbezeichnungen wie z. B. „Zivilingenieur, Inhaber eines 
Patentbüros“ oder „Zivil- und Patentingenieur“ verweiſt 
und dabei bemerkt, daß der Titel „Zivilingenieur“ beim Pur 
blikum kein geringeres Anſehen und Vertrauen genieße, als 
der Titel „Patentingenieur“. Der für die Zurückweiſung des 
Einwandes der Verwirkung maßgebende Geſichtspunkt iſt das 
Fehlen einer verſpäteten Klagerhebung als Vorausſetzung für 
die Begr. eines wertvollen Beſitzſtandes an der i. S. des 
§ 19 Pat Anw. irreführenden Berufsbezeichnung. Denn nach 
den obigen Darlegungen war die Bezeichnung „Patent⸗ 
ingenieur“ nicht ſchon vom Beginn ihrer Verwendung ab 
i. S. des § 19 Pat Anw. unzuläſſig, ſondern iſt dies erſt 
geworden, nachdem durch die zahlreichen, oben zum Teil auf⸗ 
geführten Veröffentlichungen und Erklärungen der Bekl. zu 
Propagandazwecken über die angebliche Rechtsſtellung und 
wiſſenſchaftliche Vorbildung der Inhaber dieſer Berufsbezeich⸗ 
nung in den für Patentangelegenheiten in Betracht kommen⸗ 
den Kreiſen des Publikums, zum mindeſten bei einem nicht 
unerheblichen Teil derſelben allmählich die irrige Auffaſſung 
begründet worden war, fie ſtänden den Patentanwälten gleich. 
Dieſe Veröffentlichungen beginnen Ende 1925 und ſetzen ſich 
in den nächſten Jahren fort, nachdem ſich die ſog. Patent 
ingenieure 1924 zu einem Verband „beratender Patentinge⸗ 
nieure“ zuſammengeſchloſſen haben, womit jedoch nicht gejagt 
fein ſoll, daß ſämtliche Patentberater, die dieſe Berufs- 
bezeichnung führen, dieſem Verbande, d. i. dem Drittbekl., 
angehören. Vor Eintritt der oben angegebenen Wirkung wäre 
die Geltendmachung des jetzt erhobenen Unterlaſſungsanſpruchs 
ausſichtslos geweſen. Der Eintritt dieſer Wirkung iſt gerade 
in Anbetracht der viele Jahre hindurch völlig korrekten Ver⸗ 
wendung der beanſtandeten Bezeichnung nicht ſchon nach weni⸗ 
gen Monaten, ſondern ſicher nicht früher als im Laufe d. J. 
1929 eingetreten; die Klage iſt aber Anfang Juni 1930 er⸗ 
hoben. Dabei iſt auch zu berückſichtigen, daß ſich Patent⸗ 
ingenieure, und zwar auch die Bekl. zu 1 und 2 unſtreitig 
keineswegs ſtets als Patentingenieure in den letzten Jahren 
vor der Klagerhebung bezeichnet haben, ſondern auch als 
„Zivilingenieure“ bzw. „Patent- und Zivilingenieure“ bzw. 
„Patentbüro“. Hierbei kann dahingeſtellt bleiben, ob ſich der 
drittbekl. Verband, der ſatzungsgemäß nur die Wahrung und 
Förderung der Standesintereſſen der „deutſchen Patent⸗ 
ingenieure“, ferner durch wiſſenſchaftliche Arbeiten die Ein⸗ 
wirkung auf die Geſetzgebung, endlich die Bekämpfung der 
auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes tätigen un⸗ 
lauteren Perſonen, die dort ($ 2) kurzerhand als Patent 
agenten bezeichnet werden, bezweckt, überhaupt auf einen den 
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Verwirkungseinwand gegenüber der wettbewerblichen Unter⸗ 
laſſungsklage begründenden wettbewerblichen Beſitzſtand an 
ſeiner Bezeichnung berufen kann. Mit Unrecht legt die Rev. 
ſo erhebliches Gewicht auf die Verwendung der Bezeichnung 
„Patentingenieur“ auch durch Behörden, beſonders auch durch 
das RPatel. Ein Grund, weswegen daraus für die Bekl. 
günſtige Folgerungen zu ziehen ſein ſollten, iſt nicht erſichtlich. 
Denn es erſcheint nicht nur nicht auffallend, ſondern von 
ſelbſt gegeben, daß jemand, der ſich einer Berufsbezeichnung 
bedient, die nicht als unzuläſſig gerichtlich feſtgeſtellt iſt, in 
der Antwort und auch ſonſt entſprechend benannt bzw. an⸗ 
geredet wird. 


Mit dem Klageantrag zu 5 wenden ſich die Kl. gegen die 
Behauptung des Zweit⸗ und des Drittbekl., die Pateutanwälte 
übten ein Gewerbe aus, ſeien zur polizeilichen Anmeldung 
ihres Gewerbes verpflichtet und unterſtänden der polizei⸗ 
lichen Aufſicht, während die Patentingenieure ein freier 
wiſſenſchaftlicher Beruf ſeien, der nicht der GewO. unterliege. 
Nach der rechtlich nicht zu beanſtandenden Feſtſtellung des 
BG. iſt die Behauptung in dieſer gegenſätzlichen Faſſung un⸗ 
richtig und geeignet, den Stand der Patentanwälte als min⸗ 
der wertvoll und minder zuverläſſig erſcheinen zu laſſen, als 
den der Patentingenieure. Denn wenn auch die Behauptung, 
die Patentanwälte ſeien Gewerbetreibende mit Rückſicht auf 
die geteilte Meinung des Schrifttums über dieſe Frage (vgl. 
Kohler, Hob. des deutſchen Patentrechts, 1901, S. 692 ff.; 
Triepel vgl. oben a. a. O. verneinend; Schmid, Das 
Geſetz betr. die Patentanwälte, 1900, S. 8, 18, 119 ſowie 
Damme-⸗Lutter, Das deutſche Patentrecht, 1925, S. 132 ff. 
dagegen bejahend), nicht als abſtvakt unrichtig angeſehen wer⸗ 
den könne, ſo ſei es doch unrichtig, im Gegenſatz zu ihnen 
die ſog. Patentingenieure als Nich t gewerbetreibende zu be⸗ 
zeichnen. Denn die ſog. Patentſachwalter, die nicht Patent⸗ 
anwälte ſind, unterliegen, wie das BG. in Übereinſtimmung 
mit Kohler a. a. O. S. 696, 697, Schmid a. a. O. S. 129, 
Damme⸗Lutter a. a. O. S. 135 im Gegenſatz zu Feucht- 
wanger, Aufſatz „Die beratenden Patentingenieure — ein 
freier Beruf“ in der mehrerwähnten Zeitſchrift „Technik und 
gewerblicher Rechtsſchutz“, Jahrg. 1931, Nr. 1/2 und Ja⸗ 
ſtrow, Freie Berufe und Gewerbeſteuer S. 89 ff. m. R. 
annimmt, der GewO. Auf alle Fälle iſt es ausgeſchloſſen, 
in dieſer Beziehung einen Unterſchied zugunſten der ſog. 
Patentingenieure gegenüber den Patentanwälten zu machen. 
Entweder find die Patentanwälte Gewerbetreibende, dann 
ſind es die Patentingenieure auf Grund ihrer gleichartigen 
Berufstätigkeit auch, oder die Patentingenieure ſind ein 
freier wiſſenſchaftlicher Beruf, dann ſind die Patentanwälte 
es ebenfalls, und zwar mit noch weit größerer Berechtigung. 
Das BG. ſieht aber m. R. in erſter Linie die in der be 
anſtandeten Erklärung enthaltene Behauptung, die Patent⸗ 
ingenieure ſeien ein freier wiſſenſchaftlicher Beruf, als un⸗ 
richtig an auf Grund der von ihm getroffenen Feſtſtellungen 
über die Unzulänglichkeit der wiſſenſchaftlichen Vorbildung 
vieler Mitglieder dieſes Berufsſtandes, wodurch es aus⸗ 
geſchloſſen ſei, dieſen Berufsſtand als Ganzes als einen 
wiſſenſchaftlichen zu bezeichnen. Weiter ſieht das BG. die 
beanſtandete Erklärung aber auch inſoweit m. R. als un⸗ 
richtig an, als es darin heißt, die Patentanwälte ſeien zur 
polizeilichen Anmeldung ihres Gewerbes verpflichtet und 
unterſtänden der polizeilichen Aufſicht. Denn es iſt durch 
die Entſch. des PrOVG. v. 7. Mai 1903 (PatMuſtgeich Bl. 
1903, 214) anerkanntes Recht geworden, daß die Patent⸗ 
anwälte ihr Gewerbe nicht anzumelden brauchen (GewO. 
§ 14, Damme⸗Lutter a. a. O. S. 133). Endlich betrachtet 
das BG. auch die in der beanſtandeten Erklärung weiter ent⸗ 
haltene Behauptung, daß die Patentanwälte der polizeilichen 
Aufſicht unterſtänden, mit Recht als unrichtig. Denn durch 
die Beſt. des 8 18 Pat Anw., wonach die berufsmäßige Ver⸗ 
tretung anderer Perſonen vor dem RPatA. dem Patent⸗ 
anwalt auf Grund der Vorſchr. in 835 Abſ. 3 GewO. nicht 
unterſagt werden darf, iſt auch die polizeiliche Aufſicht weg⸗ 
gefallen (Schmid a. a. O. S. 119). Das BG. hat auch hier 
wie bei allen übrigen Klageanſprüchen die Wiederholungs- 
gefahr angenommen, da die beanſtandeten Behauptungen in 
verſchiedenen Veröffentlichungen wiederkehren, zu den wichtig⸗ 
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ſten Propagandamitteln der Bekl. zu 2 und 3 gehören und 
auch im Laufe des vorl. Rechtsſtreits mit aller Entſchiedenheit 
wiederholt ſind. 

(U. v. 15. Nov. 1932; II 3/32. — Berlin.) [Ku.] 
= RG. 138, 273.) 


5. § 16 Un l WG.; § 12 BG B. Bei Erwerb 
einer ſchlagwortartigen Bedeutung des Firmen⸗ 
kerns wird der daran haftende Schutz nicht da⸗ 
durch lokal ausgeſchloſſen, daß ſich vor Errich⸗ 
tung einer verwechſlungsfähigen Konkurrenz⸗ 
firma in einer Stadt dort noch keine Nieder⸗ 
laſſung der früheren Firma befand. ) 

Die Kl., nach dem Tatbeſtand des BU. die größte 
deutſche Fiſchereigeſellſchaft, 1896 gegründet mit der bis 
7. Jan. 1928 geführten Firma Deutſche Dampffiſchereigeſell⸗ 
ſchaft „Nordſee“ und ſeitdem handelnd unter der Firma 
„Nordſee“, Deutſche Hochſeefiſcherei Bremen⸗Cuxhaven Akt., 
unterhält in Deutſchland 138 Fiſchverkaufsſtellen. Sie hat ſeit 
22. Nov. 1927 auch in B. ein Fiſchgeſchäft eröffnet und eine 
Zweigniederlaſſung mit ihrer Firma in das Handelsregiſter 
zu B. eintragen laſſen. Der Bell. hat im Jan. 1926 in B. 
ein Fiſchgeſchäft eingerichtet und dafür die Firma Theodor 
Th. Fiſchſpezialgeſchäft Nordſee ins Handelsregiſter eintragen 
laſſen. Über ſeinem Ladenfenſter hat er breit das Wort Nord⸗ 
ſee angebracht, woneben beiderſeits in drei Linien mit Buch⸗ 
ſtaben, welche zuſammen die Höhe der Buchſtaben des Mittel⸗ 
ſtücks erreichen, die anderen Firmenbeſtandteile ſtehen, links 
Spezial⸗Fiſch⸗Geſchäft, rechts Inhaber: Theodor Th. Als im 
folgenden Jahre die Kl. ihre Niederlaſſung in B. einrichtete, 
verlangte der Bekl. mit Anwaltſchreiben v. 14. Nov. 1927 
von ihr wegen bereits vorgekommener Verwechſlungen die 
Annahme einer anderen, ſich hinreichend unterſcheidenden 
Firmenbezeichnung. Die Kl. lehnte das mit Schreiben vom 
21. Nov. 1927 ab und verlangte vom Bekl. Beſeitigung des 
Wortes Nordſee aus ſeiner Firma. Zu dem beiderſeits an⸗ 
gedrohten gerichtlichen Austrag kam die Sache damals nicht. 
Mit ihrer Klage v. 19. Febr. 1931 hat nun die Kl. vom 
Bekl. verlangt, daß er das Wort Nordſee aus ſeiner Firma 
ſtreiche, die Streichung zum Handelsregiſter in B. anmelde 
und den Gebrauch des Wortes Nordſee zur Bezeichnung eines 
Fiſchereigeſchäfts vermeide. 

LG. und BG. haben abgewieſen, RG. hat verurteilt. 

Das Bu. leidet an inneren Widerſprüchen und iſt nicht 
frei von Rechtsirrtum. Es geht zutreffend davon aus, daß 
der Streit der Parteien nach $ 16 UnlWG. rechtlich zu be⸗ 
urteilen ſei, wenngleich damit die rechtlichen Geſichtspunkte 
nicht erſchöpft find, da auch der Schutz des Namensrechts 
der Kl. nach $ 12 BGB. einzutreten hat, der allerdings in 
den Fällen des Namensgebrauchs im Handelsverkehr mit 
dem Tatbeſtand des 8 16 UnlWG. zuſammenfällt (Urt. vom 
18. Nov. 1930, II 27/30). Das BU. ſagt weiter, daß hier⸗ 
nach für den Obſieg der Kl. eine befugte Firmenbenutzung 


Zu 5. 1. Das Urt. gewährt örtlich ungebundenen Schutz gegen 
die Verwechflungsgefahr für einen ſchlagwortartigen Firmenbeſtand⸗ 
teil. Es greift damit in Anwendung des 8 16 Unl WG. bewußt über 
die Wirkung der 88 12, 30, 37 HGB. hinaus. Es kommt damit eine 
in der Entwicklung begriffene Rſpr. zu einem bedeutſamen Abſchluß. 
Es erregt jedoch Bedenken, wie der ſchlagwortartige Charakter des 
Firmenbeſtandteils der Kl. im vorl. Falle begründet iſt, wodurch das 
Ergebnis ein unerfreuliches wird. Das Wort „Nordſee“ als Kenn⸗ 
zeichen eines Fiſchhandelsbetriebes iſt ſo wenig eigenartig, daß es dem 
feine Phantaſte auf das Nächſtliegende richtenden Publikum kaum 
mehr bedeuten kann als die Kennzeichnung eines Geſchäfts, in welchem 
man Seefiſche, insbeſ. aus der Nordſee, erhalten kann. Seine Ver⸗ 
breitung durch die zahlreichen Filialen der Kl. ſteigert nicht, ſondern 
nutzt im Gegenteil die ſchwache Individualiſierungskraft des Wortes 
ab für das Publikum, das dieſe Filialen nicht aus anderen Kenn⸗ 
zeichen als Filialen der Kl. anſpricht. Gerade das an Fllialorten nicht 
anſaſſige Publikum wird, je öfter ihm das nicht ſehr unterſcheidungs⸗ 
kräftige Wort „Nordſee“ als Bezeichnung einer Fiſchhandlung aus⸗ 
wärts begegnet, deſto weniger in ihm das Kennzeichen eines ganz be⸗ 
ſtimmten Unternehmens, nämlich des der Kl., erblicken. Der Hinweis 
auf die 4711⸗Erzeugniſſe trifft deswegen nicht zu, weil in der Une 
gewöhnlichkeit einer Zahl als Kennzeichnung einer Ware ein ſehr 
ſtarkes Individualiſierungsmoment enthalten iſt. Die Entſch. beſchränkt 
m. E. unbillig den Gebrauch des eng begrenzten Wortphantaſieſchatzes, 
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auf ihrer Seite und eine Verwechſlungsgefahr zwiſchen den 
beiderſeitigen Firmen erforderlich ſei. Es wendet ſich dann 
der Prüfung der Verwechſlungsgefahr zu und unterſcheidet 
hierbei zwiſchen der Zeit vor Eröffnung der Ber Zweig⸗ 
niederlaſſung der Kl. und der Zeit nachher. Es wird be⸗ 
hauptet, das Vorbringen der Kl. zur Verwechſlungsgefahr 
laufe im weſentlichen darauf hinaus: Der fiſchverbrauchende 
Teil der Bevölkerung in B. habe, wenigſtens zu einem er⸗ 
heblichen Teil, eine gewiſſe Vorſtellung, wenn nicht genauere 
Kenntnis davon, daß eine bedeutende Fiſchereigeſellſchaft hin⸗ 
ter der „Nordſee“⸗Verkaufsſtelle ſtehe, und er werde durch 
den „Nordſee“⸗Zuſatz in der Firma des Bekl. zu der falſchen 
Annahme verführt, daß es ſich auch beim Bekl. um eine 
Zweigniederlaſſung der Kl. handle. Im Anſchluß daran wird 
geſagt, „die von der Kl. behauptete“ Verwechſlungsgefahr 
ſetze alſo das Vorhandenſein gewiſſer Vorſtellungen über das 
fiſchwirtſchaftliche Unternehmen der Kl. in der B.er Bevölke⸗ 
rung voraus, aber erklärt, das BG. vermöge dem LG. im 
der aus eigener Wiſſenſchaft aufgeſtellten Verneinung des Be⸗ 
ſtehens ſolcher Vorſtellungen nicht in vollem Umfang — wie 
das weitere ergibt: nicht für die Zeit nach der Eröffnung der 
klägeriſchen Niederlaſſung — zu folgen, weil mit der Mög⸗ 
lichkeit zu rechnen ſei, daß die aus Anlaß der Eröffnung der 
Verkaufsſtelle erfolgten Zeitungsveröffentlichungen eine ge⸗ 
wiſſe Kenntnis von der Kl. in weiteren Kreiſen der Bevölke⸗ 
rung verbreitet hätten. Deshalb wird geſagt, für die Gegen⸗ 
wart werde das Vorhandenſein beachtlicher Kenntnis in der 
Ben Bevölkerung unterſtellt; auch wird anerkannt, „an 
ſich“ ſeien die beiden Firmen verwechſlungsfähig. Für die 
Zeit vor der Eröffnung der Zweigniederlaſſung wird „aus 
eigener Kenntnis der hieſigen Verhältniſſe“ die Überzeugung 
ausgeſprochen, daß kein irgendwie beachtlicher Teil der Be⸗ 
völkerung von dem klägeriſchen Unternehmen und ſeinen 
zahlreichen Verkaufsſtellen mit der abgekürzten Bezeichnung 
„Nordſee“ gewußt habe, und die Erklärung abgeben: hier 
(in B.) habe die Bezeichnung „Nordſee“ noch nicht die Be⸗ 
deutung eines Schlagwortes (für die Kl.) gehabt, womit 
anerkannt wird, daß dies anderwärts der Fall geweſen ei. 
In dieſem Teile der Erörterung wird angeführt — aber 
eben mit dieſem eigenen Wiſſen für B. abgelehnt —, die 
Kl. nehme für ſich eine Allbekanntheit in Anſpruch, wie die 
überall in Deutſchland bekannten Unternehmungen, etwa die 
deutſchen Großbanken, die Herſtellerin der 4711-Erzeugniffe, 
Kaiſers Kaffeegeſchäft. Nicht wird angeführt, was die Kl. als 
rechtliche Wirkung dieſer — wiederholt auch unter Beweis ge⸗ 
ſtellten — Allbekanntheit auch an Orten, wo keine Zweig⸗ 
niederlaſſung beſtehe, aufgeſtellt hat, nämlich daß für ſie 
das Wort „Nordſee“ an ſich kraft ſeines Eindringens in den 
Verkehr einen geſchützten Firmenbeſtandteil bildet. Aber ſchon 
was das Urt. ſelbſt über die Inanſpruchnahme einer All⸗ 
gemeinbekanntſchaft ähnlich jenen in ganz Deutſchland be⸗ 
kannten und über ganz Deutſchland ſich erſtreckenden Unter⸗ 
nehmen aufgenommen hat, tut dar, daß die Kl. auch für die 
Verwechſlungsgefahr viel weiter greifende Aufſtellungen vor⸗ 
gebracht hat, als was zunächſt als der weſentliche Inhalt 
ihrer diesbezüglichen Behauptung angeführt wird, daß ſie 
ſie nicht als eine konkret aus den Verhältniſſen jedes ein⸗ 
zelnen Ortes zu begründende angeſehen wiſſen will. Es war 
daher ungenügend, auch rechtlich verfehlt, wenn das BG. 


der dem kleinen Gewerbetreibenden zur lokalen Hervorhebung ſeines Ge⸗ 
werbebetriebes gegenüber anderen lokalen gleichartigen Unternehmungen 
zur Verfügung ſteht, zugunſten eines Großunternehmens, dem ganz 
andere Möglichkeiten zur ſcharfen und nachdrücklichen Kennzeichnung 
ſeines Betriebes zur Verfügung ſtehen, als dem erſteren. Der Schutz 
nur dürftig unterſcheidungsfähiger zur Kennzeich⸗ 
nung gleichartiger Betriebe naheliegender Wort⸗ 
bezeichnungen über die Anwendbarkeit der 89 12, 30 
und 37 H GB. hinaus aus 8 16 Unl WG., iſt m. E. ab- 
zulehnen. In derartigen Fällen muß der Schutz einer ſolchen Wort⸗ 
bezeichnung auf die lokale Priorität beſchränkt bleiben. 

2. Nicht minder erheblich ſind die Bedenken gegen die Ablehnung 
des Verwirkungseinwandes. Der Bekl. hatte bei einer durchaus nicht 
klaren Rechtslage (f. die Urt. der Vorinſtanzen und die Ausführungen 
oben zu 1) die Aufforderung der Kl. zur Unterlaſſung des Gebrauchs 
des Wortes „Nordſee“ v. 21. Nov. 1927 abgelehnt. Wenn ſich Kl. 
daraufhin vier Jahre untätig verhielt, jo mußte daraus das Ver⸗ 
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die Sachlage lediglich unter dem Geſichtspunkt geprüft und 
entſchieden hat, ob die Kl. gerade in der Stadt oder in dem 
Lande B. ſchon bekannt war, als der Bekl. und ſie ihre dor⸗ 
tigen Geſchäfte errichteten. M. R. ſetzt hier die Rev. mit der 
Erklärung ein, es komme für die Entſch. des Rechtsſtreits 
nicht darauf an, ob i. J. 1926 das Wort „Nordſee“ gerade 
in B. als ſchlagwortartige Bezeichnung des Betriebes der 
Kl. bekannt war, es müſſe vielmehr genügen, daß dies all⸗ 
gemein in Deutſchland bekannt geweſen ſei, es handle ſich 
hier nicht um die Frage, ob die beiden Firmen als ſolche 
verwechſlungsfähig und nebeneinander am ſelben Ort zu⸗ 
zulaſſen, ſondern darum, ob die ſchlagwortartige Bezeichnung 
„Nordſee“ aus der Firma der Kl., die allgemein als Kenn⸗ 
zeichen ihres Betriebes bekannt geweſen ſei, von dem Bekl. 
— gleichviel, ob er damit bekannt geweſen ſei oder nicht — 
objektiv unbefugt benutzt werde. Das BG. verkennt, daß 
nach der Rſpr. des RG. 114, 90 (96) = JW. 1926, 2906; 
1931, 191656, neueſtens Urt. v. 18. März 1932, II 225/31, 
durch 816 UnlWG. der Schutz des Firmenrechts über die 
88 30, 37 HGB. hinaus erweitert und an örtliche Grenzen 
im Deutſchen Reiche nicht gebunden — übrigens nach den 
Worten „im geſchäftlichen Verkehr“ auch nicht auf Fälle 
eigentlichen Wettbewerbs abgeſtellt — iſt. Es beachtet auch 
nicht, daß der Klageantrag ſich gar nicht darauf beſchränkt, 
dem Bekl. die Führung des Wortes „Nordſee“ in ſeiner 
Firma zu verbieten und ihn zur Löſchung dieſes Wortes in der 
Firma zu zwingen, ſondern daß er dem Bekl. jeden Gebrauch 
des Wortes „Nordſee“ zur Bezeichnung ſeines Fiſchgeſchäfts, 
alſo etwa auch neben einer geänderten Firma oder außer 
Zuſammenhang mit der Firma unterſagt haben will. Auch 
dieſe Folge kann aus § 16 UnlWG. („die bei. Bezeichnung 
eines Erwerbsgeſchäfts“) abgeleitet werden, wenn feſtſteht, 
daß ſich die Kl. ihrer Firma mit dem Firmenkern und 
Schlagwort „Nordſee“ befugtermaßen bedient. Daß dies 
30 Jahre lang, ehe der Bekl. i. J. 1926 ſeine Firma mit 
dem Zuſatz Nordſee annahm, geſchehen ift, iſt außer Streit 
oder, ſoweit es ſich um den Schlagwortcharakter des Wortes 
„Nordſee“ handelt, unbeſtreitbar. Das iſt auch in dem vom 
Bekl. ſehr zu Unrecht für ſeinen Standpunkt angezogenen 
Urt. dieſes Sen. (JW. 1930, 1715 über einen Streitfall 
wegen einer weſtfäliſchen Zweigniederlaſſung mit dem Ab⸗ 
käufer einer älteren Zweigniederlaſſung der Kl. am ſelben 
Ort zugrunde gelegt, wobei vom NÖ. ausgeſprochen worden 
iſt, daß die Kl. nicht verpflichtet ſei, ihr Firmenſchlagwort 
„Nordſee“ in der Firma der neuen Zweigniederlaſſung des⸗ 
halb zu löſchen, weil der Abkäufer urſprünglich mit ihrer 
ausdrücklichen (aber widerruflichen) Geſtattung und ſpäter 
mit ihrer jahrzehntelangen Duldung das Wort „Nordſee“ 
in der Firma des erkauften, von der Kl. die ganze Zeit über 
noch unter Gebrauch ſeiner Firma belieferten Geſchäfts ge⸗ 
führt habe. Wenn in dieſem Falle zwei gleich ſtarke, zur 
Überwindung des gegneriſchen Rechts untaugliche Rechte an⸗ 
erkannt worden ſind, ſo liegt die Sache beim Bekl. ganz 
anders. Bei ihm kommt für keinen Zeitabschnitt ein von der 
Kl. abgeleitetes Recht in Frage. Wohl aber wäre bei ihm 
aller Anlaß zur Prüfung gegeben geweſen, ob er nicht von 
Anfang an bei Wahl ſeiner Firma ſich von der hernach be⸗ 
tätigten, auch unter den 8 1 UnlWG. fallenden Abſicht hat 
leiten laſſen, mit dem bei ihm nach 8 18 HGB. nur als 


trauen des Bekl. auf die Richtigkeit feines Standpunktes gerade des⸗ 
wegen erwachſen, weil er annehmen durfte, daß eine Firma, deren 
Bedeutung und Kapitalkraft das Urt. mehrfach hervorhebt, einen ihr 
gerechtfertigt erſcheinenden Löſchungsanſpruch alsbald geltend machen 
würde. Die Eutſch, vermißt Darlegungen über irgendwelchen Auf⸗ 
wand, den der Bekl., ein kleiner Detailfiſchhändler, im Gegeuſatz zu 
Kl. mit ihrer monopolartigen Stellung in der deutſchen Fiſchinduſtrie 
für die Erhaltung und Ausbreitung feiner Geſchäftsbezeichnung gemacht 
hätte. Es iſt jedoch nicht recht erſichtlich, welchen Aufwand der Kleine 
Detailfiſchhändler zur Erhaltung und Ausbreitung ſeines Beſitzbeſtandes 
an dem Worte „Nordſee“ hätte machen können. Mir ſcheint der lokal 
begrenzte, vier Jahre lang lokal behauptete Beſitzbeſtand des kleinen 
Detailliſten wohl volkswirtſchaftlich ſchutzbedürftiger, als daß ein Groß⸗ 
unternehmen nach vier Jahren der Duldung dieſes Beſitzſtandes ihr 
durchaus eigennütziges Wettbewerbsintereſſe zum Ausbau ihrer monopol⸗ 
artigen Stellung geltend machen kann. 0 
RA. Dr. Alfons Roth, Berlin. 


\ 62. Jahrg. 1933 Heft 26] 
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Firmenzuſatz neben ſeinem Familiennamen zuläſſigen, zur 
Unterſcheidung ſeines Geſchäfts von anderen ähnlichen kaum 
erforderlichen und dienlichen Worte „Nordſee“ entgegen dem 
8 18 Abi. 2 S. 1 HGB. Beziehungen zu der weitbekaunten 
Kl. vorzutäuſchen, mindeſtens aber hernach durch ähnlichen 
Gebrauch des Zuſatzes als Schlagwort, wie es die Laden⸗ 
überſchrift aufweiſt, den guten Ruf der Ware der Kl. für 
ſeinen Erwerb und gegebenenfalls auch Wettbewerb auszu⸗ 
nützen (Verwechſlungsgefahr im weiteren Sinn, vgl. das oben 
genannte Urt. v. 18. März 1932). Dies hatte die Kl. be⸗ 
hauptet, und ſie hat in dieſer Richtung ſchon in der Klage 
vorgetragen, dem Bekl. ſei das Schlagwort Nordſee in ihrer 
Firma längſt bekannt geweſen, als er ſein Geſchäft eröffnet 
habe. Auf dieſe Tatfragen kommt es indeſſen hier, wo nur 
Unterlaſſung und Löſchung, nicht Schadenserſatz gefordert 
wird, nicht an. Denn der Kl., die nach 8 20 HGB. eine dem 
Gegenſtand ihres Unternehmens entlehnte Sachfirma zu wäh⸗ 
len gehalten war und das in Anführungszeichen geſetzte Wort 
„Nordſee“ jahrzehntelang als ihr ohue weiteres erkennbares 
Firmenſchlagwort durch ganz Deutſchland oder einen großen 
Teil davon verwendet, auch nach dem Vorbringen des Bell. 
ſelbſt „geradezu eine monopolartige Stellung in der deutſchen 
Fiſchinduſtrie“ erlangt und längſt vor 1926 zahlreiche Ver⸗ 
kaufsgeſchäfte unterhalten hat, kann das Recht nicht verſagt 
werden, gegen eine ihr Schlagwort verletzende, durch kein Ge⸗ 
ſetz gebotene Firmenwahl an irgendwelchen Plätzen und gegen 
den ſonſtigen Gebrauch ihres Schlagwortes zur Bezeichnung 
eines gleichartigen Verkaufsgeſchäftes den Schutz des 8 16 
UnlWG. anzurufen, ſelbſt für Orte, wo ſie keine eigene 
Niederlaſſung unterhält. Sonſt würde ihr Schlagwort in 
ſeiner Wirkung beeinträchtigt, je mehr kleine Händler an 
irgendwelchen großen oder kleinen, vielleicht auch abgelegenen 
Plätzen ſich ſeiner gleichfalls bedienen könnten. Ob das Wort 
„Nordſee“ als Warenzeichen eintragungsfähig ift, ſpielt bei 
der Frage nach dem Schutz aus 8 16 UnlWG. keine Rolle. 
Es iſt auch rechtlich verfehlt, wenn das BG. auf eine ört⸗ 
liche Priorität gerade in B. entſcheidendes Gewicht legt, 
weil es eben gar nicht darauf ankommt, ob dort ſchon eine 
Niederlaſſung der Kl. beſtand oder beſteht, wie denn auch 
die vom Bekl. ſelbſt vorgebrachte Aufforderung aus ört⸗ 
lichen Händlerkreiſen zu einem Vorgehen gegen den Bekl. in 
einer Zeit erfolgt ſein ſoll, wo keine Zweigniederlaſſung den 
Kl. in B. beſtand. Die „Priorität“ für das als Kennzeichen 
ihres Unternehmens durch Deutſchland verbreitete Firmen⸗ 
ſchlagwort „Nordſee“ kommt ganz unzweifelhaft der Kl. zu, 
und ihr muß der Bekl. vorbehältlich der Frage der Er⸗ 
werbung eines ſchutzwürdigen Beſitzſtandes („Verwirkung“ 
bei der Kl.) weichen. Unerheblich iſt dabei, ob gerade der 
Ber Verbraucherbevölkerung ſchon vor Nov. 1927 eine Kennt⸗ 
nis vom Geſchäftsbetrieb der Kl. innegewohnt hat. Im 
übrigen ſind auch die Ausführungen des BG. hierzu un⸗ 
haltbar, weil ſie aller Erfahrung unter den Verhältniſſen des 
neuzeitlichen Verkehrs widerſprechen. B. Stadt und Land 
iſt kein abgeſchloſſenes Wirtſchafts⸗ und Verkehrsgebiet. Tau⸗ 
ſende kommen nach B., die die Verkaufsgeſchäfte der Kl. an 
anderen Plätzen, wo ſie ſich aufhalten oder früher aufhielten, 
geſehen und beſucht haben, und Tauſeude von Bewohnern B. 
kommen nach auswärts, z. B. nach dem unfernen Hannover 
oder in die Seeſtädte, von denen der Vorderrichter zugeſteht, 
daß die Kl. dort die von ihr behauptete Stellung einnehmen 
möge. Dort ſahen und ſehen auch die Beer die Geſchäfte der 
Kl. und lernen ſie kennen. Jahrzehnte vor 1926 ſtanden 
hierfür offen. Daher muß notwendig davon ausgegangen 
werden, daß auch in B. außer den Händlern ein nicht ganz 
unbeachtlicher Teil der Bewohner, insbeſ. der Städte, von 
den Verkaufsgeſchäften der Kl. in anderen Städten Kenntnis 
gehabt hat. 


M. R. wendet ſich die Rev. auch dagegen, daß bei der 
Erörterung der — oben vorbehaltenen — Frage der Ver⸗ 
wirkung der Vorgang von 1927 nicht gewürdigt worden iſt. 
Wenn die Kl. i. J. 1926 ein ihr angeſonnenes Vorgehen gegen 
den Bekl. abgelehnt haben ſollte, und wenn dies nach der 
daraus entnommenen „Vermutung“ des Vorderrichters ge⸗ 
ſchehen wäre, weil die Kl. aus der Gründung des Bekl. keine 
Nachteile für ſich befürchtete, ſo bliebe damit der Grund für 


das Fehlen ſolcher Befürchtung ebenſo offen wie das Zu⸗ 
treffen der übrigen Vermutung. Nichts zu ändern vermöchte 
aber dieſer Vorgang daran, daß die Kl. dem Bekl. durch 
ihren Brief v. 21. Nov. 1927 mit völliger Klarheit ihren 
nach den obigen Ausführungen zutreffenden Rechtsſtandpunkt 
zu wiſſen getan hat, ihre Firma ſei 30 Jahre älter als die 
ſeinige, und ihr komme der Schutz des Wortes „Nordſee“ 
zu, nicht nur für den Bezirk ihrer Hauptniederlaſſungen, ſon⸗ 
dern darüber hinaus für ganz Deutſchland, und daß ſie 
vom Bekl. unter Androhung von Klage auf Grund des 
UnlWG. Streichung des Wortes „Nordſee“ aus ſeiner Firma 
verlangt hat. Damit iſt die vergangene Untätigkeit, die ent⸗ 
fernt nicht lange genug gedauert hat, um einen ſicheren Be 
ſitzſtand des Bekl. zu begründen, gehoben, und dieſem Bekl. 
die Berechtigung entzogen worden, auf die Geſetzmäßigkeit 
ſeines Gebrauchs des Wortes Nordſee zu vertrauen. Letzteres 
gilt um ſo mehr, als der Bekl. ſeine eingetragene Firma nach 
der unſtrittigen Ladenanſchrift in einer Weiſe verwendet hat, 
die der geſchäftsüblichen Art und dem Sinn des Geſetzes 
nicht entſpricht, weil an Stelle des Familiennamens ein 
einzelnes Wort des Firmenzuſatzes zum Hauptbeſtandteil, 
eben auch zum Schlagwort erhoben wird. Wie der erk. Sen. 
mehrfach ausgeſprochen hat, z. B. RG. 127, 321; JW. 1930, 
1734, kommt es nicht allein auf die Länge der Zeit an, über 
die mit einer Klage wegen unlauteren Wettbewerbs, insbeſ. 
auch aus § 16, zugewartet wird, und es iſt bei Würdigung 
der Verhältniſſe auch auf das Wiſſen und Verhalten des 
verletzenden Teiles, ſeinen guten Glauben, Gewicht zu legen. 
Dieſer war bei dem Bekl. mit dem Empfang des Briefes 
der Kl. vom Nov. 1927 zerſtört, mindeſtens erſchüttert, und 
der Bekl. konnte bei der Kl., deren Landabſatz an ihrem 
Firmenſchlagwort hängt, und die ihre Zweigniederlaſſung 
mit dieſem Wort unverändert weitergeführt hat, nicht auf 
eine Anderung ihres Standpunkts und auf dauernde Dul⸗ 
dung ſeines Gebarens rechnen. Es iſt auch nichts vorgebracht 
über irgendwelchen Aufwand, den der Bekl. der ji aus⸗ 
drücklich als kleinen Detailfiſchhändler im Gegenſatz zu der 
Kl. mit ihrer monopolartigen Stellung in der deutſchen Fiſch⸗ 
induſtrie bezeichnet, für die Erhaltung und Ausbreitung ſei⸗ 
ner Geſchäftsbezeichnung gemacht hätte. Von einer durch 
wichtige Intereſſen nicht gebotenen Zerſtörung eines mit Mühe 
und Koſten während der Untätigkeit der Kl. geſchaffenen wert⸗ 
vollen Beſitzſtandes kann hier ſo wenig als im Falle JW. 
1930, 1734 oder MuW. 1932, 73 (8. Dez. 1931, II 23/31) 
die Rede ſein. Verwirkung des Unterlaſſungsanſpruchs der 
Kl. iſt daher ohne weiteres abzulehnen. 
(U. v. 17. Juni 1932; 385/31 II. — e 
u 


6. 83 Abſ. 1 und 2 Nr. 3 preuß. Gef. vom 
25. Juli 1910; 88 1, 13 Abſ. 3 un l WG. Die In⸗ 
anſpruchnahme der Behörden zur Werbung für 
eine öffentliche Verſicherungsanſtalt (Hagel⸗ 
verſicherung) verſtößt gegen die Forderung lau⸗ 
teren Wettbewerbs und gegen die guten Sit⸗ 
ten. Staatliche Beamte als Beamte der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt. f) 
(u. v. 26. April 1932; 394/31 II. — Breslau.) 
Abgedr. ZW. 1932, 2529 15. 


[Ku.] 


Zu 6. Es mehren ſich die Fälle, in denen ſeitens privater Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen gegenüber öffentlichen Verſicherungsanſtal⸗ 
ten der Vorwurf des Verſtoßes gegen die Grundſätze lauteren Wett⸗ 
bewerbs erhoben und, wie verſchiedene Urteile zeigen, mit Erfolg er⸗ 
hoben wird. In der Anm. zu der Entſch. des RG. v. 25. Jan. 1927 
(JW. 1927, 1102 ff. Rc. 116, 28 ff.), die das wichtigſte Prä⸗ 
judiz für das vorliegende Urteil enthält, hatte Viktor Ehren ⸗ 
berg mit Rückſicht auf die Feſtſtellung eines Verſtoßes gegen die 
guten Sitten durch eine öffentliche Feuerverſicherungsanſtalt noch her⸗ 
vorheben können, er erinnere ſich „keines gerichtlichen Erkenntniſſes, 
welches das geſchäftliche Verhalten von Organen einer öffentlichen 
Verſicherungsanſtalt in jo ſcharfer Weiſe gegeißelt hätte“, wie das da⸗ 
mals vorliegende Urteil. Inzwiſchen iſt in der Entſch. des RG. v. 
21. April 1931 (RG. 132, 296 ff. — IW. 1932, 1767) erneut ein 
Wettbewerbsverſtoß einer öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalt ange⸗ 
nommen worden, und die vorliegende Entſch. iſt innerhalb weniger 
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7. 812 Wb z G. Defenſivzeichen zur Verſtär⸗ 
kung des Abwehrſchutzes des Hauptzeichens. Der 
Grundſatz, daß die Verwechſlungsgefahr zwi⸗ 
ſchen Defenſivzeichen und Konkurrenzbezeich⸗ 
nung zu prüfen iſt, wenn nur nicht überhaupt 
keine Ahnlichkeit zwiſchen Hauptzeichen und 
Konkurrenzbezeichnung befteht, wird vom RG. 


Jahre das dritte höchſtrichterliche Erkenntnis, das in der gleichen 
Richtung geht. Die Urteile ſind ein Zeichen für die ſtarke Konkurrenz 
und das geſpannte Verhältnis zwiſchen den beiden Typen von Ver⸗ 
ſicherungsunternehmen. Weitergehende Schlüſſe, insbeſ. ſolche, die all» 
gemein gegen die Geſchäftsgebarung der öffentlichen Verſicherungs⸗ 
anſtalten ſprechen, aus den Entſch. zu ziehen, erſchiene freilich über⸗ 
trieben. Man muß insbeſ. bedenken, daß infolge des § 13 Abſ. B 
UnlWG. den Unternehmungen auch das Verhalten untergeordneter Be⸗ 
amter wie eigenes angerechnet wird, ohne daß ſie die Möglichkeit des 
Exkulpationsbeweiſes haben. 

Die Konkurrenzlage zwiſchen öffentlichen und privaten Unter⸗ 
nehmungen in der Verſicherung iſt eine alte. Auch das Bemühen um 
rechtliche Regelung des gegenſeitigen Verhältniſſes reicht weit zurück. 
Sowohl bei den Beratungen über die einſchlägigen reichsrechtlichen 
Normen des VerſAufſch. von 1901 wie bei denjenigen über das VVG. 
von 1908 hat eine reiche Diskuſſion in den parlamentariſchen Körper⸗ 
ſchaften über die Wettbewerbslage ſtattgefunden (dazu Manes⸗ 
Hagen, VerſAufſG. zu § 119; Gerhard, Hagen u. a., VVG. 
zu § 192). Vor allem aber iſt in dem preußiſchen Geſetz betr. die 
öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten v. 25. Juli 1910 inſofern 
eine teilweiſe Regelung des Wettbewerbsverhältniſſes erfolgt, als 8 3 
Abi. 2 Ziff. 3 des zit. Geſ. beſtimmt: (Soweit der Geſchäftsbetrieb 
der öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten die Verſicherung unbeweg⸗ 
licher Sachen gegen Feuer betrifft, iſt) „die Anſtaltsleitung befugt, 
gegen Erſtattung der entſtehenden baren Auslagen in den Geſchäften 
der Anſtalt die Unterſtützung der öffentlichen Behörden in Anſpruch 
zu nehmen und von ihnen Auskunft über Angelegenheiten ihres Ge⸗ 
ſchäftskreiſes zu erfordern, ſoweit anderweitige geſetzliche Vorſchriften 
oder dienſtliche Intereſſen nicht entgegenſtehen. Dieſe Befugnis darf 
nicht zum Zweck des Eindringens in die Verhältniſſe von Privatver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften benützt werden“. E contrario kann man, wie 
es auch das NG. tut, aus dieſer Beſtimmung ſchließen, daß bei Ver⸗ 
ſicherungsgeſchäften anderer Art (Mobiliarfeuerverſicherung, Hagelver⸗ 
ſicherung uſw.) die Inanſpruchnahme behördlicher Unterſtützung durch 
die öffentliche Anſtalt überhaupt (nicht nur, ſoweit es ſich um das 
Eindringen in die Verhältniſſe der Privatverſicherungsgeſellſchaften 
handelt) unzuläſſig iſt. 

Es darf demnach als ſicher angeſehen werden, daß die amtliche 
Veröffentlichung des Landrats im Kreisblatt von Glatz, in der für 
die Hagelverſicherung bei der Niederſchleſiſchen Provinzial⸗Feuer⸗ 
ſozietät geworben wird, in Widerſpruch mit der Regelung des Wett⸗ 
bewerbsverhältniſſes zwiſchen privaten und öffentlichen Anſtalten 
ſteht, wie ſie in dem preußiſchen Geſetz von 1910 als gewollt erſcheint. 
Aber es fragt ſich, ob der Tatbeſtand auch den auf 8 1 UnlWG. ge 
ſtützten Unterlaſſungsanſpruch rechtfertigt. Zu ihrer Beantwortung 
find drei Punkte zu klären. 

1. Die Frage nach der Zuläſſigkeit des Rechtswegs wird vom 
RG. in Übereinſtimmung mit ſeinen früheren Entſcheidungen be⸗ 
jaht. Zur Begründung weiſt das RG. wiederum darauf hin, daß 
ja nach geſicherter Lehre und Rechtſprechung auch die Beziehungen 
zwiſchen öffentlicher Verſicherungsanſtalt und ihren Verſicherungs⸗ 
nehmern als Beziehungen privatrechtlicher Natur anzuſehen ſind. Die⸗ 
ſer Begründung gegenüber hatte Ehrenberg ſeinerzeit hervorge⸗ 
hoben, daß es zwar feſtſtehe, daß das zwiſchen einer Anſtalt und ihren 
Mitgliedern beſtehende Verſicherungsverhältnis privatrechtlicher Natur 
iſt; daß dies aber für die Frage nach der Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
ohne Bedeutung jet. Und in der Tat iſt es ja denkbar, daß die 
Rechtsbeziehungen zwiſchen einer Körperſchaft und ihren Mitgliedern 
öffentlich⸗rechtlich geregelt ſind, daß aber die Körperſchaft mit anderen, 
demſelben Geſchäftszweig zugehörigen Unternehmungen auf der privat⸗ 
rechtlichen Ebene der Gleichordnung ſteht. Trotzdem ſcheint mir die 
Schlußfolgerung des RG. jedenfalls dann als zutreffend, wenn man 
ſie als argumentum e fortiori deutet: wenn ſchon Verſicherungs⸗ 
anſtalt und Verſicherungsnehmer auf dem Boden privatrechtlicher 
Gleichordnung ſtehen, ſo muß dies um ſoviel mehr zwiſchen der 
1 fen, und anderen Verſicherungsunternehmungen der 
Fall ſein. 

2. Das Os. Breslau hatte angenommen, in dem Erſuchen des 
Kreisverſicherungskommiſſars an den Landrat um Werbung für die 
Niederſchleſiſche Feuerſozietät liege noch keine unlautere Wettbewerbs⸗ 
handlung, denn es ſtehe ja auch jedem privaten Verſicherungsunter⸗ 
nehmen das Recht zu, „ſich mit einer entſprechenden Bitte an eine 
Behörde zu wenden“. Man möchte hinzufügen: es ſei dann Sache 
des Landrats, ein ſolches Erſuchen zurückzuweiſen. Mit Recht folgt 
das NG. dieſer Beweisführung nicht. Selbſt wenn es richtig wäre, 
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feſtgehalten. Über die Ahnlichkeit iſt mit tat⸗ 
ſächlicher Feſtſtellung zu entſcheiden. f) 

Beide Parteien treiben Handel mit Kaffee. Für die Kl., 
die ihren koffeinfreien Kaffee unter der allgemein bekannt ge⸗ 
wordenen Bezeichnung Kaffee Hag vertreibt, ſind folgende 
Worte als Warenzeichen eingetragen: 1. „Kaffeehag“, 
2. „Hag“, 3. „Haga“. Das letztere Zeichen hat die Kl. noch 
nicht gebraucht. 


daß die von privater Seite dem Landrat unterbreitete Bitte wett⸗ 
bewerbsrechtlich indifferent iſt, ſo ſteht doch das, was hier miteinander 
verglichen wird, auf verſchiedener Ebene. Es iſt ein weſentlicher Unker⸗ 
ſchied, ob an den Landrat von außen her, von einer privaten Ver⸗ 
ſicherungsunternehmung, eine ſolche Bitte herangetragen wird — oder 
ob der Kreisverſicherungskommiſſar einer öffentlichen Feuerſozietät, 
der gleichzeitig Kreisinſpektor iſt, die vom Landrat zu treffenden Ver⸗ 
fügungen vorbereitet und ihm zur Unterſchrift vorlegt. Gerade die 
Verkoppelung zwiſchen den Geſchäften der Verſicherung und den An⸗ 
gelegenheiten der inneren Verwaltung, die durch die Betreuung der⸗ 
ſelben Beamten mit den Angelegenheiten beiderlei Art gegeben iſt, 
macht das Erſuchen, das ein Beamter in der einen Eigenſchaft einem 
Beamten in der anderen Eigenſchaft vorlegt, ſo beſonders gefährlich, 
und es iſt ſicherlich richtig, wenn das Geſetz vom 25. Juni 1910 ſinn⸗ 
gemäß dahin ausgelegt wird, daß mit der Inanſpruchnahme der Ber 
hörde auch ſchon das Erſuchen an die Behörde als verboten zu 
gelten hat. g 

3. Übrig bleibt die dritte, die intereſſanteſte Frage: inwieweit 
beſteht eine Beziehung zwiſchen der Verletzung des preußiſchen Geſ. 
v. 25. Juli 1910 und dem Urteil eines Verſtoßes wider die guten 
Sitten i. S. des 8 1 UnlWG.? Es liegt nahe, ſich hier der Grund⸗ 
ſätze zu erinnern, die Callmann (Kommentar S. 37 ff.) aus der 
heute geltenden Auffaſſung von lauterem Wettbewerb abgeleitet hat. 
Neben den Grundſätzen der Wahrhaftigkeit, der Sachlichkeit, der Selb⸗ 
ftändigkeit nennt er den Grundſatz der Geſetz⸗ und Vertragsmäßigkeit. 
Und ihm folgend könnten wir ſagen: in der Wettbewerbslage zwi⸗ 
ſchen öffentlichen und privaten Verſicherungsunternehmungen iſt mit 
dem Zuwiderhandeln gegen die Regelung im preußiſchen Geſ. von 
1910 auch die Baſis der Lauterkeit verlaſſen. Meines Erachtens iſt 
aber noch eine eingehendere Deutung vonnöten. Hinter dem Call⸗ 
mann ſchen Grundſaß der Geſetz- und Vertragsmäßigkeit verbirgt ſich 
Verſchiedenartiges. Auf der einen Seite ſtehen die Fälle, in denen ein 
Mitbewerber gegen eine geſetzliche oder vertragliche Regelung ver⸗ 
ſtößt, die zunächſt gar nicht als Regelung der Wettbewerbslage ge⸗ 
dacht iſt. Wir greifen als beſonders geläufiges Beiſpiel den Fall der 
Preisunterbietung vermöge Tarifbruchs heraus: wo durch allgemein 
verbindlichen Tarifvertrag eine Mindeſthöhe des Lohnes in einem bes 
ſtimmten Geſchäftszweig geſichert iſt, da verletzt der Mitbewerber, der 
niedereren Lohn zahlt, zunächſt nur ſeine vertraglichen Verpflichtungen 
gegenüber den Arbeitnehmern. Nach der Nipr. des RG. (NE. 117, 
161 ff.) macht er ſich aber auch des unlauteren Wettbewerbs gegenüber 
allen vertragstreuen Mitbewerbern ſchuldig, vor denen er einen un⸗ 
gerechtfertigten Vorſprung gewinnt. Es iſt (ſo habe ich es in meinem 
„Sinnzuſammenhänge im modernen Wettbewerbsrecht“ S. 23 ff. zu 
deuten verſucht) eine Folge des wettbewerbsrechtlichen Gleichheits⸗ 
grundſatzes, daß Normen, die nicht dem Wettbewerbsrecht angehören, 
die aber gleichwohl auf Grund von Geſetz oder Vertrag für alle Mit⸗ 
bewerber verbindlich ſind, zu wettbewerbsrechtlicher Bedeutung erhoben 
werden. Hier, in der vorliegenden Entſcheidung, haben wir es mit 
einem Fall ganz anderer Art zu tun. Die Regelung in dem preußi⸗ 
ſchen Geſ. v. 1910 iſt von vornherein mit Rückſicht auf die Wett⸗ 
bewerbslage zwiſchen privaten und öffentlichen Unternehmungen er⸗ 
folgt. Mit Rückſicht auf das Konkurrenzverhältnis ſind die im öffent⸗ 
lichen Recht begründeten Rechte der öffentlichen Feuerſozietäten in 
beſtimmter Weiſe umgrenzt. Es geht hier alſo nicht um die Über⸗ 
tragung außerwettbewerbsrechtlicher Normen ins Wettbewerbsrecht, 
ſondern um die Umſetzung einer öffentfichererhtlichen Wettbewerbs⸗ 
rechtsnorm in eine privatrechtliche. Sie iſt ohne Bedenken zuläſſig: 
man muß ſich vor Augen halten, daß das öffentliche Recht in gewiſſem 
Umfang den öffentlichen Feuerſozietäten im Wettbewerb mit den pri⸗ 
vaten Unternehmungen eine bevorzugte Stellung einräumt. Soweit 
nun aber die vom öffentlichen Recht ſelbſt geſteckten Grenzen über“ 
ſchritten werden, muß auch für das private Wettbewerbsrecht wieder 
Raum zum Eingreifen fein unter dem allgemeinen Geſichtspunkt, daß, 
ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, nur die auch der Privatwirtſchaft 
zugänglichen Wettbewerbsmethoden als zuläſſig angeſehen werden 


können. 
Prof. E. Ulmer, Heidelberg. 


Zu 7. Die Entſch. hält an der ſicher billigenswerten Rſpr. 
feft, den Defenſivzeichen keinen vollen Schutz zu gewähren, ſondern 
nur einen gewiſſermaßen vom Hauptzeichen abhängigen Schutz. Nur 
inſoweit, als das beanſtandete Gegenzeichen überhaupt im he 
lichkeitsfelde des Hauptzeichens liegt, darf das Defenſivzeichen ber 
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Die Bekl. hatte das Wort „Hakai“ als Warenzeichen für 
Kaffee, Tee und Schokolade zur Eintragung beim RPat A. 
angemeldet; die Eintragung iſt aber auf den Widerſpruch der 
Kl. wegen Verwechſlungsfähigkeit mit dem Warenzeichen der 
letzteren „Haga“ in beiden Inſtanzen verſagt worden. Trotz⸗ 
dem hat die Bekl. das Wort als Bezeichnung für Kaffee, Tee 
und Schokolade in Benutzung genommen. 

Die Kl. hat auf Unterlaſſung geklagt. LG. hat abge⸗ 
wieſen, BG. verurteilt, NO. die Rev. zurückgewieſen. 

Das LG. hatte angenommen, die Bezeichnung „Hakai“ 
der Bekl. ſei mit dem Hauptzeichen „Hag“ der Kl. nicht ver⸗ 
wechſlungsfähig, es beſtehe ſogar „eine ausgeſprochene Ver⸗ 
ſchiedenheit“ beider. Demgegenüber komme es nicht darauf an, 
daß das als Abwehrzeichen anzuſehende Wortzeichen „Haga“ 
der Kl. in den Ahnlichkeitsbezirk ihres Hauptzeichens „Hag“ 
falle und daß auch eine gewiſſe Verwechſlungsfähigkeit des Ab⸗ 
wehrzeichens „Haga“ und der beanſtandeten Bezeichnung „Ha⸗ 
kai“ vorliege. Denn bei der großen Verſchiedenheit von „Hag“ 
und „Hakai“ beſtehe für die Kl. kein ſchutzwürdiges Intereſſe, 
mittels ihres rein formalen Abwehrzeichens „Haga“ die Be⸗ 
zeichnung „Hakai“ der Bekl., das ja hiernach ihrem Haupt⸗ 
zeichen „Hag“ unſchädlich ſei, zu verfolgen. Sie mißbrauche 
vielmehr ihr formales Recht aus der Eintragung dieſes Ab⸗ 
wehrzeichens, wenn ſie ſich auf den verſtärkten Schutz berufe, 
den ſie für ihr Hauptzeichen „Hag“ durch die Eintragung des 
Abwehrzeichens „Haga“ erlangt habe. — Die rechtsgrundſätz⸗ 
liche Auffaſſung des LG. von der Bedeutung und den Vor⸗ 
ausſetzungen eines Abwehrzeichens ſowie dem ſich daraus er⸗ 
gebenden Umfange der ihm zukommenden Schutzwirkung ent⸗ 
ſpricht den Grundſätzen, die der erk. Sen. beſonders in ſeiner 
jüngeren Rſpr. zu dem im W646. ſelbſt nicht behandelten, 
aber durch die Wirtſchaft behufs Verſtärkung des Schutzes 
wertvoller Zeichen geſchaffenen und von der Rſpr. und Rechts⸗ 
lehre als notwendig anerkannten Abwehr- (Defenſiv⸗) Zeichen 
aufgeſtellt und in MuW. XXXI, 620 (Bild zweier gekreuzter 
Axte des Hackerbräu) zuſammenfaſſend dargelegt hat. 

An dieſen Grundſätzen iſt überall feſtzuhalten. 

Auch das BG. iſt bei ſeiner Prüfung des Falles von 
dieſen Rechtsgrundſätzen ausgegangen. Es iſt aber zu einem 
anderen Ergebnis gelangt wie das die Klage abweiſende LG., 
indem es im Gegenſatze zu dieſem das Hauptzeichen „Hag“ 
der Kl. und die beanftandete Bezeichnung „Hakai“ der Bekl. 
keineswegs als ſo ſehr verſchieden voneinander anſieht. Es 
nimmt vielmehr an, daß dieſe Bezeichnungen jedenfalls klang⸗ 
lich und bildlich einander ſo nahe kommen, daß um dieſer 
Ahnlichkeit willen, auch wenn ſie möglicherweiſe nicht aus⸗ 
reiche, um eine zeichenrechtliche Verwechſlungsgefahr i. S. des 
820 Wbz®. zu begründen, doch ein ſchutzwürdiges Intereſſe 
der Kl. anzuerkennen ſei, mit Hilfe des Abwehrzeichens 
„Haga“ die Benutzung der Bezeichnung „Hakai“ der Bekl. zu 
bekämpfen. Das BG. prüft dann die Frage der zeichenrecht⸗ 
lichen Verwechſlungsgefahr der beiden letzt genannten Be⸗ 
zeichnungen und bejaht ſie nach dem bei beiden ſehr ähnlichen 


rückſichtigt und eine Prüfung angeſtellt werden, ob Defenſiv⸗ und 
Gegenzeichen verwechſelbar ähnlich find. Stehen ſich Haupt⸗ und 
Gegenzeichen ganz fern, ſo würde die Geltendmachung des Defenſiv⸗ 
zeichens eine mißbräuchliche Ausnutzung des formalen Zeichenrechts 
bedeuten und gegen 8 1 Unl WG. verſtoßen. Daß im vorl. Falle eine 
Annäherung des Gegenzeichens „Hakai“ an das Hauptzeichen „Hag“ 
angenommen und das Gegenzeichen „Habai“ für verwechſelbar er⸗ 
Kart wird mit dem Deſfenſivzeichen „Haga“, darin liegen Feſt⸗ 
ſtellungen des Vorderrichters, die das RG. mit Recht als nicht 
reviſibele Tatfragen behandelt, die im übrigen auch keinem Be⸗ 
denken unterliegen. 

Iſt die Entſch. alſo inſoweit zu billigen, fo bleibt doch nach 
der anderen Seite hin die Frage übrig, ob überhaupt ein ſchutz⸗ 
würdiges Intereſſe an Defenſivzeichen anzuerkennen iſt. Der Geſetz⸗ 
geber hat bei Feſtlegung des Warenzeichenſchutzes die Intereſſen des 
Zeicheninhabers von denen der anderen, gleichfalls auf ſolche Kenn⸗ 
zeichen angewieſenen Gewerbetreibenden abgegrenzt und beſtimmt, 
daß der Schutz gegenüber anderen Zeichen dort aufhört, wo keine 
Verwechſlungsgefahr im Verkehr beſteht (8 20 WbzG.). Jede Aus⸗ 
dehnung des Zeichenſchutzes über dieſe Grenze hinaus greift, ent⸗ 
gegen der Abficht des Geſetzgebers, in die Intereſſenſphäre der an⸗ 
deren Gewerbetreibenden ein, die dadurch in der Auswahl eines 
Warenzeichens über Gebühr beſchränkt werden. Wer ſich ein Ab-- 
wehrzeichen eintragen läßt, deſſen er ſich in Wirklichkeit gar nicht 
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Schriftbilde, vor allem aber nach dem faſt gleichen Wortklang 
beider. Dabei berückſichtigt es auch den Umſtand, daß mach 
der Behauptung der Bekl. eine Reihe von weiteren Work⸗ 
zeichen, die auch mit den Buchſtaben „Ha“ beginnen, für 
Kaffee und zeichenrechtlich gleichartige Waren nicht nur für 
andere Firmen eingetragen, ſondern auch im Verkehr ſeien. 
Denn von dieſen anderen Zeichen ſeien nur ſehr wenige mit 
den Zeichen der Kl. „Hag“ oder „Haga“ überhaupt ver⸗ 
wechſlungsfähig. Deshalb ſei das Vorhandenſein dieſer weni⸗ 
gen anderen Zeichen nicht geeignet, die Unterſcheidungskraft 
des Abwehrzeichens der Kl. „Haga“ ſo zu ſchwächen, daß die 
Verwechſlungsfähigkeit mit der Bezeichnung „Hakai“ der Bekl. 
1 der weitgehenden Ahnlichkeit beider verneint werden 
müßte. 

Dieſe Begr. des BG. beruht ebenſo wie die landgericht⸗ 
liche Begr. auf den vom erk. Sen. entwickelten Grundſätzen 
über das Recht der ſog. Abwehrzeichen. Die Ergebniſſe bei⸗ 
der Vorinſtanzen ſind nur deshalb verſchieden, weil ſie in 
bezug auf die Frage der Ahnlichkeit des Hauptzeichens der Kl. 
„Hag“ und der beanſtandeten Bezeichnung der Bekl. „Hakai“ 
auf entgegengeſetztem Standpunkt ſtehen, woraus ſich dann 
alles weitere von ſelbſt ergibt. Die Beantwortung dieſer Frage 
aber liegt auf rein tatſächlichem Gebiet. Der Feſtſtellung 
einer zeichenrechtlichen Verwechſlungsgefahr des Hauptzeichens 
„Hag“ und der Bezeichnung „Hakai“ bedurfte es nicht, da 
anderenfalls die Schaffung von Abwehrzeichen überflüſſig 
wäre. Es darf nur nicht der Fall vorliegen, daß Hauptzeichen 
und Gegenzeichen jo verſchieden voneinander jind, daß tatſäch⸗ 
lich keinerlei Ahnlichkeit zwiſchen beiden beſteht und von vorn⸗ 
herein jede Möglichkeit des Beſtehens einer Verwechſlungs⸗ 
gefahr von Hauptzeichen und Gegenzeichen ausgeſchloſſen wäre, 
wie das z. B. in der in RG. 114, 360 ) = MuW. XXVI, 177 
entſchiedenen Sache betr. Grammophon (Hauptzeichen), Gram⸗ 
mofox (Abwehrzeichen), Vox (Gegenzeichen) der Fall war. Bei 
ſolcher Sachlage würde es allerdings an einem ſchutzwürdigen 
Intereſſe des Inhabers des Hauptzeichens an der Verfolgung 
des Gegenzeichens mit Hilfe des Abwehrzeichens fehlen, wie der 
erk. Sen. dort auch angenommen hat. Aber das BG. ſtellt feſt, 
daß der Unterſchied zwiſchen Hauptzeichen und Gegenzeichen 
hier keineswegs ſo ſehr bedeutend ſei. 

Dabei hat das BG. auch unterſtellt, daß ſich eine Reihe 
ähnlicher mit den Buchſtaben „Ha“ beginnender Wortzeichen 
anderer Firmen, die nur zum kleinen Teil auch für Kaffee und 
gleichartige Waren eingetragen ſind, im Verkehr befindet. 
Wenn es gleichwohl hierdurch die Unterſcheidungskraft des 
Zeichens „Haga“ nicht als geſchwächt anſieht und daher nicht 
annimmt, daß das Publikum entgegen dem Einwande der Bekl. 
ſich daran gewöhnt habe, auch auf geringere Unterſchiede beim 
Anblick von Zeichen, die dem Worte „Hag“ ähnlich ſind, zu 
achten, ſo liegt dieſe Erwägung auf rein tatſächlichem Gebiet 
und läßt einen Rechtsverſtoß nicht erkennen. Auch der weitere 
Geſichtspunkt, daß ſich das Zeichen. „Hag“ für koffeinfreien 
Kaffee überall eingeführt habe und als Schlagwort für die Er⸗ 


zur Unterſcheidung ſeiner Waren bedienen will und auch nicht be⸗ 
dient, ſetzt ſich einmal in Widerſpruch zu 8 1 Wbzlz., indem er eine 
weſentliche Vorausſetzung für die Erlangung des Warenzeichenſchutzes 
nicht erfüllt; ſodann dehnt er damit aber auch den Schutzbereich ſeines 
eigentlichen Zeichens (des Hauptzeichens) über die geſetzliche Grenze 
hinaus aus. Einer ſolchen Ausnutzung des formalen Warenzeichen⸗ 
rechts ſteht m. E. ein ſchutzwürdiges, die Anwendung des 8 1 
Unl WG. ausſchließendes Intereſſe kaum zur Seite. Das NG. er⸗ 
blickt ſolches Intereſſe in dem Mißtrauen des Zeicheninhabers, die 
Gerichte könnten bei Anwendung des 8 20 Wbzcz. die Frage der 
Verwechſelbarkeit von Zeichen zu ſeinem Ungunſten zu engherzig be⸗ 
urteilen. Es iſt aber nicht einzuſehen, warum hier etwas anderes 
gelten ſoll als in allen übrigen Streitfragen, bei denen der Be⸗ 
teiligte gegenüber unrichtigen Richterſprüchen auf die prozeſſualen 
Rechtsbehelfe angewieſen tt, und warum der Zeicheninhaber befugt 
ſein ſoll, entgegen dem Willen des Geſetzes den Zeichenſchutz über 
den Bereich der verwechſelbaren Zeichen hinaus auszudehnen auf alle 
Gegenzeichen, die im Ahnlichkeitsfelde des Hauptzeichens liegen. Zu⸗ 
zugeben iſt allerdings, daß bei der großen Zahl eingetragener 
Defenſivzeichen und der langjährigen Praxis der Rſpr., fte grund⸗ 
ſätzlich anzuerkennen, eine Abweichung von der bisher vertretenen 
Auffaſſung ohne geſetzgeberiſchen Eingriff kaum möglich wäre. 
MinR. Klauer, Berlin. 
1) JW. 1927, 108. 
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zeugniſſe der Kl. allgemein bekannt geworden fei, ſchließt die 
Verwechſlungsgefahr keineswegs aus, die bei bekannten Zeichen 
gerade auch deshalb beſteht, weil der Verkehr erfahrungsgemäß 
oberflächlicher auf dieſe achtet und daher Verwechſlungen mit 
einem ähnlichen Zeichen viel eher möglich ſind, als wenn 
jenes Zeichen nicht ſo bekannt wäre. 

Weiter ſchließt der Umſtand, daß das Zeichen „Hag“ nur 
für koffeinfreien, „Hakai“ dagegen nur für anderen Kaffee be⸗ 
nutzt wird, die Verwechſlungsgefahr nicht aus. Zeichenrechtlich 
gleichartig ſind beide Arten Kaffee ſelbſtverſtändlich: ſie wer⸗ 
den in den einſchlägigen Geſchäften nebeneinander feilgehalten 
und von den gleichen Kundenkreiſen gekauft. 

Bei den vorſtehenden Ausführungen iſt in vollem Umfang 
feſtgehalten an den vom erk. Sen. über Zweck und Bedeutung 
der Abwehrzeichen und über den Umfang der ihnen zukommen⸗ 
den Schutzwirkung entwickelten, im Eingange behandelten 
Grundſätzen. Es beſteht auch kein Anlaß, die Zuläſſigkeit von 
Abwehrzeichen unter Aufgabe einer in Übereinſtimmung mit 
der Rechtslehre ſtehenden langjährigen Rſpr., die die Notwen⸗ 
digkeit, zum mindeſten die Berechtigung zur Schaffung eines 
ſtärkeren Schutzes des Hauptzeichens gewährleiſtenden Mittels 
anerkannte, nunmehr zu verneinen. Die Rev. iſt der Anſicht, 
daß infolge der heutigen Rſpr. mit ihrer freieren Auslegung 
des Begriffs der Verwechſlungsgefahr ein beſonderes Schutz⸗ 
bedürfnis durch Abwehrzeichen nicht mehr anerkannt werden 
könne. Mag auch das Abwehrzeichen aus einem gewiſſen Miß⸗ 
trauen gegen die Gerichte entſtanden ſein, daß dieſe den Be⸗ 
griff der Verwechſlungsgefahr im Verkehr ($ 20 WbzG.) zu 
eng auslegen könnten, und mag auch dieſes Mißtrauen mög⸗ 
licherweiſe nicht mehr in dem Maße vorhanden ſein, ſo kann 
deshalb doch nicht den Abwehrzeichen plötzlich die rechtliche 
Anerkennung, d. h. der Zeichenſchutz verſagt werden. Dafür 
liegt um ſo weniger Veranlaſſung vor, als dieſer Schutz nach 
den obigen Ausführungen in der jüngeren Rſpr. des erk. Sen. 
eine Einſchränkung erfahren hat durch ſchärfere Betonung der 
Vorausſetzungen i. Verb. m. dem jetzt mehr als früher in den 
Vordergrund geſtellten Grundſatz, daß das Warenzeichenrecht 
nur einen Ausſchnitt aus dem allgemeinen Wettbewerbsrecht 
darſtellt mit der Folge, daß die Ber. auf das formale Zeichen⸗ 
recht beim Fehlen eines ſchutzwürdigen Intereſſes einen Miß⸗ 
brauch des Rechts und daher einen Verſtoß gegen § 1 UnlW⸗ 
Geſ. darſtellt. 

(U. v. 20. Dez. 1932; II 251/32.— Hamburg.) (Ku. 


8. Art. 129 Abſ. 1 Satz 4 RVerf.; 87 Mittel⸗ 
ſchullehrerbeſoldungsgeſetz (M BG.) v. 30. April 
1928. Der Rechtsweg iſt für vermögensrechtliche 
Anſprüche der Beamten gegeben, nicht für dem 
freien Ermeſſen der Behörde unterliegende Be⸗ 
ſoldungszuſchüſſe. 

(U. v. 8. Juli 1932; 370/31 III. — Naumburg.) [Sch.] 
(= RG. 137, 189.) 


9. 888 Nr. 7 Abſ. 2 Pre Gem O. gilt für alle 
rechtsgeſchäftlichen Erklärungen, nicht bloß für 
ſolche, für die Schriftform vorgeſchrieben iſt, 
gilt auch für Beſchlüſſe, die ſich auf die Ver⸗ 
wendung bereiter Mittel oder auf gegenſeitige 
Verträge mit gleichwertigen Gegenleiſtungen 
beziehen. Mündliche Mitteilung des Gemeinde- 
beſchluſſes dürfte kaum genügen. f) 


Gegenüber der klagenden Landgemeinde haben ſich in 
einem notariellen Vertrage von 1922 mehrere AktG. verpflich- 


9 Zu 9. Das Urt. liefert einen wertvollen Beitrag zu der viel⸗ 
umſtrittenen Frage der Vertretung der Landgemeinden nach außen 
durch verpflichtende Urkunden. Zutreffend wird ausgeführt, daß unter 
allen Umſtänden der der Verpflichtung zugrunde liegende Gemeinde⸗ 
beſchluß in der Urkunde angeführt fein muß. Iſt ein ſolcher Be⸗ 
ſchluß vor Abſchluß des Rechtsgeſchäfts gar nicht gefaßt worden, ſo 
wird dieſer Mangel durch nachträgliche Zuſtimmung der Gemeinde⸗ 
vertretung und entſprechende Mitteilung hiervon an den Vertrags- 
gegner nicht geheilt. Ebenſo wird es nicht für ausreichend erachtet, 
wenn die Gemeindevertretung den Gemeindevorſteher zum Abſchluß 
mit gewiſſen Maßgaben ermächtigt, und dieſer den Vertragsgegner 
mündlich hiervon in Kenntnis ſetzt. Dieſe Stellungnahme des erk. 
Sen. iſt deshalb von Bedeutung, weil der 7. Sen. in einer früheren 
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tet, ein Waſſerwerk zu bauen und zu unterhalten. Die Kl. 
hat Gegenleiſtungen übernommen. 

Das BG. hat erwogen: 

Der auf den Abſchluß des Vertrages gerichtete Gemeinde 
beſchluß habe keiner Genehmigung des Kreisausſchuſſes bedurft 
(8 114 LGemdO.), wohl gem. 8 88 Nr. 7 LGemO. ſei die An⸗ 
führung des Gemeindebeſchluſſes ſelbſt in der Vertragsurkunde 
erforderlich geweſen. 

Abſ. 2 von 888 Nr. 7 Prem). v. 3. Juli 1891 ent⸗ 
hält eine Beſchränkung der Vertretungsmacht des Gemeinde⸗ 
vorſtehers, indem ſie beſtimmt, daß dieſer nur in der dort 
feſtgelegten Form namens der Gemeinde wirkſame rechts⸗ 
geſchäftliche Erklärungen, die jene gegen Dritte verbinden 
ſollen, abgeben und Vollmachten ausſtellen kann. Sie iſt daher 
trotz des von den privatrechtlichen Reichsgeſetzen aufgeſtellten 
Grundſatzes der Formfreiheit auch inſoweit in Kraft geblieben, 
als es ſich um Verpflichtungen und Bevollmächtigungen 
privatrechtlicher Art handelt. Es iſt auch daran feſtzuhalten, 
daß die Vorſchr. ſich nicht bloß auf ſolche rechtsgeſchäftliche 
Erklärungen bezieht, für die durch andere Geſetze ihres 
Gegenſtandes wegen die Schriftform vorgeſchrieben iſt, ſondern 
daß ſie grundſätzlich bei allen von dem Gemeindevorſtande 
namens der Gemeinde abgegebenen Verpflichtungs- oder Be⸗ 
vollmächtigungserklärungen zu beobachten iſt, ſofern es ſich 
nicht um eine Angelegenheit handelt, die dem Gemeinde⸗ 
vorſteher nach verwaltungsrechtlichen Regeln zu ſelbſtändiger 
Erledigung zugewieſen iſt. Dieſe vom NG. in feſter Rſpr. ver⸗ 
tretene Auslegung jener Vorſchr. wie auch der ähnlichen Beſt. 
des 8137 Abſ. 3 Kr. v. 13. Dez. 1872 u. 19. März 1881 
ſtützt ſich auf durchſchlagende Gründe: Gemeindevorſteher und 
Landrat ſind, auch wo ſie im Innenverhältnis an Beſchl. der 
Kommunalvertretungen und an Genehmigungen oder Ent⸗ 
ſchließungen der Aufſichtsbehörde gebunden find, doch nach 
außen hin mit ſelbſtändiger Vertretungsmacht ausgeſtattet 
worden, um die Erklärungsgegner der Gemeinde und des 
Kreiſes der Notwendigkeit zu entheben, ſich um die inneren 
Verwaltungsvorgänge des näheren zu kümmern; um indes 
die Gefahr eines Mißbrauches dieſer Vertretungsmacht auf ein 
mögliches Mindeſtmaß herabzudrücken, ohne doch jene Siche⸗ 
rung der Erklärungsgegner aufzuheben oder durch läſtige 
Umſtändlichkeiten zu entwerten, hat das Geſetz für Verpflich⸗ 
tungserklärungen und Bevollmächtigungen Förmlichkeiten vor⸗ 
geſchrieben, die ſo gewählt ſind, daß ſie einerſeits leicht zu 
beobachten und von dem Erklärungsgegner unſchwierig auf ihr 
Erfülltſein zu prüfen ſind, andererſeits durch das E ordernis 
des Siegels klarſtellen, daß für die Gemeinde oder den Kreis 
gehandelt wird, ferner durch die Notwendigkeit einer oder 
mehrerer Mitunterſchriften eine Überwachung des Vertreters 
herbeizuführen und endlich durch die Forderung nach An' 
führung des zugrunde liegenden Beſchl. der Kommunalver⸗ 
tretung ſowie der Genehmigung oder Entſchließung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde ein Hinweggehen über dieſe Vorausſetzungen 
erſchweren. Iſt dieſen Formerforderniſſen genügt, ſo kann 
ſich der Erklärungsgegner auf die Rechtswirkſamkeit der von 
dem verfaſſungsmäßigen Vertreter der Gemeinde oder des 
Kreiſes abgegebenen Erklärung ohne genauere Prüfung der 
zugrunde liegenden inneren Verwaltungsvorgänge verlaſſen; 
das Geſetz geht davon aus, daß durch das Erfordern jener 
Förmlichkeiten die Belange des vertretenen Kommunalver⸗ 
bandes ſoweit geſchützt ſind, als es mit der Sicherheit 
des Rechtsverkehres verträglich tft; eine etwa doch unter“ 
laufene Überſchreitung der dem Gemeindevorſteher oder dem 
Landrat im Innenverhältnis geſteckten Grenzen geht deshalb 


Entſch. erkannt hat, daß die mündliche Mitteilung eines dem Ver⸗ 
tragſchluß vorangegangenen Gemeindebeſchluſſes genüge, der 2. Sen. 
ſich in einer Entſch. dem augeſchloſſen hat, ſpäter aber beide Senate 
an ihrer Auffaſſung nicht feſtgehalten haben. Es iſt nicht recht er“ 
ſichtlich, warum der in der vorl. Entſch. erk. Sen. hieran die Ber 
merkung knüpft: „Einer Entſch. dieſer Frage bedarf es jedoch nicht, 
weil ſich die Rechtsunwirlkeſamkeit des Vertrages ſchon aus einem an, 
deren Formmangel ergibt.“ Denn gerade wenige Zeilen vorher 1 
ſehr beſtimmt in dem Sinne Stellung genommen, daß die mündlich; 
Mitteilung des vor oder nach Abſchluß des Vertrages gefaßten Ge⸗ 
meindebeſchluſſes den Mangel der Form nicht heilt. 0 

Beachtenswert iſt in dieſem Zuſammenhang ferner die erneut 
vom RG. vertretene Auffaſſung, daß die Formvorſchriften der 


1 


62. Jahrg. 1933 Heft 26] 


zu Laſten des vertretenen Kommunalverbandes. Andererſeits 
aber hat das Geſetz die Beobachtung der aufgeſtellten Form⸗ 
erforderniſſe auch zum Schutze der Gemeinden und der Kreiſe 
für notwendig erachtet, ſo daß bei ihrer Verletzung die Be⸗ 
lange der Erklärungsgegner zurücktreten müſſen. Bei einem 
ſolchen Sinn und Zweck der in Betracht kommenden Vorſchr. 
aber würde es unvernünftig ſein, anzunehmen, der Geſetz⸗ 
geber habe die Möglichkeit offenlaſſen wollen, durch münd- 
liche Abgabe der Verpflichtungs⸗ oder Bevollmächtigungs⸗ 
erklärungen ſich allen dieſen Sicherungen für den Kommunal⸗ 
verband zu entziehen, da dadurch ein weites Feld für Miß⸗ 
bräuche der Vertretungsmacht freigegeben wäre. Vgl. hierzu 
insbeſ. RG.: JW. 1905, 446; RG. 64, 414; 67, 2692); 
V 66/08 v. 11. Nov. 1908: RG. 73, 205°); Gruch. 55, 383; 
56, 385; JW. 1912, 96, 816, 925; Recht 18, Nr. 376; 
II 325/16 v. 14. Nov. 1916; V. 108/21 v. 24. Sept. 
1921 5; RG. 115, 3110; 116, 2485); II 371/26 b. 1. März 
1927; 129, 402 6); V 290/30 v. 16. Febr. 19321). Daß die 
ſich ſo ergebende Regelung eine unerträgliche Erſchwerung des 
Rechtsverkehrs der Gemeinden und Kreiſe mit ſich brächte, 
kann nicht zugegeben werden. Denn ſie bezieht ſich nicht auf 
ſolche Angelegenheiten, die der Gemeindevorſteher und der 
Landrat nach verwaltungsrechtlichen Grundſätzen ſelbſtandig 
erledigen können, insbeſ. alſo nicht auf die Geſchäfte der lau⸗ 
fenden Verwaltung, ſondern nur auf ſolche Angelegenheiten, 
bei denen jene zu ihrem Vorgehen eines Beſchl. der Kom⸗ 
munalvertretung, teilweiſe auch noch einer Genehmigung oder 
Entſchließung der Aufſichtsbehörde bedürfen, bei denen alſo 
ohnedies eine ſchriftliche Niederlegung erfolgt. Zudem iſt 
es keineswegs immer erforderlich, daß der zugrunde liegende 
Beſchl. der Kommunalvertretung ſich auf alle Einzelheiten der 
rechtsgeſchäftlichen Erklärung des Gemeindevorſtehers oder 
Landrats gegenüber dem anderen Partner erſtreckt: vielmehr 
wird es, ſoweit ſonſtige Verwaltungsrechtsſätze nicht im Wege 
ſtehen, im allgemeinen genügen, wenn die Kommunalver⸗ 
tretung ihre grundſätzliche Zuſtimmung zu dem geplanten 
Vorgehen erteilt und die Feſtlegung der Einzelheiten inner⸗ 
halb beſtimmter Grenzen der ſelbſtändigen Entſchließung des 
Gemeindevorſtehers oder Landrats übertragen hat. Auch durch 
die Anführung eines ſolchen allgemein gehaltenen Beſchl. 
iſt das Formerfordernis daher erfüllt. Eine Bevollmächtigung 
des Gemeindevorſtehers durch die Gemeinde oder des Land⸗ 
rats durch den Kreis, die wieder dem Formzwange unter⸗ 
läge, iſt hierzu nicht nötig. Weil es ſich um Formerforder⸗ 
niſſe der rechtsgeſchäftlichen Erklärung handelt, kann es frei⸗ 
lich anderſeits nicht genügen, wenn die Kommunalvertretung 
nachträglich einer vom Gemeindevorſteher oder Landrat eigen⸗ 
mächtig abgegebenen Verpflichtungs- oder Bevollmächtigungs⸗ 
erklärung zuſtimmt, ſelbſt wenn der Erklärungsgegner hiervon 
formlos in Kenntnis geſetzt wird. Vielmehr muß in ſolchem 
Falle die beurkundete Erklärung ſelbſt ergänzt werden, ebenſo 
wie wenn die vorgeſchriebene zweite oder dritte Unterſchrift 


LGemdO. und Krd. ſich nicht auf ſolche Angelegenheiten bezögen, die 
der Gemeindevorſteher und der Landrat nach verwaltungsrechtlichen 
Grundſätzen ſelbſtaudig erledigen könnten, insbeſ. alſo nicht auf die 
Geſchäfte der laufenden Verwaltung. Leider iſt hiermit nicht viel 
gewonnen. In der LGemd. geht der maßgebende 888 von dem 
Grundgedanken aus, daß der Gemeindevorſteher „die Verwaltung 
führt“ (Abſ. 1). Dem ſteht gegenüber die grundlegende Willensbildung 
durch die Gemeindevertretung. Im Verhältnis zu ihr bedeutet ver⸗ 
walten ſoviel wie ausführen. Ausgeführt werden müſſen alle Be⸗ 
ſchlüſe der Gemeindevertretung, foweit fie inhaltlich dazu geeignet 
find. Danach würde nach der vorl. Entſch. der Verwaltungsrechts⸗ 
grundſatz der ſein, daß der Gemeindevorſteher die Ausführung aller 
Beſchlüſſe ſelbſtändig zu erledigen habe. Das aber widerſpricht dem 
888 Abf. 4 Ziff. 7. Da es nun keinen beſtimmten verwaltungsrecht⸗ 
lichen Grundſatz gibt, der die Geſchafte der laufenden Verwaltung von 
anderen trennt, würde die Entſch. des Gerichts, ob die Form des 
8 88 Abſ. 4 Ziff. 7 anzuwenden iſt, je nach der Lage des Einzelfalles 
zu treffen fein. Dieſe Auffaſſung dient aber nicht der Rechtssicherheit 
und iſt deshalb m. E. nicht haltbar. Dagegen trifft es das richtige, 
wenn die vorl. Entſch. nicht verlangt, daß der zugrunde liegende Be⸗ 
ſchluß der Gemeindevertretung ſich auf alle Einzelheiten der rechts⸗ 


) JW. 1910, 398. e) JW. 1922, 392. 
») 3%. 1927, 2215. ©) JW. 1931, 2699. 


e) JW. 1908, 118. 
4) JW. 1927, 779. 
) JW. 1931, 1698. 


Rechtſprechung 


1527 


oder das Amtsſiegel zunächſt gefehlt hat, und erſt damit 
kommt eine formgerechte, alſo wirkſame Erklärung zuſtande 
(vgl. RG. II 325/16 v. 14. Nov. 1916; RG. 64, 414; Gruch. 
56, 385). Eine Überſpannung liegt darin um ſo weniger, als 
der Beurkundung eine über die bloße Bekanntgabe hinaus⸗ 
gehende Bedeutung zukommt, weil nämlich bei formgerechter 
Erklärung ſich die Gemeinde und der Kreis auf etwaige 
Mängel der Beſchlußfaſſung dem Gegner gegenüber nicht be⸗ 
rufen können. Entſprechendes gilt, wenn die erforderliche Ge⸗ 
nehmigung oder Entſchließung der Aufſichtsbehörde erſt nach⸗ 
träglich eingeholt wird (vgl. RG. IV 290/30 v. 16. Febr. 
19318)). 

Im vorl. Falle hatten die Beteiligten die notarielle Be⸗ 
urkundung ihrer Abmachung nicht bloß vereinbart, ohne daß 
Umſtände behauptet wären, die dafür ſprächen, daß ſie ſchon 
ohne ſie hätten gebunden ſein wollen, ſondern dieſe war 
wegen der von den Vertragsgegnern der Kl. übernommenen 
Verpflichtung zur ſpäteren Übertragung des zu erbauenden 
Waſſerwerkes, wozu auch die Übereignung des Grund und 
Bodens gehört, auf dem es ſteht, auch ſchon gem. 8313 GBG. 
erforderlich. Selbſt wenn daher 888 Nr. 7 Abſ. 2 LGem O. 
auf ſolche rechtsgeſchäftlichen Erklärungen zu beſchränken wäre, 
deren Beurkundung vom Geſetze anderweit ſchon gefordert 
oder von den Parkeien als Verbindlichkeitsvorausſetzung ge⸗ 
wollt iſt, würde ihre Anwendbarkeit hier nicht entfallen. In 
dem Vertrage hat die Kl. ihren Vertragsgegnern gegenüber 
eine ganze Reihe von Verpflichtungen übernommen; die Ver⸗ 
tragserklärung ihres Vorſtehers war alſo beſtimmt, ſie Dritten 
gegenüber zu verbinden. Es liegt auch auf der Hand, daß 
der Vertragsſchluß weit außerhalb des Rahmens der dem 
Gemeindevorſteher nach den verwaltungsrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen zu ſelbſtändiger Erledigung zugewieſenen Angelegen⸗ 
heiten lag. Auch die weiteren fachlichen Vorausſetzungen für 
das Platzgreifen der Formvofſchrift waren daher gegeben. 
Ihr iſt jedoch in mehrfacher Hinſicht nicht genügt. 

Ein ſolcher Formfehler liegt zunächſt darin, daß der dem 
Vertragsſchluſſe zugrunde liegende Gemeindebeſchluß in der 
Urkunde nicht angeführt iſt. Nach den dargelegten Rechts⸗ 
grundſätzen müßte ſchon dieſer Verſtoß die Willenserklärung 
der Kl. nichtig und damit den Vertrag rechtsunwirkſam 
machen. Daran würde ſich auch nichts andern, wenn die 
Gemeindeverſammlung nachträglich zugeſtimmt haben ſollte 
und die Vertragsgegner davon alsbald mündlich und durch 
Vermittlung des beurkundenden Notars nach der Klagerhebung 
brieflich unterrichtet worden ſein ſollten, und ebenſowenig, 
wenn die Gemeindeverſammlung den Gemeindevorſteher vor⸗ 
her zu dem Abſchluſſe mit gewiſſen, von ihm tatſächlich inne⸗ 
gehaltenen Maßgaben ermächtigt und dieſer davon die Ver⸗ 
tragsgegner bei dem Abſchluſſe gemäß dem Willen der Ge⸗ 
meindevertretung mündlich in Kenntnis geſetzt haben ſollte. 
Nun iſt freilich nicht bloß der 7. ZivSen. des RG.: RG. 73, 
73°) inſofern von einer anderen Rechtsauffaſſung ausge⸗ 


geſchäftlichen Erklärung des Gemeindevorſtehers gegenüber den an⸗ 
deren Perſonen erſtrecke, vielmehr eine grundſatzliche Zuſtimmung zu 
dem geplanten Vorgehen für ausreichend erachtet. Verwaltungsrecht⸗ 
lich gelangt man allerdings zu dieſem Ergebnis wohl beſſer von 
einem anderen Ausgangspunkt aus: jede rechtsgeſchaftliche Bindung 
der Gemeinde durch den Gemeindevorſteher bedarf eines zugrunde 
liegenden Gemeindebeſchluſſes, der in der überwiegenden Anzahl von 
Fällen in der Aufſtellung des Haushaltplanes liegt. Soll die Bindung 
in der Form einer verpflichtenden Urkunde erfolgen, fo iſt die Form⸗ 
vorſchrift des 8 88 Abſ. 4 Ziff.? unter allen Umſtänden anzuwenden. 
Sofern jedoch ein Anlaß zur Errichtung einer ſchriftlichen Urkunde 
nicht beſteht, wie z. B. beim Handkauf oder bei der Annahme von 
ſchleunig einzuſtellenden Arbeitskräften für vorübergehende Zwecke, 
hat auch der mündliche Geſchäftsabſchluß ſeine volle Gültigkeit. Dies 
Ergebnis hat nichts zu tun mit dem wenig ſcharf umriſſenen Be⸗ 
griff der „laufenden Geſchäfte“. Im Gegenteil, laufende Geſchäfte, 
wie z. B. Kohlenlieferungen für Gasanſtalten, können der Rechts⸗ 
ficherheit für beide Teile wegen durchaus der Schriftform bedürfen, 
während außergewöhnliche Rechtsgeſchäfte von ſo geringer Bedeutung 
fein Können, daß niemand an eine verpflichtende Urkunde denkt. Des- 
halb muß man es dem verwaltungsmäßigen Ermeſſen überlaſſen, ob 
ein Rechtsgeſchaft mit Rückſicht auf ſeine Bedeutung der Schriftform 
bedarf oder in verkehrsüblicher Weiſe auch mündlich abgeſchloſſen 
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gangen, als er angenommen hat, daß die mündliche Mit⸗ 
teilung eines dem Vertragsſchluſſe voraufgegangenen und 
dieſen deckenden Gemeindebeſchluſſes an den anderen Vertrags⸗ 
teil durch den dazu beauftragten Gemeindevorſteher deſſen 
Erwähnung in der Urkunde überflüſſig mache, ſondern es hat 
ſich auch der 2. ZivSen. des RG.: II 325/16 v. 14. Nov. 
1916 dem angeſchloſſen. Dem BG. iſt jedoch anzugeben, daß 
die Zulaſſung einer ſolchen Ausnahme nicht bloß mit dem 
gerade in dieſer Hinſicht eindeutigen Wortlaut des § 88 Nr. 7 
Abſ. 2 Gem., ſondern auch mit den vom RG. angenom⸗ 
menen Zwecken der dort getroffenen eigenartigen Regelung 
kaum vereinbar iſt. Der 7. ZivSen. hat jene Anſicht auch in 
ſpäteren Urt., wenn ſchon nicht ausdrücklich aufgegeben, ſo 
doch der Sache nach fallen laſſen (RG. 123, 358 10) und 
VII 624/30 v. 16. Sept. 1930 )), während der 2. ZivSen. 
ihre Richtigkeit in ſeinen ſpäteren Erkenntniſſen dahingeſtellt 
gelaſſen hat (RG. 115, 31112); 116, 248 13)). Einer Entſch. 
dieſer Frage bedarf es jedoch nicht, weil ſich die Rechts⸗ 
unwirkſamkeit des Vertrages ſchon aus einem anderen Form⸗ 
mangel ergibt. 

Es iſt nämlich rechtsirrig, wenn das BG. meint, der 
dem Vertrage zugrunde liegende Gemeindebeſchluß habe der 
Genehmigung des Kreisausſchuſſes nicht bedurft, ſo daß be⸗ 
reits die Nichtanführung einer ſolchen Genehmigung in der 
Vertragsurkunde gegen 888 Nr. 7 Abſ. 2 L&cmd. verſtößt 
und den Vertrag wegen Formfehlers für die Kl. unverbind⸗ 
lich gemacht hat. 

Nach 8114 Lem. bedürfen alle ſolchen Gemeinde⸗ 
beſchlüſſe der Genehmigung durch den Kreisausſchuß, die „eine 
neue Belaſtung der Gemeindeangehörigen ohne geſetzliche Ver⸗ 
pflichtung“ zum Gegenſtande haben. Darüber, was unter 
„einer neuen Belaſtung der Gemeindeangehörigen ohne geſetz⸗ 
liche Verpflichtung“ und den ähnlichen Wendungen in 88 176 
Abſ. 1 Nr. 6 und 124 Abſ. 3 KrO. zu verſtehen iſt, find im 
Schrifttum und in der Nipr. verſchiedene Anſichten ausge⸗ 
ſprochen worden. Abgeſehen von der nur vereinzelt vertretenen 
und als verfehlt abzulehnenden Meinung, daß es ſich bei 
dieſer Vorſchr. nur um eine Beſchränkung des Steuerrechtes 
handele, alſo bloß unmittelbare Belaſtungen der Gemeinde⸗ 
angehörigen in dieſem Sinne in Frage kämen, laſſen ſich 
zwei Auffaſſungen einander gegenüberſtellen: 

Die eine, der ſich insbeſ. das KG.: Johow 34, 193 an⸗ 
geſchloſſen hat (vgl. auch PrVerwBl. 29, 152), ftellt darauf 
ab, ob der Gemeindebeſchluß und deſſen Durchführung im 
Endergebnis die Beſchaffung neuer Mittel durch Erhöhung 
der Steuerlaſt oder Aufnahme einer Anleihe nötig macht oder 
zum Gegenſtande hat (vgl. dazu Dr. Seger, Die Krd. uſw., 
1930, 8124 Anm. 309; Dr. Genzmer, Die LGemd., 
5. Aufl., 1914, S. 197 ff., §S 114 Anm. 83). Sie ſcheidet alſo 
alle Beſchl. aus, die ſich auf die Verwendung bereiter Geld⸗ 
mittel der Gemeindekaſſe oder von ſonſt vorhandenen Ge⸗ 
meindevermögen beziehen oder gegenſeitige Verträge zum 
Gegenſtande haben, die der Gemeinde für eigene Leiſtungen 
gleichwertige Gegenleiſtungen zuführen, und betrachtet dem⸗ 
nach als genehmigungsbedürftig nur ſolche Beſchl., welche 
auf die Übernahme einer einſeitigen Verpflichtung der Ge⸗ 
meinde gegenüber einem anderen oder auf eine Veranſtaltung 
der Gemeinde gerichtet ſind, die zukünftige Aufwendungen, 
insbeſ. zu ihrer Unterhaltung, nötig macht, ohne entſprechende 
Einnahmen zu bringen, und für die keine geſetzliche Ver⸗ 


werden kann. Verwaltungsrechtliche Grundſäe kommen nur inſoweit 
in Betracht, als die Schriftform beſonders vorgeſchrieben oder die 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde erforderlich iſt. Daß unabhängig 
hiervon die Formvorſchriften des bürgerlichen Rechts zu beachten ſind, 
iſt in der Entſch. zutreffend hervorgehoben. 

Der weitere Formmangel, auf den das Urt. die Zurückweiſung 
der Berufung gründet, iſt die Nichtanführung der Genehmigung des 
Kreisausſchuſſes gem. 8 114 LGem O. Die Begründung, die eine 
neue Belaſtung ohne geſetzliche Verpflichtung immer dann für vor⸗ 
liegend erachtet, wenn die Gemeinde eine Aufgabe übernimmt, zu der 
fie geſetzlich nicht verpflichtet ift, gleichviel, ob fie die Mittel durch 
Steuern, Anleihen oder Barmittel aufbringt, iſt durchaus zutreffend. 
Sie ift auch von mir im 7. Bande von v. Brauchitſch, Verwal⸗ 
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pflichtung beſteht. Gegen dieſe Auslegung der Vorſchr. ſpricht 
einmal, daß ſie das maßgebende Urt. darüber, ob ein ge⸗ 
plantes Unternehmen in ſeinem künftigen Endergebniſſe als 
gewinnbringend oder wenigſtens in Vorteil und Nachteil ſich 
ausgleichend zu betrachten iſt und ob bei einem gegenſeitigen 
Vertrage Leiſtung und Gegenleiſtung als gleichwertig gelten 
können, der Gemeinde beläßt und fie fo in die Lage verſetzt, 
ohne die Aufſichtsbehörde zu befragen, die bedenklichſten Wag⸗ 
niſſe zu übernehmen. Dazu kommt, daß, von nicht ins Gewicht 
fallenden ſeltenen Ausnahmen abgeſehen, wohl kaum jemals 
eine Gemeinde eine neue Aufgabe auf ſich nehmen wird, von 
der ſie ſich nicht letztlich einen Nutzen für ſich und ihre An⸗ 
gehörigen verſpricht, und daß es daher zur Einholung der 
Genehmigung des Kreisausſchuſſes zu einem Gemeindebeſchl. 
außer in den im 8114 Abſ. 2 ſonſt noch aufgezählten Fällen 
ſo gut wie niemals kommen würde, wenn die Genehmigung 
nur nötig wäre, wo die Gemeinde ſelbſt das geplante Unter⸗ 
nehmen anders beurteilt. Bei Privatrechtsgeſchäften tritt 
ſchließlich noch das Bedenken hinzu, daß die den Gerichten im 
Streitfalle obliegende Entſch. über deren Gültigkeit von der 
Beantwortung einer Frage abhinge, die wie keine andere dem 
Gebiete des Verwaltungsermeſſens zuzurechnen iſt. 

Die Gegenmeinung, der das neuere Schrifttum, vor 
allem aber auch das OVG. (OVG. 79, 8; 82, 108; 68, 359) 
und die Verwaltungspraxis folgen (vgl. Dr. Seger, Die 
KrO. uſw., 1930, 8124 Anm. 309; beſ. S. 77 unter d; 
v. Brauchitſch, Verwaltungsgeſetze für Preußen, Bd. 7, 
19. Aufl. 1930, 8114 LGem O. Anm. 3, § 124 Kro. Anm. 2), 
verſteht unter „neuer Belaſtung ohne geſetzliche Verpflichtung“ 
die Übernahme jeder, auch nur bedingten Verpflichtung auf 
die Gemeinde, die ihr bisher niemals in dieſer Höhe ob⸗ 
gelegen hat, und die nicht durch Zwangsetatiſierung er⸗ 
zwungen werden kann. Nach ihr liegt eine „Belaſtung“ immer 
vor, wenn Leiſtungen oder Verpflichtungen ſchlechthin über⸗ 
nommen werden, gleichgültig, ob die Mittel aus den laufenden 
Einnahmen, dem Barvermögen der Gemeinde oder Anleihen 
beſchafft werden ſollen. Dieſer Auffaſſung gemäß erhebt alſo 
8114 Abſ. 2 Halbſatz 4 aus der Geſamtheit der Gemeinde⸗ 
beſchlüſſe diejenigen heraus, welche ſich weder auf die Erfül⸗ 
lung der der Gemeinde durch die Geſetze zugewieſenen Aufgaben 
beziehen noch die Ausführung von Aufgaben zum Gegenſtande 
haben, die die Gemeinde ſich freiwillig ohne geſetzliche Ver⸗ 
pflichtung durch voraufgegangene Beſchl. bereits in dieſem 
Umfange geſetzt hat, ſondern durch welche die Gemeinde ſolche 
neuen Aufgaben ohne geſetzliche Verpflichtungen übernimmt, 
ſei es, daß dieſe durch den Beſchl. gleich auch ſchon aus⸗ 
geführt werden, ſei es, daß ihre Ausführung erſt in der 
Folge geſchehen ſoll. Bei dieſen Beſchl. verlangt ſie, daß ſie 
dem Kreisausſchuſſe zur Genehmigung vorgelegt werden, wenn 
dadurch die rechtliche oder tatſächliche Lage der Gemeinde 
irgendwie verſchlechtert wird, wobei keineswegs bloß die 
Übernahme von Verpflichtungen anderen gegenüber in Be⸗ 
tracht kommt, ſondern auch eine bloße tatſächliche Nötigung 
zu Aufwendungen genügt. Dabei iſt dieſe Vorausſetzung ähn⸗ 
lich zu verſtehen wie die für die Anwendung des 8107 BGB. 
auf Willenserklaͤrungen eines Minderjährigen, daß dieſer da⸗ 
durch nicht lediglich einen rechtlichen Vorteil erlange; es 
kommt alſo nicht auf das wirtſchaftliche Endergebnis an, viel⸗ 
mehr iſt es gerade der Zweck der Beſchränkung der Hand⸗ 
lungsfreiheit der Gemeinden, eine verſchärfte Prüfung ſolcher 


tungsgeſetze, 19. Aufl. (1930), S. 232 Anm. 3 zu 8 114 LGemd. 
vertreten worden. 

Sehr erwünſcht wäre es, wenn in ſprachlicher Hinſicht ein wenig 
mehr Rückſicht auf alle diejenigen genommen würde, die eine ſolche 
Entſch. zu leſen haben. Der erſte Satz des Tatbeſtandes umfaßt nicht 
weniger als 126 Worte, von denen in der vorl. Wiedergabe viele ge⸗ 
ſtrichen find. Schwerlich würde ein Eramenskandidat beſtehen, wenn 
er Sätze niederſchriebe, wie den: „Im vorl. Falle hatten die Be⸗ 


teiligten die notarielle Beurkundung ihrer Abmachung nicht bloß 


vereinbart, ohne daß Umſtände behauptet wären, die dafür ſprächen, 
daß ſie ſchon ohne ſie hätten gebunden ſein wollen, ſondern dieſe 
war wegen der von den Vertragsgegnern der Kl. übernommenen Ver⸗ 
pflichtung zur ſpateren Übertragung des zu erbauenden Waſſerwerkes, 
wozu auch die Übereignung des Grund und Bodens gehört, auf dem 
es ſteht, auch ſchon gem. 8 313 BGB. erforderlich.“ 

Geh. Regqt. Prof. Dr. Dr. Helfritz, Breslau. 
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Veſchl. auf ihren Nutzen für fie durch die Notwendigkeit ihrer 
Genehmigung durch den Kreisausſchuß herbeizuführen. Eine 
allzu weitgehende Beſchneidung der Selbſtverwaltung kann 
hierbei unſchwer dadurch vermieden werden, daß bei der An⸗ 
nahme einer geſetzlichen Verpflichtung weitherzig verfahren 
wird (ogl. Dr. Seger a. a. O. S. 76). — Dieſe Auslegung 
der Vorſchr. entſpricht einer vernünftigen und gerechten Ab⸗ 
wägung der widerſtreitenden Belange unter Beachtung des 
Umſtandes, daß es ſich um ein verwaltungsrechtliches Geſetz 
handelt. Ihr iſt deshalb zuzuſtimmen. Der 2. und der 5. Ziv⸗ 
Sen. des RG., die in II 325/16 v. 14. Nov. 1916 und 
V 407/09 v. 7. Mai 1910): Gruch Beitr. 55, 388 der an⸗ 
deren Meinung gefolgt waren, haben auf Befragen erklärt, 
daran heute nicht mehr feſtzuhalten, ſondern ſich der zuletzt 
dargelegten Auffaſſung anſchließen zu wollen. 

Als genehmigungsbedürftig ſind hiernach insbeſ. zu be⸗ 
trachten Beſchl. über die Neuerrichtung einer höheren Schule, 
eines Krankenhauſes, einer Volksbücherei, aber auch eines 
Waſſerwerkes zur Verſorgung der Gemeindeangehörigen. Da⸗ 
bei kann es aber keinen Unterſchied machen, ob die Gemeinde 
beſchließt, ein ſolches Werk ſelbſt zu erbauen und ſogleich ſelbſt 
zu betreiben, oder ob ihr Beſchl. wie hier dahin geht, einem 
anderen zur Erbauung eines ſolchen Waſſerwerkes, das zu⸗ 
nächſt von dieſem betrieben werden ſoll, ſpäter jedoch von 
ihr ſelbſt übernommen werden muß, einen Zuſchuß zu zahlen 
und fortlaufende Leiſtungen zu machen. Das eine wie das 
andere bedeutet in gleicher Weiſe eine neue Belaſtung der 
Gemeindeangehörigen ohne geſetzliche Verpflichtung i. S. des 
8 114 L&emd. Der dem Vertrage vom Okt. 1922 zugrunde 
liegende Gemeindebeſchluß bedurfte daher ſeines Inhaltes 
wegen der Genehmigung des Kreisausſchuſſes. Da eine ſolche 
in der Urkunde nicht erwähnt, übrigens auch nicht erteilt iſt, 
ſo entbehrt demnach der Vertrag der Rechtswirkſamkeit, und 
er könnte dieſe auch durch Nachholung der Genehmigung nicht 
rückwirkend erlangen. Dem BG. iſt daher darin beizutreten, 
daß es ihn für nichtig erklärt hat. 

(u. v. 30. Nov. 1932; IX 106/32. — Naumburg.) [O.] 
= RG. 139, 58.) 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 
10. 8 49 StGB. Mittäterſchaft, Beihilfe. Die 

in 8 1353 BGB. beſtimmte Rechtspflicht der Ehe⸗ 

gatten zur ehelichen Lebensgemeinſchaft um- 
faßt auch die Pflicht zur gegenſeitigen Bei⸗ 
ſtandsleiſtung und damit zum Schutz vor körper 
lichen Gefahren, die dem einen Ehegatten von 
irgendeinem Dritten drohen und von dem an⸗ 

deren Ehegatten erkannt werden (val. RGSt. 64, 

273, 278, wo eine ſolche Rechtspflicht ſchon zum 

Schutze des Eigentums des anderen Ehegatten 

anerkannt worden iſt). Die bewußte Unterlaſſung 

einer Warnung des von einer Nötigung Bedroh- 
ten ſtellt ſich rechtlich als Mittäterſchaft oder 
als Beihilfe dar, je nachdem der Vorſatz der An⸗ 
gekl. darauf gerichtet war, durch die Unterlaſ⸗ 
ſung der Warnung die Tat der anderen zugleich 
als ihre eigene zur Vollendung zu bringen, oder 
nur zur Förderung der Tat der anderen beizu⸗ 
tragen. 
(u. v. 16. Mai 1933; 1D 199/33.) On. 

11. 8 246 StG B. hat gegenüber dem 8 266 

Abſ. 1 Nr. 1 nicht die Eigenſchaft eines vor⸗ 

gehenden Sondergeſetzes; vielmehr iſt die Un⸗ 

treue neben der Unterſchlagung ein ſelbſtän⸗ 
diges Vergehen. Verwirklicht daher eine Hand⸗ 
lung zugleich den Tatbeſtand des einen und des 
anderen Vergehens, fo liegt tateinheitliches Zu⸗ 
ſammentreffen beider Vergehen i. S. des 873 
StGB. vor (vgl. u. a. RG St. 16, 343, 344; 32, 259, 


e W. 1910, 693. 


262). Dies gilt auch für den Fall des Vorliegens 
der Vorausſetzungen des 8 266 Abſ. 2 StG B. (ogl. 
R MG. 15, 244, 251). 

On. 


(3. Sen. v. 15. Mai 1933; 3 D 363/33.) 

* 12. 8249 StGB. Die Wegnahme iſt beendet, 
wenn die Sache ſich zwar noch in Reichweite des 
Angegriffenen befindet, er aber nur mit Gewalt 
den Willen, über die Sache zu verfügen, durch⸗ 
ſetzen könnte. f) 

(1. Sen. v. 1. Nov. 1932; 1D 1256/32.) 


Abgedr. ZW. 1933, 962°. 


Zu 12. Das NG. hat unter den verſchiedenen Theorien, die 
über die Vollendung der Wegnahme i. ©. des 8 242 StG B. aufgeſtellt 
wurden, als da find Kontraktionstheorie, Apprehenſtonstheorie, Ab⸗ 
lationstheorie und Illationstheorie, ſeit langem den goldenen Mittel⸗ 
weg eingeſchlagen und den Standpunkt vertreten, daß zur vollendeten 
Wegnahme nicht erforderlich iſt, daß der Dieb die Sache aus den Rau⸗ 
men des bisherigen Inhabers fortgeſchafft und in geſicherten Beſitz ge⸗ 
nommen hat, ſondern daß es genügt, wenn die Sache aus der fremden 
Verfügungsgewalt in diejenige des Täters gelangt iſt (Eber mayer, 
3. Aufl., Note 5b zu 8 242; Olshauſen Nr. 24 zu 8 242). Das RG. 
vertritt alſo die Apprehenſionstheorie. Bloßes Berühren (Kontraktion) 
ſoll nicht genügen, ein Wegſchaffen (Ablation) oder Bergen (Illation) 
wird nicht gefordert. Entſcheidend ſoll bei der Apprehenstheorie ſein, 
daft der neue Beſitzer die Herrſchaft über die Sache derart erlangt hat, 
daß ſie ohne Hinderniſſe ſeitens des alten Beſitzers zu verwirklichen 
iſt und daß umgekehrt der alte Beſitzer ohne Beſeitigung der Ver⸗ 
fügungsgewalt des neuen Beſitzers nicht mehr über die Sache ver⸗ 
fügen kann. 

Daß nun eine Beſitzergreifung in dieſem Sinne zweifellos mit 
der Fortſchaffung (Ablation) vollendet iſt, iſt ſicher. Aber zwiſchen der 
beginnenden Beſitzergreifung und der Fortſchaffung liegen Zwiſchen⸗ 
ſtadien, deren Beurteilung immer wieder neue Schwierigkeiten bietet. 
Insbeſ. iſt die Frage, ob die Wegnahme erſt vorbereitet oder begon⸗ 
nen oder ſchon vollendet iſt, meiſt ſehr ſchwer zu beantworten. Nach 
dem NG. hat fie der Richter den Umſtänden nach zu entſcheiden. Sie 
iſt lediglich Tatfrage (RGSt. 27, 396). 

Die Tatbeſtände, die den einſchlägigen Urt. zugrunde liegen, ſind 
nicht ſehr verſchieden gelagert. Das obige Urt. erwähnt deren drei. 
Nach RGSt. 12, 353 haben Diebe auf einem Gutshof Erbſen in 
Säcke gefüllt, dieſe in der Scheune verſteckt und mit Stroh bedeckt. 
Es iſt vollendete Wegnahme angenommen, obwohl der Eigentümer die 
Scheune ſpäter abſchloß und die Diebe zum Wegſchaffen einbrechen 
mußten. Nach RG. Rſpr. 7, 539 haben Diebe auf einem Gutshof Ge⸗ 
treide in mitgebrachte Säcke gefüllt, wurden aber vom Verwalter ver⸗ 
trieben. Es iſt keine vollendete Wegnahme feſtgeſtellt, weil das vhy⸗ 
ſiſche Vermögen des Inhabers, über das Getreide zu verfügen, noch 
nicht aufgehört habe. Nach dem Urt. v. 1. März 1918 haben die 
Diebe Heu genommen und in mitgebrachte Plachten gelegt. Sie wur⸗ 
den vom Eigentümer beobachtet und flüchteten. Keine vollendete Weg⸗ 
nahme, weil zur Wegſchaffung erſt noch beſondere Vorbereitungen zu 
treffen oder erhebliche Schwierigkeiten zu überwinden waren. 

Weitere Urt.: Nach RGSt. 27, 396 haben Diebe Hafer in Säcke 
gefüllt und bereitgeſtellt. Sie brachen ſpäter ein und holten die Hafer⸗ 
ſacke. In der Bereitſtellung iſt hier keine vollendete Wegnahme er» 
blickt, weil das Einfaſſen in Säcke nicht mit einer Wegnahme verbun⸗ 
den war und der Eigentümer nicht aus der Verfügungsgewalt ver⸗ 
drängt wurde. Nach RGSt. 52, 76 hat ein Warenhausdieb Ware 
unter der Kleidung verborgen, wurde aber angehalten. Hier iſt wieder 
vollendete Wegnahme angenommen, troßdem er beobachtet wurde. Der 
vorübergehende Verluſt des Gewahrſams bis zur Feſtnahme wurde als 
genügend angeſehen. 

Schon aus der Gegenüberſtellung der Entſch. erhellt, daß die Be⸗ 
griffe ſchwer abgrenzbar ſind und ſich zu verflüchtigen drohen. Das 
Erfordernis, das phyſiſche Vermögen des Inhabers, über die geſtohlene 
Sache zu verfügen, müſſe aufgehoben ſein, iſt nicht konſequent durch⸗ 
geführt (Roß St. 12, 353 und RG. Rſpr. 7,539). Nach RGSt. 27, 396 
wurde das Einbringen des Diebesgutes in den geſicherten Beſitz 
des Diebes als nicht erforderlich bezeichnet. NGSt. 12, 355 erklärt 
aber einen einigermaßen geſicherten Beſitz für erforderlich, 
und zwar „im Hinblick auf die Bedeutung der Frage, zu welcher Zeit 
die Wegnahme der Sache für den Täter einen Vorteil haben Konnte“. 
Der Unterſchied zwiſchen „geſicherten Veſitz“ und „einigermaßen ge⸗ 
ſicherten Beſit“ iſt recht ſudtil. Außerdem nähert ſich die leßte Ent⸗ 
ſcheidung bedenklich der Ablationstheorie. 

In der Wiſſenſchaft iſt keine einheitliche Auffaſſung innerhalb 
der Apprehenſionstheorie feſtzuſtellen. Frank z. B. der dieſe Theorie 
grundſätzlich vertritt, nähert ſich ebenfalls der Ablationstheorie, wenn 
er ausführt: „Es liegt nur verſuchter Diebſtahl vor, wenn der Täter 
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13. 58 263, 265 StGB. Verſicherungsbetrug. 
Irrtümlich iſt die Annahme des LG., daß in dem Ge⸗ 

ſamtverhalten des Angekl. kein vollendeter Betrug liege, „da 
der bloße Abſchluß des Vertrages für die Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft ohne das Hinzukommen weiterer Umftände noch keine 
Verſchlechterung der Vermögenslage bedeute“. Dieſer Satz der 
Gründe des angef. Urt. iſt nicht als eine — das RevG. bin⸗ 
dende — tatſächliche Feſtſtellung zu bewerten, vielmehr als 
eine rechtliche Schlußfolgerung aus den im Urteil feſtgeſtellten 
Tatſachen. Das LG. hat dabei überſehen, daß in einem Falle 
wie dem vorliegenden, bereits in dem Vertragsabſchluß ein 
Vermögensſchaden zu erblicken iſt; denn der Angekl. als Ver⸗ 
ſicherungsnehmer hat in den weſentlichſten Punkten, die die 
Grundlage des Vertragsabſchluſſes bilden, unwahre Angaben 
gemacht, die die Verſicherungsgeſellſchaft zum Abſchluß eines 
Vertrages veranlaßt haben, „den ſie bei Kenntnis des wahren 
Sachverhalts nicht abgeſchloſſen haben würde“, und der das 
Vermögen der Verſicherungsgeſellſchaft in einer Weiſe ge⸗ 
fährdet, die einem Vermögensſchaden gleichſteht. Dieſe Ver⸗ 
mögensgefährdung beruht ſchon in der Übernahme der nicht 
in den wirklichen Vertragsabſichten der Geſellſchaft liegen⸗ 
den, beſonders riſikovollen und durch entſprechende Gegen⸗ 
leiſtungen des Angekl. nicht ausgeglichenen Vertragspflichten. 
Durch den ſpäter entſtandenen Brand iſt der Schaden auch 
verwirklicht worden. Hieran wird dadurch nichts geändert, 
daß es infolge beſonderer, vom Willen des Angekl. unabhän⸗ 
giger Umſtände nicht zu einer „vertragsmäßigen“ Auszah⸗ 
lung der Verſicherungsſumme gekommen tft (vgl. RGSSt. 48, 
186 [189]; 1D 568/26 v. 18. Jan. 1927). 
(3. Sen. v. 11. Mai 1933; 3D 251/33.) [Hn.] 
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14. 8 5 Straffreiheits G. v. 20. Dez. 
Ein Handeln „infolge wirtſchaftlicher Not“ 
i. S. des S5 liegt nur dann vor, wenn die 
Tat unter dem Druck wirtſchaftlicher Bedräng⸗ 
nis zur Befriedigung eines dringenden Lebens⸗ 
bedürfniſſes begangen iſt; d. h. der Täter muß 
durch eine Bedrängnis der erwähnten Art und 
Schwere nicht nur zur Tat beſtimmt worden ſein, 
ſondern zugleich das Beſtreben gehabt haben, 
durch ſie der Not abzuhelfen. 

(3. Sen. v. 11. Mai 1933; 3 D 427/33.) [Hn.] 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Preußen. 


1. Art. 1 Pr AG BGB. Familienſtiftung. Die Auf- 
ſicht des Gerichts greift nur dann ein, wenn eine 
drohende Gefährdung des allgemeinen öffentlichen In- 
tereſſes es erfordert, nicht aber nur zum Schutz rein privat⸗ 
rechtlicher Intereſſen. f) 

Durch letztwillige Vfg. v. 28. Maj 1825 hat der Advokat 
W. N. einen Studienfonds geſtiftet, aus deſſen Exträgniſſen die⸗ 
jenigen aus der Familie, die gerne etwas lernen wollen, unterſtützt, 


Denn, wenn er auch durch das Verſtecken dem Berechtigten die Mög⸗ 
lichkeit entzogen hat, ſo auf die Sache einzuwirken, wie es die Ge⸗ 
wohnheit des Lebens mit ſich bringt, ſo hat er doch ſelbſt dieſe Mög⸗ 
lichkeit noch nicht erworben. Erſt durch das ſpätere Abholen wird 
der Diebſtahl vollendet...“ Damit find wir wieder am Ausgangs⸗ 
punkt angelangt, daß der Gewahrſamsbruch bei der Apprehenſions⸗ 
theorie mit Sicherheit nur feſtzuſtellen iſt, wenn eben die Ablation er⸗ 
folgt iſt. Ebenſo zweifellos iſt aber, daß die Ablationstheorie nicht 
dem Rechtsgefühl entſpricht, das eine Auslegung der Apprehenſions⸗ 
theorie mehr nach der Seite der Kontraktion hin als wünſchenswert 
erſcheinen läßt. Trotzdem ſchiene es mir das kleinere Übel, im Inter⸗ 
eſſe einer einheitlichen Rechtsfindung ſich zu Frank zu bekennen und 
die Ablation in ihrem Beginn als entſcheidendes Moment anzuſehen. 
AG Dir. Dr. Kley, Mannheim. 


Zu 1. Die Behandlung der preuß. Familienſtiftungen in der 
Praxis iſt von jeher ſchwankend und unſicher. Auch das Pra BG B., 
das ſich in Art. 1—7 mit den Stiftungen beſchäftigt und dabei die 
Familienſtiftungen beſonders behandelt, hat darin keine durchgreifende 
Abhilfe gebracht. Die Begriffsbeſtimmung, die es für die Familienſtif⸗ 
tungen dahin aufſtellt, daß eine Familienſtiftung eine ſolche iſt, „die 
nach der Stiftungsurkunde ausſchließlich dem Intereſſe der Mit⸗ 
glieder einer beſtimmten Familie oder mehrerer beſtimmter Familien 
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Unglücksfälle gelindert und arme Mädchen ausgeſtattet werden ſollen. 
Zu Verwaltern der Stiftung ſind von dem Erblaſſer zunächſt ſeine 
Brüder L. N. in A. und G. N. mit der Maßgabe beſtellt worden, 
daß nach ihrem Tode jeweils der nächſte Anverwandte von der ober⸗ 
vormundſchaftlichen Behörde in A. zum Nachfolger ernannt werden 
fol. Dieſer ſoll alljährlich der oberbormundſchaftlichen Behörde von 
ſeiner Verwaltung Rechnung ablegen, und es ſollen durch ihn und 
den jeweiligen Vorſteher der Landſchreibereibehörde in A. unter Hin⸗ 
zuziehung des dort anſäſſigen älteſten Familienmitgliedes alljährlich 
am 19. Sept., dem Geburtstage des Stifters, die Einkünfte der 
Stiftung unter die Würdigſten und Bedürftigſten nach Stimmenmehr⸗ 
heit verteilt werden. Studierende, ſoweit ſie ſonſt würdig ſind, und 
diejenigen, die den Familiennamen des Stifters tragen, ſollen hierbei 
überall den Vorzug haben. 

Seit längerer Zeit find Unterſtützungen auch an alleinſtehende 
vermögensloſe ältere Damen ausgezahlt worden, indem man un⸗ 
verſchuldete Armut als einen Unglücksfall i. S. der Stiftungs⸗ 
urkunde angeſehen hat. Vielfach ſind auch Familienmitglieder, die 
nicht den Namen N. trugen, unterſtützt worden. 

Das Stiftungsvermögen hat ſich infolge der Geldentwertung 
weſentlich verringert und beträgt gegenwärtig unter Berückſichtigung 
einer Vorkriegstaxe noch 3748,72 AM. 

Mit Rückſicht hierauf und auf die mit einer Reiſe nach A. ver⸗ 
bundenen Koſten iſt in den letzten Jahren faſt regelmäßig von einer 
Verteilung der Einkünfte an Gerichtsſtelle, wie ſie der Stifter vor⸗ 
geſchrieben hatte, abgejehen worden. Der Verwalter hat einen ſchrift⸗ 
lichen Verteilungsvorſchlag eingereicht, der dem Verteiler zur Stellung⸗ 
nahme übermittelt worden iſt. Nach deſſen Einverſtändniserklärung 
hat dann das AG. den Verwalter angewieſen, die Einkünfte wie 
vorgeſchlagen zur Auszahlung zu bringen. 

Für das Jahr 1932 ging der Verwalter bei Verückſichtigung 
der eingegangenen Unterſtützungsgeſuche wiederum zunächſt von dieſer 
Übung aus, wonach mit Beendigung des Univerſitätsſtudiums, ſelbſt 
wenn es ſich um die vorgeſchriebene weitere Berufsausbildung handele, 
Unterſtüzungen nicht mehr zu gewähren ſeien; er ſchlug, die Zu⸗ 
ſtimmung des Gerichts vorausgeſetzt, gleichwohl folgende Verteilung 
vor: 40 RM an Ref. Dr. R. N.; 40 RM an den Reichsbahnober⸗ 
inſpektor U. für feine Söhne A. und W.; 40 RM an die vermögens⸗ 
loſe F. N. und 40 AM an die vermögensloſe M. N. 

Dieſe Verteilung hat das AG. in A. nach Einholung der Zu⸗ 
ſtimmung der Verteilerin durch Vfg. v. 9. Sept. 1932 gebilligt und 
den Verwalter angewieſen, die Einkünfte dem Vorſchlage entſprechend 
zur Auszahlung zu bringen, was dann auch geſchehen iſt. 

Gegen die Verteilungsverfügung v. 9. Sept. 1932 hat der 
Ref. Dr. R. N. Beſchwerde eingelegt und eine Neuverteilung be⸗ 
antragt. Er hat gebeten, hierbei zu berückſichtigen, daß ihm bereits 
im Vorjahre eine Zuwendung verweigert worden ſei. Weiter hat er 
ausgeführt, daß nach den Beſt. der Stiftungsurkunde beim Vor⸗ 
handenſein von Familienmitgliedern des Namen N. andere Familien- 
angehörige keine Berückſichtigung finden dürften, und daß unter den 
Familienangehörigen des Namens N. wiederum diejenigen den Vor⸗ 
zug haben ſollten, die noch Lernende i. S. der Stiftungsurkunde 
wären. Hierunter ſei nicht nur ein im Univerſitätsſtudium befindlicher 
Akademiker, ſondern auch noch der im vorgeſchriebenen ſtaatlichen 
Ausbildungsdienſt ſtehende Referendar zu verſtehen. 

Beſchwerde und weitere Beſchwerde wurden zurückgewieſen. 

Die von dem BeſchwF. angeſtrebte Entſch. hat zur Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Stiftung inſoweit der Aufſicht der Gerichte unter⸗ 
liegt. Denn nur im Rahmen der ihnen zuſtehenden Aufſichtsgewalt 
können die Gerichte in die Verwaltung einer Stiftung eingreifen 
dient“, iſt nicht frei von Zweifeln und Unklarheiten. Nach dieſer Be⸗ 
griffsbeſtimmung find für die Abgrenzung von Familienſtiftungen 
gegen andere Stiftungen der Begriff der „Familie“ und der Begriff 
des „ausſchließlichen Intereſſes“ weſentlich. Da nach den Motiven 
zu Art. 1 Ausf. durch das Ausf®. die dem preuß. Recht bis dahin 
eigentümliche beſondere Unterſcheidung zwiſchen Familienſtiftungen 
und anderen Stiftungen beibehalten werden ſoll, iſt die Auffaſſung 
des preuß. Rechts von der Familie als einer natürlich ſittlichen 
Gemeinſchaft zugrunde zu legen, für die die Familienſtiftung in dem 
Stiftungsvermögen einen Stügpunkt ſchafft, indem fie als Organi⸗ 
ſation zu einem wirtſchaftlichen und rechtlichen Verbande auch in dem 
weiteren Verwandtenkreis das Gefühl der inneren Zuſammengehörig⸗ 
keit lebendig erhält. Dieſe Auffaſſung iſt in den eingehenden Aus⸗ 
führungen der Begründung zu dem preuß. Entwurf eines Geſetzes 
über Familienverhältniſſe und Familienſtiftungen vom Jahre 1913 
(S 37—39 der allgemeinen und S. 236 ff. der beſonderen Begrün⸗ 
dung, Druckſ. des vorm. Herrenhauſes Seſſ. 1915 Nr. 5 0) des 
Näheren dargelegt. Nach preuß. Recht werden zu einer Familien⸗ 
gemeinſchaft die Perſonen gerechnet, die durch Blutsfreundſchaft mit⸗ 
einander verwandt find (§ 1 II 3 AR.), d. h. die Perſonen, welche 
gemeinſchaftliche Stammeltern haben (5 42 J 2, 8 5 1 AL R.), ohne 
daß ein Unterſchied zwiſchen dem weiblichen und männlichen Ge⸗ 
ſchlecht oder danach gemacht wird, ob die Abſtammung auf der Ver⸗ 
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und beſtimmte Anordnungen treffen. Das LG. hätte daher zunächſt 
dazu Stellung nehmen müſſen, ob die Stiftung der Aufſicht des AG. 
unterſteht, und ob es auf Grund dieſes Aufſichtsrechts den zwiſchen 
dem Verwalter der Stiftung und einem Anwärter beſtehenden Streit 
über die Auslegung der Stiftungsurkunde und die Berechtigung der 
einzelnen Familienmitglieder zur Teilnahme an den Erträgen der 
Stiftung endgültig und an Stelle des Proz&er. entſcheiden konnte. 

Nach dem beſtehenden, mit der früheren Praxis übereinſtimmen⸗ 
den Rechtszuſtande unterſtehen Stiftungen, auch ſoweit es ſich um 
ſolche aus vormals gemeinrechtlichen Gebieten handelt, der gericht 
lichen Aufſicht nur inſoweit, als es reine Familienſtiftungen ſind 
oder dem Gericht durch beſondere Anordnung des Stifters die Auf⸗ 
ſicht übertragen worden ift (NG. 100, 230 ff., KG.: IM Bl. 1903, 
235 ff.; KG. 46, 101 ff., beſ. 106; Bericht des Staatsmin. v. 23. Dez. 
1844 und AKO. v. 3. Jan. 1845: IM Bl. 1845, 26 ff.; dazu auch 
RGWarn. 1912, 266 ff.; K.: OSG. 7, 200; KJ. 18, 131ff.; 
25, A 37 ff.; 30, A 63; 35, A 44 ff.; 38, A 98 ff.; KG.: IM Bl. 
1915, 262 ff.). 

Als Familienſtiftung i. S. dieſes Rechtszuſtandes iſt nur eine 
Stiftung anzusehen, die ausſchließlich dem Intereſſe der Mitglieder 
einer beſtimmten Familie oder mehrerer beſtimmter Familien dient, 
bei der aber fremde Perſonen vom Gennſſe des Stiftungsvermögens 
ausgeſchloſſen ſind. Dadurch, daß der Stifter, wie es hier geſchehen 
iſt, auf das agnatiſche Prinzip und den Familiennamen Keinen ent- 
ſcheidenden Wert gelegt, ſondern neben Angehörigen ſeines Namens 
auch Kognaten zugelaſſen hat, wird der Begriff der Familienſtiftung 
nicht berührt. Der Neſche Studienfonds iſt daher als Familienſtiftung 
anzuſehen. 

Wenn danach das AG. auch ſchon allgemein zur Aufſicht über 
die Stiftung berufen ift, fo greift dieſe Aufſicht doch nur dann ein, 
wenn eine drohende Gefährdung des allgemeinen öffentlichen In⸗ 
tereſſes es erfordert, nicht aber nur zum Schutz rein privatrechtlicher 
Intereſſen (KJ. 46, 101 ff.). Für eine Aufſichtsmaßnahme des 
Gerichts auf dieſer Grundlage iſt daher hier kein Raum. 

Es iſt aber anzunehmen, daß der Stifter eine weitergehende ge⸗ 
richtliche Aufſicht angeordnet hat, wie es aus dem Inhalt der Stif⸗ 
tungsurkunde und der langjährigen Übung der Stiftung folgt. Denn 
danach ſteht dem AG. die Überwachung und zum Teil auch die Mit⸗ 
wirkung bei der Anlegung und Verwendung des Stiftungsvermögens 
zu. Auch liegt ihm die Berufung der Verwaltungsorgane der Stiftung 
ob. Damit iſt zwar ein beſonderes über den Umfang des allgemeinen 
ſtaatlichen Aufſichtsrechts der Gerichte hinausgehendes Auſſichtsrecht 
der Gerichte begründet, es ſind jedoch zugleich der Umfang und die 
Grenzen der Aufficht feſt umriſſen worden. Über dieſen aus der Stif⸗ 
tungsurkunde erſichtlichen Willen des Stifters darf die gerichtliche 
Auſſichtstätigbeit nicht gehen. Das Gericht iſt mangels beſonderer Er⸗ 
mächtigung insbeſ. nicht befugt, wie es hier angeſtrebt iſt, endgültig 
und an Stelle des Prozcher, einen zwiſchen der Stiftungsverwaltung 
und einem Anwärter beſtehenden Streit über die Auslegung der Stif- 
tungsurkunde, den Grad der Beteiligung von Verwandten und über 
die dadurch bedingte Teilnahme an den Einkünften der Stiftung zu 
entſcheiden. Derartige Fragen meilffen vielmehr der an ſich zuläſſigen 
Klarſtellung im ordentlichen Rechtsweg überlaſſen bleiben. In dieſem 
Sinne hat das RG. bereits in dem Beſchl. v. 4. Mai 1903 (JM Bl. 
1903, 235 ff.) entſchieden. Hiervon abzuweichen beſteht kein Anlaß. 

(KG., Beſchl. v. 9. Dez. 1932, 1a X 1457/32.) 
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mittlung durch das männliche oder das weibliche Geſchlecht beruht. 
Entſprechend beſtimmt ſich der Kreis der zur Nutzung der Stiftung 
Berechtigten bei Familienſtiftungen, es ſei denn, daß der Stifter, 
deſſen Wille in erſter Linie für die Umgrenzung feiner Stiftung 
maßgebend zu ſein hat, den Kreis der Nutzungsberechtigten enger 
zieht und auf das männliche Geſchlecht oder die agnatiſche Abſtam⸗ 
mung beſchränkt (vgl. 88.36, 37 II 4 AL R.). Dem obigen Beſchluß 
des KG. ift darin nur beizutreten. Auch darin iſt dem Beſchluß frag⸗ 
los beizutreten, daß im vorl. Falle von einem Einſchreiten des 
Staates im öffentlichen Intereſſe keine Rede ſein kann. Was im 
übrigen die Aufſicht über die Familienſtiftungen überhaupt anlangt, 
ſo wird ſie in der Praxis, im Gegenſatz zu der Aufficht über andere 
Stiftungen, als eine mehr oder weniger loſe gehandhabt von dem 
Gedanken aus, daß der Staat, da es ſich bei den Familienſtiftungen 
um reine Privatangelegenheiten der Familie handele, an ihnen kein 
beſonderes Intereſſe habe. In ſolcher Allgemeinheit kann dieſem Ge⸗ 
danken nicht gefolgt werden. Der Staat kann durchaus ein Intereſſe 
bei der Errichtung einer Familienſtiftung haben. Durch das Vor⸗ 
handenſein eines ſolchen Staatsintereſſes wird das nach der Be⸗ 
griffsbeſtimmung des AG BGB. für die Familienſtiftung weſentliche 
zweite Element des „Dienens der Stiftung ausſchließlich für das In⸗ 
tereſſe beſtimmter Familien“ nicht beſeitigt. Der Begriff dieſes 
Dienens im „ausſchließlichen“ Intereſſe beſtimmter Familien, kann 
nur dahin verſtanden werden, daß das unmittelbare Genußrecht an 
den Reineinkünften der Stiftung ausſchließlich Mitgliedern einer 
beſtimmten Familie zukommt (JW. 1932, 3774 Anm.). Daran kann 
auch die Bemerkung der Motive zum Art. 1 ABB. für die Be⸗ 
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2. 8 866 Abſ. 3 ZPO. Die Eintragung einer Zwangs 
ſicherungshypothek für Steuerforderungen bringt keine 
Hypothek zur Entſtehung, wenn die Steuerforderung nur 
zuſammen mit den im Vollſtreckungstitel als ſolche be⸗ 
zeichneten Zinſen und Koſten den Betrag von 500 AH 
überſteigt. 

Auf Antrag des beſchwerdeführenden Fina. wurden im 
Grundbuch wegen eines vollſtreckbaren Geſamtbetrages von 
535,54 Ke Zwangshyp. eingetragen, und zwar auf dem Grund⸗ 
ſtück Nr. 8 des Beſtandverzeichniſſes wegen eines Teilbetrages von 
270 e und auf Nr. 9 des Beſtandsverzeichniſſes wegen eines 
Teilbetrages von 265,54 RA „Steuern und Kosten“ unter Be⸗ 
zugnahme auf den Eintragungsantrag des Fin A. Dem Antrage 
des Fin A. war die Abſchrift eines Rückſtändeblattes beigefügt, 
nach deſſen Inhalt die geficherten Beträge ſich zuſammenſetzen aus 
Einkommenſteuer mit Verzugszuſchlägen von insgeſamt 500 f 
und im übrigen aus Zinſen, Mahngebühren und Beitreibungs⸗ 
gebühren. 2 
Auf die gegen die Eintragung von der Grundſtückseigen⸗ 
tümerin erhobene Beſchw. wies das LG. das GBA. zur Eintra⸗ 
gung eines Amtswiderſpruchs an. Der angeordnete Widerſpruch 
iſt eingetragen. Gegen die LGeEntſch. iſt vom Fin A. N. weitere 
Beſchw. erhoben. Dieſe iſt mit dem Ziel auf Loſchung des Wider⸗ 
NE zuläffig (RG. 70, 234); KG. 38 A 276), aber nicht 
egründet. 

Ein Amtswiderſpruch aus 8 54 Abſ. 1 S. 1 G80. fest 
voraus, daß die betr. Eintragung unter Verletzung geſetzlicher 
Vorſchr. vorgenommen, und daß durch ſie das Grundbuch unrichtig 
nes iſt. Ohne Rechtsirrtum hat das LG. beide Vorausſetzun⸗ 
gen bejaht. 

Ein Amtswiderfpruch käme allerdings nicht in Frage, wenn 
die Eintragung inhaltlich unzuläſſig wäre, weil inhaltlich un⸗ 
zuläffige Grundbuchemtragungen im Rechtsſinne als nicht vor⸗ 
handen gelten, alſo nicht geeignet ſind, das Grundbuch unrichtig 
zu machen. Das LG. hat ohne Rechtsverſtoß angenommen, daß die 
vorl. Eintragung inhaltlich zuläſſig iſt. Eihe Br unzulajfige 
Eintragung liegt insbeſ. dann vor, wenn aus dem Eintragungs⸗ 
vermerk allein oder i. Verb. m. einer zuläſſigerweiſe in Bezug ge⸗ 
nommenen Bewilligung (88 874, 1115 BGB.) zu erſehen iſt, daß 
die Eintragung ein der grundbuchlichen Verlautbarung überhaupt 
nicht fähiges Recht oder ein grundſätzlich eintragbares Recht nicht 
mit dem geſetzlich gebotenen oder erlaubten Inhalt wiedergibt 
(RG. 88, 83; 113, 229 2) JFG. IV, 3). Einer in bezug ge⸗ 
nommenen Eintragungsbewilligung ſtehen vom Geſichtspunkt der 
inhaltlichen Unzulaſſigkeit diejenigen Eintragungsunterlagen gleich, 
die bei den ohne Bewilligung erfolgenden Eintragungen die Be⸗ 
willigung erſetzen, alſo bei Zwangshyp. der vollſtreckbare Schuld⸗ 
titel und bei Eintragungen, die gem. § 39 0 auf Erſuchen 
von Behörden erfolgen, das maßgebliche Erſuchen (Güthe⸗ 
Triebel, 5. Aufl. § 50 Anm. 3). Die von den Steuerbehörden 
zwecks Eintragung von Zwangshyp. zur Sicherung vollſtreckbarer 
Steuerforderungen an das GBA. gerichteten Erklärungen find 1. S. 
der G80. als Erſuchen gem. § 39 daſelbſt zu behandeln, auch 
wenn ſie von der Vollſtreckungsbehörde, wie hier, als „Antrag“ 
bezeichnet werden (JFG. VII, 397; HochſtßtRſpr. 1930 Nr. 1976 
und 1931 Nr. 1354). 


gründung einer unterſchiedlichen Behandlung der „reinen Familien⸗ 
ſtiftungen“ von anderen Stiftungen nicht irre machen, „daß bei den 
reinen Familienſtiftungen in allen Fällen der Zweck ein gleichartiger 
ſei und einen Widerſtreit gegen das öffentliche Intereſſe ausſchließe“. 
Dieſe Bemerkung iſt zu weitgehend. Mögen die Grenzen für den In⸗ 
halt der ſtaatlichen Aufſicht bei den Familienſtiftungen auch noch ſo 
eng gezogen werden, ſo beſteht doch kein Zweifel darüber, daß im 
Wege der Auſfſicht auch in eine Familienſtiftung von ſeiten des Staates 
eingegriffen werden kann, wenn eme drohende Gefährdung des 
öffentlichen Intereſſes es erfordert, wie dies auch in dem obigen Be⸗ 
ſchluß des KG. v. 3. Juli 1914 (Kc J. 46, 10115.) bejaht wird. Da⸗ 
mit ift aber anerkannt, daß auch eine Familienſtiftung in Widerſtreit 
mit dem öffentlichen Intereſſe geraten könne (vgl. hierzu die oben 
angezogene Begründung zum Entwurf eines Geſetzes über Familien⸗ 
fideikommiſſe und Familienſtiftungen). Eine Stiftung kann danach 
auch eine Familienſtiftung fein, wenn an ihrer Errichtung ein öffent⸗ 
liches Intereſſe beſteht und bei ihrer Errichtung dafür geſorgt wird, 
daß durch der Stiftung anferlegte Beſchränkungen in ihrer Verwal⸗ 
tung einem Widerſtreit mit dieſem öffentlichen Intereſſe vorgebeugt 
wird. So iſt die Rechtslage z. B. bei den durch die Geſetzgebung betr. 
die Auflöſung der Familienfideikommiſſe im öffentlichen Intereſſe von 
der Staatsbehörde errichteten ſog. Auflöſungsſtiftungen (vgl. Kübler: 
JW. 1931, 3478 ff.). Dieſer Rechtslage tiefer nachzugehen würde 
aber hier zu weit führen und muß einer Unterſuchung a. a. O. vor⸗ 
behalten bleiben. ö 
Wirkl. Geh. OR. Min Direktor i. R. Dr. E. Kübler, Berlin. 


1) JW. 1909, 143. 2) JW. 1926, 2429. 
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Wäre die im Eintragungsvermerk enthaltene Bezugnahme auf 
den Eintragungsantrag des Fin A. hier als eine ſolche i. S. der 
88 874, 1115 BGB. hinſichtlich der in dem Rückſtändeblatt enthal⸗ 
tenen Aufſtellung aufzufaſſen und mithin deſſen Inhalt als Ein⸗ 
tragungsbeſtandteil anzuſehen, ſo wäre die Eintragung inſofern 
inhaltlich unzuläſſig, als aus ihr erſichtlich wäre, daß entgegen 
der Vorſchr. des § 866 Abſ. 3 i. Verb. m. § 4 ZPO. eine Voll⸗ 
ſtreckungshyp. für Forderungen eingetragen ſei, die ohne Neben⸗ 
leiſtungen insgeſamt nicht mehr als 500 K ausmachten. Da 
aber inhaltliche Unzuläſſigkeit einer Eintragung nur dann an⸗ 
zunehmen iſt, wenn jede Möglichkeit einer Ausle Eu i. S. einer 
zuläſſigen Eintragung fehlt (RG. 113, 229°) = Sie LD e e 
die geſicherten Forderungen hier außerdem nicht nur dem Betrage, 
ſondern auch dem Grunde nach „Steuerforderungen und Koſten“ 
bezeichnet ſind, kann jedoch davon ausgegangen werden, daß die 
Bezugnahme im Eintragungsvermerk lediglich als Hinweis auf den 
Antrag als verfahrens rechtliche Veranlaſſung, 
nicht dagegen als eine Ergänzung des Eintragungsinhalts i. S. 
der 85 874, 1115 BGB. gemeint iſt und gedeutet werden kann. 

Auch gegenüber den behördlichen Eintragungserſuchen i. S. 
des 839 GBO. hat nach anerkannter Rſpr. (OLG. 5, 458; KGJ. 
20 A 111; 25 A 176; 33 A 301; JFG. 7, 397, 400) das GBA. 
zu prüfen, ob die Vorſchr. des § 866 Abſ. 3 i. Verb. m. §4 ZPO., 
wonach die Eintragung einer Zwangshyp. nur wegen einer 
500 H überſteigenden Forderung zuläſſig iſt, der Eintragung 
entgegenſteht (Güthe⸗ Triebel, GB., 5. Aufl., § 39 
Anm. 51 Abſ. 3). Nach 8 866 Abſ. 3 ZPO. findet hinſichtlich der 
Berechnung des Vollſtreckungsbetrages die Vorſchr. des 84 3PO. 
entſprechende Anwendung. Nach dieſer bleiben bei der Berechnung 
Zinfen und Koſten unberückſichtigt, wenn ſie als N en 
geltend gemacht find. Auf die Vollſtreckungsvorſchr. des 8 866 Ab. 3 
3PO. angewendet, folgt hieraus, daß bei Prüfung der Inne⸗ 
haltung des Mindeſtbetrages der Vollſtreckungsforderung Zinſen 
und Koſten dann nicht in Betracht kommen, wenn ſie ausweislich 
des Vollſtreckungstitels als Nebenleiſtungen zugeſprochen ſind 
(Stein⸗Jonas, ZRO., 8866 IV; OLG. 6, 407); das Letz⸗ 
tere iſt jedenfalls dann der Fall, wenn die Zinſen und Koſten 
in dem Vollſtreckungstitel ſelbſt als ſolche bezeichnet ſind, denn da⸗ 
durch iſt ihre rechtliche Abhängigkeit von dem zugeſprochenen Haupt⸗ 
anſpruch deutlich gekennzeichnet. Vollſtreckungstitel iſt bei Steuer⸗ 
forderungen das ſog. Leiſtungsgebot, d. h. die Verfügung der 
Steuerbehörde, durch die der Schuldner zur Bewirkung der Steuer⸗ 
leiſtung aufgefordert wird, und deren Bekanntgabe an den Schuld⸗ 
ner eine — vom GBA. nicht nachprüfbare (JFG. 7, 297) — Vor⸗ 
ausſetzung für den Beginn der Vollſtreckung iſt (§ 326 Abſ. 4 
RAbgoO. f. d. Faſſ. v. 22. Mai 1931 (RG Bl. I, 161); 8 9 BeitreibO. 
v. 23. Juni 1923: RMin®l. 595). Zinſen, Koſten und andere 
Nebenleiſtungen können nach 8 11 Abſ. 3 BeitreibO. ohne vor⸗ 
heriges Leiſtungsgebot mit der Hauptforderung beigetrieben wer⸗ 
den. Die Höhe dieſer Nebenleiſtungen erfährt die Vollſtreckungs⸗ 
behörde durch die ihr von der Kaſſe gem. §§ 15 ff., 21 ff. Bei⸗ 
treibO. zu übermittelnden Mahnzettel und Rückſtändeblätter. 

Im vorl. Falle iſt, wie oben ausgeführt wurde, aus dem 
in dem Eintragungsantrage in bezug genommenen Rückſtändeblatt 
zu erſehen, daß in dem zur Vollſtreckung ſtehenden Forderungs⸗ 
betrage von insgeſamt 535,54 , ſchon an Zinſen, Mahnkoſten 
und Beitreibungsgebühr insgeſamt 35,54 K enthalten find, fo daß 
ohne dieſe Poſten ein Vollſtreckungsbetrag von nur 500 AA 
übrig bleibt. Da nach 8866 Abſ. 3 ZPO, für die Zuläſſigkeit 
der Eintragung von Zwangshyp. ein Betrag von mehr als 
500 e erfordert wird, kann unerörtert bleiben, ob auch die ſog. 
Verzugszuſchläge (vgl. VO. v. 22. Jan. 1932 [RGBl. I, 4250 
als Nebenleiſtungen i. S. der RAbgO. und des § 866 Abſ. 3 ZPO. 
anzuſehen ſind. Fehlt es an einem die Eintragung einer Zwangs⸗ 
hyp. verfahrensrechtlich ermöglichenden Mindeſtbetrage, jo kann 
eine Zwangshyp. weder auf einem einzelnen Grundſtück, noch auf 
mehreren Grundſtücken gem. § 867 Abſ. 2 ZPO. in Höhe der vom 
Glaubiger beſtimmten Teilbeträge eingetragen werden. Die hier 
auf den Grundſtücken Nr. 8 und 9 vorgenommenen Eintragungen 
find alſo unter Verletzung der Vorſchr. der SS 866 Abſ. 3 ZPO., 
§ 39 GBO. erfolgt. 

Da bei einer Zwangshyp. der vollſtreckbare Titel, wie bei 
der freiwillig beſtellten Hyp. die Einigung, neben der Eintragung 
ein materiell rechtliches Erfordernis für die Entſtehung der Hyp 
bildet (Güthe⸗Triebel, G., 5. Aufl., 8 19 Anm. 108), 
kann eine ſolche nicht entſtehen, wenn es an einem nach dem Geſetz 
zu ihrer Begr. geeigneten Vollſtreckungstitel fehlt, alſo insbeſ. 
dann nicht, wenn der Titel über eine Hauptforderung von nicht 
mehr als 500 .2.#% lautet. Durch die Eintragung iſt alſo das 
Grundbuch unrichtig geworden. 

(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 26. Jan. 1933, 1 X 886/32.) 
Mitgeteilt von KR. Dr. Karge, Berlin, 


5) JW. 1926, 2429. 


Kechtsentſcheide in Miet⸗ und pachtſchutzſachen. 


Berichtet von KR. Dahmann, Berlin. 


1. 1. Der RE. v. 1. Dez. 1932, 17 V 29/32, wonach die 
Pr VO. v. 9. Sept. 1923 über die anderweitige Feſtſetzung 
von Geldbezügen aus Altenteilsverträgen auch auf Geld- 
bezüge Anwendung findet, die nach der Feſtigung der Mark 
vereinbart worden ſind, wird aufrechterhalten. 

2. Auf Grund der erwähnten VO. kann auch eine 
Herabſetzung der Geldbezüge erfolgen. 

3. Die BD. findet auch auf ſolche Geldleiſtungen An- 
wendung, die nach ihrem Inkrafttreten aufgewertet ſind. 
Beſteht Streit darüber, ob oder in welcher Höhe die Auf- 
wertung erfolgt iſt, dann iſt fo zu verfahren, wie § 25 Pr⸗ 
PachtſchO. es für Pachtſchutzſachen vorſchreibt. 

4. Die VO. findet auch für und gegen den Erwerber 
des mit dem Altenteil belaſteten Grund ſtücks Anwendung. 

I. Im RE. v. 1. Dez. 1932, 17 Y 29/32 (IM Bl. 1933, 25; 
JW. 1933, 706; Landwpachtbetr. 1933, 20) iſt ausgeſprochen: Die 
PrVO. v. 8. Sept. 1923 über die anderweitige Feſtſetzung von Geld⸗ 
bezügen aus Altenteilsverträgen findet auch auf Geldbezüge An⸗ 
wendung, die nach der Feſtigung der Mark vereinbart worden ſind. 
Zur Begr. dieſes Rechtsſatzes iſt ausgeführt, daß der Zweck des Ge» 
ſetzes zwar unzweifelhaft darin beſtand, den Altſitzer vor der Geld⸗ 
entwertung zu ſchützen, wie dies im Hinblick auf die zur Zeit des 
Erlaſſes des Geſetzes, 18. Aug. 1923, fortgeſchrittenen Geldent⸗ 
wertung gar nicht anders fein konnte, daß das RGeſ. und die dieſem 
entſprechende PrVoO. ſich eine Beſchränkung auf dieſen Zweck aber 
nicht zu eigen gemacht haben und daß es ſich dabei nicht anders 
verhält, als bei anderen Vorſchr., die die Aufw. vor dem allge⸗ 
meinen Aufw®. für Sonderrechtsgebiete vorgenommen haben, insbe]. 
dem NMiet®. und der PachtſchO., für die der Wechſel des Zweckes 
des Näheren dargelegt worden iſt. Das KG. hat daher den ur⸗ 
ſprünglichen Zweck des Geſetzes nicht überſehen, es vermag ihm aber 
trotz der Bedenken des LG. ausſchlaggebende Bedeutung nicht bei» 
zumeſſen. Es wird hierin dadurch beſtärkt, daß der Geſetzgeber trotz 
Kenntnis des RE. die VO. nicht aufgehoben hat, alſo offenbar mit 
dem aufgeſtellten Rechtsſatz einverſtanden iſt. Der RE. iſt daher auf⸗ 
recht zu erhalten. 

II. Der Zweck der VO. v. 8. Sept. 1923 geht nur dahin, 
es zu ermöglichen, daß die in Geld ausbedungenen Altenteils⸗ 
leiſtungen bei Veränderung der Verhältniſſe dieſen entſprechend nach 
Billigkeit auderweitig feſtgeſetzt werden können. Die Berückſichtigung 
der Billigleit kann, je nachdem ſich die Verhältniſſe zuungunſten 
des Altfigers oder des Altenteilsgebers verändert haben, eine Er⸗ 
höhung oder eine Herabſetzung der Geldbezüge begründen. Maß⸗ 
gebend muß auch hier der im Preuß. Geſ. über das Bäuerliche Erb⸗ 
hofrecht, insbeſ. 8 19, zum Ausdruck gelangte deutſche Rechtsgedauke 
ſein, daß „unter billiger Berückſichtigung der Verhältniſſe der Bes 
teiligten ſo“ zu entſcheiden iſt, „daß der Hof“ — und bei den mit 
einem Altenteil belaſteten Grundſtücken handelt es ſich in der 
Hauptſache um ländliches Grundeigentum — „bei Kräften bleibt“. 
Daher hätten auch ſchon während der Geldentwertung keine Bedenken 
beſtanden, bei einem weſentlichen Rückgang der Erträge des Grund⸗ 
ſtücks Geldbezüge zu ermäßigen. Auf Grund der VO. kann ſomit 
auch eine Herabſetzung der Geldbezüge aus Altenteilsverträgen er⸗ 
folgen. Dem ſteht keineswegs 84 VO. entgegen, der Beſt. über eine 
Erweiterung der dinglichen Sicherung der Altenteilsforderung trifft. 
Denn es iſt ſehr wohl denkbar, daß auch dieſe Vorſchr. jetzt noch 
zur Anwendung kommt, nämlich dann, wenn für einen Altſitzer, 
der ſich die Geldbezüge zur Zeit des grundſtürzenden Niederganges 
der Landwirtſchaft ausbedungen hat, nach Eintritt beſſerer Ver⸗ 
hältniſſe die Geldbezüge unzureichend geworden find, und daher die 
Billigkeit ihre Erhöhung erfordert. Gerade der geſellſchaftliche (ſo⸗ 
ziale) Gedanke der VO. verbietet es, fie einſeitig zugunſten eines 
der beiden Teile anzuwenden. Es kann daher auf Grund der BO. 
auch eine Herabſetzung der Geldbezüge erfolgen. 

III. Die Geldbezüge aus Altenteilsverträgen unterliegen der 
VO. v. 8. Sept. 1923 ohne Rückſicht darauf, wann ſie vereinbart 
worden ſind, wie zu I. ausgeführt iſt. Dabei kann es keinen Unter⸗ 
ſchied machen, ob es ſich um die urſprüngliche Vereinbarung oder 
eine ſpätere Abänderung handelt, ob dieſe Anderung durch Vertrag 
oder durch eine Entſch. erfolgt iſt. Denn auch letztere ift Vertrags⸗ 
inhalt geworden. Ein der Billigkeit widerſprechender Vertragsinhalt 
ſoll aber nach Maßgabe der VO. der Abänderung unterliegen. 

Beſteht Streit darüber, welches der Vertragsinhalt iſt, deſſen 
Abänderung begehrt wird, ſo iſt dies ein Streit, den endgültig nur 
das ordentliche Gericht entſcheiden kann. Denn nur der Vertragsinhalt 
wird durch die Entſch. des Altenteilsgerichts abgeändert, der dieſem 
zur Abänderung unterbreitet war. Daher entſcheidet, wenn bürger⸗ 
lich-rechtliche Folgerungen aus dem Beſchluſſe des Altenteilsgerichts 
gezogen werden, das ordentliche Gericht darüber, ob der beſtehende 
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Vertrag von der Anderung erfaßt worden iſt. Das KGG. hat 
dieſer Abgrenzung der Zuſtändigkeit der verſchiedenen Stellen 
Einfügung des § 25 durch die PrPachtſchO. v. 30. Sept. 1925 
Schluß gezogen, daß das PEN. bei Streit über den Beſtand 
Vertrages vom Vortrage des Antragſtellers auszugehen habe. Nach 
825 PrpachtſchO. v. 30. Sept. 1925, der in der PachtſchO. v. 
19. Sept. 1927 unverändert geblieben iſt, ſind die Beteiligten bei 
Streit über den Beſtand des Vertrages zunächſt an das ordentliche 
Gericht zu verweiſen und iſt deſſen Entſch. abzuwarten; nur dann, 
wenn binnen der vom PEN. geſetzten Friſt das ordentliche Gericht 
nicht angerufen ift, iſt vom Vortrage des Antragſtellers auszugehen. 
Da die PrVO. v. 8. Sept. 1923 über die anderweitige Feſtſetzung 
von Geldbezügen aus Altenteilsverträgen in 87 nur einige Beſt. 
der Prpachtſcho. v. 27. Sept. 1922 für entſprechend anwendbar 
erklärt, kann 825 Prpachtſcho. v. 30. Sept. 1925 nicht auf 
Grund der Anordnung des $7 Anwendung finden. Der in 8 25 
zum Ausdruck gebrachte Rechtsgedanlte iſt aber, da er eine weſent⸗ 
liche Verfahrensvorſchr. enthält, die VO. v. 8. Sept. 1923, das 
Verfahren zur Abänderung von Altenteilsgeldleiſtungen dem Verfahren 
auf Abänderung der Leiſtungen aus einem Pachtvertrage tunlichſt 
angleichen wollte, die Vorſchr. auch zur Vermeidung überflüſſiger 
Verfahren beiträgt, entſprechend anzuwenden. Beſteht daher Streit, 
ob und in welcher Höhe dem Altſitzer Geldbezuge aus Altenteils⸗ 
verträigen zuſtehen, insbeſ. ob und in welcher Höhe ihre Aufw. 
erfolgt iſt, ſo hat das Altenteilsgericht ebenſo zu verfahren, wie es 
im 825 PrpachtſchO. für das PEN. und das LG. vorgeſchrieben iſt. 

IV. Der urſprüngliche Zweck der VD. v. 8. Sept. 1923 war 
der Schutz des Altſitzers nach Veräußerung des Grundſtücks. Wäre im 
Herbſt 1923 ein Eigentumswechſel an einem mit einem Altenteil 
belaſteten Grundſtück erfolgt, ſo dürfte kein Bedenken gegen die 
Anwendbarkeit der VO. erhoben worden fein. Denn die 
fordert nur, daß die Geldbezüge in einem Altenteilsvertrage verein⸗ 
bart worden ſind, der mit der Überlaſſung eines Grundſtücks in 
Verbindung ſteht. Daß die Geldentwertung fortgefallen iſt, hat hieran 
nichts geändert. Auch nach dem allein in der VO. zum Ausdruck 
gelangten Zweck iſt es nicht anders. Denn einerſeits iſt Voraus⸗ 
ſetzung der Anwendung der VO. nur, daß der Altenteilsvertrag mit 
der Überlaffung eines Grundſtücks in Verbindung ſteht, und anderer⸗ 
ſeits bedürfen auch im Verhältniſſe des Rechtsnachfolgers des Alten⸗ 
teilsgebers zum Altſitzer entſtandene Unbilligkeiten, die durch eine 
Veründerung der Verhältniſſe herbeigeführt worden ſind, eines billigen 
Ausgleichs. Daran ändert es auch nichts, wenn das Altenteil vom 
Grundſtückserwerber in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen 
worden iſt. Denn die Übernahme eines Altenteils iſt von der Über⸗ 
nahme der Verpflichtung zur Zahlung eines Geldbetrages nach ihrer 
Art und Dauer weſentlich verſchieden, ſelbſt dann, wenn zur Ge⸗ 
währung des Altenteils die Leiſtung von Geldbezügen gehört. Es iſt 
deshalb unerheblich, daß die Perſon des Altenteilsgebers gewechſelt 
hat, wenn nur der Altenteilsvertrag ſelbſt mit der Überlaffung eines 
Grundſtücks in Verbindung geſtanden hat. Die VO. findet daher auch 
für und gegen den Erwerber des mit dem Altenteil belaſteten Grund⸗ 
ſtucks Anwendung. 


(KG., 17. ZivSen., RE. v. 29. April 1933, 17 Y 14/33.) 
E 


2. 8 2 PrPachtſchd. Die Vereinbarung einer Ge⸗ 
treidepacht oder einer Getreidewertpacht ſchließt die an⸗ 
derweite Feſtſetzung des Pachtzinſes gemäß § 2 PrPacht- 
ſchO. nicht aus. 

Im RE. v. 29. März 1923, 17 Y 5/23 (JJ. ErgBd. 1, 37; 
JW. 1924, 826; 28. 1923, 573; OS Rſpr. 43, 110; PrVerwBl. 
45, 25; Recht 1923 Nr. 1324; Ztſchr. f. Agrar⸗ u. Waſſerrecht 
1922/23, 324) hat das KG. ausgeſprochen: Die Vereinbarung einer 
Naturalpacht ſchließt eine ſpätere Anderung des Pachtzinſes gemäß 8 2 
Abſ. Ib Prpachtſcho. wegen einer offenbaren ſchweren Unbilligkeit 
nicht aus. Dieſem Rechtsſatz lag die Faſſung der PrPachtſchO. v. 
27. Sept. 1922 zugrunde. Dieſe ordnete die Zuläſſigkeit anderweiter 
Feſtſetzung der Leiſtungen an, die „unter den veränderten wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen nicht mehr gerechtfertigt ſind“, „wenn und inſo⸗ 
weit ſich die Beibehaltung der Beſt. des Vertrages entweder als Aus⸗ 
beutung der Notlage oder unter Berückſichtigung der veränderten wirt⸗ 
schaftlichen Verhältniſſe offenbar als eine ſchwere Unbilfigkeit darſtellt, 
oder wenn und inſoweit ſie zur Folge hätte, daß der eine oder der 
andere Teil in wirtſchaftliche Not gerät“. 82 Prpachtſchd. v. 
19. Sept. 1927 begrenzt demgegenüber die anderweitige Feſtſetzung der 
Leiſtungen dahin, „ſoweit dies der Billigkeit entſpricht“, enthält alſo 
eine weniger weitgehende Anforderung an den Grund der Leiſtungs⸗ 
änderung und laßt dieſe in weiterem Umfange zu, da das Erfordernis 
der Vermeidung einer ſchweren Unbilligkeit durch das der Billigkeit 
erſetzt worden iſt. Was im genannten RE. zur Begründung des 
Rechtsſatzes ausgeführt iſt, gilt daher erſt recht für die Beurteilung der 
Rechtsfrage nach der jetzt geltenden Pachtſchd. 

Zunächſt iſt zu beachten, daß in 8 2 nicht unterſchieden wird, ob 
der zur Nachprüfung geſtellte Pachtzins ein Geldzins, ein Getreidezins 
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oder ein Getreidewertzins iſt, ob er als ein feſtes oder ein gleitendes 
Entgelt vereinbart iſt. Die Geltung eines Getreidezinſes hindert alſo 
nach dem Wortlaut der Beſt. eine Anderung der Vertragsleiſtungen 
und damit auch eine Herabſetzung des Pachtzinſes grundſätzlich nicht. 
Weiter kann die Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe die 
wirtſchaftliche Lage ſo verſchoben haben, daß zwiſchen dem vereinbarten 
und dem angemeſſenen Pachtzins ein derartiger Unterſchied beſteht, 
daß die Aufrechterhaltung des vereinbarten Pachtzinſes der Billigkeit 
widerſpricht. Dies kann bei einer Getreide⸗ oder Getreidewertpacht 
grundſätzlich ebenſo der Fall ſein wie bei einer Geldpacht. Durch die 
Vereinbarung eines Getreidezinſes oder eines Getreidewertzinſes it 
zwar ein gleitender Pachtzins eingeführt, da der Wert des Getreides 
Wandlungen unterliegt. Dieſe Wertänderungen brauchen aber keines⸗ 
wegs mit der Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe Schritt 
zu halten und tun dies auch nicht. Bei dieſer Verſchiebung der Lei⸗ 
ſtungen iſt zwar zu beachten, daß eine Leiſtungsänderung nach 8 2 
unzuläſſig iſt, ſolange der Einfluß der veränderten allgemeinen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe auf das Wertverhältnis der Vertragsleiſtungen 
nicht über die Grenzen des Riſikos hinausgeht, das nach der allge⸗ 
meinen Auffaſſung zur Zeit der maßgebenden Vereinbarung mit dem 
Vertragsſchluß verbunden war oder darüber hinaus von dem Antrag⸗ 
ſteller damals bewußt übernommen worden ift, wie im NE. v. 19. Dez. 
1931, 17 T 52/31 (IF. Erg Bd. 11, 181; HochſtRRſpr. 1932, 2162; 
KGGBl. 1932, 84; Landw. Pachtbetrieb 1932, 50; R.⸗ u. PrVerw⸗ 
Bl. 1932, 637; Verpächter 1932, 16) ausgeſprochen iſt. Aber auch 
unter Berückſichtigung dieſes vom Pächter zu tragenden Riſikos kann 
immer noch die Veranderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe die Ver⸗ 
änderung des Getreidewertes derart überragen, daß eine anderweitige 
Feſtſetzung der Leiſtungen des Pächters der Billigkeit entſpricht. Da⸗ 
her ſchließt die Vereinbarung einer Getreide⸗ oder Getreidewertpacht 
die anderwettige Feſtſetzung der Leiſtungen nach 8 2 PrpachtſchDO. 
nicht aus. 

Iſt hiernach möglich, daß der vereinbarte Pachtzins trotz des 
Gleitens des Getreidewerts und trotz des vom Pächter im Vertrage 
übernommenen Riſikos der Billigkeit nicht mehr entſpricht, ſo bleibt 
es natürlich der Prüfung im Einzelfalle vorbehalten, ob die Verſchie⸗ 
bung des Verhältniſſes der beiderſeitigen Leiſtungen derart iſt, daß 
eine Leiſtungsänderung erforderlich wird, ob alſo die ſämtlichen Vor⸗ 
aussetzungen des § 2 PrpachtſchO. vorliegen. 

(AG., 17. Ziv Sen., RE. v. 29. April 1933, 17 X 7/38.) 
* 


3. 8 2 PrRadtihd. Iſt nach dem Pachtvertrage ein 
Pacht zins in der von dem Landwirtſchaftsminiſter für die 
Preuß. Domänen zu beſtimmenden Höhe zu zahlen und 
hat der Miniſter die Beſtimmung für ein Pachtjahr ge⸗ 
troffen, fo iſt bei der Prüfung der Vorausſetzungen für 
die Abänderung der Leiſtungen nach 82 PrPachtſchO. von 
dem Pachtvertrage auszugehen mit der Maßgabe, daß er 
bel 10 Pachtjahr den durch den Minifter beſtimmten In⸗ 

alt hat. 


Bei der Prüfung der Frage, ob die Vorausſetzungen für eine Ab⸗ 
änderung der Leiſtungen wegen Veränderung der allgemeinen wirt⸗ 
schaftlichen Verhältniſſe nach 8 2 Prpachtſchd). gegeben find, iſt von 
dem letzten Abkommen der Vertragsteile über die Leiſtungen auszu⸗ 
gehen, wie im RE. v. 22. Dez. 1926, 17 * 103/26 (JFG. Erg Bd. 6, 
139; IM Bl. 1927, 147; JW. 1927, 807; Ztſchr. f. Agrar- u. 
Waſſerrecht 8, 70; KOST. 1927; 80; Jurgidſch. 1928 Nr. 134; Pr⸗ 
VerwBl. 49, 155; Verpächter 1927, 34; Ztſchr. des Reichsbundes 
landwirtſchaftlicher Verpächter 1927, 33) ausgeſprochen und begründet 
iſt. Der Rechtsſatz iſt zwar für die PrpachtſchO. v. 30. Sept. 1925 
aufgeſtellt worden; für die PrPachtſcho. v. 19. Sept. 1927 hat ſich 
aber die Rechtslage nicht geändert, da $ 2 unverändert geblieben iſt. 
Als ein derartiges neues Abkommen über die Leiſtungen iſt es nach 
dem NE. v. 20. Febr. 1928, 17 Y 16/30 (JFG. ErgBb. 7, 224; 
IM Bl. 1928, 216; JurgRdſch. 1928 Nr. 1302; Itſchr. f. Agrar⸗ u. 
Waſſerrecht 10, 260; PrVerwrl. 49, 660, KBl. 1928, 77; Ver⸗ 
pächter 1928, 41; Der landwirtſchaftliche Pachtbetrieb 1928, 72), an⸗ 
zuſehen, wenn in einen beſtehenden Pachtvertrag ein neuer Pächter 
unter Ausſcheiden des bisherigen eingetreten iſt, nicht aber, wenn 
ein Mitpächter neben den erſten Pächter in den Pachtvertrag einge⸗ 
treten ift (ogl. den RE. v. 12. April 1930, 17 1 16/30 (JFG. Erg⸗ 
Bd. 10, 209; JW. 1931, 2647; HöchſtRRſpr. 1930 Nr. 1998; KG⸗ 
Bl. 1930, 135; Der landwirtſchaftliche Pachtbetrieb 1930, 111; R. 
u. PrVerwBl. 1930, 553; Verpächter 1930, 106]). 

Diefe Rſpr. iſt in dem Zweck und Inhalt des 8 2 Prpachtſch VO. 
begründet. § 2 läßt eine anderweitige Feſtſetzung der Leiſtungen zu, 
wenn ſie unter den veränderten allgemeinen wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen nicht mehr gerechtfertigt ſind, wenn alſo nach der Übernahme 
der Verpflichtungen beſtimmte Umſtände eingetreten ſind, die das 
Wertverhältnis von Leiſtung und Grgenleiſtung unbillig verſchoben 
haben. Grundſätzlich können deshalb einen Anlaß zur Leiſtungs⸗ 
änderung nur ſolche Ereigniſſe geben, die eingetreten find, nachdem 
der Verpflichtete die Verbindlichkeit aus freier Entſchließung über⸗ 
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nommen hat. Denn bei dem Abſchluß des neuen Abkommens, zu dem 
der Beteiligte nicht genötigt war, konnte er die bis dahin eingetre⸗ 
tenen wirtſchaftlichen Veränderungen ſelbſt berückſichtigen. 

Iſt nun im urſprünglichen Vertrage oder in einem Nachtrags⸗ 
abkommen vereinbart, daß der Pachtzins in der von dem Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſter für die preußiſchen Domänen beſtimmten Höhe zu 
zahlen iſt, und hat der Miniſter die Beſt. für ein Pachtjahr getroffen, 
ſo beruht die rechtliche Bindung der Vertragsteile ſchon auf der Ver⸗ 
einbarung und nicht erſt auf der ſpäter eingetretenen Beſt. durch den 
Miniſter. Bis zur Vereinbarung konnten die Vertragsteile die Ande⸗ 
rung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſelbſt berückſichtigen; die ſeit der 
Vereinbarung bis zur Beſtimmung der Höhe des Pachtzinſes für die 
Domänen eingetretenen Anderungen Konnten ſie aber nicht ſelbſt be⸗ 
rückſichtigen. Denn dieſe Bet. erfolgte unabhängig von ihrer Ent⸗ 
ſchließung. Die Beſtimmung der Höhe des Pachtzinſes für die Do⸗ 
mänen iſt auch nicht eine ſchiedsrichterliche Entſch. des LandwMin., 
die nach § 7 PrpachtſchO. zuläſſig wäre. Denn Vorausſetzung für 
eine ſolche Entſch. iſt, daß fie gerade für das vorl. Pachtverhältnis 
getroffen worden iſt. Dies iſt aber nicht der Fall. Vielmehr ſoll nur 
für das Pachtverhältnis der Beteiligten das maßgebend ſein, was ein 
Dritter, nämlich der LandwMin., in anderen Fällen als maßgebend 
angenommen hat (vgl. RGRKomm. Anm. 1 zu § 317). Die Leiſtung 
des Pächters iſt daher ſchon in dem Vertrage, durch den die Beit. des 
Miniſters als maßgebend verabredet wurde, vereinbart worden und 
war von Anfang an beſtimmbar, und zwar beſtimmbar durch die Be⸗ 
zugnahme auf ein beſtimmtes Ereignis, die ſpäter eingetretene Feſt⸗ 
ſetzung des Pachtzinſes für Domänen. Es liegt hier nicht anders, als 
wenn ein von einem anderen Ereigniſſe, z. B. der Feſtſetzung des 
Roggenpreiſes, abhängiger und ſomit gleitender Pachtzins verein⸗ 
bart iſt. 

Es iſt daher, wenn nach dem Pachtvertrage ein Pachtzins in der 
von dem LandwMin. für die preußiſchen Domänen zu beſtimmenden 
Höhe zu zahlen iſt, und wenn der Miniſter dieſe Beſt. für ein Pacht⸗ 
jahr getroffen hat, bei der Prüfung der Vorausſetzungen für die Ab⸗ 
änderung der Leiſtungen nach 8 2 Prpachtſcho. von dem Pachtver⸗ 
trage auszugehen mit der Maßgabe, daß der Vertrag für das Pacht⸗ 
jahr den durch den Miniſter beſtimmten Inhalt hat. Pachtvertrag i. S. 
dieſes Rechtſatzes iſt der urſprüngliche Vertrag, in dem die Belt. des 
Pachtzinſes nach der Höhe des Pachtzinſes für Domänen vereinbart 
iſt, oder ein Nachtragsabkommen, das den gleichen Inhalt hat oder 
in dem dieſe Beſt. von einem neuen Pächter unter Ausſcheiden des 
bisherigen Pächters übernommen worden iſt. 

Ob die Abhängigkeit der Höhe der Leiſtung von einem ſpäteren 
Ereigniſſe, alſo der Umſtand, daß die Vertragsergänzung durch die 
Bet. des Miniſters erſt i. J. 1932 erfolgt ift, tatſächlich einem An⸗ 
trage auf Leiſtungsänderung gemäß $ 2 die Grundlage entzieht, iſt 
eine andere, nach Lage des Einzelfalles zu beurteilende Frage. Je 
mehr die Beſt. des Miniſters die Vorausſetzungen des § 2 erfüllt, um 
ſo mehr entfällt die tatſächliche Grundlage für den Antrag des Päch⸗ 
ters auf Leiſtungsänderung. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 29. April 1933, 17 Y 13/33.) 
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4. 5 25 PrPachtſchd. Iſt nach dem Pachtvertrage 
ein Pachtzins in der vom Landwirtſchaftsminiſter für die 
preußiſchen Domänen zu beſtimmenden Höhe zu zahlen und 
hat der Miniſter für ein Pachtjahr eine ſolche Beſtimmung 
nicht getroffen, jo hat das PE A. bei einem Streit der Par- 
teien darüber, welcher Pachtzins für dieſes Jahr als ver- 
einbart gilt, nach 8 25 PrPachtſchO. zu verfahren. 

Die Vertragsteile haben vereinbart, daß der im Vertrage be⸗ 
zeichnete Pachtzins in derſelben Höhe zu zahlen ſei, die der Preuß. 
Landwirtſchaftsminiſter für die Zahlung von Pachtzinſen für Domänen 
beſtimmt, daß alſo, wenn z. B. für Domänen nur / des vereinbarten 
Pachtzinſes gefordert wird, dasſelbe zwiſchen den Vertragsteilen gelten 
ſoll. Wenn nun eine derartige Beſt. vom Landwirtſchaftsminiſter nicht 
getroffen iſt und der Streit zwiſchen den Beteiligten darüber beſteht, 
ob oder in welcher Weiſe dieſe fehlende Veit. zu erſetzen ift, fo iſt dies 
ein Streit über den Grund des Anſpruchs i. S. des § 25 Prpachtſchd. 
Nach 325 hat das BEA. den Beteiligten eine Friſt zu ſetzen, 
innerhalb welcher wegen des Beſtehens des Anſpruchs das ordentliche 
Gericht anzurufen iſt. Dieſe Vorſchr. trägt, wie ſchon im Re. v. 
14. Mai 1926, 17 Y 40/26 (Iich. ErgBd. 5, 87; JW. 1926, 
2640; JurRdſch. 1926 Nr. 1511; PrVerwBl. 48, 118; KGBl. 1926, 
77; Ztſchr. des Reichsb. landwirtſchaftl. Pächter 1926, 157; Verpäch⸗ 
ter 1926, 78, Agrar. 7, 340) ausgeführt iſt, nur dem Umſtande 
Rechnung, daß das PE A., dem im weſentlichen nur Entſch. nach 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten übertragen find, bürgerlich⸗rechtliche 
Streitigkeiten nicht endgültig zu entſcheiden hat. Deshalb ſoll durch 
die Friſtſetzung den Beteiligten Gelegenheit gegeben werden, ſolche 
Streitigkeiten vor dem ordentlichen Gericht endgültig auszutragen, 
bevor eine Entſch. des PEA. über Fragen des eigentlichen Pacht⸗ 
ſchutzes ergeht, die je nach dem Ausgange des bürgerlich⸗rechtlichen 
Streites eine verſchiedene praktiſche Bedeutung für die Beteiligten 
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haben muß. Unter Grund des Anſpruchs darf man deshalb im 8 25 
nicht dasſelbe verſtehen, was nach dem Sprachgebrauch, insbeſ. was im 
Bereiche des Zivilprozeſſes darunter begriffen wird (ſo auch Wage⸗ 
mann⸗Marwitz, Pachtſchutzordnung, 4. Aufl., S. 18 Anm. 3 zu 
§ 25), ſondern alle diejenigen Streitigkeiten, die nicht zum eigent⸗ 
lichen Aufgabengebiet des PA. gehören. Darunter fällt insbeſ. 
die Entſch. der Frage, welches die dem Pächter obliegende Leiſtung 
iſt, die uach dem Vertrage als vereinbart anzuſehen iſt, deren Leiſtung 
alſo der Verpächter von ihm fordern könnte, wenn es eine PachtſchO. 
nicht gäbe. Ob auf die Vertragsbeſt. die Vorſchr. der 88 318 oder 
317 BGB. anzuwenden ſind, ob alſo die Leiſtung durch einen Dritten 
oder vom Verpächter zu beſtimmen iſt, und ob das Gericht nach 88 319 
und 315 BGB. dazu berufen ift, im Falle der Unbilligkeit die Beſt. 
der Vertragsleiſtung durch Urteil zu treffen, oder ob keiner dieſer Fälle 
gegeben iſt, kann endgültig und abſchließend nur vom ordentlichen 
Gericht entſchieden werden. Denn wenn auch nach 8 56 PrpachtſchO. 
der Inhalt des rechtskräftigen Beſchl. über den Pachtſtreit unter den 
Beteiligten als Vertragsinhalt gilt, ſo gilt dies doch, wie Wage⸗ 
mann- Marwitz a. a. O. S. 185 zutreffend ausführen, nur inſoweit, 
als das ordentliche Gericht bei der auf Grund des Beſchl. erhobenen 
Bahlungsklage den vom PEN. zugrunde gelegten Sachverhalt hinſicht⸗ 
lich des Beſtehens des Anſpruchs als richtig anerkennt. Zu dieſem 
Sachverhalt gehört aber vor allem auch die Höhe der Leiſtung, wie 
ſie den Pächtern nach den Vereinbarungen des Vertrages obliegt. 
Hieran ändert auch nichts der Umſtand, daß in den Fällen der 88 319 
und 315 BGB. das ordentliche Gericht die Leiſtung des Pächters nach 
der Billigkeit zu beſtimmen hat, denn erſt wenn die Entf. des ordent⸗ 
lichen Gerichts getroffen iſt, ſteht der Vertragsinhalt feſt, von dem das 
PEN. bei der Entſch. über die anderweite Feſtſetzung der Leiſtungen 
auszugehen hat. Wenn aber die Beteiligten über dieſen Vertragsinhalt 
uneinig ſind, wenn alſo z. B. der Pächter beſtreitet, daß die Beſtim⸗ 
mung der Höhe des Pachtzinſes durch den Verpächter ihn nach 8 315 
BGB. binde, da ſie unbillig ſei, ſo liegt ein Streit über den Ver⸗ 
tragsinhalt, von dem das BEN. bei feiner Entſch. auszugehen hat, 
vor, alſo ein Streit über den Grund des Anſpruchs i. S. des 8 25 
PrPachtſchd. In dieſem Falle muß das PEN. nach § 25 verfahren, 
alſo den Beteiligten eine Friſt ſetzen, innerhalb welcher wegen des 
Beſtehens des Auſpruchs das ordentliche Gericht anzurufen iſt, und 
bei fruchtloſem Ablauf dieſer Friſt den Sachvortrag des Antragſtellers 
zugrunde legen. 


(KG., 17. ZivSen., RE. v. 6. März 1933, 17 Y 11/83.) 
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5. 8 29 ff. PrPachtſcho. Gegen eine Entſcheidung des 
PE A. über den Kündigungsſchutz für den Pächter eines land⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſtückes (Kap. 3 Not VO. v. 27. Sept. 
1932) iſt die RBeſchw. an das LG. zuläſſig. 


In Übereinſtimmung mit dem LG. iſt zunächſt die Auffaſſung 
abzulehnen, daß die Vorſchr. über das Verfahren in Angelegenheiten 
der freiw. Gerichtsbarkeit hinſichtlich der Rechtsmittel für Verfahren 
gelten, die vor einem PEN. begonnen haben. Denn der Umſtand, 
daß der Satz 3 innerhalb des Abf. 2 ſteht, und nicht als ſelbſtändiger 
Abſatz den Abſ. 1 u. 2 angefügt iſt, läßt deutlich erkennen, daß Saß 3 
nur für den Fall gelten ſoll, daß PEL. nicht errichtet find. 

Wenn aber im 8 2 Abſ. 1 geſagt iſt, daß das Verfahren vor 
dem PEN. ſich nach den Vorſchr. für Pachtſchutzſachen richtet, fo ent⸗ 
nimmt das LG. dieſer Faſſung den Zweifel, ob nicht damit nur die 
Verfahrensvorſchriften vor dem PEN, alſo in Preußen die 88 15 
bis 28 PrpachtſchO., für anwendbar erklärt werden ſollten. Hierfür 
könnte ſprechen, daß es ſich in den Fällen des Pächterſchutzes gegen 
Räumungsklagen ſtets um ſchleunige Sachen handelt und daß des⸗ 
halb ein Rechtsmittelzug nicht ſtattfinden ſolle. Dem ſteht aber gegen⸗ 
über, daß es ſich in dieſen Fällen im allgemeinen um Sachen handelt, 
die für beide Teile, zum mindeſten aber für den Pächter oft von 
größter Wichtigkeit ſind, in denen es ſich unter Umſtänden ſogar um 
die Exiſtenz des Pächters handeln kann. Ohne der Wortfaſſung 
Zwang anzutun, kann nun unter „Verfahren vor dem PEU.”’ das 
geſamte Verfahrensrecht der Pachtſchd., alſo für Preußen zum min⸗ 
deſten im Umfang des Abſchn. III (Verfahren), das iſt der 88 15 
bis 48 PrpachtſchO., verſtanden werden. Durch die Wortfaſſung 
wird demnach nicht ausgeſchloſſen, auch die Beſt. der PachtſchO. über 
Rechtsmittel im Verfahren über den Pächterſchutz nach der VO. vorn 
27. Sept. 1932 anzuwenden. Die Wichtigkeit der Sachen ſpricht für 
die Zulaſſung der Rechtsmittel. Gleichfalls dafür ſpricht der Umſtand, 
daß die NotVO. im Gegenſatz zu anderen VO., z. B. zur VO. zur 
Durchf. der Mietſenkung v. 15. Dez. 1931 (Art. 4 S. 3), nicht die 
Endgültigkeit der Entſch. des PTA. beſtimmt. Weiter ſpricht dafür 
der Umſtand, daß 8 2 Abſ. 2 dort, wo keine PEX, beſtehen, ohne 
Einſchränkung die Beſt. über das Verfahren in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit für anwendbar erklärt und damit die 
Veſchw. (8 19 FGG.) und nach 88 27, 28 FGG. ſogar die weitere 
Beſchw. zuläßt. Die DurchfVO. zur Not O. über landwirtſchaftliches 
Vermittlungsverfahren, Vollſtreckungsſchuz und Pächterſchutz vom 


4 
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17. Nov. 1932 (RGGl. I, 529) trifft zwar zu Kap. 3 der BO. in 
den 88 6 bis 8 Beſt., dieſe enthalten aber nicht Verfahrensvorſchriften. 


GKG, 17. Ziv Sen., NE. v. 6. März 1933, 17 Y 5/33.) 
* 


6. Wird die Berufung in Pachtſchutzſachen für eine 
evangeliſche Kirchengemeinde der altpreußiſchen Union 
vom Pfarrer als Vorſitzeudem des Gemeindekirchenrats 
eingelegt, fo bedarf es nicht des Nachweiſes einer Voll⸗ 
macht. 

Die Vertretung der evangeliſchen Kirchengemeinden der alt⸗ 
preußiſchen Union iſt durch die Verfaſſungsurkunde für die Evan⸗ 
geliſche Kirche der altpreußiſchen Union v. 29. Sept. 1922 (PrGS. 
1924, 226) geregelt. Dieſe Regelung hat nicht nur innerkirchliche, 
eee infolge der Anerkennung der Verfaſſungsurkunde durch 

en Staat auch nach außen hin wirkſame Geltung. Art. 34 der 
Verfaſſungsurkunde für die Evangeliſche Kirche trifft Beſt über 
die Befugniſſe des ee in feiner Eigenſchaft als ee 
der Gemeindekörperſchaften, insbeſ. des Gemeindekirchenrats. 
Art. 34 Abſ. 2 beſtimmt, daß der Vorſitzende „in eiligen Fällen 
bis zum Zuſammentritte der Körperſchaften einſtweilen das Er⸗ 
forderliche anzuordnen hat“. Dieſe Beſt. enthält eine Erweiterung 
des Wirkungskreiſes des Pfarrers Fiete der Vertretung der 
Gemeinde gegenüber dem bisherigen Rechte (Thü m m el, Evan⸗ 
geliſches Kirchenrecht für Preußen, S. 262 f., S. 176). Sie gibt ihm 
eine geſetzliche Vollmacht zur Vertretung der Gemeinde in Eil⸗ 
fällen, und zwar kraft eigenen Rechts. Dieſe Vertretungsbefugnis 
iſt dem Pfarrer nur für Eilfälle gegeben. Ob ein eiliger Fall ge⸗ 
geben ift, unterliegt letzten Endes nicht der Entſch. des Pfarres 
oder der Gemeindekörperſchaft, wenn eine bürgerlich⸗rechtliche Wir⸗ 
kung ſeines Handelns in Streit iſt, ſondern dem Gerichte, da dieſes 
endgültig über die bürgerlich⸗rechtlichen Folgen feines Handelns zu 
entſcheiden hat. Es fteht daher auch dem PE A. und dem LG. als 
RBeſchw.⸗ oder BG. in Pachtſchutzſache im einzelnen Falle die 
Nachprüfung zu, ob für das Handeln des Pfarrers die Voraus⸗ 
ſetzung gegeben iſt, daß ein eiliger Fall vorliege. 


Wenn der Pfarrer als Vertreter der Kirchengemeinde in 
Pachtſchutzſachen das Rechtsmittel der Ber. einlegt, jo liegt ſtets 
ein eiliger Fall vor. Denn die Einlegung dieſes Rechtsmittels iſt 
nach § 43 PrPachtſchO. an eine Friſt von zwei Wochen geknüpft. 
Innerhalb dieſer kurzen Friſt iſt die Entſch. zu treffen, ob das 
Rechtsmittel eingelegt werden ſoll, und die Einlegung vorzu⸗ 
nehmen. Es kann dem Pfarrer nicht zugemutet werden, bis zum 
äußerſten Termin mit der Einlegung der Ber. zu warten, da ſouſt 
die Gefahr einer Verſäumung der Berufungsfriſt beſteht, obne 
daß die Sicherheit gegeben iſt, daß eine Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen dieſe Verſäumung erfolgt. Es iſt alſo in 
dieſem Falle ſtets ein beſonders eiliges Handeln des Pfarrers er⸗ 
forderlich, ſo daß es ihm überlaſſen bleiben muß, ob er von der 
Befugnis Gebrauch macht, aus eigenem Recht die Kirchengemeinde 
zu vertreten oder nicht. Darüber, welche Gründe ihn zu dieſem 
Handeln veranlaßt haben, ſteht dem Gericht ein Nachprüfungs⸗ 
recht nicht zu. Infolge der Eilbedürftigkeit der Berufungseinlegung 
hat er jedenfalls nach Art. 34 Abs. 2 ſtets die Befugnis, aus eige⸗ 
nem Recht zu handeln. Handelt der Pfarrer aber aus eigenem 
Recht, ſo kommt auch die Vorlegung einer Vollmachtsurkunde nicht 
in Frage. Die 88 45, 36 PrPachtſchO., die den Nachweis der Voll⸗ 
macht zu den Akten innerhalb der Rechtsmittelfriſt fordern, kom⸗ 
men daher für die Einlegung der Ber. durch den Pfarrer nicht zur 
a da er bei Einlegung der Ber. aus eigenem Recht 
handelt. 


(KG., 17. Ziv Sen., Rechtsentſcheid v. 9. Jan. 1933, 17 Y 31/32.) 


Oberlandesgerichte. 


a) Zivilſachen. 
Berlin. I. Materielles Recht. 

1. 8 20 Abſ. 2 JagdO. Hat ein Rittergutsbeſitzer 
die Jagd nutzung mit der Bedingung verpachtet, daß der 
Pächter die Jagdſteuer zu tragen hat, dann wird der Ver⸗ 
pächter durch die Nichtausübung der Jagd ſeitens des 
Pächters von der Verpflichtung zur Jagdſteuer nicht be⸗ 
freit, wenn die Nichtausübung auf einem unwirkſamen 
Rücktritt des Pächters beruht. 


(KG., 16. ZivSen., Urt. v. 14. Febr. 1938, 16 U 9489/32.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Dullien, Berlin. 
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Düſſeldorf. 


2. 8 723 BGB. Der mit der Gewährung eines Dar⸗ 
lehns verbundene Bierabnahmevertrag iſtein geſellſchafts⸗ 
ähnliches Verhältnis; er unterliegt der Kündigung aus 
wichtigem Grunde. Verſchulden des Kündigungsgegners 
iſt nicht erforderlich, auch nicht unbedingt Rüge der der 
Kündigung unmittelbar vorhergehenden Bierlieferungen.t) 

Ein geſellſchaftsähnliches Verhältnis ift von der Rſpr. immer 
dann angenommen worden, wenn es eine Intereſſenverknüpfung 
auf längere Dauer begründet und in beſonderem Maße auf gegen⸗ 
ſeitigem Vertrauen beruht (vgl. RGRKomm. Vorbem. 2 zu 8705 
BGB. und die dort angeführte Rſpr.). Um ein derartiges Vertrags⸗ 
verhältnis handelt es ſich hier. Die Intereſſenverknüpfung der Par⸗ 
teien beſtand darin, daß beide Parteien ſich zum Zwecke des Ab⸗ 
ſatzes des Bieres der Antragſtellerin verbunden hatten, um beide 
durch dieſen Abſatz Gewinn zu erzielen. Hierbei war einer auf den 
anderen angewieſen. Die Antragſtellerin iſt eine weltbekannte 
Großbrauerei, die einen Großabnehmer in .. benötigt und entſpre⸗ 
chend finanzieren wollte, das Unternehmen der Antragsgegnerin 
eine der großen Gaſtſtätten in ..., die auf einen großen Kunden⸗ 
kreis und den Ausſchank eines erſtklaſſigen Bieres angewieſen iſt, 
das ſie nur von der Antragſtellerin beziehen ſollte. Die Antrag⸗ 
ſtellerin erwartete bei ſtarkem Kapitaleinſatz in Form von Hypo⸗ 
thekendarlehn, daß die Antragsgegner ſich angelegentlich um die 
Förderung des Ausſchankes des Bieres der Antragſtellerin bemühen 
und zu dieſem Zwecke nach Möglichkeit den Verkehr in ihrem Be⸗ 
trieb zu heben bemüht ſein würden, wogegen die Antragsgegner 
damit rechnen mußten, daß ihnen die Antragſtellerin immer gleich⸗ 
mäßig gutes Bier liefern würde, das den berechtigten Anforderun⸗ 
gen des nötigen großen Kundenkreiſes an ein erſtklaſſiges Bier ent⸗ 
ſprach. Hierauf war nach Treu und Glauben das ganze Vertrags⸗ 
verhältnis aufgebaut. Die Lieferung gleichmäßigen Bieres war 
demnach die vornehmſte Vertragspflicht der Antragſtellerin und nur 
auf dieſer Grundlage konnten die Antragsgegner es wagen, den 
Vertrag auf eine Reihe von Jahren, alſo auf längere Dauer, ab⸗ 
zuſchließen und damit ihre Einnahmen und ihre Exiſtenz jedenfalls 
für einen weſentlichen Teil von der Beſchaffenheit des von der 
Antragſtellerin zu liefernden Bieres abhängig zu machen. Denn es 
lag auf der Hand, daß der Verkehr in ihrer Wirtſchaft und damit 
ihr Einkommen ſtärkſtens von der Beſchaffenheit des bei ihnen 
zum Ausſchank gelangenden Bieres beeinflußt werden mußte. Hier⸗ 
aus erhellt, daß gegenſeitiges Vertrauen in beſonderem Maße das 
Vertragsverhältnis beherrſchen mußte und daß ſich beſonders die 


Zu 2. 1. Der Begriff des geſellſchaftsähnlichen 
Verhältniſſes (vgl. Silberſchmidt: 38 R. 79, 465 ff.) 
muß aus methodiſchen Gründen abgelehnt werden. Die Be⸗ 
ee es handle ſich um eine auf längere Dauer begrundete 

ntereſſenverknüpfung, die in beſonderem Maße auf gegenſeitigem 
Vertrauen beruhe, läßt ſich auf jeden längeren Vertrag anwenden, 
der dem einen Teil Einwirkungsmöglichkeiten auf das Vermögen, 
oder die Tätigkeit des anderen geftattet (3. B. langjähriger Pacht⸗ 
vertrag, Dienſtvertrag, Dauerlieferungsvertrag) Die Rſpr. hat es 
aber abgelehnt auf dieſe Vertragsformen den Begriff des geſell⸗ 
ſchaftsähnlichen Verhältniſſes anzumenden. 

In Wahrheit ift ein Rechtsverhältnis einer Geſellſchaft nur 
dann ähnlich, wenn ein Element des Geſellſchaftsverhältniſſes vor⸗ 
liegt, während andere Elemente fehlen. Geſellſchaften ſetzen einen 
gemeinſamen Zweck, gemeinſames Handeln, gemeinſames Ver⸗ 
mögen und gemeinſame Haftung voraus. Von einem geſellſchafts⸗ 
ähnlichen Verhältnis kann alſo nur dort geſprochen werden, wo 

a) entweder der Zweck gemeinſam iſt (Intereſſengemeinſchaf⸗ 
ten, wie Gewinn⸗, Verwaltungs⸗ und Verſchmelzungsgemein⸗ 
ſchaften, ar: 

b) oder das Handeln (Arbeitsgemeinſchaften, wie Betriebs- 
Organiſations⸗ und Verwertungsgemeinſchaften, 

c) oder das Vermögen (Vermogensgemeinſchaften, wie die 
n die Erbengemeinſchaft, die reine Rechtsgemein⸗ 

aft), 
d) oder die Haftung (paftungsgemeinſchaften, beſonders auch 
die gemeinſame Haftung bei Geſamtſchuldverhältniſſen). 

In all dieſen Fällen liegt nach dem Sprachgebrauch eine 
Gemeinſchaft vor. Nur iu dieſen Fällen kann von einem geſell⸗ 
ſchaftsähnlichen Verhältnis auf Grund ſachlicher Merkmale 
geſprochen werden. Dann empfiehlt es ſich aber, den verſchwom⸗ 
menen Begriff des geſellſchaftsähnlichen Verhältniſſes fallen zu 
laſſen und von Gemeinſchaft zu ſprechen. 

Daß die Gemeinſchaften im BGB. nicht erſchöpfend geregelt 
ſind, ſteht dem nicht entgegen. Die moderne Rechtsentwicklung hat 
das Syſtem des bürgerlichen Rechts längſt geſprengt. Die Rechts⸗ 
bildung auf dem Gebiete der Zweck- und Arbeitsgemeinſchaften tft 
in vollem Fluß, und zwar ſowohl auf dem Gebiet des offentlichen 
Rechts, wie auf dem des Privatrechts. y 2 

2. Soweit die Nipr, bisher ein geſellſchaftsähnliches Verhält⸗ 
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Antragsgegner auf die Gewiſſenhaftigkeit der Antragſtellerin bei 
der Herſtellung und Lieferung des Bieres verlaſſen mußten. Damit 
find alle Erforderniſſe für die Annahme eines geſellſchaftsähnlichen 
Verhältniſſes erfüllt (vgl. insbeſ. Warn. 1919 Nr. 22). 

Aus dem Vorſtehenden ergibt ſich ſchon, daß der Empfang von 
Bier in ſtets gleicher Güte und von gleichem Geſchmack für die An⸗ 
tragsgegner eine Frage von größter Bedeutung war. Die Antrag⸗ 
ſtellerin iſt dieſer Vertragspflicht trotz zahlreicher Erinnerungen 
lange Zeit nicht nachgekommen. 

Die dadurch eingetretene gefährliche Bedrohung des Fort⸗ 
kommens und der wirtſchaftlichen Lage der Antragsgegner bildete 
für dieſe einen wichtigen Grund zur Kündigung des Vertrages 
i. S. des § 723 BGB., ohne daß es eines nochmaligen Erſuchens 
um Abhilfe bedurft hätte. Ein wichtiger Grund liegt dann vor, wenn 
nach der beſonderen Lage, den geſamten Umſtänden des Falles der 
Vertragspartei das Ausharren in der Geſellſchaft oder einem geſell⸗ 
ſchaftsähnlichen Verhältniſſe nicht zugemutet werden kann. Dar⸗ 
über, wann dies der Fall ift, entſcheidet richterliches Ermeſſen, für 
das ein Verſchulden des Vertragsgegners nicht ausſchlaggebend iſt 
(vgl. RGRKomm. 4 zu 8 723). Hier wäre es ein unbilliges Ver⸗ 
langen geweſen, daß die Antragsgegner ihr Unternehmen, das 
wegen der geſchilderten Umſtände immer mehr bergab ging und 
ſchließlich nach aller Vorausſicht gänzlich zum Erliegen gekommen 


nis angenommen hat, handelte es ſich regelmäßig um Gemeinſchaf⸗ 
ten der oben bezeichneten Art. Nach RG. 53, 27 ſind Preiskartelle 
nicht Geſellſchaften, „stehen ihnen aber nahe“ (Zweckgemeinſchaften). 
Vertrage von Autoren mit einer Agentur für Aufführung drama⸗ 
tiſcher Werke, „nähern ſich“ dem Geſellſchaftsvertrag (RG. 78, 298 
JW. 1912, 545). Es handelt ſich um Verwertungsgemeinſchaf⸗ 
ten. Verwertungsgemeinſchaften ſind auch die Vertrage zwiſchen 
dem Prinzipal und dem Angeſtellten über Ausbeutung einer Er⸗ 
findung (FW. 1926, 2529), die Verträge zwiſchen dem Verleger und 
dem Autor, bei dem der letztere einen beſtimmten Prozentſatz an 
Reingewinn erhält (RG. 81, 233 JW. 1913, 445), die Verträge 
zwiſchen Komponiſten und der Afma⸗Anſtalt für muſikaliſche Auf⸗ 
1 (RG. 87, 215 = JW. 1915, 1352; Warn. 1920 
17) 

Die gemeinſame Herausgeberſchaft einer Zeitſchrift iſt eine 
Arbeitsgemeinſchaft, während das RG (RG. 115, 358 = JW. 
1927, 1581) nur den Gedanken erwägt, ob „in gewiſſem Maße“ 
nicht Grundſätze der Geſellſchaft anzuwenden ſind. Eine Arbeits⸗ 
gemeinſchaft iſt auch die Bürogemeinſchaft der Anwälte, die Un⸗ 
ternehmerſchaft bei großen Bauunternehmen u. dgl. 

3. Soweit es ſich dagegen um Dauerlieferungsverträge han⸗ 
delt, hat die Rſpr. ſtets gezögert, ein „geſellſchaftsähnliches Ver⸗ 
hältnis“ anzunehmen. So hat das RG. in einem Fall ausgeführt, 
„daß die erwähnten Beſonderheiten des Geſchäfts in erhöhtem 
Maße Vertragstreue vorausſetzen und in dieſem Punkte eine 
andere rechtliche Behandlung verdienen mögen, als es bei Ver⸗ 
trägen geboten iſt, die ſich in einmaligen Leiſtungen und Gegen⸗ 
leiſtungen erſchöpfen, kann dem BG. zugegeben werden. Aber ſie 
reichen nicht aus, um das Umſatzgeſchäft des Kaufes in das Ge⸗ 
meinſchaftsverhältnis der Geſellſchaft zu verwandeln und die An⸗ 
wendung des § 723 BGB. zu rechtfertigen“ (Gruch. 51, 954). 

Fur die entgegengeſetzte Meinung kann auch nicht RGWarn. 
1919 Nr. 22 herangezogen werden. Denn dort handelte es ſich um 
das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Abnehmer und dem Unter⸗ 
abnehmer bei einem Dauerlieferungsvertrag. Da beide von der 
Lieferfähigkeit des Hauptlieferanten abhängig waren, mochte eine 
Bezugsgemeinſchaft, ein geſellſchaftsähnliches Verhältnis angenom⸗ 
men werden. Auch die Entſch. des OLG. Dresden (SeuffArch. 75 
Nr. 6) iſt nicht einſchlägig, denn hier handelte es ſich um die ge⸗ 
meinſame Waſſerverſorgung dreier Nachbargemeinden, die ſich 
in die Form eines Dauerlieferungsvertrages hüllte. 

4. Hiernach iſt wohl klar, daß der Dauerlieferungsvertrag 
kein geſellſchaftsähnliches Verhältnis ſchafft. Denn der rechtliche 
Wille iſt kein gleichgerichteter (Gemeinſchaftswille), ſondern ein 
entgegengeſetzter (Vertragswille). Die Brauerei will an den Wirt 
liefern und vom Wirt Zahlung erhalten. Der Wirt will von der 
Brauerei Bier erhalten und an ſie den Kaufpreis bezahlen. Eine 
Lieferungsgemeinſchaft der Art, daß beide an den Kunden des 
il liefern und beiden den erzielten Erlös verteilen, beſteht 
nicht. 

Hierdurch wird auch durch das Vorliegen eines Darlehens⸗ 
vertrages nichts geändert. Zwar hat die AufwRſpr. für die Aufw. 
von Brauereidarlehen den Begriff des Beteiligungsverhältniſſes 
angewandt. Die maßgebende Entſch. des KG. (AufivRipr. 2, 
4. Sonderheft S. 12) geht davon aus, daß „vom wirtſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkte aus“ eine in die gleiche Richtung weiſende 
enge Intereſſengemeinſchaft vorliege. Zweck der Darlehenshin⸗ 
nahme ſei Stärkung des Geſchäftsbetriebes des Wirtes, Hebung 
ſeines Umſatzes und damit zugleich des Umſatzes der Brauerei. 

Für die von wirtſchaftlichen Geſichtspunkten getragene Rſpr. 


wäre, auf der Grundlage des Vertragsverhältniſſes zur Antrag⸗ 
ſtellerin hätten fortſetzen müſſen (vgl. RG.: JW. 1913, 265°; 
Warn. 1917 Nr. 289). Nachdem die wiederholten Verſuche, mit der 
Antragſtellerin zu einem günſtigen Ergebnis zu gelangen, fehl⸗ 
geſchlagen waren, konnten die Ankragsgegner auf dieſem Wege keine 
Beſſerung mehr erhoffen. Bei der Lage der Antragsgegner war viel⸗ 
mehr ein ſchnelles und durchgreifendes Verhalten von ihrer Seite 
geboten. Die vorzeitige Kündigung mit ſofortiger Wirkung iſt ſo⸗ 
mit begründet. 

(OLG. Düſſeldorf, 2. ZivSen., Urt. v. 27. Mai 1932, 2 U 119/82.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Reinhold, Düſſeldorf. 
* 

Hamburg. 

3. Rechtsnatur eines Vertrages zwifchen zwei Au- 
wälten, daß ein gepfändeter Betrag ſtatt bei der Hinter⸗ 
legungsſtelle bei einer Sparkaſſe hinterlegt werden ſoll. 
Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen eine Anordnung aus 
§ 108 3 PO. 9 

Auf Grund eines Arreſtbefehls und Pfändungsbeſchluſſes 
find für die Arreſtklägerin 3359,43 ,, beſchlagnahmt worden. 
Nach § 930 ZPO, iſt gepfändetes Geld bei der Hinterlegungsſtelle 
zu hinterlegen. Die Anwälte der Parteien vereinbarten, daß dieſer 
Betrag auf ein auf den Namen des RA. Dr. W. lautendes Spar⸗ 


des Aufw Rechtes, die in dieſem Falle Hauptgewicht auf die Aufw. 
des Darlehens zu legen hatte, mag dieſe Begründung ſtandhalten. 
Für die Rechtsfrage der Auflöſung eines Bierlieferungsver⸗ 
trages wegen wiederholter Lieferung ſchlechten Bieres, kommt es 
dagegen nur auf die rechtliche Natur des Dauerlieferungsvertrages 
an und dieſer kann nicht als geſellſchaftsähnliches Verhältnis be⸗ 
trachtet werden, auch wenn der Bierbezug mit der Gewährung 
eines Finanzierungsdarlehens verbunden iſt. 

5. Es iſt auch nicht aus praktiſchen Gründen geboten, den 
Begriff des geſellſchaftsähnlichen Verhältniſſes auf Dauerliefe⸗ 
rungsverträge auszudehnen. Bisher war die wiederholte Lieferung 
ſchlechten Bieres ein Hauptfall der jog. pofitiven Vertragsverletzung 
(vgl. Staub, Anh. zu 8374 Anm. 172 ff.; Künſtler, Der 
Bierlieferungsvertrag, 2. Aufl., S. 21). Aus den Urteilsgründen iſt 
51155 erſichtlich, warum dieſer rechtliche Geſichtspunkt unerörtert 

ieb. 

Bei Dauerlieferungsverträgen wird im Regelfalle nur eine 
Free für die Zukunft angeftrebt, Die Erklärung der 
Vertragsauflöſung iſt daher in Wahrheit eine Kündigung, kein 
Rücktritt. Denn der Rücktritt wirkt auch für die Vergangenheit. 
Eine ſolche Wirkung wird aber von den Parteien nicht beabjichtigt. 
Es ſollte daher nicht von einem Rücktritt wegen pofitiver Vertrags⸗ 
verletzung, ſondern von einer Kündigung aus wichtigem Grunde 
geſprochen werden (vgl. Brodmann: EhrenbHandb. IV, 324; 
Müller⸗Erzbach: Daz. 1904, 1158; Gierke: Iheringsc. 
64, 394 f.). Brodmann hebt mit Recht hervor, daß die Ber 
riffsbeſt. der pofitiven Vertragsverletzung ſich im weſentlichen mit 
der des wichtigen Grundes deckt. Es beſteht daher kein rechtliches 
Hindernis, ein Kündigungsrecht von Dauerlieferungsverträgen aus 
wichtigem Grunde anzuerkennen. Die Rſpr. hat dieſes Kündi⸗ 
gungsrecht auch anderwärts zugebilligt: „aus § 92, 133 HGB. 
und 8$ 626, 723 BGB. ergibt ſich der allgemeine Rechtsgrundſatz, 
daß bei Rechtsverhältniſſen von längerer Dauer, die ein perſön⸗ 
liches Zuſammenarbeiten der Beteiligten und daher ein gutes 
Einvernehmen erfordern, bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
jederzeit die Aufkündigung erfolgen kann (RG. 78, 385 = FM. 
1912, 457).“ Dieſem Grundgedanken entſpricht es auch, wenn die 
Rſpr. bei langjährigen Pachtverträgen ein ſolches Kündigungs⸗ 
recht angenommen hat (Reg. 94, 234 = JW. 1919, 181). 

Der obigen Entſch. tft daher im Ergebnis beizupflichten, in⸗ 
ſoweit ſie ein Kündigungsrecht aus wichtigem Grunde bei Dauer⸗ 
lieferungsverträgen anerkennt. In der Begründung kann ihr da⸗ 
gegen nicht gefolgt werden. Der Bierlieferungsvertrag iſt auch im 
Zuſammenhang mit einem Darlehensvertrag kein geſellſchaftsähn⸗ 
liches Verhältnis. Überhaupt iſt der Begriff des geſellſchaftsähn⸗ 
lichen Verhältniſſes abzulehnen. 

6. Anhangsweiſe muß noch auf einen weiteren Geſichtspunkt 
hingewieſen werden. Iſt ein Bier trotz einwandfreier Qualität 
beim Publikum unbeliebt, ſo rechtfertigt dieſe Tatſache allein noch 
keine ſofortige Vertragsauflöſung. Das OLG. Dresden hat einen 
Bierlieferungsvertrag als zu Recht beſtehend anerkannt, bei dem 
der Abſatz lediglich wegen der geringen Beliebtheit des Bieres 
ſchwierig, gegen deſſen Güte aber ſonſt nichts einzuwenden und die 
Unbeliebtheit nicht der Abſatzunmöglichkeit en war (Rſpr. 
OLG. 28, 161). Aus den nicht veröffentlichten Gründen der obigen 
Entſch. iſt nicht erſichtlich, ob das Urteil auch unter Berückſichtigung 
dieſes Grundſatzes zu dem gleichen Ergebnis gekommen wäre. 

RA. Dr. Merkel II, Augsburg. 


Zu 3. Die Eutſch., die rein konſtruktionell ſchlüſſig begründet 
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kaſſenbuch eingezahlt werden ſollte. Das Buch erhielt Dr. W., die 
Kapfel der RA. der Arreſtbekl. Dieſer beantragte beim LG. den 
Erlaß einer Anordnung, daß die 3359,43 S bei der Hinter⸗ 
legungsſtelle zu hinterlegen ſeien evtl., daß das Sparbuch nebſt 
Kapiel zu hinterlegen ſei. Das LG. ordnete an, daß Buch und 
Kaßfel bei der Hinterlegungsſtelle zu hinterlegen ſeien. 

Gegen dieſe Anordnung erhob die Arreſtkl. Beſchw. mit der 
Bitte, falls die ſofortige Beſchw. das richtige Rechtsmittel ſei, dieſe 
dem BeſchwGer. vorzulegen, was durch Beſchluß des LG. geſchah. 
Die Beſchw. führte aus, der Beſchluß laſſe nicht erkennen, gegen 
wen er gerichtet ſei. Inhaberin des Buches ſei nicht die Partei, 
ſondern der Anwalt. Dieſer halte ſich an die Vereinbarung und ſei 
nicht gewillt, das Buch herauszugeben. Es handle ſich um eine 
Vereinbarung der beiden Anwälte, die durch einen Beſchluß des 
Gerichts nicht einfach außer Kraft geſetzt werden könne. 

Der Arreſtbekl. führt aus, es ſei hinreichend Veranlaſſung 
gegeben, die Anordnung zu treffen. a 

Bei der vorl. Anordnung handelt es ſich nicht um eine 
EinſtwVerf., die ſich dann auch nicht gegen die Arreſtkl., ſondern 
gegen ihren Anwalt als Beſitzer des Buches hätte richten müſſen. 
Vielmehr ift der Antrag der Arreſtbekl. als Antrag auf eine Un- 
ordnung gem. § 108 ABO. anzuſehen und demgemäß auch der 
Beſchluß des LG. Nach der herrſchenden Meinung oll eine Beſchw. 
gegen eine Anordnung über die Art und Weiſe der Sicherheits⸗ 
leiftung nicht zuläſſig fein (Ochs. Frankfurt: JW. 1925, 1624; 
Düſſeldorf: JW. 1926, 352 und die Kommentare), weil es ſich 
nicht um eine Beſchw. im Zwangsvollſtreckungsverfahren handelt, 
ſondern um eine Anordnung zur Vorbereitung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung. Der Senat ſchließt ſich jedoch dem Beſchluß des KG. vom 
4. März 1926 (ebenſo Caſſel: Jurgddſch. 1925, 1336) an nach dem 
8793 PO. auch auf dieſen Fall anzuwenden iſt. Gerade die 
neueſte Zeit hat gezeigt, wie notwendig es iſt, daß ein Rechts⸗ 
mittel gegeben iſt, weil oft die Sicherheitsleiſtung durch Bürg⸗ 
ſchaft von Inſtituten für genügend erachtet wurde, gegen deren 
Sicherheit die ſchwerſten Bedenken beſtanden. 

Die Beſchw. war aber auch begründet. Die Parteien ſind be⸗ 
fugt, über die Art der Sicherheit eine Vereinbarung zu treffen 
(Stein⸗Jonas 8108 Anm. III). Daher iſt die eder de Vor⸗ 
ſchrift des § 930 ZO. außer Kraft geſetzt. Keine der Parteien 
kann einſeitig verlangen, daß dieſe Vereinbarung vom Gericht im 
Wege einer Anordnung gem. § 108 ZPO. wieder außer Kraft 
geſetzt wird. 1 

Parteien dieſes Vertrags ſind zwar auch die Prozeßparteien 
nicht, wie der BeſchwF. annimmt, lediglich die Anwälte. Denn 
es iſt davon auszugehen, daß die Anwälte eine ſolche Verein⸗ 
barung auch als Vertreter ihrer Parteien im Rahmen ihrer Voll⸗ 
macht, nicht im eigenen Namen abſchließen. Aber der Anwalt, der 
das Buch in Verwahrung hat, iſt nicht etwa nur Beſitzdiener der 
Partei. Er ſoll nach dem Sinn der Vereinbarung nach eigenem 
Ermeſſen darüber befinden, ob er das Buch behalten oder zurück⸗ 
geben oder die Abhebung von Beträgen geſtatten muß. Er iſt 
nicht nur berechtigt, ſondern dem Gegner gegenüber verpflichtet, 
Anweiſungen feiner Partei, die dem Abkommen zuwiderlaufen, 
zurückzuweiſen. Er übernimmt daher auch eigene Verpflichtungen 
und iſt daher Beſitzer des Buches. Zu einer Zwangsvollſtreckung 
auf Herausgabe bedarf es eines gegen ihn perſönlich gerichteten 
Titels. Dafür kann das Verfahren gem. 8108 ZPO. nicht in 
Frage kommen. Vielmehr erſcheint nur der Weg der Klage gegen 
den Anwalt oder der EinſtwVerf. gem. 8 940 ZPO. zuläſſig, wenn 
die Vorausſetzungen dieſer Vorſchr. gegeben ſind. 

(OLG. Hamburg, Beſchl. v. 20. Set. 1932, II Z BS 232/32.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Prochownick, Hamburg. 
v 


erſcheint, kommt infofern zu einem unbilligen Ergebnis, als fte 
das Verfahren, welches ſie für die durch das Verhalten des betr. 
Anwalts auſcheinend notwendige Abänderung der Vereinbarung 
vorſchlägt, unnötig kompliziert, indem ſie den Erlaß einer 
Einſtw Verf. für nötig erachtet. Einleuchtender wäre folgende 
Erwägung geweſen: Wenn es richtig war, daß der betr. 
Anwalt ſich nicht an die getroffene Vereinbarung gehalten hatte, 
ſo hatte die andere Partei das Recht, von der getroffenen Verein⸗ 
barung zurückzutreten, da in feinem Verhalten eine poſitive 
Vertragsverletzung zu erblicken war; zum mindeſten wäre ein 
Rücktritt nach § 326 Abſ. 2 BGB. möglich geweſen. Das Gericht 
hätte alſo die Gründe, welche die beeinträchtigte Partei anzuführen 
hatte, nachprüfen können und muſſen und wäre ſo auf einem 
geraden und ſchnellen Wege zu einer den Intereſſen der Parteien 
dienenden Entſch. gekommen. Dies hätte nicht gegen den Grundſatz 
verſtoßen, daß die Partei, welche eine Vereinbarung über die Art 
der Hinterlegung getroffen hatte, an ſich nicht einſeitig die 
geſetzliche Art der Hinterlegung verlangen kann. Denn jede Ver⸗ 
einbarung muß jedenfalls dann der Abänderung und Aufhebung 
zugänglich ſein, wenn gegen ſie verſtoßen wird. 
NA. Dr. Pfeiffer, Hirſchberg i. Rgb. 


Kiel. 

4. 88 322, 274 BGB.; 8 308 ZPO. Auch entgegen 
dem ausdrücklich erklärten Willen des Kl. iſt eine Ver⸗ 
urteilung zur Leiſtung Zug um Zug ſtatt Klagabweiſung 
möglich. f) 

Der Vorderrichter iſt der Auffaſſung, die Klage müſſe abgewieſen 
werden, wenn der Kl. eine Verurteilung Zug um Zug ablehnt und 
bedingungsloſe Verurteilung beantragt. Dieſe Auffaſſung, welche 
gleichermaßen für 8274 Abſ. 1 BOB. gelten würde, findet ſich bei 
Soergel, BGB., 3. Aufl., § 274 Anm. 3 u. bei Staudinger, 
9. Aufl., ebd. Anm. 1 Abſ. 3, welche ſich auf Marwitz, Urteil 1929 
S. 18/19 berufen. Marwitz bemerkt dazu noch, 8 308 ZPO. ver⸗ 
biete, der Vorſchr. des § 274 Abf. 1 BGB. zu folgen, wenn ſich aus 
der Einlaſſung des Kl. ergebe, daß er eine Verurteilung zur Leiſtung 
Zug um Zug keinesfalls wünſche. Der Senat vermag dem nicht bei⸗ 
zutreten. 88 274 Abſ. 1 und 322 Abſ. 1 BGB. beſagen, daß der 
Schuldner zur Leiſtung gegen Empfang der ihm gebührenden Gegen⸗ 
leiſtung — Erfüllung Zug um Zug — zu verurteilen iſt, wenn 
gegenüber dem Klageanſpruch das Leiſtungsverweigerungsrecht aus 
8320 oder das Zurückbehaltungsrecht aus 8 273 BOB. mit Erfolg 
eingewandt wird. Die hervorgehobene Faſſung bedeutet eine ſog. 
„Mußvorſchrift“. Sie befiehlt, daß das Gericht, ohne daß ein ent⸗ 
sprechender Antrag geſtellt wird, ſtatt der Klageabweiſung 
die Verurteilung zur Leiſtung Zug um Zug auszusprechen hat, wenn 
die Vorausſetzungen der angeführten Beſt. im übrigen gegeben ſind. 
Dieſe Regelung mag, abgeſehen von der Erwägung, daß allenfalls 
nach den Grundſatzen prozeßrechtlichen Denkens die Leiſtung gegen 
Empfang einer Gegenleiſtung zur bedingungsloſen im Verhältnis des 
Minderen zum Mehr ſteht und ſchon dieſer Geſichtspunkt darauf hin⸗ 
weiſt, gegenüber der Zu viel forderung die berechtigte zu⸗ 
zuſprechen, immerhin mit auf dem Gedanken beruhen, daß es im 
allgemeinen dem Gläubiger, welchem ein Recht i. S. der genannten 
Vorſchr. entgegengehalten wird, auch lieber ſein dürfte, eine wenn ſchon 
bedingte Verurteilung des Schuldners an Stelle der Klageabweifung 
zu erlangen. Der Geſetzgeber hat aber davon abgeſehen, einem ſolchen 
von ihm möglicherweiſe vorausgeſetzten Willen des Gläubigers für den 
Einzelfall beſtimmende Bedeutung beizulegen in der Richtung, daß er 
tatſächlich vorhanden ſein muß, wenn anders eine Verurteilung zur 
Leiſtung Zug um Zug eintreten ſoll. Sonſt wäre das Geſetz anders 
ausgedrückt, etwa geſagt, daß jene Verurteilung nur auf Antrag 
eintreten ſolle. Das iſt nicht geſchehen. Iſt es aber danach ohne Be⸗ 
lang, ob die Anwendung der 88 322 Abſ. 1, 274 Abſ. 1 BGB. dem 
erkennbaren Wunſche des einzelnen klagenden Gläubigers entſpricht, 
fo iſt auch bedeutungslos, ob er ausdrücklich einen entgegenftehenden 
Willen erklärt hat. Es ift eben nicht eiwa durch eine „Kannvorſchrift“ 
in das Ermeſſen des Gerichts geſtellt, ob es zur Leiſtung Zug um 
Zug verurteilen will, ſondern die dahingehende Verurteilung iſt ihm 
durch die „Mußvorſchrift“ zur Pflicht gemacht. Die Anwendung der 
angeführten Veit. iſt damit wie die aller „Mußvorſchriften“ der Ver⸗ 
fügung der Parteien entzogen. Lehnt eine Partei ſie ab, dann iſt 
das kein Teilverzicht auf einen Anſpruch, ſondern der Verſuch, eine 
zwingende Vorſchr., welche die Rechte beider Parteien betrifft, 
auszuſchalten. Eine dahingehende Möglichkeit räumt das geltende Recht 
den Parteien nirgends ein. Es ergibt ſich ſonach, daß auch entgegen 
dem erklärten Wunſche des Kl. bereits im erſten Rechtszuge zur 
Leiſtung Zug um Zug zu verurteilen war. Dem ſteht § 308 Abſ. 1 
ZRO. nicht im Wege. Allerdings darf einer Partei grundſätzlich nichts 
zugeſprochen werden, was nicht beantragt worden iſt. Aber hier iſt 
auf den oben bereits geſtreiften Geſichtspunkt zurückzugreifen, daß 
Empfang einer Leiſtung gegen Bewirkung einer Gegenleiſtung gegen⸗ 
über dem bedingungsloſen Empfange prozeßrechtlich immerhin als ein 
Minder gegenüber dem Mehr aufgefaßt werden kann. Allenfalls wäre 


Zu 4. Die Begründung halte ich nicht für überzeugend. Zunächſt 
geht es nicht an, die Entſch. auf den Wortlaut des Geſetzes zu gründen, 
wenn wie hier von der erſten Inſtanz geltend gemacht iſt, daß der 
Grund des Geſetzes eine andere Entſch. fordert. Denn natürlich geht 
der Grund des Geſetzes feinem Wortlaut vor. — Auch daß die 88 273, 
322 BGB. Mußvorſchriften find, beweiſt m. E. nichts. Wenn ſie an⸗ 
ordnen, daß das Urt. auf Leiſtung Zug um Zug gegen die Gegen⸗ 
leiſtung ergehen muß, jo wenden fie ſich mit ihrem Befehl an den 
Richter. (Es handelt ſich um Juſtizrecht im Sinne J. Goldſchmidts.) 
Daß der Richter aber an das Geſetz gebunden iſt, daß er ſo entſcheiden 
muß, wie es das Geſetz vorſchreibt, trifft überall zu, ſoweit nicht eine 
Entſch. nach freiem Ermeſſen ergehen darf. Es liegt aber m. E. hierin 
auch ein Kreisſchluß. Allein ſtreitig iſt es, ob das Geſetz ſeinem Wort⸗ 
laut nach zugrunde zu legen iſt oder ob der von der erſten Inſtanz 
angegebene Grund durchſchlägt. Iſt letzteres der Fall, dann bezieht ſich 
eben die Mußvorſchrift nicht auf den hier entſchiedenen Rechtsſtreit. 
Nur wenn der Wortlaut des Geſetzes zugrunde gelegt wird — und 
das war zu erweiſen —, kann die „Mußvorſchrift“ in Betracht 
kommen. — Die Entſch. überſieht m. E. endlich, daß die Frage in 
einen viel weiteren Rahmen geſtellt werden muß als der, der durch 
die 88 273, 322 BGB. gegeben ift. Es handelt fi ſchlechthin um die 
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anzuerkennen, daß die 88 322 Abſ. 1, 274 Abſ. 1 BGB. eben für 
einen Sonderfall eine Einſchränkung des 8 308 Abſ. 1 ZPO, enthalten. 


(Os. Kiel, 4. Ziv Sen., Urt. v. 26. Nov. 1932, 4 U 397/31.) 


Berlin. II. Verfahren. Gebühren. Suiten. 


5. 88 125, 127 IVO. Gegen einen die Anordnung der 
Nachzahlung ablehnenden Beſchluß iſt Beſchwerde nicht 
zu läſſig. 

Gegen den Beſchl. des LG., durch den die Anordnung zur Nach⸗ 
zahlung der Koſten des Rechtsſtreits gem. $ 125 ZPO. abgelehnt 
worden ift, iſt das Rechtsmittel der Beſchw. nicht gegeben. Nach 8 127 
3 O. findet gegen den Beſchl., durch welchen das Armenrecht ver⸗ 
weigert oder entzogen oder die Nachzahlung von Koſten angeordnet 
wird, die Beſchw. ſtatt, während gegen den Beſchl., durch welchen das 
Armenrecht bewilligt wird, die Beſchw. nicht zuläſſig iſt. Aus dieſer 
Gegenüberſtellung des anfechtbaren und nichtanfechtbaren Beſchl. er⸗ 
gibt ſich, daß nur der armen Partei ein Beſchwerderecht gegeben iſt 
und eine dem Armenrecht günſtige Entſch. unanfechtbar iſt. Darunter 
fällt auch die Entſch., daß die Bewilligung des Armenrechts noch fort⸗ 
wirken ſoll. Diefe ſeit RG. 20, 418 als herrſchend zu bezeichnende 
Rechtsauffaſſung kann auch durch abweichende Entſch. des 29. ZivSen. 
des KG.: JW. 1932, 681 nicht erſchüttert werden. Es iſt zwar richtig, 
daß § 127 IPOD. nichts ausdrücklich darüber jagt, wem ein Beſchwerde⸗ 
recht zuſteht, aber er erſchöpft das Beſchwerderecht ſeiner Tendenz nach 
und räumt dem RA. unabhängig von der Partei kein ſelbſtändiges 
Beſchwerderecht ein, wie es z. B. im 9 12 NAGEbD. bzgl. des Streit⸗ 
werts geſchehen iſt. Inſoweit, als in der Entſch. weiter ausgeführt 
wird, der Geſetzgeber habe mit dem Ausſchluß aller Rechtsmittel für 
den Fall der Bewilligung des Armenrechts lediglich bezweckt, daß 
niemand in den Gang des Verfahrens ſolle eingreifen können, und 
dieſem Grundgedanken widerſpreche es nicht, dem RA. nach Be⸗ 
endigung des Verfahrens das Beſchwerderecht zu geben, kann dem 
nicht beigetreten werden. Im Geſetz findet ſich dafür kein Anhalt. 
Dagegen iſt aus der Tatſache, daß nur der die Nachzahlung von Koſten 
an ordnende Beſchl. als anfechtbar bezeichnet iſt, zu ſchließen, daß 


Frage: Wie hat ſich der Richter zu verhalten, wenn eine Partei den 
Antrag ftellt: Alles oder nichts! Wenn der Kl. beantragt: Ich will 
volle Verurteilung des Bekl. oder will ganz abgewieſen werden. Oder 
wenn der Bekl. erklärt: Ich will volle Abweiſung oder ich will voll 
verurteilt werden — während in beiden Fällen eine teilweiſe Ver⸗ 
urteilung begründet fein würde. Und hier zeigt ſich m. E., daß die 
Entſch. des OLG. im Ergebnis richtig iſt. Denn in der Anwendung 
des Rechts iſt das Gericht von den Parteiwünſchen grundſätzlich un⸗ 
abhängig. Es kann weder dem Kl. noch dem Bekl. mehr Rechtsſchutz 
gewähren, als ihnen zukommt, dem Kl. nicht ganz recht geben, wenn 
er nur teilweiſe recht hat, den Kl. aber auch nicht ganz abweiſeu, wenn 
der Bekl. nur den Rechtsſchutz auf teilweiſe Abweiſung in Anſpruch 
nehmen kann. Nun wird ja allerdings die Regel: Jura novit curia 
ausgeſchaltet bei Anerkenntnis des und bei Verzicht auf den Anſpruch. 
Es fragt ſich daher: Iſt es ein Eventualanerkenntnis oder ein Eventual⸗ 
verzicht, wenn Bekl. erklärt: „Wenn der Kl. nicht ganz abgewieſen 
wird, dann will ich ganz verurteilt werden“ — oder wenn der Kl. 
erklärt: „Wenn der Bekl. nicht ganz verurteilt wird, dann will ich 
ganz abgewieſen werden.“ M. E. kommt es für die Beantwortung dieſer 
Frage auf den Grund der Verhandlungsmaxime an. Sie beruht, wie 
Bayer in ſeiner viel zu wenig beachteten Schrift „Entſcheidungs⸗ 
grundlagen im deutſchen u. öſterr. Zivilpr., 1911, dargetan hat, außer 
auf dem Gedanken, daß es für die Allgemeinheit gleichgültig ſein 
muß, Dinge außer acht zu laſſen, die die Parteien ignoriert haben 
wollen, darauf, daß die Erforſchung der Wahrheit durch die Ver⸗ 
handlungsmaxime rationell geftaltet werden ſoll. Sie ſoll verhindern, 
daß das Gericht Mühe und vor allem Zeit mit der Durchforſchung 
von Fragen vergeudet, die wahrſcheinlich, wie die Parteien wiſſen, 
unerforſchbar bleiben werden oder die durch andere Ereigniſſe, von 
denen das Gericht nichts ahnt, nachträglich unerheblich geworden ſind. 
Wenn aber das Gericht alles Vorgebrachte erfahren hat und gezwungen 
war, es zu würdigen, und nun weiß, wie es zu entſcheiden hat, dann 
fehlt jeder Grund, daß es nicht auch dieſe Entſch. fällt. Beim reinen 
Anerkenntnis oder Verzicht hat es von der Subſumption der Tat⸗ 
ſachen unter das Geſetz abzuſehen. Wenn aber der Kl. oder der Bekl. 
erklären: Wir wollen alles oder nichts, dann hat das Gericht den 
Sachverhalt völlig zu würdigen, und müßte ſchließlich gegen ſeine Über⸗ 
zeugung urteilen, wenn die Parteien dies anordnen könnten. Das iſt 
m. E. der entſcheidende Unterſchied zwiſchen dem reinen Anerkenntnis 
und Verzicht und unſerem Falle. — Die Entſch. iſt auch m. E. zweck⸗ 
entſprechend. Die Verhandlungsmaxime diente ſonſt zur Stütze von 
ſinnloſer Hartköpfigkeit, fie führte ſogar in die Sackgaſſe, wenn beide 
Teile gleich hartköpfig erklärten: Alles oder nichts, und nur eine 
Teilverurteilung begründet wäre. 


Prof. Eruſt Jacobi, Münſter i. W. 


nicht der Zeitpunkt des Beſchl. für die Beſchw. maßgebend iſt, ſon⸗ 
dern daß der Geſetzgeber nur die dem Armen ungünſtige Entſch. einer 
Beſchw. entziehen wollte. 


(KG., 22 ZivSen., Beſchl. v. 17. Febr. 1983, 22 W 1591/33.) 


* 
Breslau. 

6. 88 148 ff. 3 PO. Ausſetzung des Verfahrens einer 
ſofortigen Beſchwerde in der Zwangsvollſtreckung it 
grundſätzlich unzuläſſig. f) 

Der Gläubiger hat gegen den Schuldner einen Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluß erwirkt, in dem u. a. der dem Schuld⸗ 
ner auf Grund ſeines ehelichen Verwaltungs und Nutznießungs⸗ 
rechtes angeblich zuſtehende Anſpruch auf Zahlung von Zinſen 
aus einer für ſeine Ehefrau eingetragenen Hypothek gepfändet 
und zur Einziehung überwieſen worden iſt. Auf die Erinnerung 
des Schuldners hat das AG. die Pfändung und Überweiſung 
inſoweit für unzuläſſig erklärt und den Pfändungs⸗ und Über⸗ 
weiſungsbeſchluß inſoweit aufgehoben „mit der Maßgabe, daß 
dieſe Aufhebung erſt mit der Rechtskraft vorl. Beſchl. wirkſam 
wird“. Das AG. hält die Pfändung des Zinsanſpruches gem. 
§ 861 Abſ. 1 Satz 2 380. für unzuläſſig. 

Der Gläubiger hat gegen dieſen Beſchl. ſofortige Beſchw. 
eingelegt. Das Verfahren über dieſe Beſchw. hat das LG. aus- 
geſetzt „bis zur Entſch. des zwiſchen dem BeſchwF. und der Frau 
des Schuldners anhängigen Anfechtungsprozeſſes“. Gegen dieſen 
Beſchl. richtet ſich die vorl. Beſchw. des Schuldners. 

Sie iſt zuläſſig und begründet. 

Es konnte zunächſt fraglich erſcheinen, ob der Sch uldner 
durch die Ausſetzung der Entſch. über die ſofortige Beſchw. des 
Gläubigers beſchwert iſt, weil auf die Erinnerung des Schuld⸗ 
ners der Pfandungs⸗ und Überweiſungsbeſchl. zu feinen Gunſten 
aufgehoben worden war. Das AG. hat der Erinnerung des Schuld⸗ 
ners jedoch nur ſtattgegeben mit der Maßgabe, daß die Aufhebun 
erſt mit der Rechtskraft des die ne ausſprechenden Beſchl. 
wirkſam werden ſolle. Der Schuldner hat daher ein Intereſſe dar⸗ 
an, daß über die ſofortige Beſchw. des Be entſchieden 
wird, da fie der Rechtskraft des Aufhebungsbeſchl. entgegenſteht. 


Zu 6. Bei der Auwendung der 1 55 f. i. Verb. m. 88 230 fr 
ZPO. muß man Id bewußt fein, daß es ſich um „weitgreifende 
Maßnahmen“ handelt (vgl. KG.: JW. 1931, 183752). Nur in drei 
Formen hat die ZPO. einen Stillſtand des Prozeſſes vorgeſehen, 
nämlich bei der „Unterbrechung“, der „Ausſetzung“ und der „Ruhe“ 
des Verfahrens. Dabei wird aber ſtets vorausgeſetzt, daß der 
Rechtsſtreit nicht ſchon rechtskräftig beendet, ſondern noch anhän⸗ 
gig iſt, Bedingung iſt mithin immer die Fortdauer der Rechts⸗ 
hängigkeit des Prozeſſes (vgl. Fraeb: 33. 54, 257 ff., insbeſ. 
273 f. und Stein- Jonas, Vorbem. zu § 239 P. 

Aus einer älteren RGeEntſch. m 30, 409) hat man früher 
entnommen, die Belt. der SH148F. fänden auf alle Arten des 
Verfahrens entſprechende Anwendung; allerdings handle 8 148 
ſeinem Wortlaute nach und nach ſeiner Stellung im Geſetze nur 
von der Ausſetzung der mündlichen Verhandlung, ſei alſo un⸗ 
mittelbar nur anwendbar auf ein Verfahren, für welches münd⸗ 
liche Verhandlung geſetzlich vorgeſchrieben oder gerichtsſeitig an⸗ 
geordnet iſt. Der Wortlaut ſtünde aber jedenfalls dann nicht ent⸗ 
gegen, wenn das Gericht zuläſſigerweiſe mündliche Verhandlung 
angeordnet hätte. Es liege aber kein innerer Grund vor, die Zu⸗ 
läſſigkeit der Ausſetzung verſchieden zu behandeln, je nachdem für 
den Antrag mündliche Verhandlung angeordnet iſt oder nicht. So 
wurden die Ausſetzungsvorſchr. der ZPO. auch auf das Koſten⸗ 
fel Fung Beſchwerde, Mahn- und Güteverfahren, ſowie auf 
en Arreſt und die EinſtwVerf. entſprechend angewandt. Aber ge⸗ 
rade das OL G. Hamburg (Ripr. 45, 50), welches dieſe Auf⸗ 
faſſung vornehmlich vertreten hatte, bekam Bedenken. Es erwog, 
daß in den Fällen der 88 148, 149 ganz allgemein anerkannt wird, 
die Ausſetzung habe nicht bloß die Wirkung, daß die 
weitere Verhandlung, ſondern daß das ganze weitere Er⸗ 
kenntnisverfahren vorerſt zu unterbleiben hat, 
und daß ſie in den Wirkungen gleichbedeutend mit der Ausſetzung 
des § 249 ZPO. l. Demnächſt gingen andere Gerichte einen 
Schritt weiter und 1 rückhaltslos aus, die §8 148 f. hätten. 
nur für die Fälle Geltung, in denen ein Verfah- 
ren nach den Vorſchriften des Abſchn. 3 Buch 1 
3 PO. ftattfindet, fie ſeien alſo auf den eigentlichen Pro- 
zeß beſchränkt. Es wurde u. a. darauf hingewieſen, daß eine all⸗ 
gemeine entſprechende Anwendung des im 8 148 niedergelegten 
Rechtsfatzes ſchon deshalb bedenklich erſcheine, weil die PO. in 
anderen Fällen z. B. bei der Hauptintervention (8 65) und im 
Aufgebotsverfahren (88 953, 969) eine Ausſetzung ausdrücklich 
vorgeſehen habe. Die Beſt. des 8148 ſei aber Beſtandteil des⸗ 
jenigen Titels, der die mündliche Verhandlung über einen Rechts⸗ 
ſtreit regelt; aus dem Zuſammenhalt dieſer geſetzlichen Beſt. konne 
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Er iſt inſoweit durch den angefochtenen Beſchl. des LG. beſchwert. 
Im übrigen tft die Beſchw. gem. § 252 3 PO. zuläſſig. 

Sie iſt auch begründet, weil nach Anſicht des beſchließenden 
Sen. die Ausſetzung der Entſch. über die ſofortige Beſchw. nicht 
zuläfftg war. Die Ausſetzung eines Verfahrens ift nach allgemeiner 
und richtiger Anſchauung von Wiſſenſchaft und Rſpr. nur in den 
vom Geſetz geregelten Fällen möglich. Das LG. hat offenſichtlich 
die Anwendung des 8 148 ZPO. für möglich erachtet, da es die 
Entſch. bis zur Erledigung des von dem Gläubiger geführten An⸗ 
fechtungsprozeſſes ausſetzt. Es hält nach dem Überſendungsver⸗ 
merk v. 2. Nov. 1932 dieſen Rechtsſtreit für ausſichtsreich, wes⸗ 
halb es aus Billigkeitsgründen die Unpfändbarkeit des dem Schuld⸗ 
ner zuſtehenden Anſpruches auch nicht formell feſtſtellen will. 

Gegen die Möglichkeit einer Ausſetzung der Entſch. über die 
ſofortige Beſchw. beſtehen aber grundſätzliche Bedenken ſchon des⸗ 
halb, weil ſie mit der Dringlichkeit des Verfahrens in der Zwangs⸗ 
vollſtreckung überhaupt im Widerſpruch ſteht. Die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ſoll nach dem Willen des Geſetzgebers eine möglichſt 
raſche Befriedigung des Gläubigers und ſchnelle Erledigung der 
zwiſchen den Parteien etwa beſtehenden Zweifel gewahrleiſten. 
Beide Parteien, ſowohl der Gläubiger als der Schuldner, haben 
insbeſ. ein dringendes Intereſſe daran, daß über das von 5 
eingelegte Rechtsmittel bald endgültig entſchieden wird. Dieſes 
Intereſſe ift auch von dem Geſetz dadurch anerkannt worden, daß 
es die Einlegung von Rechtsmitteln an kurze Friſten gebunden hat. 
Der Sinn dieſer Anordnung aber würde geſtört werden, wollte 
man eine Ausſetzung des Verfahrens über ein Rechtsmittel in 
der Zwangsvollſtreckung für möglich und zuläſſig erachten. 

Dieſe Erörterungen treffen insbeſ. für den Fall des 8148 
PO. zu, der ſchon ſeiner Stellung im Geſetz nach nur für die 
Entſch. eines Rechtsſtreits i. S. einer Feſtſtellung des ſtreitigen 
Anſpruches gelten ſoll, während es ſich in der Zwangsvollſtrek⸗ 
Baß Air um die Durchführung eines feſtgeſtellten Anſpruches 
handelt (im Ergebnis fo OLG. Dresden: Seuff Arch. Bd. 56, 
S. 40). Dieſe Anſicht wird auch von Stein⸗Jonas (Anm. vi 


geſchloſen werden, daß eine Ausſetzung der Verhandlung oder 
des Verfahrens nur in den Fällen zuläſſig iſt, in denen fie durch 
die ZO. oder andere Geſetze ausdrücklich geſtattet iſt. So hat 
man eine analoge Anwendung der in 88 148, 149 für einen 
„Rechtsſtreit“ getroffenen Beſt. auf das Armenrechtsverfahren 
insbeſ. nicht für gerechtfertigt erklärt. Durch eine Ausſetzung des 
Armenrechtsverfahrens, die eine erhebliche u. U. jahrelange Hin⸗ 
ausſchiebung der Klagerhebung zur Folge haben könne und einer 
zeitweiſen Verweigerung des Armenrechts gleichkomme, könnten 
dem Antragſteller erhebliche Nachteile entſtehen; denn der Zeit⸗ 
punkt der Klagerhebung ſei nicht nur für die Unterbrechung der 
Verjährung, ſondern auch in vielfacher anderer Hinſicht von Be⸗ 
deutung, namentlich würden aber der armen Partei durch die 
Ausſetzung die Rechtsvorteile der Rechtshängigkeit vorenthalten (ſo 
Kiel v. 21. März 1928: HöchſtRRſpr. 1928 Nr. 1646; Schlesw⸗ 
HolſtAnz. 1929, 37; Breslau p. 23. Dez. 1929: Bresl AK. 1930, 
16; Kaſſel v. 5. Febr. 1931: JW. 1931, 113175; KG. v. 25. Marz 
1931: JW. 1931, 1837). 

In neueſter Zeit hat auch das RG. ausgeſprochen, 
die Wirkung der Ausſetzung des Verfahrens habe 
nur ein Beſchluß, der in dem für feine Wirkſamkeit maß⸗ 
gebendem Zeitpunkt der Zustellung oder Verkündung vom Bro» 
zeßgericht ausgeht. Er wirke daher im allgemeinen nur 
für die Inſtanz, in der er erlaſſen worden iſt (RG. 130, 339 = 
IW. 1931, 1090). Unter Beibehaltung des von den VergivSen. 
aufgeſtellten Grundſatzes hat es bis zur Einlegung der Ber. das 
LG. als das bisherige Prozeßgericht für den Ausſetzungsbeſchluß 
für zuſtändig erklärt (vgl. auch RG. 68, 247 ff.). Daß eine Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens nach § 148 in der RevInſt. nicht mehr 
tattfindet, ift Ständige Rſpr. des RG. (vgl. RG. 121, 167 
JW. 1928, 3239). 5 

Erkennt man ſchon für die Einleitung des Klageverfahrens 
— das Armenrechtsverfahren — ein beſondere Dringlichkeit mit 
Recht an, die eine analoge Anwendung der 88 148 f. ausgeſchloſ⸗ 
ſen erſcheinen läßt, ſo gilt dies naturgemäß in noch ſtarkerem 
Maße für das dem Klageverfahren nachfolgende Zwangsvollſtret⸗ 
kungsverfahren. 

Darüber hinaus hat das Zwangsvollſtreckungsverfahren nicht 
die Eigenſchaft eines „Rechtsſtreits i. S. der fraglichen Vorſchr., 
es dient vielmehr dazu, das gegen den Bekl. erlaſſene Urt. zur 
zwangsweiſen Durchführung zu bringen; es hat deshalb ſo lange 
ſeinen Fortgang zu nehmen, als nicht die Vorausſetzungen für die 
Einſtellung der Zwangsvollſtreckung nach 8775 ZPO. vorliegen. 
Das hat jetzt auch das OLG. Hamburg (Rſpr. 45, 50) rück⸗ 
haltslos anerkannt, indem es ausgeſprochen hat, daß die SS 230 ff. 
ſich überhaupt nicht auf das Zwangsvollſtreckungsverfahren be⸗ 
ziehen. Denſelben Standpunkt vertritt auch Seuffert Wals⸗ 
mann (Komm. z. ZPO. 1932 vor 8 239 Ziff. 2 Abſ. 2). Dieſer 
Kommenkar (a. a. O. Ziff. 8 Abſ. 1) will aber die Vorſchr. der 
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vor 8704) geteilt, der die Anwendbarkeit der 88 148 ff. 3 O. 
für das eee eee nicht für zuläſſig erachtet. 
Die gegenteilige Entſch. des OLG. Hamburg (DLERIpr. 17, 133), 
die eine Ausſetzung für möglich hält und 8 148 3 O. „entſpre⸗ 
chend“ anwendet, jest ſich mit dem erörterten Sinn des Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahrens nicht auseinander und iſt daher nicht ge⸗ 
eignet, die hier vertretene Auffaſſung zu erſchüttern. 

Ein weiteres ae Bedenken gegen die Zuläſſig⸗ 
keit einer Ausſetzung gem. Sid BO. ergibt fi aber auch in 
der Sache ſelbſt inſofern, als die Anwendbarkeit des 8 148 35D. 
überhaupt nur für den Fall gegeben iſt, daß der ausſetzende Rich⸗ 
ter über die den Gegenſtand eines anderen anhängigen Rechts⸗ 
ſtreits bildenden Frage | elbſt zu entſcheiden in der Lage wäre 
(vgl. RG. 96, 338). Es muß alſo in beiden Prozeſſen eine Feſt⸗ 
ſtellung über dasſelbe Rechtsverhältnis zu treffen ſein (Baum 
bach Las Anm. 4A). So liegt der Fall aber hier nicht. Auch 
das LG. hat, wie ſich aus dem Überſendungsvermerk ergibt, nicht 
verkannt, daß es nicht befugt iſt, über die Frage der Anfechtbar⸗ 
keit zu befinden, um die es ſich in dem anhängigen Rechtsſtreit 
zwiſchen dem Gläubiger und der Frau des S huldners handelt. 
Die Vorausſetzung der Anwendbarkeit des § 148 ZPO. war alſo 
auch aus dieſem Grunde nicht gegeben. Der Ausſetzungsbeſchl. 
war daher aufzuheben. Das LG. wird nunmehr in der Sache 
ſelbſt zu entſcheiden haben. 


(OG. Breslau, 7. Ziv Sen., Beſchl. v. 22. Nov. 1932, 7 W 4307/32.) 
— 
Darmſtadt. 

7. 88 845, 719, 707, 829 ZPO. Nach Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung kann ein die vorläufige Beſchlag⸗ 
nahme nachträglich beſtätigender Pfändungs- und Über⸗ 
weiſungsbeſchluß nicht mehr ergehen. 

Die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung hindert jede wei ⸗ 
tere Vollſtreckung und macht fie unzuläffig ſowohl bei vor ⸗ 


88 239—252 auch „für das aus Anlaß einer Zwangsvollſtreckung 
ſtattfindende Verfahren, in welchem eine gerichtliche Entſch. ohne 
obligatoriſche mündliche Verhandlung zu erlaſſen iſt“, gelten laſſen. 
Dabei dürfte verkannt fein, daß alle im Rahmen des Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahrens ergehenden richterlichen Entſch. wangsvoll⸗ 
ſtreckungshandlungen“ find (ogl. Fraeb, Vorläufige Vollſtreck⸗ 
barkeit und einstweilige Einſtellung in der Zwangsvollſtreckung: 
BEP. 54, 257 ff.). 

Findet die Zwangsvollſtreckung aus rechtskräftigem Urt. ftatt, 
ſo kann kein Zweifel aufkommen. Nach der Rechtskraft des Urt. be⸗ 
ſteht ja kein Verfahren mehr, das ausgeſetzt werden könnte. Ob 
das Urt. z. Z. der Einreichung des Ausſetzungsantrages noch 
nicht rechtskräftig war und dies erſt zwiſchenzeitlich geworden iſt, 
iſt unerheblich, weil der maßgebende Zeitpunkt derjenige der 
Entſch. über den Ausſetzungsantrag iſt. Die Rechtshängigkeit des 
Prozeßverfahrens dauert aber nur bis zur Rechtskraft des Urt. 

Zweifelhaft könnte höchſtens ſein, wie es bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus nur vorläufig vollſtreckbaren Urt. mit einer 
Ausſetzung zu halten iſt. Die Unterbrechung oder Ausſetzung des 
Erkenntnisverfahrens hat auf die Zwangsvollſtreckung aus einem 
in dem Verfahren bereits ergangenen für vorläufig vollſtreckbar 
erklärtem Urt. keine Wirkung; ſie bietet insbeſ. auch keinen Grund 
zur Einſtellung, weil die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung im 
Geſetz eine ſelbſtändige Regelung erfahren hat (vgl. Fraeb: 
BER. 54, 274 ff.). 

Zu der Schlußbegründung der Entſch. ſei noch bemerkt, daß 
zur Anwendung des 8 148 es noch nicht genügt, wenn ein an 
ſich entſcheidungsreifer Anſpruch durch den anderen Rechtsſtreit 
ne gegenſtandslos werden kann. Vorausſetzung iſt 
vielmehr, daß die Entſch. des Richters, der ausſetzen will, ohne die 
in dem anderen Prozeß zu treffende Feſtſtellung nicht getroffen 
werden kann. Das den Gegenſtand des anderen Rechtsſtreits bil⸗ 
dende Rechtsverhältnis muß mit demjenigen des auszuſetzenden 
Rechtsſtreits in einem Abhängigkeitsverhältnis ſtehen. Die dort 
zu behandelnde Frage muß eine Vorfrage betreffen, die auf die 
Entſch. des auszuſetzenden Prozeſſes von rechtlichem Einfluſſe iſt. 
So rechtfertigt z. B. die Tatſache allein, daß beim Vormcher. ein 
Verfahren wegen Entziehung der Perſonenſorge ſchwebt, noch 
nicht die Ausſetzung nach 8 148 ZPO. in dem auf Herausgabe des 
Kindes angeſtrengten Hauptprozeß (KG.: JW. 1927, 1220“ ebenſo 
München v. 5. Dez. 1930: Bay Rpfl Z. 31, 82; RG. 122, 24 = 
JW. 1928, 3043; Nürnberg v. 17. Jan. 1928: BayRpfld. 28, 313 
und 25. Mai 1929 daſelbſt 29, 259). 

Aber dieſe letzteren Erwägungen ſind vorliegend nicht von 
praktiſcher Bedeutung, weil der Ausſetzungsbeſchluß nicht in einem 
„rechtshängigen Rechtsſtreit“, ſondern — unzulaſſigerweiſe — 
in einem Zwangsvollſtreckungsverfahren ergangen iſt. 

LG R. Dr. Fraeb, Hanau. 
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läufiger, als bei endgültiger Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung. 
(OLG. Darmſtadt, 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 11. Jan. 1933, 1 W 10/38.) 
Mitgeteilt von LER. Dr. Fuchs, Darmſtadt. 
* 
Hamburg. 

S. 58 138, 139, 2794 3 PO. 

1. Keine Beweisgebühr, wenn Regiſterakten nur be⸗ 
nutzt werden, um aufklärungsbedürftige Punkte aufzu- 
klären. 

2. Der Anwalt, der mehrere Streitgenoſſen vertritt, 
kann nur eine Gebühr nach dem Geſamtobjekt fordern, 
nicht Gebühren nach dem Streitwert der für die einzelnen 
Streitgenoſſen geſondert feſtgeſetzten Streitobjekte. 

(OLG. Hamburg, Beſchl. v. 12. Jan. 1933, Bs Z II 306/32.) 
% 
Kiel, 

9. Art. IS 1 Ausf VO. v. 14. Febr. 1933 zur VO. des 
RPräſ. v. 14. Febr. 1933. Zum Begriff des landwirtſchaft- 
lichen Nebenbetriebes. f) 

Offenſichtlich trifft die AusfVO. nicht nur Grundſtücke, die in 
der Hauptſache landwirtſchaftl. genutzt werden und außerdem einen 
landwirtſchaftl. Nebenbetrieb unterhalten, ſondern auch ſelbſtändige 
Grundſtücke, die nur einem landwirtſchaftl. Neben betriebe dienen. 
Es kommt alſo darauf, ob Landwirtſchaft und Nebenbetrieb auf ein 
und demſelben wirtſchaftlich oder grundbuchlich zuſammengehörenden 
Grundſtücke betrieben werden, nicht mehr an. Es kommt aber weiter 
für den Begriff des landwirtſchaftl. Neben betriebes nicht darauf an, 
ob etwa dieſer Nebenbetrieb ſeinem Werte nach, verglichen mit der 
Landwirtſchaft, im Streitfalle erheblich hinter dieſer zurückſteht. Es 
iſt vielmehr nur weſentlich, daß ein mit der landwirtſchaftl. Ertrags⸗ 
gewinnung im Zuſammenhange ſtehendes Gewerbe betrieben wird, auch 
wenn dieſes Gewerbe allmählich die Hauptſache eines landwirtſchaftl. 
Umkreiſes geworden iſt. Brennereien, Molkereien, Ziegeleien, Schneide⸗ 
mühlen uf. find ſchon immer als landwirtſchaftl. Nebengewerbe an⸗ 
geſehen worden (Jaeckel⸗Güthe, ZwVerſtch. 8 10 Anm. 11), wenn 
die industrielle Anlage mit dem Landgute in einem derartigen Verhält- 
niſſe ſtand, daß ihr Betrieb aus deſſen Erzeugniſſen allein oder doch 
hauptſächlich ihre Rohſtoffe entnahm. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob auch nach Art. I 8 1 AusfVO. ein derartiger Zuſammenhang 
zwiſchen dem Nebenbetrieb und einem beſtimmten anderen, wirtſchaft⸗ 
lich mit ihm im Zuſammenhang ſtehenden Grundſtück verlangt wird, 
und ob es nicht vielmehr — z. B. bei Molkereien — genügt, daß ein 
Zuſammenhang mit der Landwirtſchaft überhaupt oder wenigſtens mit 
den im Umkreiſe gelegenen Grundſtücken beſteht. Hier jedenfalls 
hängt das Streitgrundſtück — eine Ziegelei — unmittelbar mit einem 


Zu 9. Nach Art. 1 Abſchn. 1 8 1 Abſ. 1 AusfVO. v. 14. Febr. 
1933 zur VO. über den landwirtſchaftl. Vollſtreckungsſchutz v. 14. Febr. 
1933 (RG Bl. I, 64) gelten als Grundſtücke, die die Vergünſtigung der 
einſtw. Einſtellung der Zwangsverſteigerung bis 31. Okt. 1933 ge⸗ 
nießen ſollen, auch ſolche, „die der Fiſcherei oder landwirtſchaftl. oder 
forſtwirtſchaftl. oder gärtneriſchen Nebenbetrieben“ dienen. 

Im Dienſte des landwirtſchaftl. Nebenbetriebes ſteht das grund⸗ 
buchlich ſeit fünf Jahren von ihm getrennte Ziegeleigrundſtück. Der 
Eigentümer beider Grundſtücke fordert die einſtw. Einſtellung unter 
Berufung auf die, nicht Gewerbebetriebe, ſondern nur Haupt- oder 
Nebenbetriebe der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft vor der Vollſtreckung 
zeitweilig (bis 1. Okt. 1933) ſchüzende NotVO. Ungewöhnlich iſt zwar, 
daß die Ziegelei als der weitaus größere Wertgegenſtand noch als 
Nebenbetrieb eines Nebenbetriebes angeſehen werden darf. Aber dieſe 
Annahme iſt zuzulaſſen, wie u. a. aus § 4 Ziff. 5 Not VO. v. 27. Sept. 
1932 (RG Bl. 1,473) erſichtlich iſt, woſelbſt eine andere Schutzmaßnahme 
für den Landwirtſchaftsbetrieb, das Vermittelungsverfahren analog zu⸗ 
gelaſſen wird, wenn ein Nebenbetrieb in wirtſchaftlicher Beziehung zu 
einem landwirtſchaftl. Haupt⸗ oder Nebenbetrieb ſteht. In dieſer Ver⸗ 
mittelungs VO. v. 27. Sept. 1932 wird zwecks Vermeidung von indu⸗ 
ſtriellen Sanierungen mit Hilfe des landwirtſchaftl. Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzes allerdings ein unerheblicher Umfang des induſtriellen Neben⸗ 
betriebes verlangt. Aber jene VO. v. 27. Sept. 1932 mit ihren Nach⸗ 
trägen iſt gem. Art. 1 der hier allein in Betracht kommenden Ausf VO. 
zur VollſtreckungsſchutzvO. v. 14. Febr. 1933 erſetzt. 

Mit Recht jagt das OLG., daß damit die Wertvergleichung der 
Betriebe in Wegfall gekommen iſt. Der Wille der NotVO. v. 14. Febr. 
1933 geht ganz offenſichtlich auf eine möglichſt weite Auslegung 
des Begriffes „landwirtſchaftl. Betrieb“ aus, indem ſie ganz un⸗ 
eingeſchränkt die Nebenbetriebe einbezieht und unter „landwirtſchaft⸗ 
lich“, wie mit Recht auch das OLG. Kiel unterſtellt, alles zählen will, 
das in einen wirtſchaftlichen Zuſammenhang mit dem Schutzbetriebe 
zu bringen iſt, ihn fördert und wegen dieſer Förderung gleich ihm 
dem Gläubigerzugriffe zeitweiſe entzogen werden ſoll. 

RA. Ernſt Böttger, Berlin. 


landwirtſchaftlich betriebenen, derſelben Grundſtückseigentümerin ge⸗ 
hörigen Grundſtücke zuſammen, wird von jenem Grundſtücke aus be⸗ 
trieben, erhält von dorther Perſonal und Beſpannung, bildet alſo eine 
wirtſchaftliche Einheit und iſt lediglich grundbuchlich ſeit fünf Jahren 
von dem Hauptgute getrennt. 
(OLG. Kiel, 1. ZivSen., Beſchl. v. 20. Febr. 1933, 1 W 79/33.) 
Mitgeteilt von LER. Schumacher, Altona. 
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10. 88 515, 538 3PO.; 8 27 RAGEbD. Die Ver⸗ 
handlungsgebühr entſteht in den Fällen des 8 538 3PO. 
für den RA. zweimal, ſofern nur das BG. irgendeine 
Entſch. — Prozeß- oder Sachentſcheidung —, ſei es auch 
ohne Ausſpruch der Zurückverweiſung, über die Berufung 
fällt. Eine den doppelten Anſatz der Verhandlungsgebühr 
rechtfertigende Entſch. iſt auch das auf der Zurücknahme 
der Berufung beruhende Verluſtigkeitsurteil. f) 

8 538 ZPO. enthält fünf Ausnahmen von dem in 8 537 BRD. aus⸗ 
geſprochenen Grundſatz der vollen Abwälzung (Devolution) der Sache 
in die zweite Inſtanz. Weil die Sache nicht vollſtändig auf die 
zweite Inſtanz abgewälzt iſt, ſoll ſie in die erſte Inſtanz zurück⸗ 
verwieſen werden, wenn einer der fünf Ausnahmefälle des 8 538 
PO. vorliegt (Baumbach § 538 Aum. 2; NG. 12, 378; 27, 
347). Die ausdrückliche Zurückverweiſung würde, weil in dieſen 
Fällen nur eine unvollſtändige Abwälzung der Sache an die zweite 
Inſtanz vor ſich gegangen und die Sache im übrigen in der erſten 
Inſtanz anhängig geblieben iſt, gar nicht einmal nötig ſein, wenn 
fie vom Geſ. nicht angeordnet wäre, weil das Anhängigbleiben des 
Reſtes, über den nicht entſchieden iſt, ohnehin ein Weiterverhandeln 
in erſter Inſtanz erfordern würde. Die Rſpr. hat dann auch die 
Folgerung gezogen, daß die Unterlaſſung des Ausſpruchs der Zu⸗ 
rückverweiſung unſchädlich ſei, weil die Sache ohnehin in der erſten 
Inſtanz weiter zu verhandeln ſei. 

ft nun in einem der Fälle des 8 538 ZPO. die Zurückver⸗ 
weiſung ausgeſprochen oder liegt ein Fall vor, der troß unter⸗ 
laſſener Zurückverweiſung einem Falle geſchehener Zurückverweiſung 
gleichzuſetzen iſt, ſo erhält der Anwalt bei weiterer Verhandlung der 
Sache in der erſten Inſtanz nach 8 27 NUGEHD. die Verhandlungs⸗ 
gebühr abermals. 

OLG. Düſſeldorf: 28.1921, 511 = BurBl. 22, 121 billigt nun 
im Falle der Zurücknahme der Ber. mit nachfolgendem Verluſtig⸗ 
Reitsurteil die Verhandlungsgebühr in erſter Iuſtanz nicht zweimal 
zu, weil infolge der Rücknahme der Ber. für eine Zurückverweiſung 
kein Raum mehr ſei; das Verluſtigkeitsurteil habe nur formelle Be⸗ 
deutung, ſtehe einem Sachurteil nicht gleich und ſei zur Fortſetzung 
des Verfahrens in erſter Inſtanz nicht erforderlich. Dieſelbe Auf⸗ 
faſſung vertreten OLG. Hamburg: ZW. 1930, 1516 und Fried⸗ 
laender 827 RAGebO. Anm. 4. 


Zu 10. Der Entſch. kann nicht beigetreten werden. Daß Vor⸗ 
ausſetzung für die Entſtehung der zweiten Verhandlungsgeblhr gem. 
827 NAGCD. nicht eine ausdrückliche Zurückverweiſung durch 
das BG. iſt, iſt allgemein anerkannt. Andererſeits verlangt 8 27 
nun einmal eine Zurückverweiſung und läßt nicht genügen, daß die 
Sache in der Ber Inſt. irgendwie beendet worden iſt und dann er⸗ 
neut in erſter Inſtanz zur Verhandlung kommt. Für die Auslegung 
ift wichtig, daß 8 27 eine Ausnahmevorſchrift von 8 25 darſtellt: es 
handelt ſich eigentlich nur um die — durch das Zwiſchenſpiel der 
Ber. — unterbrochene erſte Inſtanz, die nunmehr fortgeſetzt wird. 
Gleichwohl gilt ſie für die Anwaltsgebühren (außer, der Prozeß⸗ 
gebühr) als neue Inſtanz. Vorausſetzung iſt aber eine Zurückverwei⸗ 
ſung. Deren ausdrücklicher Ausſpruch iſt jedoch nur da ent⸗ 
behrlich, wo fie ſich in der Tat nur als, super kluum darſtellen würde, 
ſich alſo aus der vom BG. getroffenen Entſch. als Selbſtverſtändlich⸗ 
keit ergibt (jo auch Baumbach, RKoſtc. 1933, Anm. 1 zu 
9 27). Das wiederum iſt nur da der Fall, wo eine Zurückverweiſung 
hätte ausgeſprochen werden können. Für eine derartige Entſch. iſt 
jedoch nur da Raum, wo das BG. durch eine Sachentſcheidung die 
Ber. beendet, dagegen nicht dann, wenn die Ber nſt. durch Zurück⸗ 
nahme des Rechtsmittels ihre Erledigung findet (k. 20 W 7990/29: 
Berl Auw Bl. 1929, 24040). 

Ob nun nach der Zurücknahme noch eine der in $ 515 ZPO. 
vorgeſehenen Entſch., alſo Urt. über die Koſten oder Verluſtig⸗ 
erklärung des Rechtsmittels, ergeht, iſt ohne Bedeutung. Es handelt 
ſich dabei um Auswirkungen der Rücknahme, nicht aber um Sach⸗ 
entſcheidungen, die dem Gericht auch nur die Möglich keit ließen, 
eine Zurückverweiſung in die Vorinſtanz auszusprechen. Nur eine 
Sach entſcheidung über die Ber. vermag aber dem unteren Gericht 
die Grundlage zu geben, auf der es den Rechtsſtreit nun weiter ver⸗ 
handeln kann (fo auch Od. Hamburg: JW. 1916, 17; OLG. 
Düſſeldorf: LZ. 1921, 511). Das Urt. auf Verluſtigerklärung der 
Ber. iſt aber nur dazu da, die Tatſache ordnungsmüßiger Rücknahme 
derſelben, d. h. alſo gerade die Erledigung der Ber. ohne Sach⸗ 
eutſcheidung des Gerichts feſtzuſtellen. Es hat mithin nur prozeſſuale 
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Geht man davon aus, daß der Ausſpruch der Zurückverweiſung 
in den Fällen des 8 538 ZPO. nicht die Vorausſetzung dafür iſt, 
daß die Sache in der erſten Inſtanz weiter verhandelt wird, ſondern 
daß dieſe Weiterverhandlung ihren Grund bereits darin hat, daß die 
Sache, ſoweit über ſie nicht entſchieden worden iſt, in der erſten 
Inſtanz anhängig geblieben iſt, daß mithin die Zurückverweiſung 
dieſes Verbleiben in der erſten Inſtanz lediglich klarſtellt, ſo er⸗ 
gibt ſich, daß alle Fälle, in denen eine ber in 8 538 3 PO. ge⸗ 
nannten Entſch. erſter Inſtanz vorliegt, der gleichen Behandlung 
unterliegen müſſen, ſofern das BG. irgendeine Entjd, über 
die Ber. fällt. Eine Unterſcheidung, ob die vom BG. getroffene 
Entſch. eine Prozeß⸗ oder eine Sachentſcheidung fein muſſe, hat das 
Geſetz nicht gemacht. Wäre vorliegend die Ber. gegen das die 
Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges verwerfende Zwiſchen⸗ 
urteil nicht zurückgenommen, ſondern zurückgewieſen worden, ſo 
wäre dies auch nur eine Prozeßentſcheidung und nicht eine 
Sachentſcheidung geweſen, aber die zweite Gebühr nach 8 27 RAGED. 
wäre doch entſtanden. 

Es fragt ſich weiter, ob der Standpunkt zutreffend tft, daß die 
Zurücknahme der Berufung die Zurückverweiſung ausge⸗ 
ſchloſſen habe, weil infolge der Rücknahme für die Zurückverweiſung 
kein Raum mehr ſei. Aber auch dies iſt zu verneinen. Die Zuruck⸗ 
nahme der Ber. ift nicht die Urſache einet Rückkehr der Sache in 
die erſte Inſtanz, vielmehr iſt die Sache, ſoweit über fie nicht ent⸗ 
ſchieden war, in der erſten Inſtanz anhängi geblieben. 
In den Fällen des 8 538 ZPO. iſt gerade wegen dieſes Anhän⸗ 
gigbleibens die Zurückverweiſung auszuſprechen; die Zurück⸗ 
nahme einer Ber. gegen eine der in § 538 ZPO. bezeichneten Entſch. 
bewirkt deshalb keine Rückkehr in die Vorinſtanz. Auch nach 
Rücknahme einer Ber. it in ſolchem Falle immer noch Raum für 
einen Zurückverweiſungsanſpruch, ſofern das BG. in die Lage 
kommt, irgendwie über die Ber. zu entſcheiden. 

Ob ein Fall des § 27 RAGEGD. vorliegt, kann nur rein nach 
dem formalen Geſichtspunkt entſchieden werden, ob das BG. irgendwie 
über die Ver. entſchieden hat oder nicht. Iſt erſteres der Fall, ſo 
liegt auch ein Fall des 8 27 a. a. O. vor. 

Der Grundgedanke des Geſ. iſt, den RA. für die doppelte 
Mühewaltung infolge der doppelten, Verhandlung hinreichend zu 
entſchädigen. Das tritt beſonders in Erſcheinung in einem Fall wie 
dem vorliegenden, wo die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
ſchwierig war und über die ebenfalls ſchwierig liegende Hauptſache 
in langem zeitlichen Abſtand von erfterer verhandelt worden iſt. 
Wird ohne Einlegung einer Ber. exit liber eine prozeßhindernde 
Einrede verhandelt und entſchieden und dann in erſter Inſtanz 
weiter zur Hauptſache verhandelt, ſo erhält der RA., weil dann ein 
Fall des 8 538 ZPO. nicht vorliegt, die doppelte Verhandlungs⸗ 
gebühr trotz vermehrter Arbeit allerdings nicht. Dieſer Um⸗ 
ſtand berechtigt aber nicht, in Wirklichkeit nicht gleichliegende Fälle 
ebenſo zu behandeln. Es kann nach der Auffaſſung des BeſchwG. 
nur darauf ankommen, ob eine der in 8 538 Nr. 1—5 ZPO. be 
zeichneten Entſch. erſter Inſtanz vorliegt, ob das BG. eine Entſch. 
über die Berufung gefällt hat und ob darauf das Verfahren 
in der erſten Inſtanz fortgeſetzt worden iſt. Auch das Verluſtigkeits⸗ 
urteil aber iſt eine Entſch. über die Berufung, obwohl ſie 
ihren Verlust lediglich als die Folge der Zurücknahme der Ber. aus⸗ 
ſpricht, die ſich aus dem Geſetz ergibt (im Ergebnis ebenſo OLG. 
n 17, 150; JW. 1925, 420; OsGRſpr. 

(OLG. Kiel, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 11. März 1933, 2 a W 3/33.) 
Mitgeteilt von OLGR. Lehmann, Kiel. 
* 

11. 88 929 Abſ. 2, 927 ZPO. Iſt durch Beſchluß die 
Eintragung eines Widerſpruchs im Grundbuche angeordnet, 
alsdann durch Urteil aber die Eintragung einer Vormer⸗ 
kung, ſo bedarf es der Eintragung der Vormerkung binnen 
Monatsfriſt zur Wirkſamkeit nicht. 

Die Antragsgegnerin hat wegen eines ihr angeblich gegen 
den Antragſteller zuſtehenden Anſpruchs auf Zahlung von 
12 000 . im Arreſtverfahren eine im Grundbuch von B. für 
den Antragſteller eingetragene Buchhypothekenſorderung von 
8000 7% pfänden und ſich ſpäter auf Grund eines Verſäumnis⸗ 


Bedeutung und iſt für die Weiterverhandlung in der erſten Inſtanz 
völlig bedeutungslos. Dem BG. fehlt jede Sachlegitimation, ein der⸗ 
artiges Urt. mit dem Ausſpruch der Zurückverweiſung zu verſehen. 
Folglich kann in ſolchem Falle auch nicht von einer ſtillſchweigenden 
Zurückverweiſung ausgegangen werden. Damit fehlt aber die von 
§ 27 verlangte Vorausſetzung (ſo auch Walter-Joachim-Fried⸗ 
kaender, Anm. 4 zu 8 27; anders nur OLG. Düſſeldorf: JW. 
1925, 1420 10). 

Mit feiner Argumentation beſeitigt das DL. Kiel einfach 
das Erfordernis der Zurückverweiſung. Obige Entſch. iſt daher mit 
8 27 nicht zu vereinbaren und billigt dem Anwalt zu Unrecht eine 
zweite Verhaudlungsgebühr zu. LER. Dr. Gaedeke, Berlin. 


Rechtſprechung 
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urteils an Zahlungs Statt überweisen laſſen. Sowohl die Pfän⸗ 
dung als auch der Übergang der Hypothek auf die Antragsgeg⸗ 
nerin auf Grund der Uberweiſung ſind in das Grundbuch ein⸗ 
getragen worden. Das erwähnte Verſäumnisurteil iſt ſpäter durch 
rechtskräftige Entſch. des OSG. nur in Höhe von 2400 AM auf 
rechterhalten worden. 

Auf Grund dieſes Sachverhalts erwirkte der Antragſteller 
gegen beide Antragsgegner die EinſtwVerf. des AG. in B. v. 
26. Juni 1931, auf Grund deren am 29. Juni 1931 bei der Poſt 
in das Grundbuch eingetragen wurde: Ein Widerſpruch gegen die 
Richtigkeit des Grundbuchs, der ſich darauf gründet, daß der Glau⸗ 
bigerin aus der an Zahlungs Statt überwieſenen Hypothek hoch⸗ 
ſtens ein Anſpruch auf Zahlung von 2400 AM zuſteht, für den 
Antragſteller uſw. a 

Die Antragsgegner haben Widerſpruch erhoben. 

Das L. hat die EinſtwVerf. des AG. mit der Maßgabe 
beſtätigt, daß an Stelle eines Widerſpruches einzutragen iſt eine 
Vormerkung zur Sicherung des Anſpruches des en 
auf Rückübertragung des rangletzten Teiles der Hypothek von 
8000 «RA, inſoweit er die Forderung der Antragsgegnerin zu 1 
von 2400 RA überſteigt. 

Gegen dieſes Urteil haben die Antragsgegner Berufung ein⸗ 
gelegt. Sie machen nunmehr in erſter Linie geltend, daß der An⸗ 
tragſteller nicht binnen einem Monat nach Verkündung des an⸗ 
gefochtenen Urteils die EinſtwVerf. durch Stellung des Antrages 
beim GBA. zur Vollziehung gebracht habe, ſo daß die Einſtw⸗ 
Verf. nunmehr nach 88 929 Abſ. 2, 927 ZPO. aufgegeben ſet. Da⸗ 
mit konnten ſie nicht durchdringen. 

Der auf 88 929 Abſ. 2, 927 ZPO. geſtützte Antrag auf 
Aufhebung der EinſtwVerf. iſt unbegründet. Die erſtere Vorſchr. 
bezweckt, die Vollziehung einer Einſtw Verf. zu verhüten, wenn 
ſich infolge Ablaufs einer längeren Zeit ſeit ihrer Erlaſſung die 
Verhältniſſe weſentlich geändert haben. Hiernach kommt es für 
die Anwendung des § 929 Abſ. 2 nur darauf an, daß eine Voll⸗ 
ziehung der EinſtwVerf. überhaupt ſtattgefunden hat, nicht aber 
darauf, ob die Vollziehung genau dem Inhalt der EinſtwVerf. 
entſpricht, wie ſie ſchließlich im Laufe des Widerſpruchsverfah⸗ 
rens als rechtmäßig erkannt wird. 8 938 Abſ. 1 3PO., wonach 
das Gericht nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen hat, welche An⸗ 
ordnungen zur Erreichung des Sicherungszweckes erforderlich ſind, 
trägt dem Umſtande Rechnung, daß die Anſicht der Prozeßbetei⸗ 
ligten darüber, welche Anordnung im Einzelfall zweckmäßig er⸗ 
geht, ſehr verſchieden ſein kann. Deswegen kann es auch nicht als 
der Sinn des § 929 Abſ. 2 ZPO. angeſehen werden, daß die 
Monatsfriſt erneut zu laufen beginnt, wenn im Widerſprachs⸗ 
verfahren die EinſtwVerf. an ſich beſtätigt, aber hinſichtlich der 
angeordneten Sicherungsmaßnahme im einzelnen berichtigt wird. 
Nur eine als ſolche neue EinſtwVerf. bedarf der Vollziehung in 
der geſetzlichen Friſt, nicht aber ein Urteil, das die EinſtwVerf. 
für berechtigt erklärt, je aber anders formuliert. Es kann den Ans 
tragsgegnern auch nicht zugegeben werden, daß das 28. ſtatt einer 
Beſtätigung die Aufhebung der Einſtw Verf. deswegen hätte aus⸗ 
ſprechen müſſen, weil die richtige Form der von dem Antrag⸗ 
ſteller bezweckten Sicherung nicht der vom Ach. angeordnete Wi⸗ 
derſpruch, ſondern eine Vormerkung nach 8883 BOB. war. Man 
würde zu unerträglichen Ergebniſſen kommen, wenn man bei ſonſt 
begründetem Rechtsſchutzbedürfnis des Antragſtellers eine ſolche 
EinſtwVerf. aufheben und den Antragſteller mindeſtens zeitweiſe 
der beantragten Sicherung lediglich des alb berauben wollte, weil 
er und das zunächſt anordnende Gericht ſich in der Rechtsform 
vergriffen haben. Es kann auch keine Rede davon ſein, daß durch 
dieſe Beſtätigung für die Antragsgegner dem GBA. gegenüber 
Schwierigkeiten geſchaffen würden, und daß das GBA ſich etwa 
weigern könnte, den Widerſpruch zu löſchen, weil die ihn anord⸗ 
nende EinſtwVerf. beſtätigt und nicht aufgehoben ſei. Die Urteils⸗ 
formel, in der dieſe Beſtätigung ausgeſprochen iſt, läßt keinen 
Zweifel darüber, daß an Stelle eines Widerſpruches 
eine Vormerkung eingetragen werden ſoll. Daraus ergibt ſich für 
den Grundbuchrichter ohne weiteres die Notwendigkeit, den früheren 
Widerſpruch zu löſchen, weil die Rechtsgrundlage fur feine Ein⸗ 
tragung weggefallen iſt. 

(Os G. Kiel, 1. Ziv Sen., Urt. v. 16. Juni 1932, 1 U 60/2.) 
Mitgeteilt von DLGR. Dr. Grunau, Kiel. 


“ 


Köln. 

12. Art. I 8 5 Arm Anw. Dem Koſtenerſtattungs⸗ 
anſpruch der Staatskaſſe gegenüber kann der im zweiten 
Rechtszug unterlegene Gegner der armen Partei auch mit 
einer aus dem erſten Rechtszug herrührenden Koſtenforde⸗ 
rung gegen die arme Partei aufrechnen. 

(086. Köln, Beſchl. v. 18. Nov. 1932, 7 W 286/32) 
Mitgeteilt von LR. Conrads, Bonn. 
* 
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Stuttgart. 

13. 58 3, 1041 3PO. Streitwert für die Aufhebung 
des Schiedsſpruchs iſt nicht der Streitwert des Schieds- 
verfahrens, ſondern das Intereſſe des jetzigen Klägers an 
der Aufhebung. 

(OLG. Stuttgart, 4. Ziv Sen., Beſchl. v. 20. Jan. 1932, W 44/32.) 
* 

14. 8 276 Abſ. 3 ZPO. Neben der Prozeßgebühr kann 
der RA. nicht als Mehrkoſten eine Verkehrsgebühr dafür 
verlangen, daß er zunächſt als Verkehrsanwalt tätig war, 
bevor der Rechtsſtreit an das Gericht verwieſen wurde, 
bei dem er zugelaſſen iſt. 

OLG. Stuttgart, 2. ZivSen., Beſchl. v. 13. Juli 1932, W 412/32.) 
* 

15. S34IZRPD. Die 3K. kann ein.von ihr beſchloſſenes 
Urt. durch den Einzelrichter verkünden laſſen. +) 

Nach RG.: JW. 1932, 2287 kann ein von der Vollkammer be⸗ 
ſchloſſenes Urt. auch nicht mit Zuſtiinmung der Parteien von einem 
Einzelrichter verkündet werden. Nach RG.: HöchſtRRſpr. 1931 Nr. 623 
ſoll die Verkündung durch den Einzelrichter gelten, wenn die Parteien 
nichts einwenden. Das OLG. hält jedoch auch dieſe Vorausſetzung nicht 
für nötig, wenn Gewähr geboten iſt, daß das verkündete Urt. das 
beſchloſſene iſt. Die Gewähr iſt jedenfalls dann geboten, wenn der 
Einzelrichter bei Fällung der Entſch. mitgewirkt hat und von der 
Kammer mit der Verkündung betraut worden iſt. Das liegt innerhalb 
der durch 8349 ZPO. bekundeten Abſicht des Geſetzes, dem Einzel⸗ 
richter Aufgaben zu übertragen, die über die bloße Vorbereitung des 
Rechtsſtreits hinausgehen. 

(OLG. Stuttgart, 3. ZivSen., Urt. v. 13. Dez. 1932, U 783/32.) 
* 


16. STE RAGEbHD. Bei Wahrnehmung von Terminen 
durch einen Referendar ſind die vollen Gebühren des RA., 
aber nur die tatſächlichen und angemeſſenen Reiſekoſten 
des Referendars erſatzfähig. 


(OL. Stuttgart, 2. ZivSen., Beſchl. v. 10. März 1933, W 203/33.) 


Berlin. III. Konkursordnung. Vergleichsordnüng. 


17. 5 55, KO.; 8 410 HGB.; $ 1247 Satz 2 BGB. 

a) Die Unaufrechenbarkeit gemäß § 55 KO. bleibt bei 
Verwertung der Forderungen des Gemeinſchuldners durch 
den Konkursverwalter für dieſe auch nach Abſchluß des 
Konkurſes beſtehen, da die Verwertung als im Intereſſe 
aller Gläubiger erfolgt anzuſehen iſt. 

b) Das Pfandrecht aus 8 410 HGB. beſteht nur ſo⸗ 
lange, als der Spediteur das Gut in Beſitz hat; es kommt 
im Augenblick der Beſitzaufgabe zum Erlöſchen. Es er» 
liſcht alſo auch durch eine vor Konkurseröffnung erfolgte 
Weiterexpedition und Aushändigung der Güter an die 
Empfänger. Es iſt rechtlich nicht erfichtlich, wie ein alfo 
erl oſchenes Recht mangels beſonderer geſetzlicher Anord— 


Zu 15. Die Bedenken, die die beiden Beſprecher der Entſch. des 
RG.: JW. 1932, 2287 erhoben haben, teile auch ich. Vielleicht iſt es 
aber nicht zufällig, wenn Bauer⸗Mengelberg a. a. O. wieder zu⸗ 
nehmende Neigung des RG. feſtſtellen mußte, das Formenweſen über⸗ 
zubetonen. Die beiden Hauptmächte im Daſeinskampfe, Einzelmenſch 
und Geſamtheit, kämpfen z. Z. nicht mehr auf derſelben Ebene wie 
kurz nach dem Weltkriege. Überall wird das Recht des Einzelmenſchen 
gegenüber den Anſprüchen der Maſſe zurückgedrängt. Nimmt es da 
wunder, daß auch das RG. es für notwendig hält, wieder ſtärker die 
Unnachgiebigkeit ſolcher Geſetzesvorſchr. zu betonen, die es für die 
Grundpfeiler des Prozeßgefüges anſieht? Und vielleicht iſt es ebenſo⸗ 
wenig ein Zufall, daß gerade das ſüddeutſche OLG. Stuttgart, wie es 
ſcheint, als erſtes höheres Gericht, dem RG. hier die Gefolgſchaft ver⸗ 
ſagt und unbeirrt die ſeitherige Stuttgarter Rechtsübung billigt. Mit 
Recht ſtellt das OLG. auf den Geſetzesſinn ab. Es kommt aus⸗ 
ſchließlich auf die einwandfreie Feſtſtellung an, daß das verkündete 
Urt. auch wirklich das geſetzesgemäß beſchloſſene iſt. Richtig hat ſchon 
Bauer⸗ Mengelberg (Abſ. 2 feiner Fu.) hierzu auf das Sitzungs⸗ 
protokoll verwieſen. Wenn er ausführte, das vom Einzelrichter unter⸗ 
ſchriebene Protokoll ſei gerade ſo klar und deutlich, wie das vom 
Kammervorſitzenden unterzeichnete, ſo läßt ſich hiergegen nichts Ernſt⸗ 
haftes einwenden, und die Darlegung trifft noch beſſer, wenn Einzel⸗ 
richter und Vorſitzender die gleiche Perſon find. Aber dies ift gar nicht 
nötig. Man denke an den Fall, daß der Vorſitzende der entſcheidenden 
Kammer für Handelsſachen in Urlaub geht! Die Kammer berät das 
Urt., der Vorſitzende ſtellt es fertig, aber er hat keine Sitzung mehr. 
Zweifellos kann das Urt. in der nächſten Vollſitzung der Kammer vom 
neuen Vorſitzenden verkündet werden; nun eilt aber die Verkündung. 
Warum ſoll da der Vorſitzende nicht befugt ſein, Termin zur Ver⸗ 
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nung gleichwohl Rechtswirkung derart haben ſoll, daß es 
z. B. die durch den Spediteur eingezogenen, auf dem 
Frachtgut ruhenden Nachnahmebeträge uſw. zu erfaſſen 
vermöchte. Die Ausdehnung des im 8 1247 Satz 2 BGB. 
ausgeſprochenen Rechtsgrundſatzes der Surrogation iſt 
eine Sondervorſchrift für den Pfandvollſtreckungs verkauf 
und kann daher mangels geſetzlicher Anordnung nicht auf 
alle Pfandrechte entſprechend zur Anwendung gelangen. f) 


(Kg., 12. ZivSen., Urt. v. 29. Okt. 1932, 12 U 5898/32.) 


Breslau. b) Strafſachen. 


18. 88 1, 3, 30 Abſ. 1 Ziff. 1 Gaſtſtätt. Eine Be⸗ 
ſchränkung der Schankerlaubnis kann ſeit dem am 1. Juli 1930 
erfolgten Inkrafttreten des GaſtſtättG. v. 28. April 1930 
nur noch bezüglich ſolcher Getränkearten erfolgen, welche 
einen wirtſchaftlich und branchenmäßig ſelbſtſtändigen 
Gattungsbegriff darſtellen, wie z. B. unter den geiſtigen 
Getränken Bier, Wein und Branntwein; dagegen iſt eine 
Unterſcheidung innerhalb derſelben Getränkeart nach 
Stärke des Alkoholgehalts, Herſtellung, Herkunft oder der 
Verſchiedenheit einzelner Zuſatzmittel nicht mehr zuläffig. 
Trotz Fehlerhaftigkeit der erteilten Polizeierlaubnis iſt 
der Ausſchank von in der Polizeierlaubnis nicht aufge— 
führten Getränken ſtrafbar. 

Das Gaſtſtättch. enthält nach der Begründung des Entw. in der 
RT Druckſ. Nr. 347 der IV. Wahlper. eine in ſich geſchloſſene gewerbe⸗ 
polizeiliche Regelung des Gaſt⸗ und Schankſtättenweſens und des Klein⸗ 
handels mit Branntwein (Michel, Komm. z. GaſtſtättG. 81, I, 1). 
Es beſchäftigt ſich in 8 3 Abſ. 1 und in § 18 Nr. 1 mit der Be⸗ 
ſchränkung der Erlaubnis auf „beſtimmte Arten von Getränken“. 
Während in § 18 in äußerer Anknüpfung an die bisherigen landes⸗ 
rechtlichen Formvorſchriften eine formelle Beſtimmung über den In⸗ 
halt des Erlaubnisbeſcheides getroffen wird, enthält $3 Abi. 1 auch 
eine materielle Vorſchrift über den rechtlichen Inhalt der Erlaubnis 
ſelbſt, indem dieſe reichsrechtlich an eine beſtimmte Betriebsart, an 
beſtimmte Arten von Getränken und an beſtimmte Räume gebunden 
wird. In der Faſſung beider Vorſchriften, ſowohl der materiellrecht⸗ 
lichen Vorſchrift des 83 Abſ. 1 wie der Formvorſchrift des 8 18 weicht 
das Gaſtſtättc. von der in der Praxis bisher üblichen Beſchränkung 
der Erlaubnis auf beſtimmte Getränke und den entſprechenden landes⸗ 
rechtlichen Ausf Beſt. zu 833 GewO. ab, indem es in beiden Fällen 
nicht von der Beſchränkung auf „beſtimmte Getränke“, ſondern von 
der Beſchränkung auf „beſtimmte Arten von Getränken“ ſpricht. 
Dieſe Abweichung iſt nicht eine zufällige, ſondern eine bewußte und 
entſprang der Abſicht, die bisher in der Praxis übliche, vielfach außer⸗ 
ordentlich weitgehende Aufteilung der Erlaubnis in Teilerlaubniſſe 
(ſog. Yır, ½ oder YarRonzeffionen) auf ein vernünftiges und noch 
im Rahmen gewerbepolizeilicher Kontrollmöglichkeiten bleibendes 
Maß zu beſchränken (vgl. Gutachten des RWi M. v. 13. Mai 1032, 
HG 2987/32, zu 8 3 Abſ. 1 Gaftftätt®.). 

Als Arten geiſtiger Getränke kommen nur Bier, Wein und 
Branntwein in Frage, wobei unter letzterem ſämtliche durch Deſtillation 
gewonnenen Flüfſigkeiten zu verſtehen ſind. Nach dem Sprachgebrauch 


Kündung durch den neuen Vorſitzenden allein auf einen früheren Tag 
anzuberaumen, an dem dieſer Einzelrichterſitzung hat? Allerdings wird 
dieſe Abweichung von der Geſetzesſtrenge nur mit 
Zuſtimmung der Parteien zuläſſig ſein, und es befremdet, 
in der Entſch. des OLG. die gegenteilige Auffaſſung zu finden, ohne 
daß eine Begründung hierfür verſucht wird. Man faſſe nur einen 
Schulfall ins Auge, wo die eine Partei auf raſche Erledigung drängt, 
die andere dagegen Zeit gewinnen möchte! Dieſe kann man nicht 
zwingen, eine ihr ſchädliche Abweichung zu bewilligen. Woher will 
dann der Richter die Befugnis hernehmen? Dieſe Erwägung deckt ſich 
auch mit der Auffaſſung des zweiten Beſprechers der RGEntſch., RA. 
Sonnen, a. a. O. S. 2289 in 1, der Mangel ſei unverzichtbar, 
wenn der Einzelrichter auch nicht im Einverſtändnis der Parteien hätte 
entſcheiden können. Ich billige auch Sonnens Darlegung im Ab⸗ 
ſatz vorher, daß es überhaupt an einem Prozeßverſtoß fehlt, wenn 
mit Einverſtändnis der Parteien der Einzelrichter das Urt. verkündet. 
Ohne dieſes Einverſtändnis verſtößt das Gericht aber gegen das 


Geſetz. 
RA. Ernſt Langenbach, Darmſtadt. 


Zu 17. Der Entſch. ift beizuſtimmen. In der Tat würde 8 55 
KO. ſeinen Schutzzweck nicht erfüllen, wollte man anders entfcheiden. 
Verwertet mithin der Konkursverwalter eine Forderung im Koukurs⸗ 
verfahren ſo, daß er ſie im Intereſſe der Konkursmaſſe abtritt, ſo 
bleibt dieſe Forderung aufrechnungsfrei auch nach Beendigung des 
Konkursverfahrens (vgl. auch Jaeger, KO., 5. Aufl., 8 55 Anm. 3). 
Die Entſch. betr. 8 410 HGB. ergibt ſich aus dem klaren Wortlaut 
des Geſetzes, wie nicht weiter ausgeführt zu werden braucht. 

Prof. Dr. Heinrich Gerland, Jena. 
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in der Branntweinſteuer⸗ und Monopolgeſetzgebung, der nach der Be⸗ 
gründung zum Gaſtſtättch. auch für dieſes maßgebend ſein ſoll, fällt 
unter den Begriff des Branntweins ſowohl un verarbeiteter Brannt⸗ 
wein (reiner Spiritus), als auch Trinkbranntwein jeder Art, einerlei, 
in welcher Stärke der durch Deſtillation gewonnene, Alkohol mit 
anderen Flüſſigkeiten und Zufätzen gemiſcht iſt, alſo alle Arten 
Schnäpſe, Liköre, Kognak, Weinbrand, Rum, Arrak, Grog u. dgl. 
(vgl. dazu Michel a. a. O. 8 1, VII, 1). 

Da die in 83 Abſ. 1 vorgeſchriebene Bindung des rechtlichen 
Inhalts der Erlaubnis praktiſch eine wichtige Einſchränkung des mit 
der Erlaubnis erteilten Rechtes ſowohl auf den räumlichen als auch 
auf den geſchäftlichen Umfang des Betriebes bedeutet, kann dieſe Vor⸗ 
ſchrift grundfäßlich nur eng ausgelegt werden. Ihr Inhalt iſt inſoweit 
erſchöpfend, als weitere Einſchränkungen der Erlaubnis nicht zufäffig 
find, es fei denn, daß fie aus anderen Vorſchriften des Geſetzes ſelbſt 
abgeleitet werden können letwa aus 88 1 Abſ. 2, 4, 11 Abſ. 1, 14, 
15, 16). Landesrechtliche Beſtimmungen, die über die Veſchränkung 
der Erlaubnis auf eine beſtimmte Betriebsart, auf beſtimmte Sorten 
von Getränken und auf beſtimmte Räume hinaus weitere Be⸗ 
ſchränkungen zulaſſen, ſtehen in Widerſpruch zu 8 3 Abſ. 1. Dasſelbe 
gilt für Beſchränkungen, welche die Konzeſſionsbehörden außerhalb der 
Vorſchriften des Gaſtſtättch. im Einzelfall etwa noch anordnen. Der 
Senat iſt daher der Auffaſſung, daß eine Beſchränkung der Schank⸗ 
erlaubnis ſeit dem am 1. Juli 1930 erfolgten Inkrafttreten des 
Gaſtſtättch. v. 28. April 1930 nur noch bezüglich ſolcher Getränke⸗ 
arten erfolgen kann, welche einen wirtſchaftlich und branchenmäßig 
ſelbſtändigen Gattungsbegriff darſtellen, wie z. B. unter den geiſtigen 
Getränken Bier, Wein und Branntwein. Dagegen iſt eine Unter⸗ 
ſcheidung innerhalb derſelben Getränkeart nach Stärke des Alkohol- 
gehalts, Herſtellung, Herkunft oder der Verſchiedenheit einzelner Zuſatz⸗ 
mittel nicht mehr zuläſſig (ſo auch Michel a. a. O. 8 3, I, 2). 

Obwohl danach die dem Angekl. erteilte Schankerlaubnis gegen 
die Vorſchrift des 8 3 Abſ. 1 GaſtſtättGG. verſtößt, iſt ſie nicht ſchlecht⸗ 
hin nichtig. Eine derartige mit formeller oder materieller Geſetzes⸗ 
widrigkeit behaftete Polizeierlanbnis iſt zumächit wirkſam; ſie kann 
aber aufgehoben werden, obwohl das Geſetz keine ausdrückliche Vor⸗ 
ſchrift darüber enthält (ogl. Michel a. a. O. 83, V und 8 12, J, 1 
und die dort zitierte Literatur). Solange der Angekl. daher auf dem 
Verwaltungswege die Fehlerhaftigkeit der ihm erteilten Erlaubnis nicht 
geltend gemacht und ihre Abänderung mit den ihm vom Geſetz ger 
währten Mitteln nicht erſtritten hat, fehlt es an der nach 8 1 Abſ. 1 
Saß 1 Gaſtſtättch. notwendigen Erlaubnis. Schenkt er troß der fehlen⸗ 
den Erlaubnis dennoch Korn aus, ſo macht er ſich ſtrafbar. 


(OLG. Breslau, 1. StrSen., Urt. v. 24. Mai 1932, 18 8 178/32.) 


* 
Dresden. 

19. 88 4, 5, 20, 24 Leb Mitt G. VO. d. ſächſ. Min. d. 
Inn. v. 2. Mai 1932 über den Verkehr mit Hackfleiſch iſt 
rechtsgültig. Für die Anwendung des 8 20 Leb Mitt. iſt 
es gleichgültig, nach welch em Geſ. die Verurteilung aus- 
geſprochen wird. 

Der Angekl. hat in feiner Fleiſcherei Rindſchabefleiſch her⸗ 
geſtellt, ihm benzoeſaures und phosphorſaures Natrium zugeſetzt und 
dieſes Lebensmittel unter ausreichender Kenntlichmachung dieſes Zu⸗ 
ſatzes verkauft. Es war ihm dabei bekannt, daß durch die Sächſ⸗ 
Min O. v. 2. Mai 1932 verboten worden iſt, mit Konſervierungs⸗ 
mitteln verſehenes Hackfleiſch in Verkehr zu bringen, auch wenn 
dieſer Zuſatz kenntlich gemacht wird. 

Die Angriffe der Rev. gegen die Rechtsgültigkeit der ge⸗ 
nannten VO. find unbegründet. Das Leb Mitt. v. 5. Juli 1927 
hat das in feinem 8 4 behandelte Stoffgebiet nicht erſchoͤpfend ge⸗ 
regelt, insbeſ. auch nicht die Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit des 
Juverkehrbringens von Lebensmitteln, denen Konſervierungsmittel 
zugeſetzt ſind. Das ergibt ſich ſchon aus dem 2. Halbſ. in 8 4 Ziff. 2. 
Dieſer ſieht i. Verb. m. 8 5 Ziff. 4 die Möglichkeit vor, daß durch 
VO. der Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrates und nach 
Anhörung des zuſtändigen Ausſch. des RT. der Vertrieb beſtimmter 
verdorbener, nachgemachter oder verfälſchter Lebensmittel unter allen 
Umſtänden, alſo auch trotz ausreichender Kenntlichmachung, verboten 
wird. Eine auf dieſen Beſt. fußende Regelung der Verwendung von 
Konſervierungsmitteln bei der Zubereitung von Lebensmitteln und 
des Vertriebs von Lebensmitteln, die mit Konſervierungsmitteln be⸗ 
handelt worden ſind, von Reichs wegen iſt in Ausſicht genommen 
(vgl. Entw. einer VO. über Konſervierungsmittel in H. 15 der vom 
NGAA. herausgegebenen Entw. zur VO. über Lebensmittel und 
Bedarfsgegenſtände), aber bisher noch nicht erfolgt. Solange und 
ſoweit das Neid) aber die in 8 4 aufgeſtellten Verbote nicht durch 
die in 8 5 vorgeſehenen oder durch ſonſtige Reichsvorſchr. ergänzt 
hat, behalten nach Art. 12 Verf. 1919 die Länder das Recht der 
Geſetzgebung, da die Geſetzgebung über den Verkehr mit Nahrungs⸗ 
und Genußmitteln nicht zur ausſchließlichen Geſetzgebung des Reiches 
gehört (Art. 7 Nr. 15 RVerf.). Es kann alſo in dieſem Rahmen 
neues Landesrecht auf dem Gebiete des Lebensmittelverkehrs ge- 
ſchaffen werden (vgl. Holthöfer⸗Jucke nach, LebMittG., 1927, 
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Vorbem. 1 zu 88 5—11). In dieſem der Landesgeſetzgebung vor⸗ 
behaltenen Rahmen hält ſich die genannte VO. Sie ſteht auch nicht 
in Widerſpruch mit 8 21 Fleiſchbeſchaucz. v. 3. Juni 1900 und den 
hierzu ergangenen AusfBeſt. in den ReichsVO. v. 18. Febr. 1902, 
4. Juli 1908, 14. Dez. 1916 und 21. Marz 1930. Denn dieſe Vorſchr. 
befaſſen ſich nur mit dem Zuſatz geſundheitsſchädlicher und täuſchen⸗ 
der Stoffe zu Fleiſch und deſſen Zubereitungen und laſſen nach 
ausdrücklicher Vorſchr. in 8 29 Fleiſchbeſchaucß. vbd. m. § 24 Leb⸗ 
MittG. die Vorſchr. des letzteren Gef. unberührt. Soweit das KG. 
in dem Urt. v. 26. Okt. 1928 die Meinung vertritt, für eine Vorſchr., 
welche die Beimiſchung von Konſervierungsmitteln zu rohem Hack⸗ 
fleiſch verbiete, ſei neben den Vorſchr. des Fleiſchbeſchaucß. und des 
LebMittch. überhaupt kein Raum, vermag der Sen. ihm nicht bei⸗ 
zupflichten. 

Richtig iſt, daß eine die Gerichte bindende Auslegung der 
88 3 und 4 LehMitt®. ebenſowenig Sache des Landesrechts ſein 
kann, wie der Erlaß der in § 5 Nr. 2 und 3 LebMittG. in Aus⸗ 
ſicht genommenen VDO. der Reichsregierung. Solche Maßnahmen trifft 
aber die genannte SächſMin VO. auch nicht. Sie enthält vielmehr 
eine landesrechtliche Einzelregelung auf dem Gebiete des Lebens⸗ 
mittelverkehrs, die auf Grund des Art. 12 RVerf. 1919 die nicht 
erſchöpfende reichsrechtliche Regelung dieſes Stoffgebietes ergänzt. 
Nach alledem verſtößt die VO. nicht gegen Art. 13 Abſ. 1 RVerf. 1919. 

Fehl geht endlich auch der Angriff der Rev. gegen die Be⸗ 
laſtung des Angekl. mit den Koſten, die dem Wohlfahrtspoltzeiamt 
durch die Beſchaffung und Unterſuchung einer Probe des vom Angekl. 
zum Verkauf geſtellten Hachfleiſches erwachſen find. Dieſer Koſten⸗ 
ausſpruch war durch 8 20 LebMittcg. geboten. Denn danach fallen 
dem Verurteilten die der Behörde durch die Beſchaffung und Unter⸗ 
ſuchung der Proben erwachſenen Koſten zur Laſt, wenn in Ver⸗ 
folg der behördlichen Unterſuchung von Lebensmitteln eine rechts⸗ 
kräftige ſtrafrechtliche Verurteilung eintritt. Es iſt für die An⸗ 
wendung dieſer Vorſchr. gleichgültig, ob die Verurteilung nach dem 
LebMittcz. oder wegen irgendeiner anderen Straftat verhängt wird. 
Es wird, wie ſich aus den Worten „in Verfolg“ ergibt, auch kein 
ſtreng urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen Entnahme und Unter⸗ 
ſuchung der Probe und der Verurteilung erfordert. Es genügt, wenn 
ſich aus Anlaß der Unterſuchung zwar nicht die vermutete, aber 
eine andere Geſetzesverletzung ergeben hat, die zu einer Verurteilung 
geführt hat (ngl. Stenglein, Strafr. Nebcheſ., 5. Aufl., Bd. J 
Anm. zu 820 Leb Mitt.: Holthöfer-Juckenack a. a. O., 
Anm. 5 und 6 zu 8 20 LebMittG.). 

(Och. Dresden, Urt. v. 28. Febr. 1933, 2 OSt 12/33.) 
Mitgeteilt von Gen StA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


20. 8 20 Leb Mitt.; 88 20 ff. RMilchG. v. 31. Juli 1930. 
Prüfungspflicht für Markenmilch. 

Das vorinſtanzliche Urt. verneint zwar, daß es dem Angekl., 
aus deſſen Geſchäfte an jedem Tage eine Milchmenge von bedeu⸗ 
tenderem Umfange als „Markenmilch“ zum Abſatze ge⸗ 
langte, zuzumuten war, dahin Anſtalten zu treffen, daß nicht bloß 
zeitweilige Stichproben ſtattfanden, ſondern daß alltäglich vor dem 
Hinausgehen des zum Vertriebe als „Markenmilch“ beſtimmten 
Milchpoſtens durch Entnahme einer Probe die Fettgehaltprozente der 
Ausgangsmaſſe feſtgeſtellt wurden, entbehrt aber der näheren Begrün⸗ 
dung. Auszugehen ift davon, daß an die Markenmilch beſondere An⸗ 
forderungen geſtellt werden (vgl. 88 20 ff. Milch&. und 3. SächſAusf⸗ 
VO. v. 26. Mai 1932 [G Bl. 99). Sie wird deshalb zu höherem 
Preiſe verkauft. Es muß daher auch von dem, der ſie in den Verkehr 
bringt, verlangt werden, daß er alles das tut, was betriebswirtſchaft⸗ 
lich für Unternehmungen ſeiner Art und Größe erreichbar und tragbar 
iſt, um eine den geſetzlichen Anforderungen entſprechende Milch in den 
Verkehr zu bringen. In dieſer Richtung kommt es darauf an, ob nach 
dem heutigen Entwicklungsſtande der Technik Methoden und Hilfs⸗ 
mittel zu ſofortiger Ausführung einer zuverläſſigen Fettgehaltsprobe 
innerhalb der Molkerei exiſtieren ſowie üblich ſind und ob daher auch 
der Angekl. in der Lage war, in ſeinem Betriebe ſich ihrer alltäglich 
zu bedienen bzw. für ihre tägliche Anwendung durch eine geeignete 
Hilfsperſon Sorge zu tragen; endlich ob die Einführung dieſer Unter⸗ 
ſuchung im Hinblick auf die dadurch erwachſenden Koſten wirtſchaftlich 
tragbar war. Die Frage der Zumutbarkeit der Einführung einer 
ſolchen täglichen Probe iſt nach den Umſtänden des einzelnen Falls zu 
beurteilen. Vom Inhaber einer Molkerei, aus der täglich größere 
Mengen Milch herausgehen, wird mehr verlangt werden müſſen als 
vom kleinen Milchhändler mit geringem Abſatz. Für die ſubjektive 
Seite iſt von Bedeutung, ob gegebenenfalls das Beſtehen derartiger 
Milchprüfungsmöglichkeiten ſchon allgemein bekannt iſt, insbeſ. der 
Angekl. über ſolche Einrichtungen und Handhabungen in anderen 
Molkereibetrieben unterrichtet war oder, wenn er ſich pflichtmäßig 
kümmerte, unterrichtet fein konnte. 


(OLG. Dresden, 2. StrSen., Urt. v. 28. Febr. 1933, 2 Ost 5/33.) 
Mitgeteilt von Gen StA. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 
* 
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21. 88 1, 2, 3, 5, 12 ArbZBVD. in Bäckereien v. 23. Nov. 
1918 i. d. Faſſ. v 16. Juli 1927. Ausgefallene Arbeits- 
ſtunden können durch Mehrarbeit ausgeglichen werden, 
nicht aber Mehrarbeit durch nachfolgende Minderarbeit. 
Die Verſchiebung von Arbeitsſtunden innerhalb der 96 
Stunden⸗Doppelwoche nur für einzelne Arbeiter des Be⸗ 
triebs oder der Betriebsabteilung iſt unzuläſſig. Die in 
§ 2 aufgezählten außergewöhnlichen Arbeiten können auch 
während der Nachtzeit vorgenommen werden und unter- 
liegen der Beſchränkung im 83 nicht. f) 


Die Verurteilung des Angel. wegen fortgeſetzten vorſätzlichen 
Vergehens nach 88 1, 12 Abſ. 1 VO. über Arbeitszeit in Bäckereien 
v. 23. Nov. 1918 i. d. Faſſ. v. 16. Juli 1927 i. Verb. m. dem 
Landesrahmen Tar Vertr. für das ſächſ. Bäckergewerbe v. 7. Nov. 
1930 findet in den Feſtſtellungen ihre ausreichende Grundlage. 

Unbedenklich erſcheint es, der Str. in der Auslegung des Tar⸗ 
Vertr. zu folgen, der im vorl. Falle gem. $ 1 Abſ. 2 Bäch VO. an 
Stelle der genannten geſetzlichen Belt. anzuwenden iſt. In 81 it 
beſtimmt: „Wird an den Werktagen täglich weniger als acht Stun⸗ 
den in dem Betrieb oder einer Betriebsabteilung gearbeitet, ſo kann 
dieſe aufgeſparte Arbeitszeit durch Mehrarbeit an den übri⸗ 
gen Werktagen der gleichen oder der folgenden Woche ausgeglichen 
werden.“ Die Abweichungen im Wortlaut dieſer VertrBeſt. von der 
Faſſung des 8 1 Abſ. 1 BäckVO., insbeſ. die Verwendung des 
Wortes „aufgeſpart“ an Stelle des Ausdrucks „Ausfall“ (von Ar⸗ 


Zu 21. I. 8 1 BäckArbg VO. hat offenſichtlich Kompromiß⸗ 
charakter. Der Achtſtundentag wird grundſätzlich aufrechterhalten und 
ſo eine Überlaſtung der Arbeitnehmer vermieden. Andererſeits wird 
aber durch Zulaſſung von Mehrarbeit in beſchränktem, den Acht⸗ 
ſtundentag im Prinzip nicht beeinträchtigendem Umfange den Anforde⸗ 
rungen einer wirtſchaftlichen Betriebsführung Rechnung getragen. 
Soweit nämlich an einzelnen Werktagen Arbeitsſtunden ausgefallen 
ſind, kann dieſe Minderarbeit durch Mehrarbeit an anderen Werk⸗ 
tagen ausgeglichen werden. Die Bäck Arb VO. v. 23. Nov. 1918 
kannte eine ſolche Beſt. nicht. Sie iſt erſt durch das Geſ. v. 16. Juli 
1927 (RGBL. I, 184) in Angleichung an 8 1 Arb O. aufgenom⸗ 
men. Um den mit ihr verfolgten Zweck des Arbeitsausgleichs nicht 
zu erſchweren, iſt die Beſt. nicht allzu wörtlich auszulegen (Land⸗ 
mann⸗Rohmer, Komm. z. GewO. Bd. II, Anm. 3 zu $1 S. 917). 
Dabei ſind die allgemeine Verkehrsſitte und die üblichen Gepflogen⸗ 
heiten im Betriebe ſowie deſſen beſondere Verhältniſſe zu beachten 
(LArbG.: Gew Arch. 27, 122 = 83. 23, 725). Dieſe Ausgleichsmög⸗ 
lichkeit iſt jedoch an eine Friſt gebunden. Mehr⸗ und Minderarbeit 
müffen nämlich in einem Zeitraum von zwei Wochen liegen. Das Ge⸗ 
ſetz faßt alſo die in dieſem Zeitraum zuläſſige Arbeitszeit als einen 
einheitlichen Zeitabſchnitt auf. Es kommt ihm darauf an, daß inner⸗ 
halb dieſer Zeit von 14 Tagen nicht mehr als 96 Stunden an Werk⸗ 
tagen gearbeitet wird. Mehr iſt nicht zuläſſig. Wie aber dieſe 96 Ar⸗ 
beitsſtunden ſich über den genannten Zeitraum verteilen, iſt ihm gleich⸗ 
gültig. Hier ſollen offenbar die Verhältniſſe des einzelnen Betriebes 
maßgebend ſein. Das obige Urt. gibt denn auch in Übereinftimmung 
mit der fonftigen Praxis (RArbc f.: GewArch. 26, 620 — JurqRdſch. 
1928 Nr. 2100; OLG. Hamburg: GewArch. 27, 153) zu, daß der 
Umſtand, daß die Woche, in der die Mehrarbeit geleiſtet iſt, derjenigen 
Woche vorangeht, in welcher der Ausfall an Arbeitsstunden eintritt, 
dem Ausgleich nicht entgegenſteht. In der Tat kann dieſe Anſicht nach 
dem Wortlaut von 8 1 Abſ. 1 Satz 2 Bäck Arb ZO. nicht zweifelhaft 
ſein. Denn a. a. O. iſt von „eintretendem“, nicht etwa von „einge⸗ 
tretenem“ Ausfall die Rede. Das participium praesentis ſchließt aber 
die Zukunft (futuriſche Form) mit ein, im Gegenſatz zum perfectum, 
das ſich nur auf die Vergangenheit bezieht. 

Gleichwohl hat das OLG. geglaubt, auf Grund des beſtehenden 
TarVertr. im obigen Falle ein Verbot des Ausgleichs von Mehrarbeit 
durch nachfolgende Minderarbeit annehmen zu ſollen. Die Begründung 
iſt an ſich ſchlüſſig. Doch ſcheint es zweifelhaft, ob das Urt. ſachlich 
genügend begründet iſt. Das OLG. gründet ſeine Auffaſſung ledig⸗ 
lich auf die Abweichung des Wortlauts des TarVertr. von dem des 
Geſetzes. Dieſe Anderung der ſprachlichen Einkleidung iſt aber nach 
der Auffaſſung des täglichen Lebens durchaus nicht jo zwingend, daß 
der Standpunkt des Gerichts mangels ausdrücklicher Feſtſtellungen über 
den Vertragswillen der Parteien, die offenbar nicht ſtattgefunden haben, 
ohne weiteres als begründet erſcheint. Der Vertragswortlaut braucht 
nicht ein Verbot des Ausgleichs der Mehrheit durch nachträgliche Min⸗ 
derarbeit zu enthalten, ſondern kann auch eine Lllcke in der vertrag⸗ 
lichen Regelung bedeuten, die durch die geſetzliche Vorſchr. ausgefüllt 
wird, die ſolchen Ausgleich zuläßt. 

II. In 8 3 Arb 3VO., dem 8 1 Abſ. 2 Bäck Arb VoO., wie er⸗ 
wähnt, nachgebildet iſt, iſt durch den Wortlaut („die Arbeitnehmer“) 
deutlich zum Ausdruck gebracht, daß die Verſchiebung der Arbeitszeit 
für einzelne Arbeiter des Betriebes oder der Betriebsabteilung nicht 
zuläſſig iſt. 8 1 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2 Back Arb VO. weichen von 
dem Wortlaut ihres Vorbildes in dieſer Hinſicht ab. Entgegen dem 
mit der Rſpr. des RG. übereinſtimmenden obigen Urt. kann man 
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beitsſtunden), können nicht nur als belangloſe Anderungen in der 
ſprachlichen Einkleidung des gleichen Gedankens angeſehen werden. 
Es iſt vielmehr anzunehmen, daß die von der VO. abweichenden Worte 
von den VertrParteien gewählt worden find, um zum Ausdruck zu 
bringen, daß nur die Ausgleichung eines vorangegangenen 
Ausfalls von Arbeitszeit durch nachfolgende Mehrarbeit 
zuläſſig ſein ſoll, nicht aber umgekehrt eine Ausgleichung von voran⸗ 
gegangener Mehrarbeit durch nachfolgende Minderarbeit. 

In dieſem Zuſammenhang iſt noch auf folgendes hinzuweiſen: 
Nach dem Verteidigungsvorbringen des Angehl. liegt die Vermutung 
nahe, daß die Verſchiebung von Arbeitsſtunden innerhalb der 96⸗Stun⸗ 
den⸗Doppelwoche nicht für den ganzen Betrieb oder eine Betriebsabtei⸗ 
lung vorgenommen worden iſt, ſondern jeweils nur für einzelne Ar⸗ 
beiter. Das aber wäre ſowohl nach dem TarVertr. wie nach $ 1 Bäck⸗ 
VO. unzuläſſig (vgl. RGSt. 63, 266). 

Rechtlichen Bedenken begegnet nur die Anwendung des 8 3 
i. Verb. m. 85 Bäch VO. und der Beh. d. Kreishauptmannſchaft 
Dresden v. 30. April 1927 und 12. Dez. 1930, welche die nächtliche 
Betriebsruhe auf die Zeit von 9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens ver 
ſchoben hat, ſowie die Anwendung des § 12 Abſ. 2 Bäch VO. auf den 
feſtgeſtellten Sachverhalt. Der Anſicht der Ber., die in 8 3 Bäck⸗ 
VO. vorgeſchriebene nächtliche Betriebsruhe müſſe auch dann eingehal⸗ 
ten werden, wenn die in 8 2 normierten Vorausſetzungen für die Über⸗ 
ſchreitung der regelmäßigen Arbeitszeit gegeben ſeien, kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Sie haftet am Wortlaut des 8 2 und wird nach An- 


durchaus in dieſer Abweichung mehr als eine „belangloſe Anderung 
in der ſprachlichen Einkleidung des gleichen Gedankens“ erblicken. 
Dann wäre dadurch die Zuläſſigkeit von Abweichungen in der Are 
beitszeit des einzelnen Arbeiters gegeben. Eine ſolche Ausnahme wäre, 
da die geſamte Arbeitszeit in der Zweiwocheneinheit nicht geändert 
wird, mit dem Grundgedanken des TarVertr. durchaus vereinbar 
und würde den Verhältniſſen der Arbeitnehmer wie auch des Be⸗ 
triebes beſſer gerecht. Denn die ſoziale Wirkung der herrſchenden 
Anſicht kann zu erheblichen Bedenken Anlaß geben, wie die einen 
ähnlichen Fall betreffende Entfch. des OL. Hamburg: GewArch. 25, 
471 beweiſt. In dieſem Urt. iſt ausgeführt, daß die mangelhafte Ar⸗ 
beitsleiſtung eines Geſellen den Arbeitgeber nicht berechtige, deſſen 
Arbeitszeit abweichend von der der anderen im Betriebe beſchäftigten 
Arbeiter zu geſtalten. Wenn der Geſelle dann mit ſeinen Arbeiten nicht 
fertig würde, ſo müſſe der Arbeitgeber ihn, wenn der Betrieb ſolche 
geringe Arbeitsleiſtung nicht vertrage, eben entlaſſen. Ob damit den 
Intereſſen des betreffenden Arbeiter in heutiger Zeit gedient iſt, er⸗ 
ſcheint denn doch recht fraglich. 

III. Entgegen dieſer den Verhältniſſen des Einzelfalles wenig 
Rechnung tragenden Grundeinſtellung hat das obige Urt. die Über⸗ 
ſchreitung der Arbeitszeit gem. 8 2 Bäch Arbz Vo. auch während der 
Nachtzeit zugelaſſen. Die Begründung iſt jedoch nicht überzeugend. 
Nach dieſer Vorſchr. dürfen über die in 81 feſtgeſetzte Achtſtunden⸗ 
zeit hinaus Arbeitnehmer mit Arbeiten beſchäftigt werden, die zur 
Verhütung des Verderbens von Rohſtoffen oder des Mißlingens 
von Arbeitserzengniſſen erforderlich ſind, ſofern dieſe Arbeiten nicht 
innerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit vorgenommen oder beendigt 
werden können. Die Behauptung, 8 2 BäckArbg VO. entſpreche 
9 10 Arbg do., trifft zwar zu, berückſichtigt jedoch nicht ge⸗ 
nügend, daß auch Abweichungen vorhanden find. Der § 10 Arbg⸗ 
BO. läßt die fraglichen Ausnahmen nur für vorübergehende Ar⸗ 
beiten zu, während § 2 Bäch Arb Z VO. alle Arbeiten freigibt, und 
damit den beſonderen Verhältniſſen des Bäcker⸗ und Konditoren⸗ 
gewerbes Rechnung trägt (Landmaun-Rohmer a. a. O. zu 8 2). 
Die Entſch. kann zu dem nicht allein aus 8 2 Bäck Arb VO. gewon⸗ 
nen werden. Vielmehr iſt 8 3 Bäck Arb Vo. mit heranzuziehen und 
eine derartige Vorſchr. Kennt die allgemeine Arb VO. überhaupt 
nicht. Die Entſch. kann alſo letzten Endes nur aus dem Verhältnis 
dieſer beiden Vorſchr. der Bäck Arb VO. zueinander genommen wer⸗ 
den. Der 8 3 Bäch Arb Z VO. ſchreibt eine nächtliche Betriebsruhe in 
den Bäckereien für alle Arbeiten vor. Dieſe Vorſchr. war notwendig, 
da gerade in Bäckereien wegen des Beſtrebens, die Kundſchaft mög⸗ 
lichſt frühzeitig am Morgen mit fertigem friſchem Gebäck zu bedienen, 
daß Backen zur Nachtzeit durchaus üblich war, hierdurch aber die 
Geſundheit der dort beſchäftigten Perſonen beſonders jtark gefährdet 
wurde (KG.: GewArch. 24, 280). Die Beſt. will alſo offensichtlich nur 
regelmäßig wiederkehrende Arbeiten beſtimmter Art treffen. 8 3 
Bäch Arb VO. kann daher kein Hindernis dafür abgeben, daß andere 
Arbeiten aus einem gewiſſen Notſtand heraus zur Nachtzeit getan wer⸗ 
den. Es erſcheint rechtlich möglich und angebracht, dieſe Beſt. dahin 
auszulegen, daß für ſolche Arbeiten nicht nur die Arbeitszeit von acht 
Stunden überſchritten werden darf, ſondern daß ſie auch über den An⸗ 
fang der Nachtzeit hinaus und ſogar ausſchließlich während der Nacht⸗ 
zeit vorgenommen werden dürfen. Für dieſe Auslegung ſpricht ins⸗ 
beſ., daß für die gleichen Arbeiten auch die Beſchäftigung an Sonn⸗ 
tagen geſtattet ift, da nach 88 Bäck Arb gd. der 8 105 Abſ. 1 
Ziff 4 GewO. anwendbar iſt (OLG. Stettin: Gewärch. 26, 314 
JW. 1927, 288). 

RegR. Dr. Naß, Hannover. 
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ſicht des Sen. dem Sinn und Zweck dieſer Ausnahmevorſchr. nicht 
gerecht. Dieſe entſpricht dem 8 10 Arb3Vo v. 14. April 1927 
und ift baher entſprechend wie dieſe auszulegen. Den in § 10 Arbg⸗ 
VO. 1927 berückſichtigten wirtſchaftlichen Bedürfniſſen iſt in der Son⸗ 
derregelung der Arbeitszeit in den Bäckereien und Konditoreien, welche 
die Anwendung der allgemeinen Arbeitszeitbeſt. ausſchließt, durch den 
8 2 Bäck VO. Rechnung getragen worden. In den Fällen des 5 10 
Arbg3VO. entfallen alle Beſchränkungen der Arbeitszeit durch die 
Arb. ZVoO. und durch TarVertr. (vgl. 8 5 Abſ. 5 Arb Z VO. und die 
Ausf Beſt. des RAM. v. 17. April 1924 i. d. Faſſ. v. 29. April 
1927 zu § 10). Dies nötigt zu der Folgerung, daß die in 8 2 Back⸗ 
VO. aufgezählten außergewöhnlichen Arbeiten auch während der Nacht⸗ 
zeit vorgenommen werden können und der Beſchränkung in 8 3 nicht 
unterliegen. Es wäre deshalb nach Anſicht des Sen. notwendig ge⸗ 
weſen, den Einwand des Angekl., daß an dem einen Sonnabend die 
Beſchäftigung von mehreren Gehilfen mit Arbeiten bis etwa 3410 Uhr 
abends zur Verhütung des Mißlingens von Arbeitserzeugniſſen erfor⸗ 
derlich geweſen ſei, auf ſeine Stichhaltigkeit ſachlich zu prüfen. Das 
iſt nicht geſchehen. Die rechtsirrtümliche Unterlaſſung dieſer zur Er⸗ 
ſchöpfung des Sachverhaltes notwendigen Prüfung hat aber nicht die 
Entſch. zum Nachteile des Beſchwỹ. beeinflußt. Denn es ergibt ſich 
aus den zutreffenden Hilfserwägungen, daß die mit den Notarbeiten 
befchäftigten Gehilfen am fraglichen Tage auch dann weit über die zu⸗ 
läſſige Arbeitszeit hinaus beſchäftigt worden wären, wenn ſie nur 
ſolange gearbeitet hätten wie regelmäßig an den Sonnabenden und 
eine Anwendung der Ausnahmebeſt. in 82 Bäck VD. überhaupt nicht 
in Frage gekommen wäre. Auch auf das Strafmaß hat offenſichtlich 
die rechtsirrtümliche Annahme einer ſtrafbaren Überſchreitung der 
Grenzen der nächtlichen Betriebsruhe an einem Tage um den 
geringen Betrag von ½ Stunde keinen Einfluß gehabt. Dieſer Rechts⸗ 
fehler konnte daher vom Revch. ſelbſt beſeitigt werden durch Auf⸗ 
hebung der Verurteilung aus 88 3, 5 Back VO. 


(OLG. Dresden, Urt. v. 7. Juni 1932, 2 OSt 168/32.) 
Mitgeteilt von Gen StA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
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22. 88 103e Ziff. 1, 103g Ziff. 4, 127, 148 Ziff. 96ewmd.; 
8 59 StGB. Die Leipziger Buchdruckerlehranſtalt iſt eine 
Fach ſchule i. S. der GewO. Ein in Leipzig beſchäftigter 
Buchdruckerlehrling iſt zu ihrem Beſuch verpflichtet, ob⸗ 
wohl darin gegen Entgelt unterrichtet wird. Irrtum auf 
ſeiten des Lehrherrn fällt nicht unter § 59 StGB. 


Der Angekl. bat als Mitinhaber einer Buchdruckerei in ſeinem 
Betrieb den am 5. Jan. 1914 geborenen W. auf Grund Lehrver⸗ 
trags im Dez. 1930 als Buchdruckerlehrling enges eh Seit Oſtern 
1931 bat er es bewußt unterlaſſen, dieſen Lehrling zum Beſuch der 
Buchdrucker⸗Lehranſtalt in Leipzig anzuhalten. Der AR. hat den 
Angekl. deshalb einer vorſätzlichen übertretung nach 88 127, 148 
Ziff. 9 GewO. für ſchuldig erachtet in der Erwägung, daß jene 
Buchdrucker⸗Lehranſtalt die zur Ergänzung der Lehrlingsausbil⸗ 
dung beſtimmte Fachſchule ſei und daß der Angekl. die ihm 
als Lehrherru obliegende Pflicht verſäumt habe, ſeinen Lehr⸗ 
ling zum Beſuch dieſer Schule anzuhalten und den Schulbeſuch 
zu Überwachen. 

Die Rer. rügt Verletzung des materiellen Rechts, weil jene 
Buchdrucker⸗Lehranſtalt nur eine Privatſchule des Vereins 
L.er Buchdruckereibeſitzer in L. ſei, dem der Beſchwß. nicht ange⸗ 
höre. Aus § 127 GewO. erwachſe für den Lehrherrn nur die Pflicht, 
ſeinen Lehrling zum Beſuch einer offentlichen Fortbil 
dungs⸗ oder Fachſchule anzuhalten, wofür gem. 8 5 ſächſ. 
Übergangsgef. f. d. Volksſchulweſen v. 22. Juli 1919 (80 l. 171) 
auch ein Schulgeld nicht erhoben werden dürfe. Die Buchdrucker⸗ 
Lehranſtalt nehme dagegen für die Erteilung des Unterrichts Schul⸗ 
geld, wodurch ohne weiteres die Verpflichtung zum Beſuch dieſer 
Privatſchule entfalle. Dem ſtehe nicht entgegen, daß die allgemeine 
Fortbildungsſchule in L. keine Fachklaſſen für Buchdruckerei be⸗ 
ſitze und daß außer jener Buchdrucker⸗Lehranſtalt eine beſondere 
h er in L. nicht vorhanden ſei. 

Zur Entſch. ſteht eine Frage, die das Lehrlingsweſen betrifft. 
Die nähere Regelung dieſer Materie liegt gem J 103 e Zul. 1 
GewO. der ſog. Handwerkskammer ob, der nach 51038 Ziff. 4 
Gew. in ihrer Geſamtheit der Erlaß der das Lehrlingsweſen be⸗ 
treffenden Vorſchr. vorbehalten iſt. In Sachſen iſt auf Grund von 
5103 f GewO. die Wahrnehmung der Rechte und ae der 
Handwerkskammern i. S. von 88103 ff. GewO. den Gewerbekam⸗ 
mern übertragen (8 2 Sächſ. Geſ, die Handels⸗ und Gewerbekam⸗ 
mern betr., v. 4. Aug. 1900: GVBl. 865 und 8 2 Ausf. v. 
15. Aug. 1900: GVBl. 873). Von der ihnen durch die GewO. ein⸗ 
geräumten Befugnis haben nun die Gewerbekammern zu Chem⸗ 
nitz, Dresden, Leipzig, Plauen und Zwickau Gebrauch gemacht und 
in Übereinkunft mit dem Vorſtand des Kreiſes VII (Sachſen) des 
Deutſchen Buchdrucker⸗Vereins, dem Verband der deutſchen Buch⸗ 
drucker und dem Gutenberg⸗Bund die ſog „Lehrlingsordnung für 
das Buchdruckgewerbe im Freiſtaat Sachſen“ v. 6. Aug. 1926 ge⸗ 


ſchaffen, die die „Vorſchr. zur Regelung des Lehrlingsweſens im 
ſächſiſchen Buchdruckgewerbe“ zum Gegenſtand hat und zufolge VO. 
des Sächſ. WirtſchMin. v. 1. Dez. 1926 auch die nach 8 103 g Abſ. 4 
GewO. erforderliche Genehmigung der Landes⸗Zentralbehörde er⸗ 
halten hat. Dieſe Lehrlingsordnung iſt jetzt noch in Kraft. Gem. 
§1 LehrlingsO. gilt die darin getroffene Regelung des Lehrlings⸗ 
weſens im Bereiche Sachſens zwingend für alle Buchdruk⸗ 
kerlehrlinge und alle Betriebe und Perſonen, 
die Buchdruckerlehrlinge ausbilden; insbeſ. regelt 
ſie die Ausbildung der Lehrlinge und die in dieſer Hinſicht dem 
Lehrherrn ſowohl wie auch dem Lehrling erwachſenden Verpflich⸗ 
tungen. Inſoweit kennzeichnet ſich die Lehrlings O. mithin als die 
auf Reichsgeſetz beruhende rechtsverbindliche Grundlage 

821 LehrlingsO. legt nun dem Lehrherrn die Verpflichtung 
auf, ſeine Lehrlinge während der ganzen Lehrzeit in die Fach⸗ 
ſchule zu ſchicken, und fügt hinzu: ſelbſt wenn die Lehrlinge wegen 
des Beſuchs einer höheren Schule von der Sache befreit 
ſind, haben ſie wenigſtens am Fach⸗ und Zeichenunterricht teilzu⸗ 
nehmen. Gegenüber $ 127 GewO. der reichsrechtlich die Verpflich⸗ 
tung des Lehrherrn normiert, ſeinen Lehrling zum Beſuche der 
Fortbildungs⸗ oder Fachſchule anzuhalten, hat 821 
LehrlingsO. ſonach die Bedeukung, daß es unter allen Umſtänden 
Pflicht des Lehrherrn iſt, den ſeiner Ausbildung anvertrauten 
Lehrling zum Beſuch der für ihn in Betracht kommenden Fach⸗ 
ſchule zu veranlaſſen und dieſen Schulbeſuch zu überwachen. Sit 
nun die Ller Buchdrucker⸗Lehranſtalt eine ſolche Fachſchule im ge⸗ 
ſetzestechniſchen Sinne, d. h. eine ſolche, deren Unterricht von der 
höheren Verwaltungsbehörde als ein ausreichender Erſatz für den 
allgemeinen Fortbildungsunterricht anerkannt iſt & 120 Abf. 3 
Gew.; Goltd Arch. 51, 72; Reger 26, 365), ſo iſt die Verpflich⸗ 
tung des BeſchwF., feinen Lehrling zum Beſuch dieſer Schule 
anzuhalten, ohne weiteres zu bejahen. 

Nach alledem 15 50 die Auffaſſung des Vorderrichters, daß der 
BeſchwF. zunächſt objektiv § 127 GewO. zuwidergehandelt hat, 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Insbeſ. ſteht die Tatſache, daß 
für den Unterricht der Lehrlinge ein Schulgeld erhoben wird, 
der Anwendung des 8 127 GewO. nicht entgegen. Denn dieſe 
Vorſchr. ſtellt eine Wohlfahrtsmaßnahme innerhalb des Ge⸗ 
werbe betriebes dar mit dem Mn die Ausbildung des Lehr: 
lings in ſeinem Gewerbe tunlichſt zu fördern. Ihr gegenuber 
bleibt die Frage, ob vom Geſichtspunkt der allgemeinen Schulpflicht 
aus als Entgelt für den Beſuch dieſer Farne ein Schulgeld er⸗ 
hoben werden darf oder nicht, völlig un erührt. 

Hielt der Angekl. ſein — den äußeren Tatbeſtand erfüllendes 
— Tun deshalb fur erlaubt, weil er irrigerweiſe glaubte, es be⸗ 
ſtehe für ihn keine Rechtspflicht, feinen Lehrling gerade zum Der 
ſuch dieſer Fachſchule anzuhalten, ſo betraf ſein Irrtum weder 
einen Tatumſtand noch die Auslegung eines nicht ſtrafrechtlichen 
Geſetzes; der BeſchwF. verkannte vielmehr die Bedeutung und 
Tragweite des Strafgeſetzes ſelbſt. 8 

(OLG. Dresden, Urt. v. 8. Juni 1932, 1 08t 125/32.) 

Mitgeteilt von Gen StA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Altona. Lanoͤgerichte. 


1. VO. v. 15. Nov. 1899 betr. Verwgw Verf. wegen 
Beitreibung von Geldbeträgen i. Verb. m. der Ausf Anw. 
v. 28. Nov. 1899. Das ordentliche Gericht iſt bei Ausfüh⸗ 
rung des Vollſtreckungsauftrags durch den Gerichtspoll- 
zieher zuſtändig für die Anordnung einer Verwertung der 
Pfandſtücke nach 8 825 ZPO. 1 

Nach Art. 83 obiger AusfAnweiſung ſollen die Art. 30, 
31, 36 bis 73, 81 und 82 keine Anwendung finden, wenn ein Ge⸗ 
richtsvollzieher den Auftrag ausführt. Danach gilt auch Art. 57 nicht, 
der dem 8 825 ZPO. entſpricht. Nach Art. 83 ſollen in dieſem Falle 
die vom Juſt Min. erlaſſenen Anordnungen gelten. Als ſolche Anord⸗ 
nung i. S. des Art. 83 kommt die Geſchaftsanweiſung für Gerichts⸗ 
vollzieher in Frage. Da dieſe ſich auf die BRD. ftügt, iſt bei der 
Zwangsvollſtreckung durch den Gerichtsvollzieher auch 8 825 3PO. 
anwendbar, ſo daß damit die Zuſtändigkeit des Vollſtreckungsgerichts 
gegeben iſt. 

(LG. Altona, 7. BR, Beſchl. v. 25. April 1933, 7 T 399/33.) 
Mitgeteilt von LER. Schumacher, Altona. 


Berlin. 

2. 8 769 Abſ. 2 BRD. Für eine einſtweilige Ein⸗ 
ſtellung durch das Vollſtreckungsgericht iſt kein Naum 
mehr, wenn das Prozeßgericht bereits mit der Sache be- 
faßt war. 

Der 8 769 Abſ. 2 ZPO. gilt auch im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren (Jaeckel⸗Güthe, Anm. 2 zu 8 33). Ein Fall der 
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Dringlichkeit, wie ihn 8 769 Abſ. 2 ZPO. vorausſetzt, iſt jedoch nicht 
gegeben. Daß das ProzGer, ſich im ſelben Gebäude wie das Vollſtr⸗ 
Ger. befindet, iſt allerdings nicht entſcheidend (Stein Jonas III 
a. a. O.; Förſter⸗Kann Anm. 3; Sydow⸗-Buſch Anm. 6; a. M. 
LG. I: KGBl. 90, 42). Es kommt aber hierauf nicht an. Ein 
dringender Fall liegt vor, wenn die Zeit nicht mehr ausreicht, um 
die Entſch. des ProzGer. nachzuſuchen (Stein⸗Jonas, Kann, 
Sydow-Buſch a. a. O.). Die Entſch. des ProzGer. iſt aber im 
vorl. Fall bereits ergangen. Das LG. hat nämlich nach der eigenen 
Angabe der Schuldnerin durch Beſchl. v. 7. Jan. 1933 mit materieller 
Begründung das Armenrechtsgeſuch für die Vollſtreckungsgegenklage 
verweigert und durch Beſchl. v. 11. Jan. 1933 die Bewilligung des 
Armenrechts für die BeſchwInſt. abgelehnt. Bei dieſer Sachlage 
konnte dem nur als VollſtrGer. für dringende Fälle tätigen AG. nicht 
zugemutet werden, eine einſtweilige Einſtellung auszusprechen, die das 
ſachlich zuſtändige ProzGer. in zwei Beſchlüſſen bereits mittelbar ver⸗ 
weigert hatte. Denn die Entſch. des VollſtrGer. nach 8 769 Abſ. 2 
ZPO. iſt nur eine vorläufige Entſch., die unbeſchadet der endgültigen 
Entſch. des Proz Ger, ergeht. Steht aber feſt, daß das ProzGer. dem 
Einſtellungsantrag nicht ſtattgeben will, ſo iſt für eine abweichende 
Entſch. des VollſtrGer. kein Raum. 

(26.1 Berlin, 1. Z K., Beſchl. v. 21. Jan. 1933, 201 T 614/33.) 

Mitgeteilt von GerAſſ. Dr. Seibert, Berlin. 


* 


3. Pr AllgGer O. v. 1793. Gegen den Fiskus kann 
heute auch aus EinſtwVerf. vollſtreckt werden. }) 

Eine Vollſtreckung gegen den Schuldner kann nur in Gemäß⸗ 
heit der AllgGer O. von 1793 ſtattfinden. Zwar ſieht dieſe preuß. Beſt. 
naturgemäß eine Vollſtreckung gegen das Deutſche Reich nicht vor 
und kann der preuß. Landesgeſetzgeber hierüber überhaupt keine Beſt. 
treffen. An reichsgeſetzlichen Beſt. fehlt es jedoch vollſtändig. Es er⸗ 
ſcheint daher geboten, den in den preuß. Beſt. zum Ausdruck ge⸗ 
kommenen Rechtsgedanken auch auf die Vollſtreckung gegen das Reich 
anzuwenden (Stein⸗Jonas, EGZRO. 8 15 Anm. 14 Abſ. III). 
Die neue PrVoO. v. 1. Sept. 1932 kann allerdings noch nicht an⸗ 
gewendet werden, da die in ihr enthaltenen Beft. über die Vollſtreckung 
gegen das Land Preußen ($ 30; PrGS. 228) nach § 52 der VO. erſt 
vom 1. April 1933 ab in Kraft treten, alſo heute auch für das preuß. 
Rechtsgebiet noch keine Anwendung finden. Die Beſt. des § 33 1 35 
AllgGer O. iſt hingegen durch den 8 15 Ec 3PO. aufrechterhalten 
worden (vgl. Stein-Jonas 8 15 EGG ZPO. Anm. 14). Dieſe be⸗ 
reits 139 Jahre alte Beſt. bedarf jedoch einer verſtändigen Auslegung 
unter Berückſichtigung der in der Zwiſchenzeit eingetretenen Wand⸗ 
lungen des Prozeßverfahrens. Nach dem Syſtem der AllgcGer O. fand 
eine Vollſtreckung überhaupt nur aus rechtskräftigen Urt. ſtatt (8 2 124), 
EinſtwVerf. waren der AllgGerO. überhaupt unbekannt. Auch die 
ZPO. ſieht EinſtwVerf. von der Art, wie fie im vorl. Falle der Gläu⸗ 
biger erwirkt hat, nicht ausdrücklich vor. Vielmehr beſchränkt ſie die 


Zu 3. Die Zwangsvollſtreckung gegen den Fiskus iſt durch die 
Reichsgeſetzgebung nicht beſonders geregelt. Aber durch die ZPO. ſind 
unberührt geblieben die landesgeſetzlichen Vorſchr. über die Zwangs⸗ 
vollſtreckung wegen. Geldforderungen (nicht wegen anderer 
Forderungen) gegen den Fiskus, ſoweit nicht dingliche Rechte verfolgt 
werden (8 15 Ziff. 3 EG ZPO.). Nach 8 33 135 PrAllgcher O. v. 1793 
und 8 242 des Anhangs dazu erfolgte die Zwangsvollſtreckung gegen 
den Fiskus durch das VollſtrGer., das an die zahlungspflichtige Stelle 
eine Zahlungsaufforderung erließ und die vorgeſetzte Dienſtſtelle be⸗ 
nachrichtigte. Wenn dieſe Dienſtſtelle Einſpruch erhob, ſo war durch 
das JuſtMin. eine Entſch. der Zentralinſtanz herbeizuführen. Im 
übrigen war erforderlichenfalls die ſich widerſetzende Stelle nach An⸗ 
hang $ 242 im Wege der Dienſtaufſicht zur Erfüllung anzuhalten. 
Würde man zu dem Ergebnis gelangen, daß dieſe Beſt. auf die 
Zwangsvollſtreckung gegen den Reichsfiskus aus einer EinſtwVerf., 
die dem Reichsfiskus die Zahlung einer Unterhaltsrente auferlegt, keine 
Anwendung finden, ſo müßte das Reichsrecht gelten (ſo auch Roſen⸗ 
berg, Lehrb., 3. Aufl., 8175 III 5 S. 610), d. h. die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung wäre wie gegen andere Schuldner zu betreiben. Zu dieſem 
Ergebnis aber müßte man gelangen, wenn es richtig wäre, daß der 
preuß. Landesgeſetzgeber über die Zwangsvollſtreckung gegen den Reichs⸗ 
fiskus überhaupt keine Beſt. treffen könnte. Dies nimmt die wieder⸗ 
gegebene Entſch. an. Inſofern aber kann man ihr nicht beitreten. 
§ 15 Ziff. 3 Ech ZPO. hat aus guten Gründen die Regelung der 
Zwangsvollſtreckung gegen den Fiskus ſchlechthin und damit auch gegen 
den Reichsfiskus, ſoweit es ſich um die Zwangsvollſtreckung wegen 
Geldforderungen handelt und nicht dingliche Rechte verfolgt werden, 
der Landesgeſetzgebung überlaſſen. Es konnte annehmen, daß die Länder 
den Reichsfiskus nicht ſchlechter ſtellen würden, als der Fiskus des 
betreffenden Landes geſtellt ſei. Was die AllgGGer O. über die Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen den Fiskus beſtimmt, muß auch bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen den Reichsfiskus gelten. Als dieſe Belt. getroffen 
wurden, konnte man freilich nicht daran denken, daß ſie dereinſt auch 
auf die Zwangsvollſtreckung gegen den Fiskus eines höheren Staats⸗ 


Zuläſſigkeit EinſtwVerf., die über den Sicherungszweck hinausgehen 
und eine tatſächliche Verfügung des Antragſtellers für einige Monate 
mit ſich bringen, auf den Fall des Eheprozeſſes 8 627 ZPO. Erſt 
durch die Rſpr. iſt der Erlaß EinſtwVerf. auf Zahlung von monat 
lichen Unterhaltsbeträgen eingeführt worden (vgl. Stein⸗Jonas, 
Vorbem. vor 8 916 IV). Dieſe Entwicklung der Rſpr. muß auch bei 
einer heutigen Anwendung des 8 33 J 35 AllgGerd. berüchkſichtigt 
werden. Wenn er beſtimmte, daß eine Vollſtreckung gegen den Fiskus 
nur aus rechtskräftigen Urt. ſtattfinden ſollte, ſo war dies aus dem 
Syſtem der AllgGer O. bedingt, die überhaupt nur eine Vollſtreckung 
aus rechtskräftigen Urt. kannte. Nachdem aber durch die ZO, von 
1879 und durch die weitere Entwicklung der Rſpr. auch die Voll⸗ 
ſtreckung aus vorläufig vollſtreckhbaren Titeln und EinſtwVerf. auf 
Zahlung von Geldrente zuläſſig wurde, muß dieſe Erweiterung der 
Vollſtreckungen auch gegen den Fiskus Anwendung finden. Die Beſt. 
der AllgGer O. iſt dahin zu verſtehen, daß die Vollſtreckung gegen den 
Fiskus aus allen Urt., die nach der damaligen Rechtsordnung voll⸗ 
ſtreckbar waren, ſtattfinden konnte. Daher muß ſie auch heute bei 
allen Vollſtreckungen, die heute zuläſſig ſind, Anwendung finden und 
daher auch eine Vollſtreckung aus einer EinſtwVerf. nach den Belt. 
der AllgGerd. durchgeführt werden. 


(26. I Berlin, 9. ZR., Beſchl. v. 7. Nov. 1932, 209 T 10279/2.) 


** 
Flensburg. 

4. 8 304 3 PO. Faſſung des Grundurteils, wenn 
zwar Mitverſchulden anzunehmen, aber ein höherer Scha— 
den, als der eingeklagte, behauptet wird. f) 

Eingeklagt ſind 1374 AM eines Schadens, den der Kl. auf 
2061 RA angibt. Der Kl. beſchränkt ſich, ohne einen Verzicht auf 
den Reſt auszuſprechen, auf den eingekl. Betrag, um die Gefahr teil⸗ 
weiſer Beweisfälligkeit zu vermindern, und im Falle der Annahme 
teilweiſen Mitverſchuldens immer noch die Klageforderung zuge⸗ 
ſprochen zu erhalten, damit alſo zugleich von Koſten freizubleiben. 
Er würde ſein Ziel erreichen, wenn das Gericht ihm zwar ein mit⸗ 
wirkendes Verſchulden von ½ zuſpricht, jedoch ſeinen Schaden auf 
/ des eingekl. Betrages, alſo auf 1832 RM, bemißt. 

Würde die Erreichung dieſes Ergebniſſes durch Einſchiebung 
eines Grundurteils nach 8 304 ZPO. vereitelt, jo würde das dazu 
führen müſſen, von einem Grundurteil Abſtand zu nehmen, da der 
ſachliche Anſpruch nicht durch die lediglich der Vereinfachung der 
Prozeßführung dienende Teilung in Grundurteil und Endurteil ver⸗ 
eitelt werden darf. Es läßt ſich aber das Ziel einer ſachgemäßen 
Entſch. auch mit Einlegung eines Grundurteils erreichen. Nur muß 
deſſen Faſſung der durch das Vorbringen des Kl. geſchaffenen Lage 
entſprechen. 

Eine Klage iſt ſchlüſſig begründet, wenn die vorgebrachten Tat⸗ 
ſachen ausreichen, den erhobenen Auſpruch zur Entſtehung zu bringen. 
Gegenüber dem Einwand des mitwirkenden Verſchuldens muß dem 


verbandes, als der preuß. Staat es iſt, und auch auf die Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus anderen Titeln als rechtskräftigen Urt. anzuwenden 
ſein könnten. Aber was die Verfaſſer ſich gedacht haben und denken 
konnten, kann für die Auslegung nicht maßgebend ſein. Einmal er⸗ 
laſſen, hat das Geſetz ſein eigenes Leben, und es iſt auszulegen aus 
dem Ganzen der jeweils beſtehenden Rechtsordnung heraus. Es han⸗ 
delt ſich hier um einen der Fälle, wo eine Beſt., ohne daß ſie ſelbſt 
abgeändert worden iſt, dadurch, daß andere Beſtandteile der Rechts⸗ 
ordnung ſich geändert haben, ein anderes Anwendungsgebiet erhalten hat. 


Prof. Dr. Karl Blomeyer, Jena. 


Zu 4. Dem Urt. iſt zuzuſtimmen. Kl. hat von einem von 
ihm auf 2061 RA bemeffenen Schaden 1374 RM, alſo einen Teil, 
eingeklagt. Er ſpezialiſiert den Gegenſtand ſeiner Klage dahin, daß 
es der Teil des Schadens ſein ſoll, der auch im Falle eines even⸗ 
tuellen Mitverſchuldens ganz vom Bekl. zu erſetzen ſei. Dabei geht 
er allerdings von der Meinung aus, daß bei dieſem Mitverſchulden 
immerhin noch ein ſolcher Teil auf den Bell. fällt, daß die For⸗ 
derung von 1374 Nl ganz begründet iſt. Die Begr. für den An⸗ 
ſpruch iſt unerlaubte Handlung bzw. Kraftfch. Für den Geſamt⸗ 
ſchaden wird behauptet, daß er entweder ganz oder je nach § 254 
BGB. zu einem Bruchteil zu erſetzen ſei. Dieſe Begr. kann in 
doppelter Weiſe gedacht ſein: entweder alternativ, ſo daß das eine 
oder das andere gelten ſoll, wobei der Richter das von ihm für 
richtig Gehaltene wählen mag. Das iſt zuläſſig und wird insbef. da 
gelten, wo die Frage für den eingelel. Teil nach den Umſtänden 
gleichgültig iſt, weil z. B. ein ſo kleiner Teil eingeklagt iſt, daß 
auf jeden Fall nur entweder Verurteilung oder Abweiſung erfolgt 
(vgl. RG. 103, 144). Oder fo, daß Kl. zunächſt volle Erſaßzpflicht 
behauptet, eventuell aber Mitverſchulden gelten laſſen will, wenn auf 
dieſe Weiſe noch der Anſpruch in Höhe von 1374 RM geſtützt werden 
kann. Die Auslegung kann nur zu der zweiten Alternative führen, 
weil im erſten Fall der Richter, falls er zu einem Mitverſchulden 
käme, eine teilweiſe Abweiſung nach dem Grund nicht auszusprechen 


(Juriſtiſche Wochenſchrift a 1 
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Kl. geftattet fein, eine ſolche, den Klageanſpruch überſchreitende Höhe 
des Schadens zu behaupten und zu beweiſen, welche auch bei dem 
durch das Mitverſchulden etwa geforderten Abzug noch ausreicht, um 
den Klageanſpruch zu rechtfertigen. Ein Grund, den Kl. mit dieſem 
Vorbringen auszuſchließen, beſteht nicht. Anders ausgedrückt: Dem 
Kl. muß geſtattet ſein, vom erlittenen Schaden den ihn ſelbſt viel⸗ 
leicht treffenden Schuldanteil abzuziehen und allein den Reſt ein⸗ 
zuklagen, ohne befürchten zu müſſen, daß ihm der Schuldanteil noch⸗ 
mals von der Klageſumme abgezogen wird. Dies wird auch vom RG. 
103, 144 zugelaſſen. Dort wird ſogar die nähere Erörterung eines 
etwaigen Mitſchuldanteils für entbehrlich erklärt, wenn offenbar iſt, 
daß der eingekl. geringe Teil der Geſamtſchuld in jedem Fall in die 
Haftung des Schädigers hineinfällt. 

Im gewöhnlichen Falle der Schadensklagen iſt der erhobene An⸗ 
ſpruch, über den allein nach 8 322 ZPO. rechtskräftig entſchieden 
wird, dem behaupteten Schaden gleich. Wird hier ein Grundurteil er⸗ 
laſſen, ſo muß offenbar, wenn Mitverſchulden des Kl. zu ½ ange⸗ 


nommen wird, der Anſpruch zu ¼ dem Grunde nach gerechtfertigt 


erklärt und zu ½ die Klage abgewieſen werden. 

Wird jedoch ein Schaden behauptet, der den Klageanſpruch über» 
ſteigt, ſo iſt dieſe Faſſung nicht verwendbar. Es liegt nun zunächſt 
nahe, lediglich ganz allgemein das Grundurteil auf einen Bruchteil 
des erlittenen Schadens abzuſtellen. Dies würde aber dem Grundſatz 
der Beſchränkung der Rechtskraft auf den erhobenen Anſpruch wider⸗ 
ſprechen, da die Tragweite einer derartigen Faſſung unklar bliebe. 

Infolgedeſſen bedarf es einer Beziehung des Grundurteils auf 
die eingekl. Summe, ohne daß doch der Vorteil des behaupteten 
höheren Schadens aufgegeben wird. Dieſe Beziehung wird hergeſtellt 
durch die Bezugnahme auf eine Schadensſumme, welche die Ver⸗ 
kleinerung durch den Schadensanteil ausgleicht, und die noch inner⸗ 
halb des behaupteten Schadens liegt. Sind alſo, wie im vorl. Falle, 
1374 RM von angeblich 2061 AM Schaden eingeklagt, und hält man 
eine Entſchädigungspflicht des Bekl. von / für gerechtfertigt, fo 
beträgt das zu 1374 AM gehörige Schadensganze / dieſer Summe, 
mithin 1832 AM. Dieſe Summe muß der Kl. beweiſen, um die 
ganze Klageforderung zu erhalten. Beweiſt er weniger, jo bekommt 
er auch entſprechend weniger. Die Behauptung eines noch größeren 
Schadens iſt für den vorliegenden Rechtsſtreit unerheblich. 

Das Grundurteil ift alſo dahin zu faſſen, daß der Klageanſpruch 
zu / des bis zu einem Höchſtbetrage von 1832 AM zu rechnenden 
Geſamtſchadens dem Grunde nach gerechtfertigt iſt. 

Zu einer Klageabweiſung kann es vorläufig nicht kommen, 
denn die /, die der Kl. von feinem behaupteten Schaden ver⸗ 
langt, erfüllen ja die Klageſumme, und mehr als dieſe ¼ hat der 
Kl. auch nicht verlangt. Kann er ſpäterhin die nötige Höhe nicht be⸗ 
weiſen, ſo iſt er dann abzuweiſen und in die entſprechenden Koſten 
zu verurteilen. 

Die hieraus folgende Faſſung bewährt ſich auch, wenn der 
Klageantrag ſpäter erhöht werden ſollte. Dann iſt für die ganze Er⸗ 


brauchte und der Kl. durch ein entſprechendes Urt. niemals beſchwert 
ſein könnte, alſo ſich diesbezüglich von vornherein der Möglichkeit 
eines Rechtsmittels beraubte, was von Bedeutung wird, wenn der 
Geſamtbetrag des Schadens unter 1832 AM finkt. . 

Das Urt. des AG. hatte Verſchulden des Bell. zu ¼ und mit⸗ 
wirkendes Verſchulden des Kl. zu Y angenommen, worin die zweite 
Inſtanz zuſtimmt. Danach hatte das AG. den Anſpruch des Kl. zu 
9% dem Grunde nach für berechtigt erklärt, im übrigen die Klage 
abgewieſen. Dieſes Urt. wird der Sachlage nicht gerecht; denn es 
müßte hier auf jeden Fall von den eingekl. 1374 AM ½ abs 
gewieſen werden. Wenn nun das LG. für den Geſamtſchaden zu 
3/, ben Bekl., zu ½ den Kl. verantwortlich macht, fo lehnt es da⸗ 
mit den primär geltend gemachten Grund ab. Es iſt aber unter Be⸗ 
rückſichtigung des eventuellen Klagegrundes das Urt. zu fällen, daß, 
falls nur ein Schaden bis zu / von 1374 RM nachgewieſen wird, 
die Möglichkeit einer vollen Verurteilung auf 1374 AM offenbleibt. 
Dieſe Eventualbegründung hat das AG. überſehen. 

Es fragt ſich nun nur noch: ſoll die Eventualbegründung im 
Urteilstenor zum Ausdruck gebracht werden oder genügt es, wenn 
ſie in den Gründen dargelegt wird. Das LG. hat den erſteren Weg 
gewählt. Das NG. hat in ſtändiger Rſpr. entſchieden, daß das Urt. 
über den Grund keineswegs ſtets auf die Formulierung, der Anſpruch 
iſt feinem Grunde nach gerechtfertigt, beſchränkt ſei, ſondern daß eine 
nähere Beſt. und Begrenzung in der Urteilsformel für zuläſſig ge⸗ 
halten werden müſſe (vgl. RG. 13, 405; 16, 387; Gruch Beitr. 41, 
185). „Wird der Anſpruch nur in beſtimmten Grenzen dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erachtet, fo darf der Formel des Zwiſchen⸗ 
urteils eine entſprechende Einſchränkung hinzugefügt werden“ (ſo 
NG. v. 27. Juni 1917: 28. 1917, 1127). Sonach fteht das Urt. bes 
LG. inſofern mit der Praxis des NG. in Einklang. Dort handelt es 
ſich durchweg um Einklagung des Geſamtſchadens. Wie ſteht es jedoch 
bei der Teilklage? Iſt auch dort die Beſchränkung in der Urteilsformel 
nötig? Das iſt zu bejahen. Nehmen wir einfache Zahlen: behaupteter 
Schaden 16 000, eingeklagt 12 000. Solange der Geſamtſchaden 
16 000 oder höher iſt, iſt es für die eingekl. 12000 gleichgültig, 


höhung der Klagegrund neu zu beweiſen. Im jetzigen entſcheidenden 
Teil iſt für ſie nichts ausgeworfen, weil die Summe des zugrunde 
gelegten Schadensganzen nur zu ¼ dem Grunde nach zuge 
ſprochen iſt. 0 
(26. Flensburg, Urt. v. 9. Jan. 1933, 5 8 593/32.) 
Mitgeteilt von LER. Dr. Riſſom, Flensburg. 
* 


Schneidemühl. 

5. 8 21 Sicherungs VO.; $ 1—3 der 2. Oſthilfedurchf⸗ 
VD. v. 30. Mai 1932 (RGBl. 252); § 1 der 4. Oſthilfedurchf⸗ 
BD. v. 23. Nov. 1932 (RGBl. 536); 88 39, 40 GBO. Die 
Kommiſſare für die Oſthilfe (Landſtellen), die das Grund- 
buchamt im Rahmen eines Entſchuldungs verfahrens um 
die Eintragung von Rechtsänderungen im Grundbuch er» 
ſuchen, brauchen dieſem nicht nachzuweiſen, daß den vom 
Eintragungserſuchen betroffenen Perſonen das Grund- 
ſtücksrecht zuſtehe, ſelbſt wenn das Grundbuch einen 
anderen als Berechtigten ausweiſt als der Entſchul⸗ 
dungsplan. f) 

Das Erſuchen der Landſtelle um Löſchung der Grundſchuld ſtützt 
ſich auf 8 21 Sicherungs VO. v. 17. Nov. 1931 (RGBl. 675) und 
8 2 der 2. OſthilfedurchfVO. v. 30. Mai 1932 (RG Bl. 252). Im 
82 der 2. OſthilfedurchfVO. v. 30. Mai 1932 iſt beftimmt: Soweit 
der genehmigte Entſchuldungsplan den Fortfall oder die Anderung 
dinglicher Rechte vorſieht, werden dieſe auf Erſuchen der Entſchul⸗ 
dungsſtelle in das Grundbuch eingetragen. Dem Erſuchen iſt eine aus⸗ 
zugsweiſe Ausfertigung des Entſchuldungsplans beizufügen. Für ein 
ſolches Erſuchen kommt 8 39 GBO. zur Anwendung. Darin heißt 
es: „In den Fällen, in denen nach geſetzlicher Vorſchr. eine Behörde 
befugt iſt, das GBA. um eine Eintragung zu erſuchen, erfolgt die 
Eintragung auf Grund des Erſuchens der Behörde.“ Durch das Er⸗ 
ſuchen der Landſtelle in Verbindung mit dem Auszuge aus dem 
Entſchuldungsplan wird ſowohl der Antrag wie auch die Löſchungs⸗ 
bewilligung erſetzt. Wenn in dem Entſchuldungsplan als Gläubiger 
der Grundſchuld der RA. K. aufgeführt iſt, ſo wird alſo deſſen Be⸗ 
willigung zur Löſchung der Grundſchuld erſetzt. Daß der RA. K. 
als Gläubiger der Grundſchuld nicht eingetragen iſt, ſteht der be⸗ 
antragten Löſchung nicht entgegen. Denn im $ 1 Abf. 2 der 4. Durchf⸗ 
VD. v. 23. Nov. 1932 (RGBl. I, 536) iſt beſtimmt, daß es für die 
auf Grund des Entſchuldungsplans vorzunehmenden Eintragungen, 
wenn der von ihnen betroffene Berechtigte nicht im Grundbuch ein⸗ 
getragen iſt, der vorherigen Eintragung dieſes Berechtigten nicht be⸗ 
darf. Dieſe Regelung läßt das Beſtreben erkennen, im Intereſſe der 
Beſchleunigung des Entſchuldungsverfahrens die ſonſt mit Rüchſicht 
auf 8 40 GBO. beſtehenden formellen Schwierigkeiten zu beſeitigen. 
Die Landſtelle hat zu entſcheiden, welche Poſten zur Löſchung zu 
bringen find und danach den Entſchuldungsplan aufzuſtellen. Darin 
iſt auch einbegriffen die Verpflichtung der Landſtelle, ſich die Nach⸗ 


ob die Beſchränkung auf 3/, im Urt. zum Ausdruck kommt. Das Urt. 
über den Grund iſt der materiellen Rechtskraft nicht teilhaftig (val. 
NG. 124, 133 — JW. 1929, 3155). Im übrigen iſt es hier für 
das Urt. über den Teilbetrag gleichgültig, ob der Schaden voll oder 
zu den Bekl. trifft. Das wird erſt bei dem Geſamtſchaden, der 
hier nicht Klagegegenſtand iſt, von Bedeutung. Sowie aber der Ge⸗ 
ſamtſchaden unter 16000 finkt, wird die Frage von Erheblichkeit: 
z. B. er beträgt nur 8000. Dann müßte die Klage nicht in Höhe 
von 4000, ſondern von 6000 abgewieſen werden; dafür fehlte jedoch 
ohne nähere Angabe im Urt. über den Grund die Baſis. Nun könnte 
aber immerhin das Urt., „der Anſpruch beſteht dem Grunde nach 
zu Recht“, ſeine nähere Erläuterung in den Gründen finden. In⸗ 
deſſen hat der Kl. inſofern ein Intereſſe an anderer Formulierung 
des Tenors, als ihm, wenn Rechtsmittel gegen das Urt. zuläſſig 
ſind, durch jene Formulierung mangels einer Beſchw. das Rechts⸗ 
mittel möglicherweiſe abgeſchnitten wird. Ergeht aber ein Urt., wie 
es das LG. erlaſſen hat, jo liegt in der Entſch. zugleich die Ab⸗ 
weiſung des Klageanſpruchs zu / dem Grunde nach, was, wie dar⸗ 
gelegt, bei einem kleineren Geſamtſchadensbetrag von Erheblich⸗ 
keit wird. Hierdurch iſt der Kl. beſchwert. Die Frage ſpielt freilich 
hier keine Rolle, da es ſich um ein Urt. des LG. in der BerInſt. 
handelt. Prof. Dr. Hans Walsmann, Roſtock. 


Zu 5. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Die Frage ift durch 8 2 
der 2. OſthilfedurchfVO. v. 30. Mai 1932 i. Verb. m. 8 1 Abſ. 2 
der 4. OſthilfedurchVO. v. 23. Nov. 1932 geregelt. — Nach 8 1 
Abs. 2 letzterer VO. wird, wie der Reichsoſtkommiſſar in einer An 
weiſung v. 5. Dez. 1932, 3100/6 Hch, betont, im allgemeinen auch 
die Beſchaffung von Erbſcheinen nicht mehr erforderlich fein, wenn 
auf Grund des Entſchuldungsplanes der Fortfall oder die Anderung 
eines dinglichen Rechts in das Grundbuch eingetragen wird. Ebenſo 
iſt der Nachweis der Rechtsnachfolge eines im Grundbuch nicht⸗ 
eingetragenen Gläubigers durch Vorlegung der Abtretungserklarung 
und des Hypotheken- oder Grundſchuldbriefes nicht erforderlich. 

RA. Dr. Simm, Breslau. 
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weile, wer Gläubiger dieſer Poſten ift, zu verſchaffen. Wenn der 
Entſchuldungsplan ausſpricht, daß eine beſtimmte Poſt in einer be⸗ 
ſtimmten Perſon als Betroffenen zur Löſchung zu bringen iſt, ſo iſt 
das GBA. daran gebunden. Durch die Bezeichnung des Betroffenen 
wird auch deſſen Verfügungsbefugnis erſetzt. Denn die Feſtſtellung 
des Verfügungsrechts gehört gleichfalls zur Grundlage des dem Er⸗ 
ſuchen voraufgehenden Verfahrens (vgl. Güthe⸗Triebel, EBD, 
8 39 Anm. 43). Der Landſtelle iſt das ausdrückliche Recht gegeben, 
ohne weiteren Nachweis für das GBA. im Falle eines Irrtums den 
Sanierungsplan hinſichtlich des Namens der Berechtigten zu ändern 
(82 der 4. DurchfVO. v. 23. Nov. 1932). Das GBA. iſt in jedem 
Falle ohne weiteren Nachweis an den ihm mitgeteilten Plan ge 
bunden. Das ergibt ſich auch daraus, daß der Entſchuldungsplan für 
und gegen denjenigen wirkt, der nach Einleitung des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens oder der Eröffnung des Sicherungsverfahrens Rechtsnach⸗ 
folger eines darin aufgeführten Gläubigers geworden iſt und die 
Vorſchr. über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs inſoweit 
keine Anwendung finden ($ 1 der 2. DurchfVO. v. 30. Mai 1932). 
Nach § 3 der VO. v. 30. Mai 1932 iſt zur Eintragung des Fort⸗ 
falls dinglicher Rechte die Vorlegung des Hypotheken⸗ oder Grund⸗ 
ſchuldbriefes nicht erforderlich. Damit iſt den Beteiligten die Mög⸗ 
lichkeit genommen, die nach dem Entſchuldungsplan notwendigen Ein⸗ 
tragungen dadurch zu verzögern, daß ſie den Brief nicht einreichen. 
Die erforderliche Sicherheit im Verkehr wird inſoweit durch die Beſt. 
des $ 3 Abſ. 2 a. a. O. erreicht. Nach alledem ift die Landſtelle nicht 
verpflichtet, die Rechtsnachfolge eines im Grundbuch eingetragenen 
Gläubigers durch Vorlegung der Abtretungserklärung und des Hypo⸗ 
theken⸗ bzw. Grundſchuldbriefes nachzuweiſen. 

(LO. Schneidemühl, 3. Z., Beſchl. v. 6. März 1933, 3 T 182/33.) 

Grundbuchamt in Schloppe v. 29. Dez. 1932. 
Mitgeteilt von GerAſſ. Dr. Szogs, Schneidemühl. 


* 
Wiesbaden. f 
6. Für die Berechnung der % Grenze im Zwangs- 
verſteigerungsverfahren (8 1 Not VO. v. 8. Dez. 1932) iſt der 
Verſteigerungstermin maßgebend. 
(EG. Wiesbaden, Beſchl. v. 14. März 1933, 5 aT 24/33.) 


Mitgeteilt von LGPräſ. Dr. A. Bergmann, 
Wiesbaden⸗Biebrich. 


* 
Wuppertal. 

7. 88 119, 826, 823, 249 BGB. Die Geltendmachung 
der Nichtigkeit eines Vertrages ſchließt die gleichzeitige 
Prüfung der Frage, ob eine Anfechtung berechtigt iſt, 
nicht aus. ) 

Der Kl. hat neben der Geltendmachung der Nichtigkeit der ab⸗ 
geſchloſſenen Verträge ſeinen Klageanſpruch ausdrücklich auf arg⸗ 


Zu 7. Selten hat bisher die Praxis zu der Möglichkeit recht⸗ 
licher Doppelwirkungen Stellung genommen. Das Urt. behandelt das 
Zuſammentreffen von Nichtigkeit und Anfechtbarkeit desſelben Rechts⸗ 
geſchäfts (88 134, 123 VCB.). Zuerſt hat Th. Kipp, Über Doppel⸗ 
wirkungen im Recht, Feſtſchrift für v. Martitz, 1911, S. 211 darauf 
hingewieſen, daß Nichtigkeit und Anfechtbarkeit nebeneinander gelten 
Können. Die h. M. nimmt an, daß ein nichtiges Geſchäft nicht an⸗ 
gefochten werden könne. Aber in der Rechtswiſſenſchaft ſtehen Vor⸗ 
ausſetzung und Rechtsfolge nicht in dem naturwiſſenſchaftlichen Ver⸗ 
hältnis von Urſache und Wirkung. Als Geiſteswiſſenſchaft mit 
normativem Zweck regelt ſie die Fragen, wie Tatſachen in Rechts⸗ 
ſätze einzuordnen ſind. Der Denkvorgang entſpricht nicht einer körper- 
weltlichen Kauſalität. Er kann beliebig wiederholt werden, ſolange 
nicht durch beſondere Konkurrenzregeln eine mehrfache Subſumption 
ausgeſchloſſen iſt. Dieſer Betrachtung hat ſich nur ein geringer Teil 
der Rechtslehre angeſchloſſen, ſo Peter: ArchZivßr. 132, 1; 
Ehrenzweig, Syitem des öſterr, allg. Privatrechts, Bd. J erſte 
Hälfte, 6. Aufl., 1925, § 54; derſ.: Oſtch Z. 1923, Sondernummer für 
Schey S. VII; Enneccerus⸗Nipperdey, Allg. Teil 1931, 
8190 II, 7; M. Wolff, Th. Kipp, Ein Vortrag, 1932, S. 13; 
Hubernagel: ArchZivPr. 137, 205; vgl. auch H. Kelſen, 
Allg. Staatslehre, 1925, S. 47; derſ. Hauptprobleme der Staats- 
rechts lehre, 2. Aufl., 1923, Vorrede VI und S. 5—6, 53, 72. Die 
h. M. lehnt in naturwiſſenſchaftlicher Denkweiſe die Doppelwirkungen 
ab, jo Oertmann, vor 8 139, 5f.; § 142, 3; Planck 8 119,5 b; 
8123 Vb; Staudinger 8119 IX. 8 123 III, 2a—c; A. v. Tuhr, 
Allg. Teil I, 202; II 1 S. 5, 299, 624; weitere Literatur ArchZivPr. 
137, 210. Beſtätigt wird die Möglichkeit von Doppelwirkungen durch 
die Verhandlungsmarime der ARD. Die Parteien können bei der 
Stoffſammlung die Tatſachen über Anfechtung, Kündigung, Rücktritt 
vorbringen und die Nichtigkeit übergehen. Das Gericht hat nicht 
vorher feſtzuſtellen, ob der Vertrag wirkſam iſt, bevor es über die 
Auflöſung entſcheidet. Ebenſo folgen aus der Beweislaſt Doppelwir⸗ 
kungen. Bleibt in der Beweisaufnahme eine behauptete Nichtigkeit 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


liſtige Täuſchung i. Verb. m. 8826 BGB. geſtützt. Es iſt eine in 
der Wiſſenſchaft beſtrittene Frage, ob ein Anſpruch gleichzeitig auf 
Nichtigkeit und Anfechtung geſtützt werden kann. Die herrſchende 
Lehre verneint die Möglichkeit, einen Anſpruch gleichzeitig mit 
Nichtigkeit und Anfechtung zu begründen (Staudinger, Anm. 9 
zu § 119). Demgegenüber wird von anderer Seite die Möglichkeit 
einer gleichzeitigen Geltendmachung von Nichtigkeit und Anfechtung 
behauptet Kipp, „Über Doppelwirkungen im Recht“ in der Feſt⸗ 
ſchrift für von Martitz, Berlin 1911; ferner Karl Peter, Die 
Möglichkeit mehrerer Gründe derſelben Rechtsfolge und mehrerer 
gleicher Rechtsfolgen: ArchgivPr. 1930, 1 ff.). Das Gericht ſchließt 
ſich der von Kipp und Peker vertretenen Anſicht an, daß die 
Geltendmachung der Nichtigkeit eines Vertrages die gleichzeitige 
Prufung der Frage, ob eine Anfechtung berechtigt iſt, nicht ausſchließt. 
Abgeſehen davon, daß das Geſetz ſelbſt in einzelnen Fällen die An⸗ 
fechtung wahlweiſe neben einer anderen Möglichkeit zur Auflöſung 
eines Rechtsverhältuiſſes zuläßt (Scheidung und Anfechtung der Ehe), 
ſind auch die Rechtsfolgen, die ſich aus der Nichtigkeit und An⸗ 
fechtung ergeben, unter Umſtänden ganz andere. Nach dem Syſtem des 
Prozeßrechtes, das es in das Belieben der Parteien ſtellt, das ihnen 
Zweckdienliche vorzutragen, muß es auch den Parteien freigeſtellt 
werden, eine rechtliche Nachprüfung ihrer Behauptungen nach allen 
von ihnen vorgetragenen Geſichtspunkten zit fordern. Die Anſicht, 
daß ein Vertrag, der nichtig ſei, nicht auch noch angefochten werden 
kann, beruht auf einer dem Gebiete der Naturwiſſenſchaft ent⸗ 
nommenen Denkweife (Kipp S. 220), während das juriſtiſche 
Denken aber auf anderen Grundlagen aufgebaut iſt. 

Demnach wäre an ſich eine Prüfung, ob die von dem Kl. 
behauptete argliſtige Täuſchung tatſächlich erfolgt iſt, notwendig. 
Der im Falle einer argliſtigen Täuſchung auf Grund von 88823 
Abſ. 2, 826 BGB. geſtützte Schadenserſatzanſpruch iſt jedoch nicht 
begründet. Der § 123 BGB. enthält ſelbſt über die Frage des 
Schadenserſatzes keine Beſtimmung. Aus 8122 BGB. iſt hierfür 
keine Regelung zu entnehmen, da zwar nach dieſer Vorſchrift der 
Getäuſchte nach 8122 Abſ. 2 BGB. davon befreit wäre, dem Be⸗ 
trüger irgendwelche Aufwendungen zu erſetzen, jedoch 8122 Abſ. 1 
BGB. nichts darüber enthält, wie in einem ſolchen Falle der Ge⸗ 
täuſchte zum Erſatz ſeines eigenen Schadens gelangt. Die Schadens⸗ 
erſatzpflicht ergibt ſich vielmehr aus 58 826, 823 Abſ. 2 BGB., da 
inſoweit Betrug vorliegt, auch gegen ein Schutzgeſetz verſtoßen iſt. 
Schadenserſatz bedeutet alsdann, daß der Geſchadigte gemäß 8 249 
BGB. wirtſchaftlich fo geſtellt werden, wie er geſtanden hätte, wenn 
der ſchädigende Umſtand nicht vorgefallen wäre (negatives Intereſſeh. 
Beim negativen Vertragsintereſſe kommt in erſter Linie Natural⸗ 
herftellung in Frage, ferner müſſen die entzogenen Sachen nach dem 
Grundſatz der Naturalreſtitution dem Geſchädigten in natura heraus» 
gegeben werden. Erſt in zweiter Linie, wenn die Herausgabe ſelbſt 
aus irgendeinem Grunde verſagt, kann der Geſchädigte ſeine Zu⸗ 
flucht zum Gelderſatzanſpruch als wirtſchaftlichen Ausgleich nehmen. 
Immer bleibt aber zu beachten, daß aus 8249 BGB. Reinesfalls 


zweifelhaft, ſo kann das Gericht zur Anfechtung Stellung nehmen, 
ohne daß vorher die Nichtigkeit ausgeräumt iſt. Es genügt die Be⸗ 
weisloſigkeit, hinter der möglicherweiſe eine nicht feſtgeſtellte Nichtig⸗ 
Reit liegt. Im Strafprozeß, der keine Beweislaſt des Angekl. kennt, 
iſt dies nicht möglich. Bei Zweifelhaftigkeit der Gewahrſamsfrage 
darf nicht Diebſtahl abgelehnt und wegen Unterſchlagung beſtraft 
werden (NOSt. 53, 232; 56, 35; Löwe⸗Roſenberg, StPO. 
$ 267, 4b Abſ. 2 mit Literatur). Der Täter iſt vielmehr freizuſprechen. 
Die ſummariſchen Verfahrensarten der 3PO., wie Urkunden⸗, Mech; 
ſel⸗, Arreſtprozeß, beſchränken ſich auf die Berückſichtigung von Tat⸗ 
ſachen, die durch Urkunden, Eid und Mittel der Glaubhaftmachung 
dargetan werden. Im Nachverfahren und Hauptprozeß erfolgt die 
endgültige Subſumption. Eine ſolche Verfahrensſpaltung iſt mit 
einer naturwiſſenſchaftlichen Betrachtungsweiſe nicht vereinbar (vgl. 
Hubernagel: ArchZivPr. 137, 207210). Das Urt. hebt mit 
Recht hervor, daß das Geſetz ſelöſt Doppelwirkungen zuläßt, z. B. 
bet doppelter Eheſchließung 8 1309 Abſ. 1 Satz 2 BGB Bei der 
Doppelſcheidung auf Klage und Widerklage 88 614—616 3PO., bei 
der Doppelauflöſung der Ehe in 88 1329, 1342 B B., auders 
$1338 BB. (vgl. Archgivpr. 137, 209/210, 225). Doppel- 
wirkungen liegen weiter vor bei mehrfacher Nichtigkeit, Anfecht⸗ 
barkeit, Kündigung und Rücktritt mit Anfechtung und Nichtigkeit, 
ſchwebender Unwirkſamkeit und Anfechtung, Nichtigkeit mit Konkurs⸗ 
und Gläubigeranfechtung, Recht an eigener Sache, Doppelerwerb 
von Rechten, Vermieter⸗ und Pfändungspfandrecht, Pfändung eigener 
Sache, Zuruckbehaltungsrecht an eigener Sache 3369 HGB., Doppel⸗ 
erlöſchen bei Zahlung ſtatt Aufrechnung (vgl. Arch ZivpPr. 137, 211 
bis 234). 

Das Ergebnis des Urt. iſt nur teilweiſe zutreffend. Es be⸗ 
handelt einen Fall, an dem die Folgen der Doppelwirkung deutlich 
hervortreten. Schon Th. Kipp hat die Tragweite hinſichtlich des 
gutgläubigen Erwerbs an einem Beifpiel dargelegt (val. Kipp⸗ 
Wolff, Zivilrechtsfälle, 2. Aufl., Nr. 13; Kipp, Über Doppel⸗ 
wirkungen, S. 226/227). Die Entſch. verneint den Bereicherungs⸗ 
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hervorgeht, daß der Geſchädigte auch verlangen könnte, jo geſtellt 
zu werden, wie er ſich den Vertragsſchluß gedacht hat, um auf dieſe 
Weiſe zum entgangenen Gewinn aus dem durch Anfechtung auf⸗ 
gelöſten Vertrage auf einem Umwege über die Schadenserſatzpflicht 
zu gelangen. 

(LG. Wuppertal, Urt. v. 28. Jan. 1932, 2 0 227/31.) 


Mitgeteilt von GerAſſ. Dr. Terſtegen, Elberfeld. 


B. Arbeitsgerichte. 
Keichs arbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. Im Sinne des Urlaubsrechts liegt ein „Aus- 
ſetzen“ nicht vor, wenn das Arbeitsverhältnis rechtlich 
gelöſt iſt. f) 

Die Rev. wendet ſich gegen die Deutung des Wortes „Aus⸗ 
ſetzen“ durch den Berufungsrichter, der meint, nach dem allgemet⸗ 
nen Sprachgebrauch werde darunter ein vorübergehendes Anhalten 
der Arbeits⸗ und Lohnzahlungspflicht ohne Aufhebung des Arbeits⸗ 
vertrages verſtanden. Demgegenüber meint die Rev., ausſchlag⸗ 
gebend ſei nur, daß die Parteien des Arbeitsverhältniſſes ſich ſo⸗ 
bald die Arbeit wieder aufgenommen werden kann, nach Mög⸗ 
lichkeit wieder zuſammenfinden wollen. Wenn die Rev. ausfuhrt, 
in dieſem Sinn werde das Wort „Ausſetzen“ auch in dem Urt. 
des RArbGG. in RArbcz. 262/28 v. 16. Jan. 1929 (BenshSanıml. 
5, 160) gebraucht, ſo geht das fehl. Im Gegenteil wird in dieſem 
Erkenntnis der Ausſetzer (Werksbeurlaubte) in Gegenſatz zu dem 
Arbeiter geſtellt, deſſen Arbeitsverhältnis dem Bande nach geloſt 
iſt. Von der gleichen Gegenüberſtellung des Ausſetzens und der 
Beendigung des Arbeitsverhältniſſes geht das Urt. des NArbch. 
zur Werksbeurlaubung (RArbG. 1, 42) aus, in dem für den da- 
mals zu beurteilenden Tar Vertr. als Urlaub werbende Zeit auch 
die des Ausſetzens der Arbeit infolge Werksbeurlaubung im Ge⸗ 
genſatz zu Zeiten der Unterbrechung des Arbeitsverhältniſſes an⸗ 
erkannt wird. In weitem Umfaug iſt das auch der Sprachgebrauch 
des arbeitsrechtlichen Schrifttums (dgl. Strunden: NZZArbdt. 
1924 Sp. 403; Johannes Fuchs: JW. 1924, 1854 und das 
dort angezogene Schrifttum; Hued-Nipperdey Bd. 1 S. 160, 


anſpruch, weil er durch 8817 Satz 2 BGB. ausgeſchloſſen iſt. Hat 
der Gegner argliſtig getäuſcht, ſo iſt daneben eine Anfechtung nach 
8123 BGB. mit der Schadensfolge der 88 823 Abſ. 2, 826 BGB. 
möglich. Nach 8 249 BGB. hat der Täuſchende den Irrenden ſo 
zu ſtellen, als habe er die Wahrheit geſagt. Daun wäre meiſtens das 
Geſchäft nicht zuſtande gekommen und die Nichtigkeit mit der Wir⸗ 
kung des 8817 Satz 2 BGB. wäre nicht zum Zuge gekommen. 
Der Geläuſchte hätte feine Leiſtung behalten. Er bekommt das Ver⸗ 
tranensintereſſe erſetzt. Dies beſteht in der Rückgabe der Leiſtung 
(vgl. Hubernagel: ArchZivPr. 137, 214). Die Annahme des 
Gerichts, daß auch hier 8817 Satz 2 BGB. gelte, iſt unzutreffend. 
Denn ohne Täuſchung wäre es überhaupt nicht zu der Leiſtung ge⸗ 
kommen. Richtig iſt die Feſtſtellung, daß ein Anſpruch auf das 
Erfüllungsintereſſe nach 8 249 BGB. nicht beſteht. Wäre der Ver⸗ 
trag ohne die Täuſchung zuſtande gekommen, fo würde auch daun 
ein Erfüllungsanſpruch nicht beſtehen. Das Geſchüft wäre nach 8 134 
BGB. nichtig und die Leistung könnte nach 8817 Satz 2 BOB. 
nicht zurüchverlangt werden. Die Lage iſt häufig bei argliſtigem 
Zuſichern oder Verſchweigen im Kaufvertrag nach 8 463 B00 B. ge⸗ 
geben. Der Geſchädigte kann durch Anfechtung des Vertrages er⸗ 
reichen, daß ihm die Leiſtung als Schadenserſatz im Umfang des 
1 zurückgewährt wird (vgl. ArchZivpr. 137, 214 
is 215). 
e RA. Dr. G. Hubernagel, Wuppertal⸗Elberfeld. 


Zu 1. Die Entſch. iſt mit Derſch: BenshSamml. 16, 208 f. 
R Aris. (dort auch Ergänzungen zu der vom NATbO. angeführten 
früheren Rſpr.) im Ergebnis zu billigen. Daß, wie Derſch: 
BenshSamml. 13, 382 ff. ausführt, die Frage der Anrechnung 
oder Nichtanrechnung irgend welcher Zeiträume auf die Urlaub 
werbende Zeit „aus der Rechtsnatur des Begriffs Beſchaftigungs⸗ 
verhältnis an ſich gelöſt werden“ könne, halte ich allerdings aus 
methodiſchen Gründen nicht für möglich; denn dieſer Begriff 
enthält wie jeder andere Rechtsbegriff nur Grundlagen für die 
Löſung der bei ſeiner Aufſtellung angeſchauten Intereſſenkonflikte, 
niemand kann aber einen allgemeinen Begriff formulieren, der 
die Anſchauungen aller denkbaren Tarifparteien wiedergibt Ent⸗ 
ſprechendes gilt für den Begriff „Betriebszugehörigkeit“ (vgl. JW. 
1932, 3476). Der allein maßgebende Wille der konkreten Tarif⸗ 
parteien, den Intereſſenkonflikt zwiſchen den einzelnen tarifbetei⸗ 
ligten Arbeitgebern und Arbeitnehmern auf einer beſtimmten mitt⸗ 
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Mansfeld, BetrRG., § 74 Anm. 4; Flatow⸗Kahn⸗ 
Freund 839 Anm. 5). Sicherlich kann die Wendung im Ein⸗ 
zelfall auch in anderem Sinn, möglicherweiſe auch in dem ge⸗ 
braucht werden, den die Rev. anerkannt haben will. Aber es liegt 
zunächſt nahe, den Begriff ſo zu verſtehen, wie er ſich von der 
Zeit her eingebürgert hat, als das Ausſetzen mit der Arbeit, ohne 
Beendigung des Arbeitsvertrags in der Induſtrie gebräuchlich 
war und mit der Behandlung der Arbeitsloſenunterſtützung durch 
die Verſicherungsbehörde verträglich blieb (ogl. Häußner, Das 
Schlichtungsweſen, Dezember 1931). Entſcheidend kommt es indes, 
da die Parteien unſtreitig bei der Vereinbarung einen überein⸗ 
ſtimmenden Sinn mit dieſem Wort nicht verbunden haben, auf 
den Zuſammenhang des Vertrags und die mit den Urlaubsbeſtim⸗ 
mungen verfolgten Zwecke an. Schon die allgemeine in TarVertr. 
gewöhnliche Verbindung zwiſchen Urlaubsanſpruch und Beſchafti⸗ 
gungsdauer weiſt darauf hin, daß der Urlaub nach dieſem Ver⸗ 
trag wie auch ſonſt einen Teil der Vergütung für den dem Be⸗ 
trieb durch die Arbeitsleiſtung erwachſenden Nutzen darſtellt 
(RArbG. 3, 311; 4, 116; 5, 51; 7, 126) und deshalb in Gewah⸗ 
rung und Dauer in ein entſprechendes Verhältnis zur Betriebs⸗ 
zugehörigkeit geſetzt iſt, die ſich aus rechtlichen und tatſächlichen 
Elementen zuſammenſetzt. Es iſt nicht zu vermuten und entſpricht 
nicht der regelmäßigen Ordnung in TarVertr., wie die Rſpr. des 
RG. ſie ausgelegt hat, daß trotz einer vollkommenen Löſung des 
rechtlichen Bandes zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer die 
Betriebszugehörigkeit gerade auch im Sinne des Urlaubsrechts, 
als fortdauernd angefehen wird (RArbG. 1, 42; 7, 149; 8, 262, 
RAG 155/31 Urt. v. 17. Okt. 1931). 

Das muß um ſo mehr zu Laſten der von dem Kl. geltend 
gemachten Belange gelten, als die Betriebsſtillegung unter recht⸗ 
licher Löſung der Arbeitsverträge und Erteilung der Entlaſſungs⸗ 
papiere auch geeignet iſt, ſich tatſächlich in anderer Weiſe auf die 
Beziehungen zwiſchen Arbeitnehmer und Betrieb auszuwirten als 
das Ausſetzen unter Aufrechterhaltung der Arbeitsverträge. Ent⸗ 
ſpricht es bei Fällen nach Art der Werksbeurlaubung der Abrede 
und der Natur der Sache, daß ſich der Arbeitnehmer zur Verfügung 
des Arbeitgebers hält und daß der Arbeitgeber, wozu er verpflichtet 
iſt, bei Wiederaufnahme der Arbeit die früheren Arbeiter wieder 
annimmt, ſo iſt der entlaſſene Arbeitnehmer, der die Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung in Anſpruch nimmt, nach den 88 90 ff. Arb VermG. 
ſchon öffenklich⸗rechtlich verbunden, auch eine anderweite Arbeit, 
die ihm geboten wird, anzunehmen und der Arbeitgeber iſt recht⸗ 
lich in der Auswahl der Arbeiter frei. Wie der Berufungsrichter 


leren Linie zu löſen, iſt durch hiſtoriſche Auslegung des Vertrags⸗ 
textes zu ermitteln, wobei natürlich davon ausgegangen werden 
kaun, daß von rechtskundigen Parteivertretern geſetzliche und all⸗ 
gemein anerkannte wiſſenſchaftliche Begriffe in ihrem richtigen 
Sinn gebraucht worden ſind. 

Die Beſonderheit des vorl. Falles beſteht darin, daß ausweis⸗ 
lich des BenshSamml. 16, 202 (R ArbG.) mitgeteilten Tatbeſtan⸗ 
des die Tarifparteien ſich über den Sinn des Wortes „Aus⸗ 
ſetzen“ nicht einig waren, alſo, wie auch das NA. in den 
Grunden (a, a. O. S. 205) hervorhebt, „eine offene Vertragslücke 
i. S. von § 154 BGB.“ vorliegt. Der Punkt, über den trotz ent⸗ 
ſprechenden Wunſches der einen Partei — nämlich des Arbeit⸗ 
nehmerverbandes — Einigkeit nicht erzielt werden konnte, iſt 
offenbar die Frage, ob zu den „Arbeitsverſäumniſſeln) durch 
Krankheit oder Ausſetzen auf Verlangen der Werksleitung“, 
die nach § 22 II des Tar Vertr. nicht als Unterbrechung der Be⸗ 
ſchäftigungsdauer gelten ſollen, auch der Fall gehören ſollte, daß 
ein entlaſſener Arbeitnehmer eine zwar nicht rechtlich, wohl aber 
bis zu einem gewiſſen Grade tatſächlich be ründete Ausſicht auf 
Weiterbeſchäftigung bei demſelben Arbeitgeber für den Fall er⸗ 
neuten Arbeitsbedarfs hat. Die Feſtſetzung dieſer Ausnahmen läßt 
deutlich erkennen, daß die Tarifparteien unter „Beſchäftigungs⸗ 
dauer“ nur den durch wirkliche Arbeit ausgefüllten Zeitraum ver⸗ 
ſtanden haben. Das ſchließt nicht aus, nach 8157 entſprechende 
Ausnahmen in Fällen gelten zu laſſen, an die nicht gedacht wor⸗ 
den iſt (3. B. Militärdienft), wohl aber die Einführung derjenigen 
weiteren Ausnahme, deren Aufnahme in den Vertrag die Arbeit⸗ 
geberfeite dadurch abgelehnt hat, daß ſie ſchon während der Ver⸗ 
handlungen über die Annahme des den Tarifinhalt feſtſetzenden 
Schiedsſpruches eine dieſen Fall nicht deckende Auslegung des 
Wortes Ausſetzen“ vertrat. Es bleibt alſo für dieſen Fall bei 
der einverſtändlich aufgeſtellten Regel, daß jede Arbeitsunterbre⸗ 
chung auch die Urlaub werbende Beſchäftigungsdauer unterbricht. 
Übrigens iſt zu bedenken, daß auch die von der Arbeitnehmerſeite 
erſtrebte Regelung für dieſe gewiſſe Gefahren mit ſich bringen 
würde: der zur Weiterbeſchäftigung des „ausſetzenden“ Arbeit⸗ 
nehmers nicht verpflichtete Arbeitgeber könnte nämlich u. U. ge⸗ 
neigt fein, bei Wiederaufnahme der Arbeit diejenigen Arbeitneh⸗ 
mer nicht wieder einzuſtellen, die erhebliche Urlaubsanwartſchaften 
erdient hätten. 5 

Prof. Dr. H. Kreller, Tübingen, 
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das für den vorl. Fall als eingetreten feſtſtellt, hat dieſe Rechts⸗ 
lage leicht zur Folge, daß es zwiſchen dem Arbeitgeber und einem 
Teil der Belegſchaft zur Wiederherſtellung des Arbeitsverhältniſſes 
überhaupt nicht kommt. Um ſo weniger kann die Zeit tatſächlichen 
Fernbleibens vom Betrieb ohne rechtliche Ausſicht auf Rückkehr 
der Beſchäftigungsdauer gleichgeachtet werden. Sollte zudem jeder 
Betriebsſtillſtand unter den Begriff des Ausſetzens auf Veranlaſ⸗ 
jung der Werksleitung fallen, jo würde das nach der Faſſung des 
Tar Vertr. ohne zeitliche Begrenzung gelten, eine mit dem Grund⸗ 
gedanken der Urlaubswerbung durch Arbeit für den Betrieb ſchwer 
vereinbare Regelung. 


(RArbch., Urt. v. 30. April 1932, RAG 47/32. — Bamberg.) 
* 


2. 8 626 BGB.; Teil 4 Kap. IS 1 PrSparnot O. v. 
12. Sept. 1931. Die PrSparnot VO. iſt rechtsgültig. Sie 
gibt den Gemeinden das Recht, auch Vertragsverhältniſſe 
von Angeſtellten aufzulöſen, die ſonſt nur beim Vorliegen 
eines wichtigen Grundes kündbar geweſen wären. Grenzen 
der Nachprüfungsbefugnis der getroffenen Sparmaßnah— 
men durch die Gerichte. 

Nach § 1 Abſ. 1 Kap. I Teil 4 PrSparNotV O. v. 12. Sept. 
1931 find die VerwOrgane der Gemeinden berechtigt, alle Maß⸗ 
nahmen, die zum Ausgleich der Haushalte der Gemeinden erforderlich 
ſind, zu treffen. Nach Abſ. 2 können, ſoweit bei den Perſonalaus⸗ 
gaben vertragliche Vereinbarungen der Durchführung von Spar⸗ 
maßnahmen entgegenſtehen, die Vertr. mit halbmonatiger Friſt ge⸗ 
kündigt werden. Die Rechtsgültigkeit dieſer Beſt. iſt bereits von 
RATES. 11, 2131) (auch Urt. v. 9. Nov. 1932, RAG 247/32) an⸗ 
erkannt worden. Gegenüber der Auffaſſung, auch bei Anwendung der 
SparNotVO. ſei zu prüfen, ob die Kündigung gerade des Kl. un⸗ 
bedingt erforderlich ſei, macht die Rev. m. R. geltend, daß das den 
Gemeinden durch die Beſt. gegebene Kündigungsrecht eine über 8 626 
BGB. hinausgehende Bedeutung und andere Vorausſetzungen habe, 
wie das Kündigungsrecht aus 8 626 BGB. Durch 8 1 hat der Geſetz⸗ 
geber den VerwOrganen der Gemeinden in weitgehendem Maße eine 


Ermeſſensbefugnis eingeräumt. Ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen ift 


es überlaſſen, zu entſcheiden, welche Maßnahmen im Rahmen der ge 
ordneten Verwaltung zum Ausgleich des Haushalts erforderlich ſind, 
und ſofern nach ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen der Ausgleich des 
Haushalts eine Einſchränkung in den Perſonalausgaben durch Zu⸗ 
ſammenlegung von Abteilungen und eine damit verbundene Entlaſſung 
von Angeſtellten erforderlich macht, liegt es wiederum ihrem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen ob, darüber zu entſcheiden, welche Angeſtellten von 
den Entlaſſungsmaßnahmen betroffen werden. Im Rahmen dieſer 
Ermeſſensbefugnis find die VerwOrgane nach Abſ. 2 auch in der 
Lage, Angeſtellten Vertr., die an ſich nur beim Vorliegen eines wich⸗ 
tigen Grundes zur Auflöſung gebracht werden können, mit halb⸗ 
monatiger Friſt zu kündigen, ohne daß es hierzu noch der Feſtſtel⸗ 
lung eines beſonderen wichtigen Grundes bedarf (RArbcß. 11, 2131) 
und v. 9. Nov. 1932, RAG 247/32). Die Auffaſſung, auch bei einer 
auf Grund des 8 1 erfolgenden Kündigung eines an ſich nur beim 
Vorliegen eines wichtigen Grundes kündbaren Anſtellungsverhält⸗ 
niſſes bedürfe es der Feſtſtellung des wichtigen Grundes, findet im 
Geſetz keine Stütze. Dort ſind weder hinſichtlich der auf Grund des 
9 1 zu treffenden, zum Ausgleich des Haushalts erforderlichen Spar⸗ 
maßnahmen allgemein irgendwelche Schranken gezogen, noch auch 
insbeſ. hinſichtlich der Kündigungsmöglichkeit der der Durchführung 
der Sparmaßnahmen auf dem Gebiet der Perſonalausgaben entgegen⸗ 
ſtehenden vertraglichen Vereinbarungen. Vielmehr iſt dadurch den 
Verworganen der Gemeinden die rechtliche Möglichkeit gegeben wor⸗ 
den, auch VertrVerhältniſſe von Angeſtellten zur Auflöſung zu brin⸗ 
gen, die ſonſt nur beim Vorliegen eines wichtigen Grundes kündbar 
geweſen wären (ebenſo RArbG. v. 9. Nov. 1932, RAG 247/32). Eine 
anderweite Auffaſſung läßt ſich auch nicht dem Runderl. des Md. 
und des Fin Min. v. 16. Sept. 1932: MBliV. 895 zur Durchfüh⸗ 
rung der PrSparRotVO. v. 12. Sept. 1931 in den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden entnehmen. Aus dem weitgehenden Umfange der 
den Verworganen der Gemeinden in Kap. I § 1 Teil 4 Spar Rot O. 
eingeräumten Ermeſſensbefugnis ergeben ſich aber auch gleichzeitig 
die Grenzen der Nachprüfungsbefugnis der getroffenen Maßnahmen 
durch die Gerichte. Es iſt nicht Aufgabe der Gerichte, nachzuprüfen, 
ob die im Einzelfalle von den Verworganen einer Gemeinde getrof⸗ 
fenen Sparmaßnahmen zum Ausgleich des Haushalts erforderlich 
waren, ob insbeſ. im Falle der Entlaſſung von Angeſtellten an Stelle 
des einen Angeſtellten zweckmäßig ein anderer Angeſtellter zu ent⸗ 
laſſen geweſen wäre. Ein ſolches Nachprüfungsrecht würde mit der den 
VerwOrganen durch die VO. eingeräumten Ermeſſensbefugnis nicht 
vereinbar ſein, in vielen Fällen auch zu einer Vereitelung des 
Zweckes der Beſt., durch die Ermächtigung zu ſofort zu ergreifenden, 
tief einſchneidenden Sparmaßnahmen den drohenden finanziellen Zu- 
ſammenbruch vieler Gemeinden zu verhüten, führen. Die Nachprüfung 


1) JW. 1932, 3481. 


durch die Gerichte hat ſich vielmehr darauf zu beſchränken, ob die im 
Einzelfalle von den VerwOrganen der Gemeinde getroffene Spar⸗ 
maßnahme geeignet ſein kann, dem Ausgleich des Haushalts zu 
dienen, und ſich nicht etwa als ein Akt der Willkür oder des Miß⸗ 
brauchs der eingeräumten Ermeſſensbefugnis darſtellt. 


(RArbch., Urt. v. 4. Jan. 1933, RAG 433/32. — Breslau.) 
* 


3. 8 823 Abi. 2 BGB.; 88 317, 393 RVO. Die die 
Krankenverſicherung betr. Beſtimmungen der RVO. betr. 
Anmeldepflicht und Beitragspflicht find kein Schutzgeſetz 
i. S. § 823 Abſ. 2 BGB. zugunſten des Verſicherten. Ab- 
lehnung der Vertragshaftung, wenn lediglich Gewährung 
eines „Nettolohnes“ vereinbart ift. 

(RArbcg., Urt. v. 23. Jan. 1932, RAG 248/31. — Berlin.) 
* 


4. 88 823 Abſ. 2, 889 BGB; § 84 ff. BetrRG. Die 
Stellung des Richters ift den Beſchlüſſen einer Betriebs- 
vertretung gegenüber keine andere als gegenüber den Be⸗ 
ſchlüſſen der MEA. Eine Nachprüfung hinſichtlich der 
Ordnungsmäßigkeit der Beſetzung und des beobachteten 
Verfahrens iſt abzulehnen. Angeſichts eines gültigen 
Beſchluſſes kann aber ein Verſtoß der Betriebsvertretungs⸗ 
mitglieder gegen ihre Amtspflichten die Grundlage eines 
Schadens erſatzanſpruches abgeben. Eine ohne jede ſach⸗ 
liche Prüfung erfolgte Zurückweiſung des Kündigungs- 
einſpruchs iſt als fahrläſſige Verletzung der den Betriebs- 
vertretungsmitgliedern nach 88 84ff. Betr. obliegenden 
Sorgfaltspflicht anzuſprechen. § 839 Abſ. 2 BGB. iſt 
nicht auf ehrenamtliche Perſonen, die nicht beamtete 
Spruchrichter ſind, anwendbar. 

(RArbG., Urt. v. 30. Jan. 1932, RAG 299/31 — Jena.) 

* 


5. 825 HGB. Lohnanſprüche aus einem Dienftver- 
hältnis ſind als im Betriebe des Geſchäfts begründete 
Verbindlichfeiten anzuſehen, für die im Fall der Ver⸗ 
äußerung des Geſchäfts der Erwerber kraft Geſetzes haftet. 
Befreiung von der Haftung durch Eintragung ins Handels- 
regiſter oder Mitteilung an den Arbeitnehmer (8 25 Abſ. 2) 
tritt uur ein, weun Eintragung oder Mitteilung unver- 
züglich herbeigeführt wird. Die Befreiung tritt nicht ein, 
wenn der Erwerber ſchon vorher die Dienſte des Arbeit- 
nehmers entgegengenommen oder in anderer Weiſe den 
Willen zur Fortführung des Dienſtverhältniſſes zu er⸗ 
kennen gegeben hat. 

(RAS, Urt. v. 16. März 1932, RAG 569, 611/31. — Berlin.) 
* 


6. 52 Künd Sch. Begriff des Arbeitgebers. 5) 

Die Kl. ſtand ſeit dem 20. April 1921 als Angeſtellte im 
Dienſt des bekl. Deutſchen Reichs, und zwar bis zum 15. April 
1926 bei dem Vertreter des Reichsintereſſes in T., v. 16. April 
1926 bis zum 30. Sept. 1930 beim Reichsvermögensamt in T. 
und ſeit dem 1. Okt. 1930 beim Fin A. in St. Am 15. Febr. 1931 
wurde ihr zum 31. März 1931 gekündigt. Sie nimmt den Schutz 
des Geſ. v. 9. Juli 1926 für ſich in Anſpruch. 

Der En iſt begründet, wenn ihre Beſchäftigung bei 
den drei verſchiedenen Dienſtſtellen für die Berechnung der Be⸗ 
ſchäftigungsdauer i. S. des § 2 KindSh®. als Beſchäftigung bei 
einem Arbeitgeber angeſehen werden kann. Es kann ſich nur fra⸗ 
gen, ob der Anwendung des §2 der Umſtand entgegenſteht, daß 
die Kl. nicht bei einer und derſelben Dienſtſtelle, ja nicht einmal 
im Bereich eines und desſelben Reichsminiſteriums während der 
in Betracht kommenden Zeit beſchäftigt worden iſt. Die Rev. 
macht geltend, das KindSchG. gehe don einem dem allgemeinen 
Arbeitsrecht angehörigen 9 0 des Arbeitgebers aus. Für die 
Beſt. dieſes Begriffes ſei das Betriebsrätegeſetz als entſcheidende 


Zu 6. Die Entſch. verdient Zuſtimmung. Arbeitgeber iſt, 
wer einen andern als Arbeitnehmer beſchäftigt (vgl. Hueck⸗ 
Nipperdey, Lehrb. 1, 74; Kaskel⸗Derſch, Arbeitsrecht 
S. 31). Da nach herrſchender Lehre (vgl. Hueck⸗Nipperdeyl, 
38 mit weiteren Angaben in Note 7, RArbGG.: BenshSamml. 4, 
143 und ſeitdent in ſtändiger Nipr., zuletzt etwa 13, 469) die 
Arbeitnehmereigenſchaft grundſätzlich die Beſchäftigung auf Grund 
eines privatrechtlichen Vertrages borausſetzt, 105 kann man als 
Arbeitgeber auch den Vertragsgegner des Arbeitnehmers be⸗ 
zeichnen. Vertragsgegner aber iſt das Reich und nicht die einzelne 
Neichsbehörde, die ihrerſeits nicht ſelbſtändig rechtsfähig iſt, ſon⸗ 
dern nur für das Reich Verträge abſchließen kann. Es kann da⸗ 
hingeſtellt bleiben, ob für einzelne geſetzliche Vorſchr. ihrem be⸗ 
ſonderen Zweck entſprechend der Arbeitgeberbegriff auders zu Der 
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Rechtsquelle anzuſehen. Aus dieſem folgert dann die Rev., daß 
die mehreren Beſchäftigungsbehörden je als verſchiedene Arbeit⸗ 
geber anzuſehen ſeien. Unvereinbar mit dem eigenen Ausgangs⸗ 
punkt iſt aber das Unternehmen der Rev., die ganz anderen 
Zwecken dienenden Vorſchr. des Betr. als entſcheidende Grund⸗ 
lage für die Auslegung des KündSchch. heranzuziehen. Dem natür⸗ 
lichen wie dem allgemeinen geſetzlichen Sprachgebrauch entſpricht 
es, daß Arbeitgeber derjenige iſt, der dem Arbeitnehmer innerhalb 
des Arbeitsvertrags als Gegenpartei gegenüberſteht. Das iſt im 
vorl. Fall das Deutſche Reich. Nur ihm, nicht aber den einzelnen 
Anſtellungsbehörden, die die Arbeitsverträge mit der Kl. ab⸗ 
geſchloſſen haben, oder deren vorgeſetzten oberſten Verwaltungs⸗ 
ſtellen kommt Rechtsperſönlichkeit zu. Es könnte ſich allenfalls 
fragen, ob dieſe rein privatrechtliche Betrachtungsweiſe dem Sinn 
und Zweck des Künd Sch. gerecht wird oder ob nicht etwa dieſes 
Geſetz eine Trennung der privatrechtlichen Einheit des Arbeit⸗ 
gebers je nach den verſchiedenen Verwaltungszweigen erfordert, 
denen die eee angehörten, bei denen die Kl. im 
Verlauf der Jahre beſchäftigt war. Nach der letzteren Richtung iſt 
aber keinerlei Anhalt gegeben. Das Geſ. v. 9. Juli 1926 hat aus⸗ 
geſprochen privatrechtlichen Inhalt, indem es die Kündigung von 
Angeſtelltendienſtverträgen regelt. Es kann nicht angenommen 
werden, daß es mit dem Wort Arbeitgeber einen anderen Sinn 
verbinden will, als er dem Rechtsgebilde des Angeſtelltendienſt⸗ 
vertrags entſpricht, in dem der Arbeitgeber die arbeitsvertragliche 
Gegenpartei des Angeſtellten iſt. Es verbietet aber auch der ſozial⸗ 
politiſche Zweck des Geſetzes, der auf den Schutz der älteren An⸗ 
geſtellten gerichtet iſt, die Beeinträchtigung dieſes Schutzes durch 
künſtliche Zerlegung der privatrechtlich einheitlichen Arbeitgeber⸗ 
perſönlichkeit. 
(RArbG., Urt. v. 21. März 1932, RAG 18/32. — München.) 
<= RANG. 10, 364.) 
* 


* 7. f 17 Abſ. 2 Gaſtſtätt G. v. 28. April 1930 vb. mit 
Abſchn. III Nr. 9 Pr DurchfVoO. v. 18. Juni 1930 (GS. 117); 
8 125 BGB. Dienſtverträge mit weiblichen Arbeitnehmern 
im Gaſtwirtsgewerbe, die nicht ſchriftlich abgeſchloſſen 
find, find nichtig. „) 

Das Gaſtſtätt c. v. 28. April 1930 (RGBl. I, 146) gibt in 
817 Abſ. 2 den oberſten Landesbehörden auf, über die Zulaſſung, 
das Verhalten und die Art der Eutlohnung weiblicher Arbeitnehmer 
in Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaften Beſtimmungen zu erlaſſen, ſoweit 
dies nicht bereits geſchehen ſei, Darauf hat Preußen die VO. v. 
18. Juni 1930 (GS. 117) erlaſſen, die ſich mit der Regelung dieſer 
Punkte befaßt. Der Inhaber einer Saft oder Schankiwirtſchaft, der 
beabſichtigt, weibliche Arbeitnehmer mit der Bedienung oder Unter⸗ 
haltung der Gäſte derart zu beſchäftigen, daß ein unmittelbarer Ver⸗ 
kehr ſtattfindet, hat dieſe Abſicht wenigſtens 24 Stunden vor der 
Einſtellung von weiblichen Arbeitnehmern der Ortspolizeibehörde an⸗ 
zuzeigen, die die Beſchäftigung bei Gefährdung der Geſundheit der 
Angeſtellten oder der Aufrechterhaltung der guten Sitten unterſagen 
kann. Die Unterſagung muß erfolgen, wenn die Perſönlichkeit des 
Inhabers keine hinreichende Gewähr ſür einen Schutz der weiblichen 
Arbeitnehmer gegen ſittliche und geſundheitliche Gefahren bietet, wenn 
die Räume dieſe Gefahren wahrſcheinlich machen und die Beſchäftigung 
annehmbarerweiſe erfolgen ſoll, um Gäſte anzulocken und durch 
Animierbetrieb den Umſatz zu ſteigern; Einſtellungen und Enklaſſungen 


ſtimmen iſt; für ein Geſetz, das gerade vertragliche Beziehungen 
zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, nämlich die Vertragskun⸗ 
digung, regelt, kann das jedenfalls mangels ausdrücklicher Vorſchr. 
nicht angenommen werden. 

Die Entſch. ſtebt zudem im Einklang mit der weiten Aus⸗ 
legung, die das RArbG. dem AngKündSchch. feinem ſozialen Zweck 
entſprechend auch ſonſt zu geben pflegt (vgl. z. B. RAD. Bensh⸗ 
Samml. 1, 17; 2, 75; 5, 847; 7, 323 u. 397; 13, 313; 15, 573; 16, 
108 u. 112 mit Anm.). Der Standpunkt der Rev. müßte dazu füh⸗ 
ren, auch bei einem privaten Unternehmen, das aus verſchiedenen 
Betrieben beſteht und bei dem die einzelnen Betriebsleiter ein ſelb⸗ 
tändiges Einſtellungsrecht haben, die Zuſammenrechnung der Be⸗ 
chäftigungszeiten in verſchiedenen Betrieben des Unternehmens 
abzulehnen, was ſchwerlich dem Zweck und erſt recht nicht dem 
Wortlaut des Geſetzes entſpricht. Auch würde bei dieſer Auffaſ⸗ 
ſung in privaten wie in öffentlichen Betrieben die Verſetzung von 
einem Betrieb in einen andern zu Härten und Schwierigkeiten 


führen. 
Prof. Dr. Hueck, Jena. 


Zu 7. Dem Urt. iſt zuzuſtimmen. Sinn und Wortlaut der 
Pr DurchſVO. z. Gaſtſtättch. v. 18. Juni 1930 laſſen eindeutig er⸗ 
kennen, daß es ſich bei dem Erfordernis der „Schriftlichkeit“ um 
die echte geſetzliche Schriftform des 5 125 BGB. handelt, deren 
Nichtbeachtung Nichtigkeit des mündlich geſchloſſenen Arbeitsver⸗ 
trages nach ſich zieht. Da die Vorſchr. des Gaſtſtättch. vor allem 


hat der Inhaber binnen 24 Stunden anzuzeigen. Die Beſchaftigung 
eines weiblichen Arbeitnehmers, der bei Ausübung ſeines Berufes 
die guten Sitten und den Anſtand gröblich verletzt, kann unterſagt 
werden, wie denn auch verboten iſt, daß durch Ankündigung oder 
Zeichen auf das Vorhandenſein weiblicher Bedienung in der Gaſtſtätte 
hingewieſen wird und daß die Bedienung durch auffälliges und un⸗ 
geziemendes Benehmen Gäſte anlockt, von ihnen Speiſen oder Ge⸗ 
tränke erbittet und annimmt oder ſie zum Trinken anreizt. Dies zu 
verhindern und den weiblichen Arbeitnehmern das Intereſſe an einem 
ſolchen Auftreten den Gäſten gegenüber zu nehmen, ſoll offenbar auch 
das Verbot der Beteiligung am Umſatz und Gewinn dienen, ſie ſollen 
lediglich gegen Barlohn eingeſtellt werden dürfen. 

Alle dieſe Vorſchriften haben den Schutz der Allgemeinheit zum 
Ziele, fie ſollen im Intereſſe der Öffentlichkeit und der Gäſte früher 
viel beklagte Mißſtände verhüten, die Geſundheit, Anſtand und Sitt⸗ 
lichkeit in Gefahr zu bringen geeignet ſind. Sie richten ſich lediglich 
gegen den Inhaber und die Bedienung. Wenn in Abſchn. III Nr. 2 
die ſittlichen und geſundheitlichen Gefahren hervorgehoben ſind, die 
den weiblichen Arbeitnehmern aus der Perſon des Inhabers der 
Schankſtätte oder aus der Beſchaffenheit der dem Betriebe dienenden 
Räumlichkeiten erwachſen können, ſo ſoll auch damit in erſter Linie 
der Schutz der Allgemeinheit geſichert werden, Inhaber und Räumlich⸗ 
Reiten ſollen Mißſtände nicht begünſtigen dürfen, deren Beſeitigung 
die VO. ſich zur Aufgabe gemacht hat. 

Die Erreichung dieſes Zweckes zu ſichern, hat der Geſetzgeber 
für beide Vertragsteile bindend die Schriftlichkeit der abzuſchließenden 
Dienſtverträge vorgeſchrieben, die in Verbindung mit der Melde⸗ und 
Vorlegungspflicht die Durchführung der VO. verbürgen ſoll. Daraus 
ergibt ſich notwendigerweiſe, daß er andere als ſchriftliche Verträge 
nicht gelten laſſen wollte, aber auch nicht gelten laſſen konnte, wenn 
er einer Umgehung der Vorſchriften und damit einer Vereitelung ihres 
Zweckes nicht die Wege ebnen wollte. Im vorl. Falle, da der Schutz 
Dritter gegenüber den Vertragsteilen erſtrebt wird, bleibt auch für 
die Erwägung kein Raum, daß die Schriftlichkeit etwa zugunſten der 
weiblichen Arbeitnehmer vorgeſchrieben und daß die aus ihrer Nicht⸗ 
beachtung ſich ergebende Nichtigkeit des Vertrages gerade zum Nach⸗ 
teile deſſen ausſchlagen würde, der geſchützt werden ſoll. Es handelt 
ſich ſomit hier um eine Vorſchrift i. S. des $ 125 BGB., deren Außer⸗ 
achtlaſſung die Nichtigkeit des Vertrages zur Folge haben muß, auf 
den die Kl. ihren Anſpruch gründet. 


(RArbGh., Urt. v. 3. Febr. 1932, RAG 425/31. — Frankfurt a. M.) 
* 


** 8. 88 10, 11, 144 Abſ. 2, 146 KO.; 8 96 Betr. 

1. Ein zur Zeit der Konkurseröffnung gegen den Ge⸗ 
meinſchuldner anhängiger Rechtsſtreit eines Angeſtellten 
auf Feſtſtellung des Beſtehens ſeines Arbeitsverhältniſſes 
kann nicht vom Konkursverwalter aufgenommen werden, 
ſondern nur vom Kläger. 

2. Die Zuſtimmung zur Kündigung gemäß 8 96 Betr G. 
kann nachträglich erteilt werden, und zwar auch von einer 
Betriebsvertretung, der der Gekündigte nicht mehr ang e⸗ 
hört. Beſteht der zuſtändige Gruppen rat nicht mehr, ſo 
kann der Betriebsrat als die größere und umfaſſende re 
Betriebsvertretung die Zuſtimmung wirkſam erteilen. f) 

I. Die Rev. iſt von der bisherigen Bekl. friſt⸗ und form⸗ 
gerecht eingelegt. Die als Prozeßvorausſetzung von Amts wegen (RG. 


den Schutz der Allgemeinheit bezwecken und nur in zweiter Linie 
der Fürſorge für etwa gefährdete Arbeitnehmerinnen dienen, 
konnte der eingekl. Lohn auch nicht mit der Erwägung zu- 
geſprochen werden, daß die Verletzung bon Formvorſchr., die im 
Intereſſe des Arbeitnehmers gegeben ſind, nicht zu einer den 
Arbeitnehmer benachteiligenden Unwirkſamleit des Arbeitsvertrags 
führen dürften, Gedanken, wie ſie etwa dem 8 51 des Entw. eines 
Allgem. Arbeitsvertrags. zugrunde liegen. Daß das Ergebnis er⸗ 
freulich ſei, kann füglich bezweifelt werden; vielleicht wäre eine 
Regelung des Problems ähnlich den Wirkungen eines Verſtoßes 
gegen das Erfordernis der Schriftlichkeit des gewerblichen Lehr⸗ 
vertrages (88 126 b, 127d, 150 Ziff. 4a Gerd.) angemeſſener ge⸗ 
meſen. Prof. Dr. Wilhelm Groh, Heidelberg. 


Zu 8. 1. Dem RArbch. iſt darin zuzuſtimmen, daß es das 
Feſtſtellungsurteil nicht für eine „titulierte Forderung“ i. S. des 
8146 Abf. 6 KO. anſpricht, gegen die vorzugehen, für den Konkurs⸗ 
verwalter nötig oder möglich wäre. Es kann auch dem R ArbG. 
inſoweit beigepflichtet werden, als es eine neue Klage nach 8 146 
Abſ. 1 KD. nicht für notwendig hält, ſondern die Aufnahme des 
unterbrochenen Prozeſſes durch den Kl. für zuläſſig erachtet, denn 
es war ein Rechtsſtreit über eine Forderung i. S. des 8 146 Abs. 3 
anhängig, da die Klage, wenn auch nicht unmittelbar, fo doch mittel 
bar die Geltendmachung einer Geldforderung zum Gegenſtand hatte. 
überſehen hat aber m. E. das NArbch., daß der Rechtsſtreit auch 
nach 811 KO. ſowohl vom Kl. wie auch vom Konkursverwalter hatte 
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130, 334 f.1)) zu prüfende Zuläſſigkeit der Aufnahme des Reviſions⸗ 
verfahrens durch den Konkursverwalter muß allerdings verneint 
werden. Ein durch die Eröffnung des Konkurſes unterbrochenes Ver⸗ 
fahren kann nur nach den Vorſchr. der 88 10, 11, 144 Abſ. 2 und 
146 KO. aufgenommen werden. Die 89 10, 11 und 144 Abſ. 2 


kommen nicht in Frage, da es ſich nicht um eine der dort auf⸗ 


geführten Rechtsſtreitigkeiten für oder gegen den Gemeinſchuldner 
handelt. Ebenſowenig ſteht dem Konkursverwalter für die von ihm 
erklärte Aufnahme des Rev Verf. § 146 KO. zur Seite. Im Streit 
befangen war bis zur Konkurseröffnung ein Feſtſtellungsanſpruch, 
nämlich der Anſpruch des Kl. auf Feſtſtellung des Fortbeſtehens 
ſeines Dienſtverhältniſſes bei der bisherigen Bekl., eines Rechts⸗ 
verhältniſſes i. S. des 8256 ZPO. Der 8 146 KO. ſetzt jedoch und 
zwar auch in ſeinem Abſ. 6 das Vorliegen einer ſtreitig gebliebenen 
„Forderung“ des Gläubigers voraus. Beſteht keine Forderung, jo 
kann auch von einer titulierten Forderung i. S. des Abſ. 6 a. a. O. 
keine Rede ſein, die dem Konkursverwalter an ſich die Befugnis 
geben würde, einen Widerſpruch zu verfolgen. Vielmehr muß er es, 
zumal er durch den 8 152 KO. gegen eine perſönliche Haftbarkeit 
geſchützt iſt (vgl. RG. 116, 373), dem anmeldenden Gläubiger, 
alſo im gegebenen Fall dem Kl. überlaſſen, weitere Schritte zu er⸗ 
greifen (vgl. RG. 16, 361; 51, 96 f. und JW. 1900, 393 18). Das 
hat nun der Kl. hier getan, indem er auch ſeinerſeits das unter⸗ 
brochene RevVerf. aufgenommen hat. Seine Aufnahme des Ver⸗ 
fahrens erſcheint zuläſſig. Zwar war der in dent unterbrochenen 
Rechtsſtreit erhobene Auſpruch des Kl. auf die Feſtſtellung gerichtet, 
daß fein Dienstverhältnis bei der Bekl. nicht am 30. Sept., ſondern 
erſt mit dem 31. Dez. 1931 endige, er hatte alſo nicht eine Geld⸗ 
forderung zum Gegenſtand. Sein Zweck war aber offenſichtlich nur, 
die Verfolgung einer erſt zu beziffernden Geldforderung, nämlich des 
Gehaltsanſpruchs für die Zeitſpanne von drei Monaten zu ermög⸗ 
lichen. Es kann daher angenommen werden, daß der erhobene An⸗ 
ſpruch, wenn auch micht unmittelbar, ſo doch mittelbar eine Geld⸗ 
forderung betraf, und es ſteht, nachdem der Verwalter dieſe als be⸗ 
vorrechtigt angemeldete Forderung im Konkursverfahren beſtritten 
hat, der Aufnahme des unterbrochenen Rev Verf. durch den Kl. mit 
dem entſprechend geänderten Klageantrage nichts entgegen. Das um 
jo weniger, als es nicht i. S. des Geſetzes liegen Kann, in einem 
Falle wie dem hier gegebenen den Glaubiger darauf zu verweiſen, 
die nach 8 146 Abſ. 1 und 3 KO. notwendige Feſtſtellung in einem 
beſonderen Prozeſſe zu betreiben. Daran ändert der Umſtand nichts, 
daß der Kl. im zweiten Rechtszuge obgeſiegt hat (JW. 1901, 16912). 
Dem Verwalter aber ſteht es in dem von dem Gläubiger auf⸗ 
genommenen Rep Verf, frei, die ihm für die Rev. des Gemein- 
ſchuldners dienlich erſchetnenden Anträge zu ſtellen. 

II. In der Sache ſelbſt ſtreiten die Parteien darüber, ob gemäß 
8.96 BetrRG. die Zuſtimmung zu der am letzten Tage der Amts⸗ 
tätigkeit eines Betriebs- und Angeſtelltenrats erklärten Kündigung 
eines Angeſtellten, der Mitglied beider Körperſchaften war, rechts⸗ 
wirkſam von dem neuen Betriebsrat erbeten und erteilt werden kann, 
wenn der gekündigte Angeſtellte dieſer Betriebsvertretung nicht an⸗ 
gehört und ein Angeſtelltenrat nicht wieder gewählt worden iſt. 

Dem B. iſt darin beizutreten, daß der Kündigungsſchutz des 
Mitglieds einer Betriebsvertretung bis zum letzten Tage ſeiner 
Amtszeit dauert und daß auch eine an dieſem Tage erklärte Kündi⸗ 
gung der Zuſtimmung der Betriebsvertretung bedarf (vgl. RArbG. 
11, 149 5)). Es trifft ferner zu, daß die Zuſtimmung zur Kündi⸗ 
gung eines Betriebsvertretungsmitglieds, ſofern ſie nur vor Ablauf 
der Kündigungsfriſt erbeten wird, was hier geſchehen iſt, nachträg⸗ 
lich erteilt werden kann (NALBG. 6, 123%)), und zwar auch von 


aufgenommen werden können, denn es handelt ſich um einen Maſſe⸗ 
ſchuldanſpruch aus einem zweiſeitigen Vertrag, deſſen Erfüllung nach 
der Behauptung des Kl. für die Zeit nach der Eröffnung des Kon⸗ 
kursverfahrens erfolgen muß, da das Vorliegen einer rechtswirk⸗ 
ſamen Kündigung geleugnet wird (8 59 Ziff. 2 KO.; vgl. auch 
Jaeger zu 811 Anm. 5). 

2. Im übrigen beſtätigt das RArbch. feine ſchon öfters be⸗ 
Runbete Anſicht, daß § 96 BerNG. nicht zu eng ausgelegt werden 
dürfe, daß insbeſ. die Zuſtimmung auch nachträglich von einer Be 
triebsvertretung, welcher der zu Entlaſſende nicht angehört, erteilt 
werden kann; über die gegen dieſe Rſpr. geltend gemachten Bedenken 
vgl. vor allem BenshSamml. 10, 516 und 16, 492. 


Prof. Dr. Wilhelm Groh, Heidelberg. 


Zu 1. Wegen der Bedenken, die gegen die Zuläſſigkeit der 
Beſchw. in Fällen der vorl. Art mit gutem Grund erhoben werden 
können, iſt auf die eingehende Darſtellung von Au bele: JW. 1933, 
203 zu verweiſen. 

In der Sache ſelbſt wird man der Entſch. des BeſchwG. un 
weſentlichen beipflichten können. Solange die Vorſchr. des 8 11 
ArbGG, wonach RA. vor den ArbG. als Prozeß bevollmächtigte 


1) JW. 1931, 2113. 
3) JW. 1932, 3511. 


2) JW. 1927, 1751. 
) JW. 1931, 1266. 
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einer Betriebsvertretung, welcher der Gekündigte nicht angehört 
(RArbcG. 7, 230). In der letzteren Entſch. hat aber das RArbG. 
weiter ausgeſprochen, daß § 96 Betr. nicht eng ausgelegt werden 
dürfe. Geht man hiervon auch für den vorl. Fall aus, ſo genügte 
es, daß, nachdem der Angeſtelltenrat als die kleinere Betriebs⸗ und 
noch dazu bloße Gruppenvertretung weggefallen war, der Betriebs⸗ 
rat als die größere und umfaſſendere, die Intereſſen ſowohl der 
Arbeiter wie der Angeſtellten wahrnehmende Betriebsvertretung die 
Zuſtimmung erteilte. Das erſcheint um ſo mehr gerechtfertigt, als 
auch 878 Abſ. 1 Betrdicß. für den Fall des Nichtvorhandenſeins 
eines Arbeiterrats und Angeſtelltenrats („vo ein folder nicht be⸗ 
ſteht“) ausdrücklich die Wahrnehmung der Aufgaben dieſer Gruppen⸗ 
vertretung durch den Betriebsrat vorſieht. Im vorl. Falle war nun 
die im Betrieb während des Laufs der Kündigungsfriſt allein vor⸗ 
handene Körperſchaft gerade der Betriebsrat und deſſen Zuſtimmung 
zur Kündigung des Kl. iſt unſtreitig erfolgt. 
(RArbG., Urt. v. 21. Dez. 1932, RAG 621/31. — Hagen.) 


Berlin. Landesarbeitsgerichte. 


1. 8 11 ArbGG. Der Prozeßbevollmächtigte einer 
Partei kann von der Verhandlung vor dem ArbG. nicht ſchon 
deshalb zurückgewieſen werden, weil der RA., der die Par- 
tei berät, deren Bekanntſchaft mit dem Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten vermittelt hat. Übernimmt jemaud gegen Entgelt die 
Vertretung einer Partei vor dem ArbG., der vorher noch 
nie einen anderen vor Gericht vertreten hat, und liegt kein 
Anhalt dafür vor, daß er auch in anderen Fällen Vertre- 
tungen vor Gericht übernehmen würde, jo iſt er als Pro- 
zeßbevollmächtigter zuzulaſſen. +) 

Das Arbch. hat den Prozeßbevollmächtigten des Kl., den Archi⸗ 
tekten S., mit der Begründung zurückgewieſen, daß die Bekannt⸗ 
ſchaft zwiſchen ihm und dem Kl. durch den RA. M. vermittelt wor⸗ 
den ſei, der den Kl. in der Sache berate. Die gegen den Beſchluß vom 
Kl. eingelegte Beſchw. iſt zuläffig (vgl. RArbGG. v. 5. März 1930: 
BenshSamml. 8, 444). Sie mußte auch Erfolg haben. 

Der Beſchluß des Arbcg. ift nur verſtändlich, wenn man an⸗ 
nimmt, das Arbch. habe vermutet, daß der RA. M. in feiner Eigen⸗ 
ſchaft als Rechtsberater des Kl. den S. beauftragt habe, die Ber 
tretung des Kl. vor dem ArbG. an feiner Statt zu übernehmen. 
Hierin hatte unter Umſtänden eine unzuläſſige Umgehung des 8 11 
ArbGG. erblickt werden können. Durch die der Beſchw. beigefügte 
eidesſtattliche Verſicherung des S. wird glaubhaft gemacht, daß die 
Vermutung unbegründet iſt, und daß S. den Auftrag von dem Kl. 
unmittelbar erhalten hat. 

Es iſt auch in keiner Weiſe dargetan, daß S. etwa das Ver⸗ 
handeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreibe, ſo daß aus dieſem 
Grunde feine Nichtzulaſſung gem. 8 11 ArbGG. ſich rechtfertigen 
würde. Er hat an Eides Statt verſichert, daß er noch nie jemanden 
vor dem ArbGG. oder einem anderen Gerichte vertreten habe. Aller- 
dings gibt der Kl. ſelbſt an, daß S. die Vertretung gegen ein noch 
zu vereinbarendes Entgelt übernommen habe. Aber auch dieſer Um⸗ 
ſtand kann nicht genügen, um ſeine Nichtzulaſſung zu rechtfertigen. 
Zwar bedeutet die Vertretung, da er ſie nicht unentgeltlich über⸗ 
nommen hat, für S. ein „Geſchäft“. Damit kann er jedoch noch nicht 
dem Kreiſe derjenigen Perſonen zugerechnet werden, „die das Ver⸗ 
handeln vor Gericht geſchäftsmäßig betreiben“. Hierzu würde natür⸗ 
lich ſchon ohne weiteres ein etwaiges „gewerbsmäßiges“ Auftreten 


ausgeſchloſſen ſind, noch zu Recht beſteht, darf ſie nicht umgangen 
werden. Sie darf aber ebenſowenig überſpannt werden. Eine Um⸗ 
gehung des Geſetzes würde es bedeuten, wenn die von einem RA. 
beratene Partet in der Verhandlung vor dem Arb®. ſich durch einen 
Angeſtellten dieſes RA, als ihren Prozeß bevollmächtigten vertreten 
laſſen wollte, denn der Angeſtellte iſt von dem Anwalt abhängig und 
an deſſen Weiſungen gebunden, ſo daß zwar nicht formellrechtlich, 
aber doch im praktiſchen Erfolg der RA. und nicht deſſen Angeſtellter 
der Prozeßbevollmächtigte der Partei ſein würde — was das Geſetz 
nun einmal nicht haben will. Auch würde in aller Regel wohl an⸗ 
genommen werden müſſen, daß der Angeſtellte auch für andere 
Klienten der Kanzlei zur Verfiigung ſtehen, alſo das Verhandeln vor 
Gericht „geſchaftsmäßig“ betreiben würde, fo daß auch aus dieſem 
Grunde ſeine Zurückweiſung geboten wäre. Dagegen bedeutet es eine 
durch nichts gerechtfertigte Ausdehnung des Geſetzes, wenn im vorl. 
Fall das Arb®. einen Architekten als Prozeß bevollmächtigten des Kl. 
lediglich deshalb zurückgewieſen hat, weil der Kl. — ebenfalls ein 
Architekt — durch ſeinen RA. mit ihm bekannt gemacht worden 
iſt (vgl. den ähnlichen Fall LAG. Hamburg: JW. 1929, 2783). 
Nach den Feſtſtellungen des Beſchwch. hat die Tätigkeit des RA. ſich 
auf die Vermittlung der Bekanntſchaft beſchränkt; den Auftrag zur 
Vertretung hat der Bevollmächtigte nicht von dem RA., ſondern vom 
Kl. unmittelbar erhalten. Der Bevollmächtigte würde aber auch dann 
wohl nicht zurückgewieſen werden dürfen, wenn der NA. ihn nicht 
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vor Gericht genügen, da jeder gewerbsmäßige Betrieb auch den Be⸗ 
griff der Geſchäftsmäßigkeit erfüllt. Dafür aber, daß S. die Ab⸗ 
ſicht habe, aus dem Verhandeln vor Gericht ein Gewerbe zu machen, 
d. h. aus einer ſolchen Tätigkeit ein ſtändiges Einkommen zu er⸗ 
zielen, liegt nicht der mindeſte Anhaltspunkt vor. Auch ein bloßes 
„geſchäftsmäßiges“ Auftreten würde zur Vorausſetzung haben, daß 
er die Abſicht hätte, die Vertretung in anderen Fällen zu wieder⸗ 
holen, und zwar wäre es, da der Begriff „geſchäftsmäßig“ im 
Gegenſatz zu dem Begriff „gewerbsmäßig“ eine entgeltliche Tätigkeit 
nicht vorausſetzt, dabei gleichgültig, ob er alsdann eine Vergütung 
beanſpruchte und erhielte oder nicht. Die Tatſache, daß jemand für 
fein Auftreten vor dem ArbGG. eine Entſchädigung erhält, wird zwar 
in vielen Fällen die Vermutung begründen, daß die Abſicht öfterer 
Wiederholung dieſer Tätigkeit beſteht. Sie iſt aber noch keineswegs 
ein zwingender Beweis für eine ſolche Abſicht. 

(LArbG. Berlin, 8. K., Beſchl. v. 22. Febr. 1933, 108 T 40/33.) 

Mitgeteilt von LER. Dr. Oppler, Berlin. 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 8 12 Abſ. 2 Satz 1 und Abſ. 3 GrErw StG. 

a) Iſt in einem Kaufvertrag über ein Gaſtwirtſchafts⸗ 
grundſtück mit Rückſicht auf die Stundung eines Kaufe 
preisteiles zwiſchen dem Verkäufer und dem Käufer ein 
Bierlieferungsvertrag geſchloſſen, jo gehört die Über— 
nahme der Bierbezugspflicht zum Kaufpreis. 8 

b) Sie iſt aber neben dem geſtundeten Betrage nicht 
beſonders zu bewerten, es ſei denn, daß ſie das übliche 
Entgelt für die Stundung (in Verbindung mit den 
Zinſen) erheblich überſteigt und überdies die Beteiligten 
das Entgelt für die Übertragung des Grundſtücks in die 
bezeichnete Form gekleidet haben, um Steuer zu erſparen. 


Die N. Bierbrauerei At®. ſchloß am 15. April 1930 mit dem 
BeſchwF. einen notariſchen Vertrag, demzufolge fie dieſem das 
Gasthaus A. mit Inventar verkaufte. Der Kaufpreis wurde auf 
42 000 GM. vereinbart, wovon 12000 GM. auf Geſchäft (Gaſt⸗ 
haus) und Inventar gerechnet wurden. Der Kaufpreis ſollte wie 
folgt berichtigt werden: a)... b)... 

c) Es ſollte eine Reſtkaufgeldhypothek von 16300 GM. für 
die Verkäuferin eingetragen werden. Die Hypothek ſollte mit 
8% jährlich verzinſt und in jährlichen Teilbeträgen, beginnend am 
1. Okt. 1931, getilgt werden. Die Teilbeträge waren für die erſten 


lediglich mit dem Kl. bekannt gemacht, ſondern ihm auch Inſtruk⸗ 
tion erteilt hätte; da es der Partei geſtattet iſt, ſich in einer vor dem 
ArbG. anhängigen Sache von einem RA. beraten zu laſſen, jo kann 
das auch ihrem Bevollmächtigten nicht verwehrt ſein. Der Bevoll⸗ 
mächtigte bleibt ja trotz ſolcher Beratung in ſeinen Entſchließungen 
völlig frei, ganz anders als der Angeſtellte des Rechtsanwalts. 

Mit Recht hat das Beſchwcß. die weitere Frage, ob im vorl. 
Fall der Bevollmächtigte des Kl. als geſchäftsmäßiger Ver⸗ 
treter anzuſehen ſei, verneint. Wer nur ganz gelegentlich einmal 
eine Vertretung vor dem ArbGG. übernimmt, betreibt das Verhandeln 
vor Gericht nicht „geſchäftsmäßig“, auch wenn er für ſeine Dienſt⸗ 
leiſtung bezahlt wird. Dagegen liegt Geſchäftsmäßigkeit vor, wenn 
jemand — entgeltlich oder unentgeltlich — einem größeren Perſonen⸗ 
Rreis regelmäßig für Prozeßverkretungen zur Verfügung ſteht (vgl. 
Hueck⸗Nipperdey, Lehrb. 2, 729 f., 3./5. Aufl. 1932; Derſch⸗ 
Volkmar zu 8 11 ArbG. Anm. 2). 

Die Praxis hat bisweilen die Neigung gezeigt, ſich in immer 
feinere Abwandlungen des Begriffs der „Geſchäftsmäßiglleit“ zu ver⸗ 
lieren, anſtatt aus dem Zweck des Geſetzes den Maßſtab für eine ver⸗ 
ſtändig abwägende Entſch. von Fall zu Fall zu gewinnen (vgl. z. B. 
Ab. Berlin: JW. 1928, 1897), und mit Recht hat Volkmar: 
JW. 1928, 2118 f. demgegenüber betont, daß die Rechtsanwen⸗ 
dung nicht fo ſehr eine Sache abſtrakten Denkens als 
Sache der Willensentſchließung iſt, und daß es ſchließlich 
darauf ankommen muß, ob man bei der Auslegung des $ 11 ArbchG. 
„den ernſten Willen hat, zu einem praktiſch brauchbaren, Härten aus⸗ 
gleichenden Ergebnis zu gelangen, oder ob man im Gegenteil durch 
eine Uberſteigerung der im Geſetz gegebenen Vertretungsbeſchränkun⸗ 
gen 8 11 ArbGG. ad absurdum führen will“. 


RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 


Rechtſprechung 
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fieben Jahre auf je 2000 GM., für das letzte Jahr auf 2300 GM. 
feſtgeſezt. Danach war volle Tilgung für den 1. Okt. 1938 in 
Ausſicht genommen. § 10 des Vertrages lautet: 

„Die Parteien haben wegen der Vierlieferung ein Überein⸗ 
kommen getroffen, welches vor dieſer Beurkundung unterſchrieben 
iſt und welches nach dem Willen der Parteien ein Beſtandteil 
dieſes Vertrages ſein ſoll.“ 

In dem erwähnten Bierlieferungsvertrag heißt es: „Als 
Gegenleiſtung für die Darlehnsgewährung bzw. den Verkauf der 
Gaſtwirtſchaft an Sie wurden wir uns darüber einig, daß Sie 
die Verpflichtung übernahmen, alles in Ihren beiden .. Lokalen 
zum Ausſchank gelangende Bier ausſchließlich von der Firma N. 
zu beziehen. Dieſe Verpflichtung beſteht ſolange, als die Brauerei 
an Sie Forderungen hat ... Die Bierbezugsverpflichtung erliſcht 
drei Kalenderjahre nach dem Tage, an welchem Sie Ihre Zah⸗ 
e der N. Brauerei gegenüber reſtlos erfüllt 

aben.“ 

Nachdem der Käufer am 11. Dez. 1930 als Eigentümer im 
Grundbuch eingetragen war, wurde er zur GrErwSt. veranlagt. 

Später nahm das Fin A. auf Veranlaſſung des LFin A. gem. 
8222 Abſ. 1 Nr. 3 RAbgO. 1931 eine Berichtigungsveranlagung 
vor, bei der es den Wert der Bierlieferungspflicht in den Preis 
einrechnete. Es ging davon aus, daß die Brauerei aus den Bier⸗ 
lieferungen jährlich 1000 RA Gewinn erziele, daß mit der 
Geltung des Vertrages auf 10 Jahre zu rechnen ſei, und ſetzte 
danach den Wert auf 10 000 %% feſt. Danach nahm das Fin A. 
einen Grundſtückspreis von 30 000 + 10 000 = 40 000 / nebit 
halber Steuer (1025,64 AA) an und berechnete die Hauptſteuer 
auf 1230,75 AM. 

Der Herangezogene legte Einſpruch ein mit dem Ziele, die 
Steuererhöhung in Wegfall zu bringen. Er machte vor allem 
geltend, daß die Bierbezugspflicht nur als Gegenleiſtung für die 
Darlehnsgewährung gedacht, daß er auch nur drei Jahre an den 
Bierlieferungsvertrag gebunden ſei. 

Der Einſpruch wurde als unbegründet zurückgewieſen, und 
auch die Ber. hatte keinen Erfolg. Dagegen war der Rechtsbeſchw. 
ſtattzugeben. 

Ohne Rechtsirrtum hat allerdings das Finder. angenom⸗ 
men, daß die Bierbezugspflicht Teil des Kaufpreiſes gen Zu den 
Gründen des angefochtenen Urt. kommt noch der oben wieder⸗ 
gegebene § 10 des Kaufvertrages hinzu. Auch aus dieſer Beſt. kann 
man folgern, daß die Übernahme der Bierbezugspflicht im Zuſam⸗ 
menhang mit der Übertragung des Grundſtücks ſtehen ſollte, da 
die Kreditgewährung gleichfalls in dem Kaufvertrag geregelt iſt. 
Da in dem privatwirtſchaftlichen Übereinkommen v. 15. April 1930 
die Übernahme der Bierbezugspflicht ausdrücklich als „Gegen⸗ 
leiſtung für die Darlehnsgewährung bzw. den Verkauf des Gaſt⸗ 
hauſes bezeichnet iſt, kommt die Erklärung der Firma N. vom 
1. Juni 1932, nach der der Bierlieferungsvertrag lediglich als Ge⸗ 
genleiſtung für das gewährte Darlehn (richtiger; für das Reſt⸗ 
kaufgeld) abgeſchloſſen worden ſei, nicht in Betracht. 

An der in dem Urt. II A 123/23 v. 10. Juli 1923 (Kartei 
8 12 Abſ. 2 Satz 1 Rſpr. 13) vertretenen Auffaſſung muß in dieſem 
Punkte grundſätzlich feſtgehalten werden. Der BeſchwF. weiſt dar⸗ 
auf hin, daß dort geſagt ſei, die Brauerei werde bei Gelegenheit 
des Grundſtücksverkaufs den dauernden Abſatz ihrer Erzeug⸗ 
niſſe zu heben trachten. Daraus folgt aber nicht, daß, wenn durch 
den Bierlieferungsvertrag der Bierabſatz nur auf kürzere 
Zeit gehoben werden ſoll, die Übernahme der Bierbezugspflicht 
nicht ein Teil des Grundſtückspreiſes ſein kann. Übrigens iſt auch 
im vorl. Falle offenbar mit einem dauernden, d. h. nicht nur vor⸗ 
übergehenden, Bierbezug gerechnet worden, mag auch vielleicht der 
Beſchw. in der Lage fein, das Kreditverhältnis gegenüber der 
Verkäuferin jederzeit zu löſen. 

Iſt hiernach inſoweit dem Finger. beizutreten, fo konnte der 
RFH. doch die vom Fin A. aufgeſtellte und vom Fincher. gebilligte 
Berechnung des Preiſes nicht als richtig anerkennen. 

Das Fin A. hat den Jahresgewinn feſtgeſtellt, den die Firma 
N. aus den Bierlieferungen ſchätzungsweiſe erzielt hat, und den 
auf 1000 AA jährlich angenommenen Betrag mit der Zahl der 
Jahre, während deren die Bierbezugspflicht des Beſchw§. voraus⸗ 
ſichtlich beſtehen würde, vervielfacht. 

Es kommt indeſſen nicht darauf an, welchen Vorteil der 
Verkäufer erzielt, ſondern was der Käufer aus ſeinem 
Vermögen oder aus ſeinen Kräften leiſtet. Schon dieſer Rechts⸗ 
irrtum führt zur Aufhebung der angefochtenen Entſch. 

Die Sache iſt nicht ſpruchreif. 

Mit der im Kaufvertrage vereinbarten Stundung eines 
Kaufpreisteiles hängt die Übernahme der Bierbezugspflicht un⸗ 
mittelbar zuſammen: Sie ſtellt ſich als Entgelt für die Stundung 
dar, ebenſo wie auch das Verſprechen der Zinszahlung als ſolches 
Entgelt anzuſehen iſt. Iſt als Gegenleiſtung für die Übertragung 
des Grundſtücks Zahlung eines Barbetrages vereinbart, ſo iſt 
dieſer Barbetrag der Preis. Wird die Preiszahlung geſtundet und 
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dafür ein Entgelt, ſei es durch Verſprechen von Zinſen, ſei es in 
anderer Weiſe, ausbedungen, fo wird durch dieſes grundſätzlich 
der feſtgeſtellte Grundſtückskaufpreis nicht verändert. Der RF. 
hat in Übereinſtimmung mit dem RG. für das Gebiet der 
Rechtsverkehrſteuern ſtändig ausgeſprochen, daß zinsloſe Stun⸗ 
dung keine Verminderung des ziffernmäßig vereinbarten Preiſes 
bedeutet (RG. 69, 171; RF. 22, 305; auch 22, 234). Auf der 
anderen Seite kann keine Erhöhung des ziffernmäßigen Preiſes 
vorgenommen werden, wenn beſonders hohe Zinſen oder ſonſtige 
Gegenleiſtungen für die Stundung ausbedungen find (vgl. Urt. 
II A 189/26 v. 1. Mai 1926, Kartei 8 11 Rſpr. 57). 

Daß das der Standpunkt des Geſetzes iſt, geht beſonders 
auch aus § 12 Abf. 3 hervor. Dieſe Vorſchr. ga offenbar davon 
aus, daß eine den üblichen Zinsfuß erheblich überſteigende 
Verzinſung des geſtundeten Preiſes oder eine ſonſtige Ne⸗ 
benleiſtung den ziffernmäßig vereinbarten Preis grundſätzlich 
nicht erhöht, da ſie als Teil des Entgelts nur dann behandelt 
a fol, wenn die Beteiligten Steuererſparung bezweckt 
aben. 

Soweit die frühere Rſpr. mit den vorſtehenden Ausführun⸗ 
gen nicht im Einklang ſteht, wird an ihr nicht feſtgehalten. 

Hiernach kann der Wert der Bierbezugspflicht nur dann dem 
Preiſe hinzugerechnet werden, wenn 

a) die vereinbarten Zinſen mit der Bierbezugspflicht das 
igen Entgelt für die Stundung des Kaufpreiſes erheblich über⸗ 
teigen, 

b) die Beteiligten das Entgelt für die Übertragung des 
Grundſtücks teilweiſe in die bezeichnete Form gekleidet haben, um 
Steuern zu ſparen. 

Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt die Sache von neuem zu 
erörtern. Bei Feſtſetzung des Wertes der Bierbezugspflicht iſt zu 
berückſichtigen, daß ein Bierlieferungsabkommen Leiſtung und Ge⸗ 
genleiſtung regelt, die ſich in der Regel gleichwertig gegenüber⸗ 
ſtehen. Für den Bierbezieher iſt die Bezugspflicht in der Regel 
eine geldwerte Leiſtung nur dann, wenn der Bierpreis über das 
übliche Maß hinausgeht oder wenn er durch Übernahme der Be⸗ 
5 f in ſeinen freien Entſchließungen erheblich beſchränkt 
wird. 

Kommt das Finger., an das die Sache zurückgeht, dazu, den 
Preis um einen für Übernahme der Bierbezugspflicht feſtgeſtellten 
Betrag zu erhöhen, ſo kommt in Frage, dieſen Betrag auf das 
De und den beweglichen Beilaß verhältnismäßig zu ver⸗ 
teilen. 


(R3H., 2. Sen., Urt. v. 19. Jan. 1933, II A 544/32.) 


Reichspateutamt. 


1. Die Ausſtellungspriorität braucht nicht ſchon — 
wie die Auslandspriorität — zugleich mit der Patent- 
anmeldung beanſprucht zu werden. 

Die vom Anmelder auf Grund des „Geſ., betreffend den Schutz 
von Erfindungen, Muſtern und Warenzeichen auf Ausſtellungen“ 
v. 18. März 1904 beantragte Priorität v. 30. April 1925 war R. 
zu gewähren. Die in dieſem Geſetz vorgeſchriebene Friſt von ſechs 
Monaten, binnen der die Erfindung ſeit der Schauſtellung zum 
Patent angemeldet werden muß, iſt eingehalten. Daß die Priorität 
nicht zugleich mit der Patentanmeldung beantragt worden iſt, ſondern 
erſt zu einem ſpäteren Zeitpunkt, iſt nicht hinderlich, da es — 
im Gegenſatz zu einem Antrage auf Gewährung einer Auslands⸗ 
priorität — nicht erforderlich iſt, die Ausſtellungsprioritat gleich⸗ 
zeitig mit der Patentanmeldung zu beantragen (vgl. RG. vom 
24. Juni 1932: PatMuſtgeichBl. 1932, 197 und 198). 

(RPatA., Entſch. v. 15. Nov. 1932, R 64965 XII /15 i.) 


Mitgeteilt von ORegR. Dr. Gieſe, Berlin. 


Reichsverſicherungsamk. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke und Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin. 


(* Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des Vers A.) abgedruckt.] 


[O Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (EuM.), abgedruckt.] 


1. 8 558d RVO. Ob Familien- und Tagegeld aus 
der Unfallverſicherung gemäß $ 5592 Abſ. 2 RVO. oder 
Hausgeld aus der Krankenverſicherung gemäß $ 186 RVO. 
zu leiſten iſt, hängt davon ab, ob es ſich um eine vom 
Träger der Unfallverſicherung nach 8 558 0 RVO. gewährte 
Heilanſtaltpflege oder um eine von der Krankenkaſſe nach 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


8184 Abſ. 1 RVO. angeordnete Krankenhauspflege ge- 
handelt hat. 

(RVerſ A., Beſchl. v. 8. Febr. 1933, Ia 9412/32, EuM. 34, 8.) [Z. 

* 

2. 8§ 1681 RVO. Die Entſch. des OVerſA. über die 
Koſten, die durch die Anhörung eines beſtimmten Arztes 
entſtanden ſind, iſt im Wege der Beſchwerde nicht anfechtbar. 

(RVerſel., Beſchl. v. 11. Febr. 1933, 1 1611/32, EuM. 33, 518.) [8-] 

* 

3. 8 112 a Ziff. 3 ArbVerm®. Die von einer Berufs- 
genoſſenſchaft einem der Angeſtelltenverſicherung nicht 
unterliegenden Angeſtellten bei feinem Ausſcheiden frei- 
willig, jederzeit widerruflich gewährte Beihilfe iſt auf 
die Arbeitsloſenunterſtützung nicht anzurechnen. 

Wie der Sen. in der Entſch. 3823 ausgeſprochen hat, dürfen 
Renten oder ähnliche Bezüge, die ein Arbeitsloſer aus einer Privat⸗ 
penſionskaſſe erhält, nicht gemäß § 112 a a. a. O. auf die Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung angerechnet werden. Nun find allerdings Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften öffentlich-rechtliche Körperſchaften, die in dieſer Eigenſchaft den 
bei ihnen Verſicherten Unfallrenten gewähren, für die nach $ 112 4 
Abſ. 1 Nr. 1 a. a. O. als „Renten, die der Arbeitsloſe auf Grund der 
RVO. bezieht“, die Anrechnung auf die Arbeitsloſenunterſtützung vor⸗ 
geſchrieben iſt. Im vorl. Falle handelt es ſich jedoch nicht um eine 
Rente, die die Berufsgenoſſenſchaft als Trägerin der Unfallverſiche⸗ 
rung auszahlt, ſondern um eine laufende widerrufliche Beihilfe, welche 
ſie einer auf Privatdienſtvertrag beſchäftigten und nicht unter die 
Dienſtordnung fallenden Angeſtellten anläßlich ihres Ausſcheidens zu⸗ 
gebilligt hat. Der Gen. trägt keine Bedenken, die in der Begr. zur 
Entſch. 3823 enthaltenen grundſätzlichen Ausführungen auch auf den 
vorl. Fall anzuwenden. Die der Kl. gewährte Beihilfe kann auch nicht 
als privatrechtliche Rente aus einer einer Verſorgungsanſtalt ähnlichen, 
einer zuſätzlichen Rentenverſorgung dienenden Einrichtung der Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft als öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaft angeſehen wer⸗ 
den, weil es an einer der Rentenverſorgung dienenden „Einrich⸗ 
tung“ fehlt. 

(RVerſA., Entſch. v. 17. Febr. 1933, III a AR 272/32.) 

Mitgeteilt von Dr. v. d. Bach, Berlin. 
* 

** O4. Maßgebend für die Zuſtändigkeit der Kranken 
kaſſe nach $ 121 Abſ. 1 ArbVerm GG. iſt regelmäßig der 
Wohnort, nach dem ſich gemäß 8 168 Abſ. 1 Satz 1 Arb⸗ 
VermG. die Zuſtändigkeit des Arbeitsamts richtet. 

(RVerſA., 1. Rev Sen., Urt. v. 12. Jan. 1933, IIa KE a 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Berlin. 


[** Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs- 
verſorgungsgerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 


1. Nach Art. 3 Abſ. 1 Nr. 1, Tit. 3 Abſchn. 4 d. VO. 
des RPräſ. v. 26. Juli 1930 (RG Bl. I, 311, 327) iſt der Rekurs 
ausgeſchloſſen, wenn das VerſorgGer. die Berufung als 
unzuläſſig zurückgewieſen hat. Dieſer Fall liegt nicht 
vor, wenn das VerſorgGer. den ordentlichen Rechtsweg 
für gegeben erachtet, alſo die Zuläſſigkeit des Verſor⸗ 
gungs verfahrens verneint hat. 

(RVerſorgcher., Gr. Sen., Urt. v. 7. April 1933, M Nr. 7668/32; 
Grdſ. E.) A. 

* 

2. In entſprechender Anwendung der VO. der Reichs⸗ 
regierung v. 14. Febr. 1920 (RG Bl. 237) iſt als Zeitpunkt 
des Friedensſchluſſes i. S. des § 2 Abſ. 1 Nr. 3 Off Penſc. 
der 17. Febr. 1920 anzuſehen. 

(RVerſorgGer., Urt. v. 3. April 1933, M Nr. 4077/31, 3.) 

* 


3. Iſt der Reichsfiskus an Stelle des Landesfis kus 
rechtskräftig zur Rentengewährung verurteilt worden, ſo 
muß der Reichsfiskus dieſe Verpflichtung auch gegen ſich 
gelten laſſen, wenn die Rentenverſorgung infolge ver- 
änderter Umſtände eine höhere wird. 

(RVerforgGer., Urt. v. 17. Nov. 1932, M Nr. 45108/30, 12.) [A.] 

* 

4. Die Einkünfte eines preußiſchen Bezirksſchorn⸗ 
ſteinfegers aus dem Kehrlohn fließen nicht aus öffent- 
lichen Mitteln. 

(Hderforgber., Urt. v. 7. April 1933, M Nr. 6739/32, 5; 1 m 


* 


. 


62. Jahrg. 1933 Heft 20 


Rechtſprechung 


1555 


02 Jahrg. 1933 Heſt 7707 „„„»„»» M 1ß7k 


II. Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
preußiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von SenPräſ. Geh. Reg 115 n Kries u. RA. Dr. Görres, 
exlin. 


1. Viehſteuer. 817 Fin Ausglö. Eine Steuer auf 
das Halten von deckfähigen Rindern zwecks Aufbringung 
der einer Gemeinde durch die Bullenhaltung entſtehenden 
Koſten ſtellt eine Sonderſteuer auf Betriebsmittel der 
Landwirtſchaft dar und widerſpricht daher dem 817 Fin⸗ 
AusglG. 

Eine Gemeinde hatte zur Aufbringung der durch die Unter⸗ 
haltung des Gemeindezuchtbullen entſtehenden Koſten mit Genehmigung 
und Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde eine StdO. erlaſſen, nach welcher 
die Viehhalter für jedes deckfähige Rind eine Abgabe von 5 A zu 
entrichten hatten. Auf Klage eines zur Viehſteuer Herangezogenen er⸗ 
klärte das OVG. dieſe StO. für rechtsungültig. 

Man Kann darüber zweifeln, ob es ſich bei der Steuer, die nicht 
an einen wirtſchaftlichen Vorgang, ſondern an eine beſtimmte Art des 
Beſitzes geknüpft iſt, um eine direkte oder um eine indirekte Steuer 
handelt (vgl. RF. 8, 52). Wäre erſteres der Fall, ſo würde ſich, da 
der Steuerertrag ausdrücklich zur Deckung der durch Halten der Ge⸗ 
meindebullen entſtehenden Koſten beftimmt iſt und nach ſtänd. Rſpr. 
(PrVerwöl. 20, 474; OVG. 46, 93; 47, 164; 49, 44) Zweckſteuern 
dem Syſtem der direkten Steuern im KommAbgG. fremd find, ſchon 
aus dieſem Grunde die Ungültigkeit der StO. ergeben. Dagegen hat 
das OVG. in der angef. Entſch. OVG. 47, 164 eine zur Durchführung 
der Ziegenbockhaltung beſtimmte Steuer auf das Halten deckfähiger 
Ziegen als indirekte Zweckſteuer für zuläſſig erklärt. Der Anwendung 
des gleichen Grundſatzes auf die hier fragliche StD. würde nicht ent⸗ 
gegenſtehen, daß 84 Komm Abg. eine Erhebung von Gebühren vor⸗ 
ſchreibt, wenn eine Einrichtung, wie hier die Unterhaltung der Ge⸗ 
meindebullen, nur einem Teil der Gemeindeangehörigen zugute kommt. 
Denn dieſe Vorſchrift ſchließt die Gültigkeit einer genehmigten StD. 
an ſich nicht aus, ſondern gibt der Aufſichtsbehörde nur die Befugnis, 
die Genehmigung zur Einführung der indirekten Steuer zu verſagen. 
Dagegen hat die Literatur teilweiſe die Neueinführung von indirekten 
Zweckſteuern als mit 8 17 KommAbg®. im Widerſpruch ſtehend be⸗ 
zeichnet (vgl. Nöll⸗Freund⸗Surén, 9. Aufl., S. 147, in Ab⸗ 
weichung von der 8. Aufl., S. 79). Eine Prüfung, ob demgegenüber 
an der Rechtsauffaſſung der Entſch. OVG. 47, 164 feſtzuhalten war, 
erübrigte ſich, denn die Ordnung verſtößt gegen die Vorſchr. in 8 17 
(früher § 15) FinflusglG. v. 23. Juni 1923 i. d. Faſſ. v. 27. April 
1926 (GB. I, 203), welche die Erhebung beſonderer Steuern auf 
Betriebsmittel der Landwirtſchaft oder des Gewerbes verbietet. Aller⸗ 
dings hat Popitz auf eine Anfrage im PrVerwBl. 43, 513 Vieh⸗ 
ſteuern als nicht dem Reichsrecht zuwiderlaufend bezeichnet. Dem⸗ 
gegenüber iſt im Anſchluſſe an die zutreffenden Ausführungen von 
Markull, Fin AusglGG. 8 15 davon auszugehen, daß das Verbot 
nur dann nicht zur Anwendung zu bringen iſt, wenn die Viehhaltung 
außerhalb des eigentlichen Landwirtſchaftsberufes erfolgt oder wenn 
es ſich um Haltung von Schlachtvieh handelt, das unter das Verbot 
des 813 Zoll TarGG. fällt. Ebenſo Kaufmann im Handwörterb. d. 
Kommunalwiſſenſch., Erg Bd. S. 1384 ſowie Boethke in Struß, 
Reichsſteuerrecht, 3. Aufl., S. 1245. Dieſe Auslegung des Fin AusglG. 
findet in der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ihre Grundlage. (Es 
folgen dies begründende Ausführungen. Sodann fährt Urt. fort:) Unter 
dieſen Umſtänden muß man den Ausbruch „Betriebsmittel“ im wei⸗ 
teſten Sinne auslegen. Der Gedanke, daß etwa nur Zugvieh, nicht 
Zuchtvieh, damit gemeint ſei, iſt abzulehnen, zumal auch das Zucht⸗ 
vieh wegen des abfallenden Düngers ein Betriebsmittel darſtellt. Aus⸗ 


Zu 3. Eine Baumſchule iſt eine landwirtſchaftlich genutzte 
Fläche, deren Eigenart es mit ſich bringt, daß der Bewirtſchafter 
nicht täglich, wie in einem gärtneriſchen Betrieb, z. B. einer Blu⸗ 
menzucht, an Ort und Stelle zu ſein nötig hat. Er hatte das 
Grundſtück mit einer ortsüblichen e umgeben, war 
der ſicheren Überzeugung, daß ſeine Pflanzung vor Gefahr ſicher 
ſei, und konnte nicht annehmen, daß ein oder mehrere Rehe hier 
Schaden verurſachen würden. Es war el keine Veranlaſſung 
den Schuldner auf die etwa bevorſtehende oder gar ſchon drohende 
Gefahr rechtzeitig, d. h. vor Beginn oder am erſten Anfang eines 
ungewöhnlich hohen Schadens, aufmerkſam zu machen. 

Der Verbiß an Pflanzen auch nur durch ein einzelnes 
Reh kann in kurzer Zeit großen Umfang annehmen, zumal 
wenn das Wild den Weg gefunden hat zu einer Stelle, an der 
Pflanzen vorkommen, die ſonſt nicht auftreten, die fur das Wild 
aber einen beſonderen Wohlgeſchmack haben. Das ift eine im Wald 
oft genug gemachte Erfahrung. Als aber Kl. den Schaden feſt⸗ 
geſtellt hatte, meldete er ihn rechtzeitig an. Es kann ihm der Vor⸗ 


genommen ſind, wie bereits erwähnt, diejenigen Fälle, in welchen die 
Viehhaltung nicht mit dem Betriebe der betr. Landwirtſchaft unmittel⸗ 
bar zuſammenhängt, alſo z. B. wenn ein Bauer gleichzeitig Vieh⸗ 
händler iſt oder Penſionsvieh nimmt. Daher muß es als unzuläſſig 
bezeichnet werden, eine Steuer auf das Halten von Vieh zum Zwecke 
der Unterhaltung der Gemeindebullen zu erheben; der ſteuerpflichrige 
Tatbeſtand wird in der ſtreitigen Ordnung durch das Halten von Vieh 
erfüllt; es wird alſo, wie entgegen dem Bez Ausſch. feſtzuſtellen iſt, 
gerade die Viehhaltung von der Steuer betroffen; dies verbietet aber 
der 8 17 Fin Ausgl. 


(PrOVG., 2. Sen., Urt. v. 28. Marz 1933, IIC 181/32.) 


1 

2. 83 Hann Jagd. 

1. Die Rechtsgedanken der hannov. JagdO. bewegen 
ſich in der gleichen Richtung wie die der preuß. Jagd. 
v. 15. Juli 1907 (GS. 207), ſoweit die regelmäßige Bildung 
des gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes in Betracht kommt. 
Auch im Geltungsgebiete dieſer Jagd. iſt die Trägerin 
des gemeinſamen Jagdrechtes nicht die öffentlich- rechtliche 
Körverſchaft der Gemeinde, ſondern die Geſamtheit der 
Grundeigentümer in ihrem Bezirke. Dagegen iſt die Ver- 
waltung anders geordnet. 

2. In der Regel bildet der Gemeindebezirk die „Feld- 
mark“. Neben ihr können andere Feldmarken nur beſtehen, 
wenn ſie auf Grund eines beſonderen Vorganges Öffentl. 
Rechtes entſtanden ſind. 


(ro BG, 3. Sen., Urt. v. 27. Oft. 1932, III C 91/32.) 
* 


3. $51 BräagdO. v. 15. Juli 1907; 88 835, 254 BOB. 
Unter welchen Umſtänden iſt eine Schuld des Örundeigen- 
tümers am Wildſchaden anzunehmen 7 f) 

Daß dem Kl. Schaden an den genannten Pflanzen durch Reh⸗ 
wild entſtanden iſt, hat das ortspolizeiliche Verfahren bereits er⸗ 
geben; die bekl. Jagdgenoſſenſchaft hat ſolchen Schaden nicht be⸗ 
ſtritten. Auch die rechtzeitige Anmeldung ſteht nicht im Zweifel. 
Der Erſatzanſpruch iſt alſo auf Grund des 8835 BGB. entſtanden. 
Die Pflicht, ihn zu erfüllen, iſt indeſſen nach der Meinung des 
BezAusſch. auf Grund des § 254 Abſ. 2 BGB. weggefallen, weil 
der Kl. ſich nicht in dem erforderlichen Umfange vor dem Schaden 
geſchützt habe. Der BezAusſch. hat ſich dabei auf die Rſpr. des 
OG. berufen, in welcher darauf hingewieſen iſt, daß der Grund⸗ 
eigentümer die Aufmerkſamkeit und Sorgfalt zeigen müſſe, welche 
er nach der Lage der Sache in eigenen Angelegenheiten wahr⸗ 
zunehmen hat (OVG. 42, 269; 74, 432). Der Kl. hat aber zu⸗ 
treffend hervorgehoben, daß nach dieſer Rſpr. eine Schuld des 
Grundſtückeigentümers i. S. von 8254 BGB. nur dann an⸗ 
zuerkennen ift, wenn er ſich fo verhalten hat, daß das Vorbringen 
ſeines Erſatzanſpruches einen Verſtoß gen Treu und Glauben 
darſtellt. Ein ſolcher Verſtoß iſt dem Kl. nicht vorzuwerfen. Die 
Einrichtung und die Höhe der Einfriedigung ſteht nach dem Er⸗ 
gebniſſe der Beweisaufnahme feſt. Daß ſie tatſächlich nicht genügt 
hat, um dem Einfall der Rehe vorzubeugen und den Schaden zu 
verhindern, iſt durch den Inhalt der Verhandlungen und durch 
Zeugenaussagen wie durch Gutachten bewieſen. Dieſer Umſtand 
reicht aber nicht aus, die Schuld des Kl. zu erweiſen. Es iſt nicht 
nur der Kl. allein, der erklärt hat, daß ſeine Einfriedigung den 
in Schleswig⸗Holſtein landesüblichen Umwehrungen der Baum⸗ 
ſchulen geglichen habe. Vielmehr hat auch der Baumſchulenbeſitzer 
W. als Zeuge ausgeſagt, daß die Einfriedigungen der Baumſchulen 


in der dortigen Gegend meiſt nicht höher ſimd. Ebenſo hat der 


Baumſchulenbeſitzer H. ſich im gleichen Sinne geäußert, Er habe 


wurf nicht gemacht werden, daß er es an Aufmerkſamkeit 
habe fehlen laſſen. 

Die Einfriedigung des Kl., 92 em hoch und 1 bis 2 Spann⸗ 
drähte in 15—20 cm ee darüber, entſpricht den ortsüblichen 
Zäunen, und da nicht ehauptet oder nachgewieſen iſt, daß der 
Maſchendraht ſtellenweiſe beſchädigt war, mußte das Gericht an⸗ 
erkennen, daß er es auch nicht an der nötigen Sorgfalt 
hat fehlen laſſen. 1 

Eine Schuld des Grundeigentümers am Wildſchaden wäre 
anzunehmen entſprechend Art. 71 EGBGB., wenn er 

1. ſeine Baumſchule überhaupt nicht eingefriedigt hätte, 

2. die Einfriedigung nicht nach der ortsüblichen Herſtellungs⸗ 

weiſe von Wildzäunen aufgeſtellt hätte, 

3. die Inſtandhaltung des Zaunes vernachläſſigt hätte, 

4 unterlaſſen hätte, fofort nach Jeſtſtellung des Schadens 

die nötigen Schritte zu tun. 

Keine dieſer Vorausſetzungen iſt zutreffend. Das Gericht hat 
daher angenommen, daß Kl. allen Anforderungen gerecht ge⸗ 


worden iſt. 
Geh. RegR. Prof. Dr. Eckſtein, Eberswalde. 
195* 
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einen völlig wirkſamen Schutz durch einen Zaun von 2m Höhe 
noch nie gefunden. Im allgemeinen habe man eine Umzäunung, 
wie ſie der Kl. hatte. Beide Zeugen haben gemeint, er hätte ſeine 
Einfriedigung als ausreichend anſehen können. Der Kl. hat ſich 
alſo nach den Gepflogenheiten der Gegend gerichtet, hat auch durch 
Anbau von Schattenmorellen und Roſen nicht Pflanzen gezogen, 
die dort ungewöhnlich waren. Es iſt ihm nicht vorzuwerfen, daß 
er in ſeinen Angelegenheiten nicht ſorgfältig verfahren ſei. Den 
Vordergerichten war in der rechtlichen Auffaſſung, er habe grob 
fahrläſſig gehandelt, nicht zu folgen. 

Der Kl. hat vielmehr diejenigen Vorkehrungen zur Siche⸗ 
rung gegen Wildſchaden getroffen, die unter Baumſchulenbeſitzern 
in ſeiner Gegend üblich ſind. Hat er aber das getan, ſo iſt er den⸗ 
jenigen Anforderungen gerecht geworden, die nach dem Grund⸗ 
ſatz von Treu und Glauben an ihn geſtellt werden können. Der 
Vorwurf eigenen Verſchuldens, wie er zur Anwendung des § 254 
BOB. erforderlich iſt, kann ihm nicht gemacht werden. Damit ent⸗ 
fallen alle Einwendungen, die dem klägeriſchen Anſpruch auf 
Grund des § 254 BGB. entgegengehalten worden find. Der vom 
Kl. erhobene Schadenserſatzanſpruch erweiſt ſich vielmehr grund⸗ 
ſätzlich als berechtigt. 

(Pro G., 3. Sen., Urt. v. 1. Dez. 1932, III C 71/2.) 
* 


4. 8 15 PrFluchtlG. Die Verjährung von Forde- 
rungen gemäß 8 15 PrFluchtlG. beginnt mit der Fertig- 
ſtellung der Straße und der Vollendung des Baues. 

Der BezAusſch. hat die Anlieger⸗Beitragspflicht um des⸗ 
willen bejaht, weil der Kl. i. J. 1924 eine Garage an das auf 
dem alten Grundſtücke belegene Wohnhaus angebaut hat. Der Kl. 
hat gegenüber der Forderung des Bekl. den Einwand der Ver⸗ 
jährung erhoben, für den §87 KommAbgG. in Betracht kommt. 
Die Forderung entſtand mit der Errichtung des Anbaues; die 
Verjährung iſt demgemäß von der Fertigſtellung der Straße und 
von der Vollendung des Baues zu rechnen (vgl. OVG. 62, 
178). Wann der Bau; für den der Kl. bereits die Bauerlaubnis 
mit Datum des 10. März 1924 erhalten hatte, während die Heran⸗ 
ziehung erſt am 29. März 1928 erfolgt iſt, vollendet worden iſt, 
hat der BezAusſch. nicht feſtgeſtellt. Wenn der Bau noch im März 
1924 fertiggeſtellt ſein ſollte, wäre die Friſt des §87 Komm Abg. 
am 29. März 1928 abgelaufen geweſen. Wegen dieſes Verfahrens⸗ 
mangels mußte das Urteil des BezAusſch. aufgehoben werden. 


(PrOVG., 2. Sen., Urt. v. 1. Juli 1932, II C 38/31.) 
* 


5. PrGrVerm St. Ziegelbrennöfen. Seit dem 
1. April 1929 ſind Baulichkeiten (Ziegelbrennöfen u. dgl)), 
die als Gebäude anzuſehen find, ausnahmslos der Gr- 
VermSt. unterworfen. 
(PrOVG., 6. Sen., Entſch. v. 4. Okt. 1932, VI D 214/31.) 


* 


6. Rechtsverhältnis des Meeresſtrandes. Nimmt 
eine Grundfläche, die im Privateigentum einer Einzelperſon 
ſteht, unter der Einwirkung der Meeresflut die tatjäd- 
lichen Eigenſchaften des Meeresſtrandes an, ſo wird ſie 
dem Privateigentum entzogen. Im Gebiet des Schleswig- 
ſchen Rechtes fällt ſie damit gleichzeitig unter die un⸗ 
mittelbare Verfügungsgewalt des Staates. Wenn der Staat 
vermöge ſeiner Verfügungsgewalt über den Meeresſtrand 
einer Gemeinde die ausſchließliche Berechtigung zum Be⸗ 
triebe eines Seebades (Badekonzeſſion) verleiht, ſo liegt 
darin keine Verletzung des Rechtes des Einzelnen zum 
Gemeingebrauch am Meeresſtrande. f) 


Die Frage nach den Rechtsverhältniſſen des Meeresſtrandes 


Zu 6. Wo beginnt auf der Inſel Sylt der Meeresſtrand? 

1. Anzuwendendes Recht. In Wenningſtedt auf Sylt iſt — wie 
der BezAusſch. Schleswig und das PrOVG. zutreffend ausführen 
— gem. Art. 65 EGBGB. auf die Rechtsverhältniſſe am Meeres⸗ 
ſtrande als waſſerrechtliche Materie das Landesrecht in Anwendung 
zu bringen. Es gilt in dieſem Teile der Inſel Sylt nicht das 
Jütiſche Geſetzbuch, ſondern Nordſtrander Landrecht. Die ſubſidiäre 
Geltung des gemeinen Rechtes iſt hier ausgeſchloſſen. 

II. Materielles. Die Grenzen zwiſchen Meeresſtrand und Pri⸗ 
vateigentum werden vom BezAusſch. Schleswig folgendermaßen 
umſchrieben: „Als Meeresſtrand iſt zu bezeichnen die Grundfläche, 
welche zwiſchen der durch den Beginn des geſchloſſenen Pflan⸗ 
zenwuchſes oder Dünenbildung gekennzeichneten Linie der höch⸗ 
ſten Flut im Jahre hen Lie von ungewöhnlichen Springfluten) 
und der durchſchnittlichen Linie der täglichen höchſten Flut ge⸗ 
legen iſt.“ Dem iſt vom Pr OG. zugeſtimmt worden. 

Das umſtrittene Grundſtück iſt laut Kataſter⸗ und Grundbuch⸗ 
eintragung im Privateigentum des Kl. Es ſoll aber im Laufe der 
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gehört dem Gebiete des Waſſerrechts an, das durch Art. 65 [ICE 
BGB. der landesrechtlichen Regelung vorbehalten geblieben ift. 
Die Vorſchr., die ſomit auf das hier ſtreitige Rechtsverhältnis an⸗ 
zuwenden ſind, ſind nicht diejenigen des vom Kl. erwähnten Jüt⸗ 
ſchen Low. Die Inſel Sylt gehört vielmehr zu den vier Marſch⸗ 
harden des Kreiſes Tondern, in denen (mit Ausnahme der Nord⸗ 
ſpitze der Inſel Sylt) das „Nordſtrander Landrecht“ galt. Die 
ſubſidiäre Geltung des Gemeinen Rechts oder des Jütſchen Low 
war hier ausgeſchloſſen (vgl. Kähler, Das Schlesw.⸗Holſt. Lan⸗ 
desrecht, 8 2 II B, S. 22). Da das Nordſtrander Landrecht (abgedr. 
bei Esmarch, Samml. der Statute uſw., welche das bürgerliche 
Recht in Schleswig betreffen, Schleswig 1846, S. 133) über die 
Rechtsverhältniſſe des Meeresſtrandes nichts enthält, ſo kann die 
Frage nach der rechtlichen Beſchaffenheit desſelben nur an Hand der 
allgemeinen deutſchen Rechtsanſchauung beantwortet werden. Dieſe 
betrachtete Meerwaſſer und ⸗ſtrand als Gegenſtand königlicher 
Rechte mit der Möglichkeit der Verleihung von Rechten — auch 
echtem Eigentum — durch den König (ſo Kähler a. a. O. 
S29 III b, S. 297; ſ. a. Laue, VerwArch. 34, 328). Von dieſer 
Auffaſſung weicht übrigens nach der herrſchenden Meinung auch 
die Beſt. des Jütſchen Low Buch III Kap. 61 § 2: „Wente alle 
Vorſtrande ſyn des Köninges“ (Es march a. a. O. S. 38) nicht 
weſentlich ab (ogl. hierzu Kähler a. a. O. 829 Ulla und b, 
S. 291 f.). Die Verfügungsgewalt des Königs, ſpäter des Landes⸗ 
herrn in ſeiner Eigenſchaft als Inhabers der Staatsgewalt, wurde 
nur von jeher modifiziert durch das Beſtehen der tatſächlichen 
Möglichkeit des ſog. Gemeingebrauchs, die unter dem Einfluß der 
römiſchen Lehre von den res publicae ihre theoretiſche Ausgeſtal⸗ 
tung als ein eigenes Rechtsinſtitut erfuhr. Wieweit die Vorſchr. 
des ALR. (vgl. §s 21, 25 II 14; § 80 II 15) hiermit überein⸗ 
ſtimmen, kann dahingeſtellt bleiben, da ſeine Anwendung für das 
Gebiet, in dem der vorl. Rechtsſtreit ſpielt, ausſcheidet. 

Streitig war in dem vorl. Falle einmal, ob diejenigen Grund⸗ 
flächen, auf denen der Kl. die Strandkörbe aufſtellen will, zu dem 
Gebiete gehören, das als Strand der erwähnten ſtaatlichen Hoheits⸗ 
gewalt unterliegt, und bejahendenfalls, ob der Kl. nicht vermöge 
der Zuläſſigkeit des Gemeingebrauchs oder auch kraft beſonderen 
Rechtstitels einen Anſpruch auf Belaſſung der von ihm aufgeſtell⸗ 
ten Strandkörbe hat, welcher durch die angefochtene polizeiliche 
Verfügung verletzt wird. 

a) In der Begriffsbeſt. des Strandes, die das Urt. des 
BezAusſch. gibt, iſt, ſoweit es ſich um deſſen obere Grenze 
handelt, die hier allein von Bedeutung iſt, ein Rechtsirrtum 
nicht zu erkennen. Sie ſtimmt mit der aus dem Gemeinen 
Recht ſtammenden und für das deutſche Recht von der Wiſſen⸗ 
ſchaft neuerdings mit zunehmender Beſtimmtheit entwickelten 
Lehre überein (ogl. u. a. Helfritz, Feſtg. f. d. OVG. S. 63; 
Laue: VerwArd. 34, 299 und Schlegelberger ZAgru WR. 
11, 290). Daß übrigens der „Vorſtrand“, von dem im Jütſchen 
Low die Rede iſt, etwas anderes ſei als der Strand i. S. der 
Definition des BezAusſch., iſt ein Irrtum des Kl. Da hiernach 
die Eigenſchaft eines Landſtreifens als „Meeresſtrand“ durch tat⸗ 
ſächliche, nicht durch rechtliche Merkmale gekennzeichnet iſt, jo kann 
es ſich in der Tat ereignen, daß ein Grundſtück, das heute noch im 
Privateigentum eines einzelnen ſteht, demnächſt unter der Ein⸗ 
wirkung der Meeresfluten zum „Strand“ und damit zur Ole 
lichen Sache wird, die der ſtaatlichen Hoheitsgewalt unter 140 
(vgl. RG.: Ztſchr. f. Landeskulturgeſetzgeb. 32, 134, insbeſ. S. 140; 
Wer: PrVerwBl. 27, 281; derſelbe in PrVerwBl. 32, 458: 
„Greift beim Vorrücken des Meeres der Strand in den Bereich 
bisherigen Privateigentums über, ſo wird der zum Strande ge⸗ 
wordene Teil der betr. Grundstücke damit dem Privateigentum 
entzogen“; Helfritz a. a. O. S. 65; Laue a. a. O. S. 309). Die 
Eintragung im Kataſter und im Grundbuch vermag den früheren 
Eigentümer vor derartigen, auf Naturvorgängen beruhenden Ver⸗ 
luſten nicht zu ſchützen. Der Hinweis des Kl. auf die kataſteramt⸗ 


Jahre in den Flutbereich gelangt und dadurch zu Staatseigentum 
geworden ſein. Der Kl. will demgegenüber unter Hinweis auf die 
„aus Kataſter⸗ und Grundbucheintrag ſich unzweideutig ergebende 
Rechtsüberzeugung der maßgebenden, mit dem Ortsrechte 
vertrauten Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehörden“, alſo unter Bezug⸗ 
nahme auf ein Gewohnheitsrecht, die Grenze des Strandes 
nicht bis zur Linie der höchſten Flut, ſondern nur bis zur Mit⸗ 
telhochwaſſerlinie erſtreckt wiſſen. Ferner ſtützt G0 der 
Kl. auf die Veit. des JL. III, 61 über den „Vorſtrand“. Da aber 
das JL. im Gebiete des Nordſtrander Landesrechtes nicht gegolten 
hat, ſpitzt ſich die Frage dahin zu, ob ein Sylter Gewohn⸗ 
heitsrecht den Meeresſtrand nur bis zur Mittelhoch⸗ 
waſſerlinie ſich erſtrecken läßt. Auch auf Nordſtrand hatte das 
Gewohnheitsrecht den Charakter einer Rechtsquelle. Dies er⸗ 
gibt ſich aus Nordſtrander Landrecht III, 61%), welcher beſtimmt: 
Ob auch hernachmals Fälle und Sachen vorfallen würden, die 


2) Vgl. Corpus Statutorum Slesvicensium I (1794) S. 529. 


62. Jahrg. 1933 Heft 26] 


liche und grundbuchmäßige Bezeichnung des Grundſtücks, auf dem 
er die Strandkörbe aufſtellen will, iſt gegenüber dem unbeſtrittenen 
Umſtande, daß das Grundſtück bei Anwendung der oben erwähnten 
Begrenzung zum Meeresſtrande gehört, unerheblich. 

p) Fraglich konnte noch ſein, ob die von dem Kl. beabſich⸗ 
tigte Aufſtellung von Strandkörben nicht eine Ausübung des Ge⸗ 
meingebrauchs darſtellt, an der ihn die Polizei nicht zu 
bindern befugt iſt. Bei der Entſch. ähnlicher Fälle hat die Rſpr. 
des OVG. urſprünglich geſchwankt. Was die Zuſtändigkeit zur 
Regelung der Ausübung des Gemeingebrauchs anlangt, ſo gab 
allerdings ſchon für die Zeit vor Inkrafttreten des neuen Pol⸗ 
Verw. die Geſetzgebung zu Zweifeln keinen Anlaß. $6 Buchſt. b 
Geſ. v. 11. März 1850 (GS. 265) und die gleiche Beſt. in der VO. 
über die Polizeiverwaltung in den neu erworbenen Landesteilen 
v. 20. Sept. 1867 (GS. 1529) zählten zu den Gegenſtänden der 
ortsvolizeilichen Vorſchr. u. a. auch die Ordnung, Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs auf Ufern und Gewaäſſern. Die, eben⸗ 
falls die Inſel Sylt betr. Entſch. des OVG. 33, 450 erkennt an, 
daß das Aufftellen von Badekarren zum Gemeingebrauch gehöre, 
bemerkt aber, daß derſelbe durch die Ortspolizei aus ausreichenden 
polizeilichen Gründen beſchränkt werden konne. Die Entſch. 54, 261 
6 gleichfalls aus, daß die Polizei den Gemeingebrauch zu 
regeln und zu ſchützen habe, erweitert dieſe Feſtſtellung aber dahin, 
daß es dem Fiskus verwehrt ſei, auf Grund des gemeinen Eigen⸗ 
tums am Strande den Gemeingebrauch auszuſchließen oder ein 
Monopol zugunſten einer Gemeinde zu begründen (S. 264). Wie 
im vorl. Falle handelte es ſich dort um die Aufſtellung von 
Strandkörben. Im Gegenſatz hierzu gelangte auf Grund eingehen⸗ 
der Unterſuchung das OVG. in ſeiner ntſch. 60, 286 zu dem 
Ergebniſſe, daß der wan pe in Wahrnehmung der landeshoheit⸗ 
lichen Verfügungsgewalt beſondere, über den Gemeingebrauch hin⸗ 
ausgehende oder dieſen einſchränkende bzw. beſeitigende Verfügun⸗ 
gen über den Strand treffen und Dritten entſprechende Berechti⸗ 
gungen verleihen könne (S. 290) Die Zuständigkeit des NegPräf. 
für derartige Akte ſei aus 8 2 Nr. 1 der Rege nſtrukt. v. 23. Okt. 
1817 (GS. 248) i. Verb. m. 818 LVG. abzuleiten. Der durch 
eine derartige Anordnung geſchaffene Zuſtand bilde einen Teil der 
öffentlichen Ordnung am Strande, welche das Publikum bei 
Ausübung des Gemeingebrauchs zu beachten habe. Vermöge der 
durch die ſog. Polizei des Gemeingebrauchs begründeten Aufgabe 
ſei die Ortspolizei berufen, zur Aufrechterhaltung dieſer Ordnung 
einzuſchreiten, ohne Rückſicht darauf, daß ihr Einſchreiten zugleich 
der Berechtigung des Konzeſſionsinhabers zum Schutze gereiche 
(S. 291). — Während die Entſch. das polizeiliche Einſchreiten in 
dem dort gegebenen Falle auf ſeine Rechtmäßigkeit hin prüfte, 
erklärte ſie die dieſem Einſchreiten zugrunde liegende Handhabung 
der hoheitlichen Verfügungsgewalt des RegpPräf. als der richter⸗ 
lichen 1 entzogen. ? 

Bei Anwendung diejer Grundſätze hätte der Gerichtshof im 
vorl. Falle, in dem ebenfalls eine ſolche, hier in die Form einer 
Konzeſſion für die Gemeinde Wenningſtedt gekleidete Regelung 
vorliegt, ſich auf die Prüfung beſchränken müſſen, ob das polizei⸗ 
liche Vorgehen ſich innerhalb der durch jene Regelung eſchaffenen 
Grenzen gehalten hat. Dieſe Folgerung bedarf 1 einer ge⸗ 
wiſſen Einſchränkung. Zwar entſpricht, wie oben ausgeführt, die 
Anerkennung einer für den Staat begründeten Verfügungsgewalt 
über den Meeresſtrand der allgemeinen deutſchrechtlichen Auffaſ⸗ 


hierinnen nicht begriffen, noch geſetzet wären, ſollen und wollen 
die Fünfhardes⸗Raethe ſich befleißigen, in denſelbigen Faellen alſo 
zu ſentenciiren und erkennen, was ſie werden bedenken konnen, recht 
zu ſeyn und wie ſie es vor Gott, dem Allmächtigen und ihrer 
anaedigen Obrigkeit verhoffen Ar verantworten.“ Diele ſchöne, als 
Vorläufer des A. 1 Schweiz ZGB. anzuſprechende 05 trägt auch 
das durch die LGOrdnung II, 1 § 10 von der Obrigkeit für 
Schleswig anerkannte Gewohnheitsrecht?) als Rechtsquelle. Das 
diesbezügliche Gewohnheitsrecht für den unter Nordſtrander Land⸗ 
recht ſtehenden größten Teil von Sylt ſpiegelt ſich nicht nur aus 
dem Grundbuch- und Kataſtereintrag, ſondern auch aus einem Er⸗ 
kenntnis des Appellationsgerichtes Kiel betr. den Sylter Meeres⸗ 
ſtrand wider 3). „Der Anſicht des erſten Richters, daß die Halbinſel 
Hörnum Meeresſtrand und folgeweiſe dem Privatverkehr entzogen 
ſei, kann nicht beigetreten werden. Das Ufer des Meeres ſteht zwar 
nicht im Privateigenthum, weil dasſelbe ſachgemäß als Theil des 
Meeres aufgefaßt wird. Das Meeresufer befa ß t aber nur 
die Strecke, welche von der gewöhnlichen Fluth beſtrichen wird.“ 
Es iſt merkwürdig, daß dieſer Rechtszuſtand auf Sylt ſowohl dem 
BezAusſch. wie auch dem PrOVG. nicht bekannt geworden iſt. 
Mit meiner Annahme ſtimmt auch Kählers Definition überein, 
welche den Meeresſtrand oder Vorſtrand „nach allgemein an⸗ 


2) Vgl. auch Falck, Handbuch des Schleswig⸗Holſtein. PUR. 
1 (1825) S. 1111 ferner Kähler, Das Schlesw.⸗Holſt. Landes⸗ 
recht, 2. Aufl. (1932) § 38. l 

3) Vgl. Schlesw.⸗ĩHolſt. Anzeigen 1876 S. 5. 
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ſung; immerhin wird in einem Falle der vorl. Art der Verwal⸗ 
tungsrichter zu prüfen haben, ob der der polizeilichen Regelung 
zugrunde gelegte Hoheitsakt des RegPräſ. nicht etwa eine poſitive 
Rechtsverletzung in ſich ſchloß, wodurch ein Zuſtand geſchaffen wor⸗ 
den wäre, der den Schutz der Polizei nicht beanſpruchen kann. Be⸗ 
denken konnten nach folgender Richtung erhoben werden: In der 
angeführten Entſch. 60, 286 wie auch vielfach im Schrifttum, ſo⸗ 
weit es ſich in gleichem Sinne äußert (We x: PrVerwBl. 27, 281; 
Kiſker: PrVerwBl. 39, 361; Laue: PrVerwBl. 34, 163 und 
48, 377; derſelbe: VerwArch. 34, 352; van Almſick, Die 
Rechtsſtellung des Privateigentümers von Sachen des Gemein⸗ 
gebrauchs, S. 69 ff.; |. a. Ring: Jahrb. 52 C, 394 und KG.: 
Dig. 1925, 897; desgl. im R.⸗ u. PrVerwBl. 49, 967), fehlt 
eine ausreichende Rechtfertigung für den Satz, daß das Landes⸗ 
hoheitsrecht am Meeresſtrande ohne weiteres die Befugnis ein⸗ 
ſchließt, den Gemeingebrauch am Strande zu beeinträchtigen, ja 
ſogar ganz zu beſeitigen, was, wie erwähnt, die Entſch. im 
54. Bande noch ausdrücklich verneint hatte (vgl. auch Voßen: 
gen f. d. geſ. Waſſerwirtſch. 1915, 131). Helfritz (a. a. O. 

„81 f.) ſucht die Schwierigkeit folgendermaßen zu loſen: er nimmt 
an, daß ſich in der Unternehmung von Seebadeanſtalten ein neuer 
Erwerbszweig und mit ihm eine neue Nutzung des Meeresſtrandes 
gebildet habe, die als ſolche ein Regal des Staates ſei; durch die 
Verleihung der Badekonzeſſion würden das Recht des einzelnen 
Staatsangehörigen, der Gemeingebrauch, und das Recht des 
Staates, die Nutzung, miteinander in das gehörige Vervältnis ge⸗ 
fetzt. Hiermit find allerdings die Fälle nicht befriedigend erklärt, 
die doch die Regel bilden, daß der Gemeingebrauch infolge der 
Verleihung der Badekonzeſſion jedenfalls für einen beſtimmten 
Teil des Strandes zum größten Teile beſeitigt wird (ſo auch 
Schlegelberger a. a. O. S. 291). Es bleibt alſo auch hier 
die Frage offen, aus welchen Gründen das von Helfritz vor⸗ 
ausgeſetzte neue ſtaatliche Nutzungsrecht, deſſen rechtliche Exiſtenz 
hier dabingeſtellt ſei, eine jo viel ſtärkere Rechtswirkung zu 
äußern vermag als das ſeit alters beſtehende Rechtsinſtitut des 
Gemeingebrauchs. 

Die Löſung wird in folgenden Erwägungen gefunden: Der 
Anſpruch auf Teilnahme am Gemeingebrauch tft kein privatrecht⸗ 
licher, gegenüber dem Eigentümer der dem Gemeingebrauch unter⸗ 
liegenden Sache im ordentlichen Rechtsweg verfolgbarer (RG. 1, 
366; JW. 1926, 370; SeuffArch. 79, 126; vgl. auch Mayer, 
Deutſches Verwaltungsrecht, 3. Aufl. Bd. 2, 77 Anm. 9). Der ein⸗ 
zelne iſt Nutznießer des Gemeingebrauchs lediglich in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Mitglied des Publikums und Teil der Allgemeinheit. 
Als ſolcher muß er ſich diejenigen Beſchränkungen gefallen laſſen, 
die ſich vom Standpunkt höherer politiſcher Einſicht aus, alſo etwa 
aus Gründen der Volkswirtſchaft, der Geſundheitspflege uſw., als 
zweckmäßig oder notwendig erweiſen. Die Entwicklung hat es nun 
mit ſich gebracht, daß der Gemeingebrauch am Strande ſich für 
beſtimmte Strecken desſelben mehr und mehr auf ſeine Benutzung 
als Stätte der Erholung und der Ausſpannung ſeitens weiteſter 
Volkskreiſe in den Ferien und Urlaubszeiten konzentriert. Der See⸗ 
badebetrieb hat damit gewiſſe typiſche Formen angenommen und 
verlangt eine beſtimmte äußere Ordnung. Mit den Aufgaben eines 
größeren Seebades wäre es nach heutigen Anſchauungen unver⸗ 
einbar, wenn das Baden, das Aufſtellen von Gegenſtanden, wie 


erkannter Anſicht bis dahin gehen läßt, wohin die gewöhn⸗ 
liche Flut zu ſteigen pflegt“). 1 

Demgegenüber verweiſt OV. auf die Grundſätze des „ge⸗ 
meinen Rechts“ und das im Anſchluß daran erwachſene deutſche 
Schrifttum. Dagegen iſt entſchieden Stellung zu nehmen. Das ge⸗ 
meine Recht hatte auf Nordſtrand wie auch im Gebiete des Jüti⸗ 
ſchen Geſetzes keine Geltung erlangt 5), kann alſo Sylter Gewohn⸗ 
heitsrecht nicht brechen ). 

Nach alledem iſt für Sylt die Meinung des OVG. abzulehnen, 
daß die Grenze des Privateigentums durch die „höch ſte Flut im 
Jahre (abgeſehen von ungewöhnlichen Springfluten u. dgl.)“ be⸗ 
ſtimmt werde. Dies wäre ein ungewohnlicher Eingriff in das 
Privateigentum auf der Inſel Sylt mit ihren beſchränkten Bo⸗ 
denverhältniſſen. Weite Strecken der Inſel mit ihrem außer⸗ 
gewöhnlich hohem Flutſtande würden ſo dem Privateigentum ent⸗ 
zogen und das Grundbuch zu einer quantits negligeable ge- 


ſtempelt! 
Prof. Dr. Haff, Hamburg. 


) Kähler a. a. O. 5 32, II: ferner Hans Bundis, Das 
Eigentum am Anwachslande des Meeres und der Flüſſe nach 
Schlesw.⸗Holſt. Recht unter Berückſichtigung des Hamburger 
Rechts, Hamburger Diſſ. 1930, S. 6; Bd. XIII Heft 2 der Z. f. 
Agrar» u. Waſſerr. 

5) Bor. Kähler a. a. O. 82 II. 

) Vgl. nun meine Ausgabe von: Elucuhratio Blasii 
Ekenbergers auer dat erste undt ander koning Woldemari 
Lohbuch anno 1595 I, Einleitung S. 4. 
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Strandkörben oder Badekarren, der ambulante Handel, das ge⸗ 
werbsmäßige Photographieren uſw. an jeder Stelle des Strandes 
von jedermann aus dem Publikum vollkommen ungeregelt nach 
freiem Belieben betrieben werden konnte. Die Herrichtung be⸗ 
ſtimmter Strecken des Strandes für Erholungszwecke fordert zu⸗ 
dem gewiſſe Anſtalten, die nach einheitlichem Plane getroffen wer⸗ 
den müſſen und erhebliche Koſten verurſachen. Es entſpricht daher 
zunächſt einmal einem praktiſchen Bedürfnis, wenn der Staat, ſei 
es nun kraft ſeiner Hoheitsgewalt, ſei es zufolge eines beſon⸗ 
deren, aus dieſer Hoheitsgewalt abzuleitenden Nutzungsrechts 
am Strande, der Gemeinde oder einem anderen Unternehmer für 
beſtimmte Abſchnitte des Strandes durch Exteilung der Konzeſſion 
eine Art von Monopolſtellung einräumt und ihnen das Recht ver⸗ 
leiht, die Benutzung der Kureinrichtungen von der Entrichtung 
eines Entgelts abhängig zu machen. 

Auf dieſe Weiſe wird zwar für gewiſſe beſchränkte Abſchnitte 
des Meeresſtrandes der Gemeingebrauch desſelben in ſeiner ur⸗ 
ſprünglichen Form nach beſtimmten Richtungen völlig unterbunden, 
nach anderen von gewiſſen Bedingungen abhängig gemacht, die 
nicht jedermann zu erfüllen geneigt oder in der Lage ſein wird. 
Tatſächlich wird aber dem erholungsbedürftigen Teile der Be⸗ 
völkerung erſt auf dieſe Weiſe die Nutzung der natürlichen Vor⸗ 
züge des Meeresſtrandes ermöglicht und ſo dem Rechtsgedanken, der 
dem Inſtitut des Gemeingebrauchs zugrunde liegt, in zeitgemäßer 
Form Genüge getan. Damit 10 die Erteilung ſog. Badekonzeſ⸗ 
ſtonen auch rechtlich hinreichend begründet. Von gleichen Erwägun⸗ 
gen ſcheint das KG. (in zwei bei Laue: VerwArch. 34, 346 an⸗ 
gezogenen Urt. v. 18. Mai 1928) auszugehen, wenn es ſagt, in 
ſolchen Fällen trete „das Recht des Einzelnen, das ſich aus dem 
allen in gleichem Umfange zuſtehenden Gemeingebrauch ergibt, 
hinter dem Beſten der Allgemeinheit zurück“. 

Aufgabe der Ortspolizei iſt es, wie der BezAusſch. in dem 
angefochtenen Urt. im Anſchluß an die bereits wiedergegebene 
Rſpr. zutreffend ausführt, den durch die Konzeſſionserteilung ge⸗ 
ſchaffenen Zuſtand, der einen Teil der öffentlichen Ordnung dar⸗ 
ſtellt, vor Störungen zu bewahren. Dabei iſt dieſer Zuſtand als 
ein Ganzes zu betrachten. Wird der Umfang der Befugniſſe des 
Konzeſſionsinhabers, im vorl. Falle alſo der Gemeinde Wenning⸗ 
ſtedt, dadurch beſchränkt, daß ſie dem Kl. die Aufſtellung von 
Strandkörben zu geſtatten hat, die Beſchränkung aber wiederum 
davon abhängig gemacht, daß der Kl. die Gemeinde wegen ihrer 
im Intereſſe des Badebetriebs gemachten ſonſtigen Aufwendungen 
durch eine Zahlung in beſtimmter Höhe ſchadlos hält, ſo bedeutet 
es eine Durchbrechung der getroffenen Regelung, falls er die 
Strandkörbe aufſtellt, ohne die Zahlung leiſten zu wollen. Wenn 
die Ortspolizeibehörde ihn daran hindert, ſo bleibt ſie innerhalb 
der ihr zugewieſenen Aufgabe. 

Der Einwand des Kl., daß er und ſeine Rechtsvorgänger die 
Strandkörbe für ſeine Hotelgäſte am Strande von Wenningſtedt 
ſchon ſeit 50 Jahren alljährlich aufgeſtellt hätten, greift nicht durch. 
Denn er hat damit nichts weiter getan, als ſich des bisher un⸗ 
beſchränkten Gemeingebrauchs erfreut, zu welchem auch das Auf⸗ 
ſtellen von Strandkörben zu zählen iſt (OVG.: PrVerwBl. 30, 676 
und Entſch. 54, 261), der aber nunmehr durch die der Gemeinde 
erteilte Konzeſſion beſchränkt worden iſt. Allerdings iſt es rechtlich 
nicht undenkbar, daß an einer dem Gemeingebrauch unterworfenen 
Sache gewiſſe Sonderrechte einzelner durch beſonderen Rechtstitel, 
z. B. durch Erſitzung, erworben werden (vgl. RG. bei Gruchot 37, 
1015 und RG. 40, 285). Wenn der Kl. mit ſeiner Behauptung 
die Erſitzung eines ſolchen Sonderrechts geltend machen will, ſo 
fehlt doch völlig der hierfür erforderliche Nachweis, daß er in den 
vergangenen Jahrzehnten dies Recht in der Überzeugung aus⸗ 
geübt habe, ein ſolches Sonder recht zu beſitzen (vgl. hierzu RG.: 
PrVerwl. 32, 783, 784 r.). Es ſpricht vielmehr alles dafür, daß 
er die Körbe auf dem Strande lediglich in dem Bewußtſein auf⸗ 
geſtellt hat, daß nach allgemeiner Auffaſſung, infolge des Rechtes 
gen de rauch, ihn niemand daran hindern könne und hin⸗ 
ern werde. 


(Pr BG., 3. Sen., Urt. v. 26. Mai 1932, III C 22/32.) 


2. Sonſtige Derwaltungsbehörden und verwaltungs⸗ 
gerichte. 
Preußen. 
Preußiſches Landesamt für Familiengüter. 


Berichtet von Miniſterialdirigent Dr. Kläſſel, Berlin, Präj. des 
Landesamts für Familiengüter. 


1. Stiftungsmäßige Beſtimmungen über Anfall- 
rechte, die nicht den Fall der geſetzlichen Auflöſung des 
Familienfideikommiſſes betreffen, treten nicht ſchon mit 
dem Beginn der Zwangsauflöſung, ſondern erſt im Zeit- 
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punkte des Freiwerdens des Fideikommißvermögens 
außer Kraft. Einer Anhörung der nach dieſen Beſtim⸗ 
mungen berufenen Anfallberechtigten vor der Erteilung 
von Ermächtigungen oder Genehmigungen zu Verfügungen 
des Fideikommißbeſitzers über Gegenſtände des Fidei⸗ 
kommißvermögens (58 103, 108 Zw Aufl G.) bedarf es jedoch 
nicht. Ebenſowenig iſt bei der freiwilligen Auflöſung 
des Familienfideikommiſſes durch Familienſchluß die 
Zuſtimmung dieſer Anfallberechtigten nach § 9 Abſ. 1 
Ziff. 3 Fam GG. erforderlich. 


Die Entſcheidung der Frage, ob ein für den Fall des Ausſter⸗ 
bens der Familie ſtiftungsmäßig angeordnetes Anfallrecht bereits mit 
dem Beginn der Zwangsauflöſung, regelmäßig alſo am 1. April 1921 
(8 259 Abſ. 1 ZwAuflGG. i. Verb. m. § 3 Satz 1 Zwalufl O.), er⸗ 
loſchen iſt, hängt von der Auslegung des § 5 Abſ. 1 ZwAuflG. (früher 
§ 2 Abſ. 1 Satz 1 ZwAuflVO.) ab. Danach ſollen ſtifungsmäßige 
Beſt. über Anfallrechte bei der Zwangsauflöſung nur inſoweit zur 
Anwendung kommen, als ſie den Fall der geſetzlichen Auflöſung 
des Familienfideikommiſſes betreffen. Der Auffaſſung, daß hierdurch 
ſämtliche ſtiftungsmäßigen Beſt. über Anfallrechte, die nicht den Fall 
der geſetzlichen Auflöſung betreffen, bereits mit Beginn der Zwangs⸗ 
auflöſung außer Kraft getreten ſeien, hat ſich das Landesamt nicht 
anſchließen können. Der Beginn der Zwangsauflöſung berührt noch 
nicht den Beſtand des Fideikommiſſes. Dieſes bleibt vielmehr noch 
ſo lange beſtehen, bis die Vorausſetzungen für den Wegfall der fidei⸗ 
kommiſſariſchen Bindung und das Freiwerden des Fideikommißver⸗ 
mögens eintreten. Solange aber das Fideikommiß als ſolches noch 
beſteht, gilt auch noch das frühere Fideikommißrecht, wozu auch die 
ſtiftungsmäßigen Beſt. über Anfallrechte jeder Art gehören. Etwas 
anderes gilt nur, ſoweit das frühere Fideikommißrecht durch die 
Auflöſungsgeſetzgebung, ſei es ausdrücklich oder ſtillſchweigend, mit 
fofortiger Wirkung oder jedenfalls ſchon mit Wirkung vom Beginn 
der Zwangsauflöſung an, außer Kraft geſetzt iſt. Ein ſolcher Aus⸗ 
nahmefall liegt hier aber nicht vor, denn durch die Beſt. des 8 5 
Abſ. 1 ZwAuflG. (früher 8 2 Abſ. 1 Satz 1 ZwAufl Vo.) find nicht 
ſämtliche ſtiftungsmäßige Beſt. über Anfallrechte, die nicht den Fall 
der geſetzlichen Auflöſung betreffen, von Beginn der Zwangsauflöſung 
an ſchlechthin außer Kraft geſetzt, ſondern nur bei einer beſtimmten 
Angelegenheit, nämlich bei der Zwangsauflöſung, nicht für anwendbar 
erklärt worden. Darin liegt keine Aufhebung dieſer Beſt., ſondern 
nur eine Beſchränkung ihres Anwendungsgebietes. Sie werden bei 
der Zwangsauflöſung, d. h. im eigentlichen Zwangsauflöſungsver⸗ 
fahren, nicht beachtet. Daß ſie nicht ſchon mit Beginn der Zwangs⸗ 
auflöſung ganz außer Kraft geſetzt worden ſind, geht deutlich aus 
88 65 Abf. 1 und 84 ZwAuflG. (früher 8 4 Abf. 1; 8 19 Abſ. 7 
ZwAuflVO.) hervor. Denn dieſe Vorſchr. treffen nicht nur Beſt. für 
die Fälle, in denen ein Anfall auf Grund ſtiftungsmäßiger Beſt. über 
Anfallrechte für den Fall der geſetzlichen Auflöſung erfolgt, ſondern 
auch für ſolche Fälle, in denen der Anfall infolge Ausſterbens oder 
ſonſtigen Fortfalls der folgeberechtigten Familienmitglieder vor der 
Auflöſung eintritt. Sie gehen alſo davon aus, daß das Fideikom⸗ 
mißvermögen in der Zeit vom Beginn der Zwangsauflöſung bis zu 
dem Zeitpunkte, in welchem das Fideikommißvermögen im Wege der 
Zwangsauflöſung freies Vermögen werden würde, nicht nur einem 
Anfallberechtigten anfallen kann, der ſtiftungsmäßig für den Fall 
der geſetzlichen Auflöſung berufen iſt, ſondern auch Aufallberechtigten, 
die für den Fall des Ausſterbens oder des ſonſtigen Wegfalls der 
folgeberechtigten Familienmitglieder berufen ſind. Für die Annahme, 
daß unter den für den Fall des Ausſterbens oder des ſonſtigen Weg⸗ 
falls der folgeberechtigten Familienmitglieder berufenen Anfallberech⸗ 
tigten i. ©. der 88 65, 84 ZwAuflGG. nur die kraft Geſetzes für 
dieſe Fälle berufenen Anfallberechtigten gemeint ſeien, nicht aber die 
ſtiftungsmäßig Berufenen, liegen keine ausreichenden Anhalts⸗ 
punkte vor. Es fehlt an jedem berechtigten Grunde für dieſe Unter⸗ 
ſcheidung. Die Annahme, daß die ſtiftungsmäßigen Veſt. über Anfall⸗ 
rechte, die nicht den Fall der geſetzlichen Auflöſung betreffen, bereits 
mit Beginn der Zwangsauflöſung außer Kraft geſetzt worden ſeien, 
würde zudem über den Zweck des § 5 Abſ. 1 ZwAuflG. hinaus⸗ 
gehen. Durch dieſe Belt. ſoll die Zwangsauflöſung erleichtert wer⸗ 
den. Letztere ſoll nicht durch die Rückſichtnahme auf Beſt. über An⸗ 
fallrechte, bei denen nicht nur die Anfallberechtigten der Perſon nach 
noch nicht feſtſtehen, ſondern auch noch ungewiß iſt, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen des Anfalls überhaupt eintreten, belaſtet werden. Zur Er⸗ 
reichung dieſes Zweckes genügt es aber, die fraglichen Beſt. für das 
Gebiet der Zwangsauflöſung für nicht anwendbar zu erklären. Da⸗ 
gegen iſt es nicht erforderlich, fie bereits mit Beginn der Zwangs⸗ 
auflöſung völlig außer Kraft zu ſetzen. Dies würde vielmehr dem 
Sinn und Zweck der Auflöſung widerſprechen, da dann ſtiftungs⸗ 
mäßige Beſt., nach denen das Fideikommißvermögen u. U. früher 
freies Vermögen werden kann, als auf Grund der Beſt. ber Zwangs⸗ 
auflöſungsgeſetzgebung vorzeitig ihre Kraft verlören. 


Der Anſicht, daß ſtiftungsmäßige Beſt. über Anfallrechte der 
hier fraglichen Art nicht mit den Beſt. des § 2109 BGB. zu ber» 
einbaren und deshalb wirkungslos ſeien, kann nicht beigetreten wer⸗ 
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den. Von jeher iſt anerkannt worden, daß in der Stiftungsurkunde 
oder in Nachtrügen dazu Bet. getroffen werden konnten, wonach das 
Fideikommißvermögen beim Eintreten gewiſſer Vorausſetzungen als 
freies Vermögen beſtimmten Perſonen anfallen ſoll. Als erbrechtliche 
Vfg. find derartige Beſt. nicht anzuſehen. Es handelt ſich vielmehr 
um Rechtsgeſchäfte fideikommißrechtlicher Natur, die ſich als Erwei⸗ 
terung des fideikommißrechtlichen Stiftungsgeſchäfts darſtellen, und 
deren Auläffigkeit gewohnheitsrechtlich allgemein anerkannt iſt (RE. 
Nr. 2 und 61). Ob die Vorſchr. des § 2109 BGB. von Bedeutung 
ſind, wenn mehrere Anfallberechtigte nacheinander berufen ſind, 
kann dahingeſtellt bleiben, da dieſer Fall hier nicht in Betracht 
kommt. 

Nach alledem treten ſtiftungsmäßige Beſt. über Aufallrechte, die 
nicht den Fall der geſetzlichen Auflöſung betreffen, nicht ſchon mit 
Beginn der Zwangsauflöſung außer Kraft. Sie bleiben vielmehr vor⸗ 
läufig noch beſtehen. Auf ihrer Grundlage kann ſich daher auch noch 
nach Beginn der Zwangsauflöſung ein Anfall vollziehen, wenn die 
Vorausſetzungen des Anfalls vor dem Zeitpunkt eintreten, in dem 
nach den Vorſchr. des Zw Aufl. der Fall des Freiwerdens des Fidei⸗ 
kommißvermögens eintritt. Erfüllen ſich die Vorausſetzungen des 
Anfalls nicht in dieſem Zeitraum, ſo werden die ſtiftungsmäßigen 
Beſt. über Anfallrechte, die nicht den Fall ber geſetzlichen Auflöſung 
betreffen, in dem Zeitpunkte hinfällig, in dem im Wege der Zwangs⸗ 
auflöſung das Fideikommißvermögen freies Vermögen wird. 

Mit Recht folgert das Auflöſungsamt aus den Beſt. des 8 4 Abſ. 2 
Ziff. 2 und 8 9 Abſ. 1 Ziff. 3 Fam., wonach einem Familienſchluß über 
die freiwillige Auflöſung des Familienguts die Beſtätigung zu verſagen iſt, 
wenn ohne ſchriftliche Zuſtimmung der Berechtigten die bei geſetzlicher Auf⸗ 
löſung beſtehenden Anfallrechte beeinträchtigt werden, daß die Zuſtim⸗ 
mung anderer Anfallberechtigter nicht notwendig iſt, abgeſehen von 
den hier nicht in Betracht kommenden Anfallberechtigten, deren Rechte 
etwa durch einen Familienbeſchluß begründet ſind, der die freiwillige 
allmähliche Auflöſung des Familienguts angeordnet oder mit Rück⸗ 
ſicht auf die Auflöſung eine ſonſtige Regelung durch Begr. von 
Anfallrechten getroffen hat. Seelmann⸗Eggebert (8 9 Anm. 15 
Fam G.), der den hier vertretenen Standpunkt teilt, daß ſtiftungs⸗ 
mäßige Beſt. über Anfallrechte, die nicht den Fall der geſetzlichen 
Auflöſung betreffen, nicht ſchon mit Beginn der Zwangsauflöſung 
außer Kraft treten, meint zwar, daß auch die nach dieſen Beſt. als 
Anfallberechtigte in Betracht kommenden Perſonen bei der freiwilligen 
Auflöſung des Familienguts durch Familienſchluß zu berückſichtigen 
ſind. Dieſe Anſicht iſt jedoch mit dem klaren Wortlaut des Geſetzes 
nicht in Einklang zu bringen. Offenbar wollte das Geſetz in dem 
Beſtreben, die freiwillige Auflöſung nach Möglichkeit zu vereinfachen, 
den nicht für den Fall der geſetzlichen Auflöſung ſtiftungsmäßig be⸗ 
rufenen Anfallberechtigten keinerlei Einfluß auf die Entſchließung 
darüber, ob das Familiengut freiwillig aufgelöſt werden ſoll, ein⸗ 
räumen. Es hat vielmehr dieſe Entſchließung in die Hand der zur 
Teilnahme am Familienſchluſſe berechtigten Familienmitglieder ge⸗ 
legt und nur zugunſten beſtimmter Anfallberechtigter (89 Abſ. 1 
Ziff. 3 Fam.) Schutzvorſchr. getroffen. Zu dieſen gehören aber 
die hier in Frage ſtehenden Anfallberechtigten nicht. Ein Recht der 
nicht für den Fall der geſetzlichen Auflöſung ſtiftungsmäßig berufenen 
Anfallberechtigten darauf, daß die hierzu berufenen Fami ienmitglie⸗ 
der nicht die freiwillige Auflöſung des Familiengutes beſchließen, ſon⸗ 
dern das Fideikommiß beſtehen laſſen, damit die Vorausſetzungen des 
Anfalls gegebenenfalls noch eintreten können, kann hiernach nicht 
anerkannt werden. 


= mm 

Zu 1. Am gleichen Tage ift eine zweite Entſch. desſelben 
Inhalts wegen der Kongoanleihe von 1906 ergangen. Es trifft zu, 
daß ſich in den Anleihebeſtimmungen nicht eine Klauſel findet, welche 
eindeutig als eine Gold wert klauſel angeſehen werden kann, wie 
überhaupt erſt die deutſche Praxis nach den Erfahrungen der In⸗ 
flation zu einer einwandfreien Formulierung einer Gold wert klauſel 
gelangt iſt. Auch viele internationale Nachkriegsanleihen enthalten 
Vereinbarungen, die vielleicht als Gold mün z klauſeln gewertet wer⸗ 
den können, obwohl dies zweifellos nicht die Abſicht der vertrag⸗ 
ſchließenden Parteien war und die Stabiliſierung der Verpflichtung 
in Nachkriegsverträgen zweifellos angeſtrebt wurde. Nichtsdeſto⸗ 
weniger und wirtſchaftlich begreiflicherweiſe ſuchen ſich überall die 
Schuldner einer Goldverpflichtung zu entziehen und bieten eine 
Zahlung in der aus der Währungsbeſtimmung zu erkennenden 
Landeswährung an. Beſonders intereſſant 05 der Verſuch der hier 
mitgeteilten Entſch, um zwar für den vorl. Fall um die Gold⸗ 
verpflichtung herumzukommen, nichtsdeſtoweniger aber den Stand⸗ 
punkt der Gläubigerintereſſen nicht allgemein zu präjudizieren. Bei 
den Grundſätzen, die die Cour Permanente aufgeſtellt hat (Urt. 
Nr. 14 und 15, Publication Série A No. 20 et 21; ſ. JW. 1932, 
3843 Anm.), war es bei dem gekennzeichneten Beſtreben folgerichtig, 
den internationalen Charakter der Kongognleihe zu verneinen und zu 
der tatſächlichen Feſtſtellung zu gelangen, Ort des Abſchluſſes des 
Geſchäfts und Ort feiner Erfüllung ſei nur in Belgien geweſen. 
Hiernach würde alſo die Theſe gelten, eine Goldklauſel ohne Klaren 
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Wenn aber das Familienfideikommiß ohne Zuſtimmung der nicht 
für den Fall der geſetzlichen Auflöſung ſtiftungsmäßig berufenen Anfall⸗ 
berechtigten ſogar durch Familienbeſchluß aufgelöſt werden kann, fo iſt auch 
nicht anzunehmen, daß es einer Anhörung dieſer Anfallberechtigten vor 
der Erteilung von Ermächtigungen oder Genehmigungen zu Verfügun⸗ 
gen des Fideikommißbeſitzers über Gegenſtände des Fideikommiß⸗ 
vermögens bedarf. Zudem findet 8 108 Zw Aufl. hinſichtlich der 
Frage, unter welchen Vorausſetzungen vor der Erteilung von Er⸗ 
mächtigungen oder Genehmigungen zu Vfg. des Fideikommißbeſitzers 
über Gegenſtände des Fideikommißvermögens an Stelle des nächſten 
Folgeberechtigten der Anfallberechtigte zu hören iſt, ſowie hinſichtlich 
der weiteren Frage, ob nur die Anhörung der für den Fall der geſetz⸗ 
lichen Auflöſung ſtiftungsmäßig berufenen Anfallberechtigten oder der 
Anfallberechtigten jeder Art in Betracht kommt, ſeine Ergänzung 
offenſichtlich im 8 226 Abſ. 3 Zw Aufl. Nach dieſer Beſt. kommt 
aber nur eine Anhörung der für den Fall der geſetzlichen Auflöſung 
ſtiftungsmäßig berufenen Anfallberechtigten in Frage. 

(LA Fam., NE. Nr. 84 v. 14. Dez. 1932, LA 29/11.) 


D. Ausländiſche Gerichte. 
Belgien. 


Velgiſcher Kaſſationshof. 


1. Die Zahlung der Kongokupons braucht trotz Gold⸗ 
klaufel nicht zum Goldwert zu erfolgen, da es ſich nicht 
um eine internationale Anleihe handelt. 7) 

„Die Anleiheurkunden des Unabhängigen Kongoſtaates, An⸗ 
leihe von 1901, beſtimmen, daß die jährliche Rente von 20 Franken 
in Goldgeld zahlbar iſt, in Belgien bei dem Generalſchatzamt des 
Kongoſtaates in Brüſſel und bei der Banque Nationale und in 
Frankreich bei R. in Paris. Die VD., welche dieſe Anleiheausgabe 
vorſah, beſagte, daß die Kupons in Goldgeld bei dem Schapamt in 
Brüſſel und bei ſpäter zu bezeichnenden Bankhäuſern in Brüſſel und 
Paris zahlbar ſind, daß ferner die Entſch. feſtſtellt, die Anleihe iſt 
vom Unabhängigen Kongoſtaat abgeſchloſſen, der damals politiſch un⸗ 
abhängig von Belgien war, dieſer Staat hatte ſeinen Regierungs⸗ 
ſitz in Belgien, das Geſchäft iſt vollſtändig in Belgien getätigt wor⸗ 
den, der Kongoſtaat ſpäter belgiſche Kolonie geworden und der An⸗ 
leihedienſt von Belgien übernommen worden. Wenn die Rente nicht 
nur in Belgien, ſondern auch in Paris bei R. zahlbar war, be⸗ 
deutet dies nichts anderes als die Benennung eines Beauftragten 
zu dem Zweck, den franz. Kapitaliſten, denen eine Anlage in dieſer 
Anleihe zuſagen könnte, die Inempfangnahme ihrer Einkünfte zu 
erleichtern. Hieraus iſt zu folgern, daß es ſich nicht um eine inter⸗ 
nationale Anleihe, ſondern um eine völlig in Belgien ausgegebene 
und zahlbare handelt. Nun iſt nach dem Inhalt der Kgl. VO. 
v. 2. Aug. 1914 und Art. 7 XD. v. 25. Okt 1926 die Klauſel auf 
Zahlung in Goldgeld in einem ſolchen Vertrage nichtig und wir⸗ 
kungslos, ſogar dann, wenn die Parteien, wie Kl. behaupten, die 
Abſicht hatten, die Anleihegläubiger gegen die Geldentwertung zu 
ſchützen. Dieſe VO. hat die Fiktion der Gleichwertigkeit des gegen⸗ 
wärkigen und des Vorkriegsfranken geſchaffen in dem Sinne, daß 
der neue Franken zur Erfüllung der in Franken unter der früheren 


Goldwertcharakter iſt bei rein internen Anleihen eine Goldmünz⸗ 
klauſel und unterliegt währungsgeſetzlichen Eingriffen des Landes, 
bei internationalen Anleihen dagegen können dieſe Wahrungsgeſetze 
nicht eingreifen, und die indifferente Goldklauſel wird damit zur 
Goldwertklauſel. In den Vereinigten Staaten ſucht man durch einen 
Eingriff der Bundesgeſetzgebung auch die Goldwertklauſel zu beſeitigen. 
Welche Auswirkungen dieſes Geſetz haben kann, läßt ſich noch nicht 
überblicken. Als verfaſſungswidrig wird das Geſetz von der wohl über⸗ 
wiegenden Auffaſſung deshalb nicht angeſehen, weil in Art. I Sec. 10 
81 es nicht den Vereinigten Staaten, ſondern nur jedem einzelnen 
Staat unterſagt iſt, ein Geſetz zu erlaſſen, durch das vertragliche Ver⸗ 
pflichtungen beeinträchtigt werden. Aber ſelbſt wenn innerhalb der 
Vereinigten Staaten dieſes Geſetz als rechtswirkſam anzuſehen iſt, jo 
läßt ſich daraus noch nicht herleiken, daß außeramerikaniſche Schuldner 
gegenüber ihren nichtamerikaniſchen Gläubigern durch dieſes Geſetz von 
der Goldverpflichtung befreit find. Im übrigen ift es ſehr oft nicht 
Klar, ob eine einfache Goldmünzklauſel oder eine Goldwertklauſel ver⸗ 
einbart iſt. Sehr oft erwähnen die Anleiheurkunden und die Anleihe⸗ 
bedingungen nur ſchlechthin Golddollar, ohne von einer Zahlung in 
Goldmünzen zu ſprechen. Golddollar hat es aber als Währungseinheit 
in den Vereinigten Staaten ebenſowenig jemals gegeben, wie in 
anderen Ländern Goldfranken, fo daß hieraus auch bei dieſen reichlich 
unbeſtimmten Vereinbarungen ſehr viel für die Annahme des Gold⸗ 
wertcharakters der Abmachungen ſprechen würde. 


RA. C. Hermann Ohſe, Berlin. 
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Geſetzgebung eingegangenen Verbindlichkeiten dienen kann, gerade 
als ob der neue Frank dieſelbe Menge Koftbaren Metalls enthielte 
wie der alte Frank; der Bericht an den König, der dieſer VO. 
vorausgeht, beſagt: „Der Frank wird ſeine Stellung in der natio⸗ 
nalen Wirtſchaft behalten und wird hinſichtlich der Geſchäfte und der 
Erfüllung von Verträgen morgen dasſelbe ſein, was er geſtern war. 
Nichts iſt hinſichtlich des Zwangskurſes der Banknoten noch hin⸗ 
ſichtlich der Verpflichtung für die öffentlichen Kaſſen und die privaten 
geändert, ſie ſind trotz aller entgegenſtehenden Vereinbarungen als 
geſetzliches Zahlungsmittel in Empfang zu nehmen.“ 

(Belg. Kaſſationshof, 1. K., Entſch. v. 27. April 1933, Sarot du 
Beilay et Desouches c. la Colonie du Congo belge et l' Etat belge.) 


Polen. 
Oberſtes Landesgericht Warſchau. 


1. Polniſches Zivilrecht. In den ehemals ruſſiſchen 
Gebieten Polens iſt die Vereinbarung eines Eigentums- 
vorbehalts an einer gelieferten Maſchine zuläſſig. Der 
Eigentums vorbehalt bleibt auch im Konkurs des Abzah— 
lungskäufers wirkſam. f) 

Die Kl. hat auf Grund eines Verkaufvertrages v. J. 1928 
der bekl. Firma eine Lokomobile geliefert, zahlbar außer der An⸗ 
zahlung in vier Raten. Zur Sicherung der Ratenzahlung in den 
feſtgelegten Terminen ſtellte die bekl. Firma Wechſel aus. Ver⸗ 
tragsbedingung war, daß die Lokomobile bis zur Entrichtung des 
vollen Kaufpreiſes Eigentum der Kl. bleibe, die die Maſchine auf 
Koſten der bekl. Firma zurücknehmen dürfe. Der letzte Ratenwech⸗ 
ſel wurde von der Käuferin nicht bezahlt. Die bekl. Firma wurde 
auf Zahlung des Betrages verurteilt, die Kl. hat jedoch den ihr 
zuſtehenden Betrag nicht erhalten. Im Laufe des Prozeſſes iſt 
die bekl. Firma in Konkurs geraten. Die Klage richtet ſich nun⸗ 
mehr auf Verurteilung zur Herausgabe der noch unter Eigentums⸗ 
vorbehalt ſtehenden Lokomobile. 

Das LG. hat der Klage ſtattgegeben, die Kaſſationsklage 
wurde Pe: 

In der Kaſſationsklage der Konkursmaſſe der bekl. Firma 
wird Verletzung der Art. 6, 1131, 1133, 1165, 1328, 1583 und 
2279 ZGB.) i. Verb. m. Art. 7, S. 5 des Geſetzes über Privi⸗ 
legien und Hypotheken, ſowie mit Art. 576 und 577 HGB. und 
mit Art. 9, 339, 366 und 711 ZPO. behauptet. 

Die Kaſſationsklage wirft dem vorinſtanzlichen Urt., insbeſ. 
Kolliſion mit den Vorſchr. des Art. 1583 ZGB. durch Zulaſſung 
der Möglichkeit einer Bedingung in dem zwiſchen den ſtreitführen⸗ 
den Parteien abgeſchloſſenen Vertrag vor, derzufolge das Eigen⸗ 
tumsrecht an der verkauften Lokomobile zugunſten der Kl. bis zur 
vollen Entrichtung des Kaufpreiſes durch die bekl. Firma vor⸗ 
behalten bleiben ſollte. Die Kaſſationsklage vertritt die Meinung, 
daß die Gültigkeit der Bedingung des Eigentumsüberganges ab⸗ 
zulehnen und daher der Kaufvertrag als unwirkſam anzuſehen ſei. 


Zu 1. A. Das Urt. iſt bedeutungsvoll. Soweit nach 
Art. 9 des Geſ. über das internationale Privatrecht in Polen v. 
2. Aug. 1926 ausländiſches Recht, alſo zum Beiſpiel deutſches 
Recht, anzuwenden iſt, kann ſelbſtverſtändlich die Gültigkeit der 
Vereinbarung eines Eigentumsvorbehalts für deutſche Lieferanten 
nicht bezweifelt werden. Die Entſch. des OLG, in Warſchau ftüht 
ſich aber gerade nicht auf die Anwendung deutſchen Rechts, ſondern 
bringt zum Ausdruck, daß auch in den ehemals ruſſiſchen Ge⸗ 
bieten die Vereinbarung eines Eigentumsvorbehalts gültig iſt. 
Dieſe Gültigkeit wird trotz der Vorſchr. über das Konkursverfahren 
und trotz der Rſpr. der letzten Jahrzehnte, welche den Eigentums⸗ 
vorbehalt als mit den Vorſchr. des öffentlichen Rechts kollidierend 
abgelehnt hatten, anerkannt. Das Urt. hat grundſätzliche Bedeu⸗ 
tung für ganz Polen erlangt und dürfte insbeſ. für deutſche Liefe⸗ 
ranten dann weſentlich ſein, wenn ſich eine Vereinbarung über die 
Anwendbarkeit deutſchen Rechts z. B. wegen Unklarheit der Lie⸗ 
ferbedingungen uſw. nicht ſicher nachweiſen läßt. 

RA. Dr. Joh. Lochner, Kaſſel. 


B. Es handelt ſich offenbar um eine Entſch. für die öſt⸗ 
lichen Provinzen Polens, für welche das alte ruſ⸗ 


1) ZGB. ſoll heißen KC. (Kodeks Cywilny) Zivilgeſetzbuch; 
HGB. ſoll heißen KH. (Kodeks Handlowy) Handelsgeſetzbuch; 
ABO. ſoll heißen UPC. (Ustawa Postepowania Cywilnego) 
Zivilprozeßordnung. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Dieſer Vorwurf muß als unbegründet angeſehen werden (vgl. 
Urt. des OLG. in der Sache Nr. 168/1928). Da auf Grund des 
Art. 1584 3G B. ein Verkauf auch unter Hinzufügung einer ſus⸗ 
pendierenden Klauſel erfolgen kann, ſo iſt die Vorſchr. des Art. 1583 
3GB., derzufolge das Eigentumsrecht eines verkauften Gegenſtan⸗ 
des von Rechts wegen auf den Käufer übergeht, wenn man über 
den Gegenſtand und ſeinen Preis einig geworden iſt, nicht als eine 
Vorſchr. öffentlicher Ordnung anzusehen. Infolgedeſſen iſt der im 
Vertrag enthaltene Vorbehalt, wonach das Eigentum an dem ver⸗ 
kauften Gegenſtand auf den Käufer erſt mit der vollen Entrich⸗ 
tung des Kaufpreiſes übergeht, da ne: Vorbehalt weder gegen 
die guten Sitten verſtößt, noch unerfüllbare Bedingungen ſtatuiert, 
noch den Vertrag von einer Willkür abhängig macht, nicht als un⸗ 
gültig angeſehen worden. 

Die Bezugnahme der Kaſſationsklage auf den Art. 7 85 des 
Gef. über Privilegien und Hyß., ſowie auf die Vorſchr. des HGB. 
über die Zurückgewinnung beim Konkurs, kann keine Bedeutung 
haben, da von der Kl. ein Privileg den anderen Gläubigern der 
Konkursmaſſe gegenüber nicht gefordert, ſondern nur um Her⸗ 
ausgabe der Lokomobile geklagt wird, die dem Vertrag gemäß ihr 
Eigentum iſt. Die Vorſchr. des Art. 576 N SGB. beziehen jic auf 
Rückerſtattungsforderungen der zu gewöhnlichen Bedingungen ver⸗ 
kauften Gegenſtände, ohne Eigentumsvorbehalt des Verkäufers. 
In dem vorl. Falle handelt es ſich aber um einen Gegenſtand, der 
in die bewegliche Konkursmaſſe nicht einbegriffen werden darf, da 
er nicht das Eigentum der in Konkurs geratenen Firma war. 

Bei den oben aufgeführten Prämiſſen kann die Bezugnahme 
ab die regionalen Geſetze über den Ratenverkauf keine Bedeutung 
aben. 

Der Vorwurf der Kolliſion mit dem Art. 1328 3G B., auf 
dem Umſtand fußend, daß der Lokomobilverkaufsvertrag kein 
„ſicheres Datum“ trage, kann keine Bedeutung haben, da dieſer 
Vorwurf erſt in der Kaſſationsinſtanz erhoben worden iſt. 

Der Vorwurf der Kolliſion mit dem Art. 2279 36 B., daß 
nämlich ein Widerſpruch beſtehe zwiſchen den Grundſätzen dieſes 
Artikels und der ee derzufolge dem Verkäufer das 
Eigentumsrecht bis zur Entrichtung der vollen Kaufſumme vor⸗ 
behalten bleibt, iſt nicht zutreffend. Der Beſitzer eines beweglichen 
Gegenſtandes kann ſich nur dann auf dieſen Artikel berufen, wenn 
er den Gegenſtand animo domini beſitzt. Im vorl. Falle konnte 
aber der Beſitz der bell. 1 00 nach dem Vertrage, der mit der 
Kl. abgeſchloſſen war, dieſen Charakter nicht tragen. 

Schließlich kann auch der Vorwurf der Kollifion mit dem 
Art. 1165 3G B., nachdem durch das vorinſtanzliche Urt. die Ver⸗ 
tragsgültigkeit anerkannt iſt, bzgl. der Konkursmaſſe keine Be⸗ 
deutung haben. Die Konkursmaſſe des Gewerbetreibenden kann 
nicht mehr Rechte beſitzen, als die in Konkurs geratene gain 
ſelbſt beſaß, die im gegebenen Falle die Lokomobile mit dem Eigen- 
tumsvorbehalt zugunſten des Verkäufers bis zur vollen Entrich⸗ 
tung des Kaufpreiſes erworben hat. 


(Obscg. Warſchau, Urt. v. 22. Sept. 1932.) 
Überſetzt und mitget. von RA. Dr. Joh. Lochner, Kaſſel. 


ſiſche Recht gilt (Rechtsvergl. Handwörterb. J Länderberichte 
S. 161). Bei dem angezogenen ZGB. handelt es ſich offenbar um 
den ruſſiſchen Zivilkodex (Swod zakanow). Die angezogene ZPO. 
iſt jedenfalls die neue und einheitliche ZPO. für Polen v. 29. Nov. 
1930 (vgl. ZAuslIntPrR. 1931, 515). 

In den vier Rechtsgebieten Polens gilt für den Eigentums⸗ 
vorbehalt in den ehemals deutſchen und öſterreichiſchen Teilen 
deutſches und in dieſem Punkte gleiches öſterreichiſches Recht. In 
Kongreßpolen hat das oberſte Gericht den Eigentumsvorbehalt 
auf Grund des dort herrſchenden franzöſiſchen Rechtes für zuläſſig 
erklärt. Das franzöſiſche Recht aber verſagt dem Eigentumsvor⸗ 
behalt gerade im Konkurſe die Wirkung. In dieſer Frage iſt in 
Kongreßpolen, ſoweit erſichtlich, noch keine 1 erfolgt (vgl. 
hierzu Günter Stulz, Der Eigentumsvorbehalt im in⸗ und 
ausländ. Recht, 3. erw. Aufl. 1932, S. 12). Für das Gebiet des 
ruſſiſchen Rechtes war die Frage des Eigentumsvorbehalts gänz⸗ 
lich ungeklärt. Die Bedeutung obiger Entſch. liegt in zwei Punk⸗ 
ten. Zunächſt läßt ſie für dieſes Rechtsgebiet den Eigentums⸗ 
vorbehalt überhaupt zu. Sodann bringt ſie für dieſes Gebiet die 
deutſche Rechtsauffaſſung zur Anwendung, welche dem Eigentums⸗ 
vorbehalt auch dem Konkurſe gegenüber Wirkung verleiht. Un⸗ 
geklärt dürfte, ſoweit erſichtlich, nur noch für Kongreßpolen (Ge⸗ 
biet des franzöſiſchen Rechtes) die Frage der Wirkſamkeit des 
Eigentumsvorbehaltes gegenüber dem Konkurſe ſein. 

Prof. Dr. Heinrich Hoeniger, Kiel. 
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